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Iſt der verkauf einer ärztlichen Praxis 
als verſtoß gegen die guten Sitten ($ 138 Abſ. 1 665.) nichtig? 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Walter Kallfelz, Cottbus 


ti Die Veranlaſſung zu einer näheren Unterſuchung dieſer 
gebretiſch wie praktiſch gleich intereſſanten und bedeutungs⸗ 
zollen Frage gibt ein Urteil des RG., 2. ZivSen., v. 8. Jan. 
“= au deſſen ausführlicher und grundſätzlicher Erörterung 
wir Problems Stellung genommen werden ſoll. Gleichzeitig 
. ein Urteil desſelben Senats v. 24. Nov. 1936 1a) ver⸗ 
Alentlicht, das ſich mit der Zuläſſigkeit des Verkaufs einer 
luschtsanwaltspraxis beſchäftigt. Wenn ich auch die Behand⸗ 
o 9 Diefer Frage einer berufeneren Feder überlaſſen möchte, 
1 läßt es ſich doch ſchon deshalb nicht ganz vermeiden, einige 
arallelen zu ziehen, weil beide Entſcheidungen aufeinander 
1.8 nehmen und ausdrücklich ausſprechen, daß die Löſung 
mn Problems bei beiden Berufen künftig nach grundſätzlich 
no weſentlich gleichen Geſichtspunkten erfolgen muſſe. 
Die Leitſätze der ärztlichen Entſcheidung lauten: „Nicht 
7 Verſtoß gegen die ärztlichen Standesvorſchriften macht 
zun Rechtsgeſchäft nichtig. Nicht jeder Verkauf einer ärztlichen 
braris iſt ſittenwidrig.“ 
bier Das RG. iſt damit feiner bisherigen Rechtſprechung zu 
en Fragen treu geblieben. Es lehnt auch heute noch die 
„olute Gleichſetzung von Standeswidrigkeit mit allgemeiner 
dittenwidrigkeit ab und ſieht den Verkauf einer ärztlichen, 
zahnärztlichen oder tierärztlichen Praxis?) nicht grundſätzlich, 
ndern nur unter beſonderen Umſtänden als ſittenwidrig und 
amit gemäß § 138 Abi. 1 BGB. nichtig an. 
jeh Vor der näheren Behandlung dieſer Fragen bedarf es 
1205 zunächſt einer klaren Begriffsbeſtimmung. Was haben 
hi b unter dem zuſammengeſetzten Begriff „Verkauf einer ärzt⸗ 
ichen Praxis“ tatſächlich und rechtlich zu verſtehen? 


Was bedeutet „Verkauf einer ärztlichen Praxis“? 


erl Der Laie wird unſer Problem meiſt kaum begreifen. Er 
5 es täglich, daß Arzte oder Rechtsanwälte die Praxis 
zei es Berufsfameraden übernehmen. Ein Blick in den An⸗ 
zagenteil des „Deutſchen Arzteblatts“ wie der „Juriſtiſchen 
ſechenſchrift“ zeigt, daß Angebote und Nachfragen wegen der 

ergabe und Übernahme einer Praxis auch heute noch all⸗ 
mein üblich ſind. Jedermann weiß auch, daß es ſich hier 
im entgeltliche Rechtsgeſchäfte handelt und auch, wenn nicht 
Hofe ſo doch jedenfalls nicht ſelten nicht nur um die 
wüste Überlaſſung von beruflichen Einrichtungs⸗ und Aus⸗ 
nnn zu ihrem gewöhnlichen Sachwert. Wenn 


9) II 126/36: JW. 1937, 9232. 

20, II 131/36: JW. 1937, 921.1. 
inap ) Dieſe drei Berufe find gleichzuſtellen, |. RC. 75, 120 und 
1 ei. den Beſchluß der VerZivSen. v. 23. März 1934: RG. 144, 
dies „JW. 1934, 16411. Für den Beruf des Tierarztes ergibt ſich 
fin ſchon aus den der RärzteO. im weſentlichen nachgebildeten Be⸗ 
bedlnangen der RTierärzteO. Einer anderen rechtlichen Behandlung 
täti ten dagegen die Dentiſten und ſonſtige ohne ärztliche Beſtallung 

gen Heilkundigen. 


in dieſen Fällen ausdrücklich von der Übergabe einer 
Praxis die Rede iſt, ſo fragt es ſich, was man alſo unter 
der Praxis, die abgegeben und übernommen werden ſoll, 
verſteht. 

Es erſcheint zunächſt jedem klar, daß es ſich hier nicht 
um etwas Ahnliches wie den „eingerichteten Gewerbebetrieb“, 
das Geſchäft des Kaufmannes und ſonſtigen Gewerbetreiben⸗ 
den, handelt. Die Abgrenzung zwiſchen ihnen und den ſog. 
freien Berufen der Arzte und Rechtsanwälte, die in der ver⸗ 
gangenen Zeit, wenn nicht offiziell, ſo doch praktiſch vielfach 
verwiſcht zu werden drohte, iſt heute wieder ſcharf gezogen. 
Für den Arzteſtand iſt es in den §8 1 u. 19 RArzteO.s) geſetz⸗ 
lich klar feſtgelegt worden, daß der Arzt „zum Dienſt an der 
Geſundheit des einzelnen Menſchen und des geſamten Volkes 
berufen iſt“, daß er „eine durch dieſes Geſetz geregelte öffent⸗ 
liche Aufgabe“ erfüllt, und daß der ärztliche Beruf kein Ge⸗ 
werbe iſt⸗). Trotz gewiſſer rein äußerlicher Ähnlichkeiten unter⸗ 
ſcheidet ſich daher die Tätigkeit des Arztes heute grundſätzlicher 
denn je von jeder gewerblichen und geſchäftlichen Tätigkeit. 
Sie nähert ſich ſogar, wie die Vorſchriften über Erteilung, 
Verſagung und Rücknahme der ärztlichen Beſtallung, die 
Niederlaſſungsbeſtimmungen und insbeſondere neueſtens die 
Vorſchriften über die Pflichtfortbildung zeigen, in vielen ent⸗ 
ſcheidenden Punkten dem Charakter eines Amtes, etwa dem 
des Notars, der die Pflichten, Bindungen und die Berufs⸗ 
ausübung einer beamteten Stellung mit der Möglichkeit der 
Auswahl und dem auf den beſonderen perſönlichen Fähigkeiten 
beruhenden Vertrauensverhältnis zu den Klienten vereinigt. 
Hieraus und aus dem Mangel einer ſtaatlichen Altersverſor⸗ 
gung ergibt ſich mehr als Konſequenz denn als Charakteriſti⸗ 
kum des Berufes die freie Erwerbsmöglichkeits). Daß weder 
die öffentliche Aufgabe des Arztes noch etwa der Kreis ſeiner 
Patienten ſelbſt oder auch das zwiſchen beiden geſchaffene 
Vertrauensverhältnis überhaupt als Gegenſtand einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Übertragung in Betracht kommen kann, bedarf 
keiner näheren Begründung. Das RG.) ſieht als Vertrags⸗ 
gegenſtand an „gewiſſe Möglichkeiten, die ſich dahin zuſammen⸗ 
faſſen laſſen, daß die Patienten, die von dem früheren Inhaber 
der Praxis behandelt wurden, jedenfalls z. T. aus Gewohnheit 
den Übernehmer der Praxis aufſuchen werden, zumal wenn er 
feine Tätigkeit in denſelben Räumen ausübt“. Hühns) ver⸗ 


) Siehe aber ſchon Ebermaher „Der Arzt im Recht“, Leip⸗ 
zig 1930, S. 9. * 

) Als ſteuerliche Konſequenz iſt ab 1. April 1937 die Befreiung 
der Arzte und Rechtsanwälte von der Gewerbeſteuer eingetreten. 

5) 8S 2 ff. RArzteO. N j 

6) Die aber auch, wenigſtens was das Kaſſeneinkommen anbe⸗ 
langt, erhebliche Einſchräankungen zugunſten der allgemeinen Inter⸗ 
eſſen des Berufsſtandes erleidet (Famjlienausgleichskaſſe). 

1) RG. 115, 272 JW. 1927, 5132, 

8) In ſeiner Jenaer Diſſertation „Der Verkauf einer ärztlichen 
Praxis“, Erfurt 1935, S. 9. 
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ſteht unter ärztlicher Praxis „die Summe der auf Vertrauen 
beruhenden perſönlichen Beziehungen des Arztes zu anderen 
Perſonen und die damit verbundene Möglichkeit der Anknüp⸗ 
fung neuer ſolcher Beziehungen“. Da er dieſe richtig als nicht 
übertragbar anſieht, bezeichnet er als Gegenſtand des reinen 
und als weſentlichen Beſtandteil des gemiſchten Praxisveräuße⸗ 
rungsvertrages „die günſtige Möglichkeit zur Erringung einer 
neuen Praxis“ ). Nach Schrödter to) bedeutet die ärzt⸗ 
liche Praxis „die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit 
Patienten zu bekommen und ſich erhalten zu können, alſo ein 
Konglomerat von Möglichkeiten und Unmöglichkeiten“. 

Im übrigen ſoll hier jedoch auf die mannigfaltigen Kon⸗ 
ſtruktionen der Rechtslehre, die zum Teil auch die Rechtsnatur 
des Übergabevertrages als Kauf leugnete, nicht näher ein⸗ 
gegangen werden). Uns kann und muß genügen, daß die 
Verkehrsanſchauung der beteiligten Kreiſe und die Recht⸗ 
ſprechung in dieſer Beziehung feſte Begriffe entwickelt haben, 
die ärztliche Praxis als übertragungsfähiges Rechtsgut und 
ihre entgeltliche Überlaffung als Kauf anſehen 12). Es ſei hier⸗ 
bei betont, daß die bloße Übertragung von Einrichtungsgegen⸗ 
ſtänden, Grundſtücken oder Mieträumen zu einem den an⸗ 
gemeſſenen und üblichen Wert nicht überſteigenden Preis nicht 
als Praxisverkauf im Sinne unſerer Problemſtellung angeſehen 
werden kann. Andererſeits werden heute reine Praxiskauf⸗ 
verträge wegen ihrer Standeswidrigkeit und bzw. auch Sitten⸗ 
widrigkeit wohl nur noch ſelten abgeſchloſſen, wie denn auch 
in den erwähnten Anzeigen die Worte Verkauf und Kauf ſtets 
durch übergabe und Übernahme erſetzt ſind. Ein großer Teil 
der ſo zuſtande kommenden Übergabeverträge mag ſich wohl 
unbedenklich auf die käufliche Übertragung von Einrichtungen, 
Arzthäuſern und auf die Vermietung von Arztwohnungen be⸗ 
ſchränken. Oft aber wird doch zumindeſt bei der Bemeſſung des 
Preiſes für dieſe Werte der ſogenannte „ideelle Wert“ der 
Praxis mitberückſichtigt, unter Umſtänden in der Art, daß der 
Preis den gewöhnlichen Wert der Realien um ein Vielfaches 
überſteigt. Manchmal allerdings pflegt auch unverhüllt neben 
dem Preis für die Sachwerte ein beſonderer Preis „für die 
Praxis“ vereinbart zu werden, unter Umſtänden in Form 
einer an den „Ausgedinger“ bzw. ſeine Witwe auf Zeit oder 
auch auf Lebensdauer zu zahlenden Rente, wie dies in dem 
Falle des Urteils des RG. v. 8. Jan. 1937 geſchehen war 
(Vertrag aus dem Jahre 1928). Auch reine Tauſchgeſchäfte 
ſind nicht ſelten, ſie müßten, jedenfalls ſoweit Zuzahlungen 
ſtattfinden und die entſprechenden ſachlichen Gegenwerte über⸗ 
ſteigen, ebenſo beurteilt werden wie die Kaufgeſchäfte. Es kann 
auch keinen Unterſchied machen, ob die Erben eines verſtorbenen 
Arztes deſſen „Praxis“ verkaufen, oder ob der Arzt dies noch 
zu Lebzeiten ſelbſt tut, wie es in letzterem Falle auch gleich⸗ 
bleibt, ob er ſich gänzlich vom Berufsleben zurückziehen oder 
nur den Ort feiner Niederlaſſung wechſeln will 18). Maßgebend 
kann und muß immer nur das eine ſein, ob und in welcher 
Weiſe der ſogenannte „ideelle Wert“ der der Ausübung der 
ärztlichen Praxis gewidmeten Gegenſtände bei der Beſtimmung 
des Übernahmepreiſes berückſichtigt und damit zum Gegenſtand 
des Kaufvertrages gemacht worden iſt. Iſt dies der Fall, fo 
liegt in unſerem Sinne ein Praxiskauf vor, und zwar weſent⸗ 
lich in der Form eines einheitlichen Kaufvertrages, nicht etwa, 
wie Schrödtern) annimmt, als eine Summe ſelbſtändig 
nebeneinander beſtehender verſchiedener Vertragsarten. 


Genau betrachtet handelt es ſich um eine Summe von 
Kaufgegenſtänden, die jedoch ein einheitliches Ganzes (die 


9) a. a. O. S. 14. 

10) JW. 1902, 645. 

1) Hühn a. a. O. S. 7ff. und S. 20 ff. gibt eine ausgezeich⸗ 
nete und wohl vollſtändige Zuſammenſtellung. 

12) Hühn a. a. O. S. 31. 

13) Siehe RG. v. 23. März 1934, Fußnote 2. 

14) Der a. a. O. in der Praxis nur eine „Chance“ erblickt, die 
nicht Gegenſtand eines Kaufvertrages fein könne. Kuhlenbeck: 
JW. 1902, 646 bezeichnet als Gegenſtand des zwar nicht als Kauf 
anzuſehenden, aber nach den Grundſätzen des Kaufes zu behandeln⸗ 
den Geſchäftes eine Gewinnchance, es werden „ungefangene Fiſche“ 
verkauft (emptio spei). 
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Praxis) bilden, deſſen weſentlicher Teil allerdings für den 
Käufer die günſtige Niederlaſſungsmöglichkeit iſt, während er 
auf ſeiten des Verkäufers die Stellung als beatus possidens, 
die bereits vollzogene und ausgeübte Niederlaſſung darjtelt- 
Es handelt ſich hier immerhin um etwas mehr als um eine 
bloße Gewinnchance. Die Höhe der auf Grund einer unter 
äußerlich günſtigen Bedingungen erfolgten Niederlaſſung ſpäter 
zu erzielenden Einnahmen hängt weſentlich nur von der berul” 
lichen und menſchlichen Tüchtigkeit des Übernehmers ab. Das 
ſchließt allerdings nicht aus, daß die Beteiligten den Über 
nahmepreis nach der Höhe der in beſtimmten Zeiträumen von 
dem Verkäufer erzielten Einnahmen bemeſſen. 


Die bisherige Beurteilung des Praxisverkaufs in der Stande?” 
auffaſſung 


Der Preußiſche Ehrengerichtshof hat von ſeinem Beſtehen 
im Jahre 1900 an die Auffaſſung vertreten, daß die Zahlung 
einer Entſchädigung für die Überlaffung der Praxis mit der 
Standesehre der Arzte nicht vereinbar ſei rs). Er begründete 
das damit, „der Arzt, der in erſter Linie einen freien, mi 
beſonderer Verantwortung verbundenen, auf der Grundlage 
wiſſenſchaftlicher Bildung beruhenden Beruf ausübe, dürfe feine 
Praxis, den ideellen Wert der durch perſönliches Vertrauen 
und perſönlichen Ruf bedingten Möglichkeit der Erhaltung 
alter und Erwerbung neuer Patienten, nicht auf andere gegen 
Entgelt übertragen“ 18). Hier hat, worauf Hühn ) richtig 
aufmerkſam macht, noch die irrtümliche Auffaſſung mitgeſpielt, 
es ſei die ärztliche Praxis als Summe der von einem Arzt zu 
ſeinen Patienten gewonnenen perſönlichen Vertrauensbeziehun⸗ 
gen der Gegenſtand des Kaufvertrages. Mag die offizielle 
Auffaſſung der Standesvertretungen in der Folgezeit auf dem 
ablehnenden Standpunkt verblieben fein, fo iſt das Verbo 
jedenfalls in der Praxis vielfach nicht gerade ſehr ſtreng 
beachtet worden 18). 

Die Standesvertretungen und Ehrengerichte ſelbſt kann 
allerdings ein Vorwurf hieran kaum treffen, da ein Vor⸗ 
legungszwang nicht beſtand 18a) und bei Einigkeit der Par 
teien daher kaum ein Kläger erſtand. Die Standesordnung 
für die deutſchen Arzte v. 5. Sept. 1926 erließ dann folgende 
Vorſchrift (8 6): 

„Kauf und Verkauf der ärztlichen Praxis, auch in ver⸗ 
ſchleierter Form, und die gewerbsmäßige Vermittlung der⸗ 
artiger Geſchäfte ſind dem Arzt verboten. 


Bei Übernahme einer fremden Praxis darf eine Ent⸗ 
ſchädigung an den bisherigen Inhaber oder an ſeine Witwe 


in jedem einzelnen Falle nur nach vorheriger Genehmigung 
der ärztlichen Standesvertretung erfolgen.“ 


15) Ebermaher a. a. O. (künftig II genannt) S. 59 und in 
„Arzt und Patient in der Rechtſprechung“, 1925 (künftig I genannt) 
S. 36 ff. EH. 1, 62/63. 

16) Ebermayer 1 S. 37 und II S. 60. 

17) a. a. O. S. 20. 

18) Nach Hühn a. a. O. S. 24 ſoll ſich eine zentrale Ber. 
mittlungsſtelle für den Kauf und Verkauf von ärztlichen Praxen!“ 
Leipzig befinden. Hier liegt jedoch wohl ein Irrtum Hühns 92 
Es beſtand und beſteht auch noch heute in Leipzig eine zentral 
Vermittlungsſtelle der Arzteſchaft, früher des Leipziger Verbande. 
jetzt bei der Reichsärztekammer (Abt. Stellenvermittlung). Dieſe Stehe 
hat ſich jedoch grundſätzlich niemals mit dem Kauf oder Verkauf „or 
Praxen befaßt, im Gegenteil ſtets — entſprechend 86 Standes O. 
darauf verwieſen, daß dieſe verboten ſeien. 

182) Die Arztekammern haben zwar ſtets gemäß 8 6 Standes D. 
die Vorlage aller von Arzten mit Beziehung auf ihre ärztliche Tat 
keit geſchloſſenen Verträge, alſo auch der Praxiskaufverträge, verlag,” 
Lichtſcheue Verträge wurden aber natürlich von den Beteiligten er 
vorgelegt. Entſtand bei ſolchen unter den Parteien ſpäter ein Sry 
und wurden dann dieſe Verträge den Kammern bekannt, wurde u 
ehrengerichtlich nicht mehr eingeſchritten. Die meiſten Kamm. 
lehnten dann die Befaſſung mit ſolchen Verträgen überhaupt ab unten 
dem Hinweis, daß — nachdem die Beteiligten ſich nicht vor Abſchluß 
an die Kammer gewendet hätten — gegen den nunmehr vollzogen 
Verkauf nichts mehr zu machen ſei. 
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& Man kann in dieſer Vorſchrift, deren Faſſung dem 
Suriften zwar nicht beſonders glücklich erſcheinen mag, wohl 
ber Hrundſätzliches Verbot des ſogenannten freien Praxis⸗ 
berkaufs erblicken 5). Der Beſchluß des preußiſchen Arzte⸗ 
zammerausſchuſſes v. 27. Okt. 1934 hat den Praxisverkauf auf 
des m Fall für unzuläſſig erklärt 20). Durch eine Anordnung 
"= Reichsführers der Kaſſenärztlichen Vereinigung Deutſch⸗ 
u: v. 6. Mai 1935 20%) iſt die einstweilige Fortdauer der 
„ andesorbrung v. 5. Sept. 1926 für die Kaſſenärztliche Ver⸗ 
amnigung Deutſchlands angeordnet worden. Zu einzelnen 
0 unkten der Standesordnung find hierbei beſondere Erläute⸗ 
zungen bzw. Ergänzungen gegeben worden. Die zu unſerem 


sd lautet: 


„Kauf und Verkauf der ärztlichen Praxis ſind ver⸗ 
boten. Für übernommene Gegenſtände (Arzthaus oder Arzt⸗ 
wohnung, Inſtrumente uſw.) kann eine Entſchädigung ver⸗ 
einbart werden, deren Höhe unter treuhänderiſcher Mit⸗ 
wirkung des zuſtändigen Amtsleiters feſtgelegt werden ſoll.“ 


5 Durch eine Bekanntmachung des Deutſchen Arztevereins⸗ 
undes v. 6. Mai 1935 find die Bundesvereine erſucht worden, 
= ihnen bisher anvertrauten Aufgaben auf dem Gebiete der 
Standes⸗ und Facharztordnung nicht mehr wahrzunehmen, 
ondern — vorbehaltlich einer endgültigen Regelung durch die 
zeichsärztekammer — den Dienſtſtellen der KVD. (Kaſſen⸗ 
urztliche Vereinigung Deutſchlands) zu überlafien. Die Be⸗ 
zanntmachung lautet weiter: „Demnach find auch diejenigen 


Azte, welche der KVꝰD. nicht angehören, in Fragen der 
deandes⸗ und Facharztordnung an die zuſtändigen Amtsleiter 


zer KVD. zu verweiſen und gleichzeitig zu verpflichten, ihren 
zinweiſungen Folge zu leiſten. Das gleiche gilt für Mitglieder 
ber KV., ſoweit es ſich um den Bereich der Privatpraxis 
gabelt“ 21h. In einer weiteren Bekanntmachung v. 19. Juni 
35 weiſt der Reichsärzteführer darauf hin, daß es ſich bei 
ar Anordnung v. 6. Mai 1935 grundſätzlich um keine neuen 
i eſtimmungen auf dem Gebiete der Standes⸗ und Facharzt⸗ 
‚nung handle, ſondern um eine Zuſammenfaſſung der von 
ärztlichen Organiſationen oder den dafür zuſtändigen 
rtekammern erlaſſenen Richtlinien. Es ſeien lediglich not⸗ 
wendige Ergänzungen, beſonders mit Rückſicht auf die kaſſen⸗ 
grotlichen Verhältniſſe, vorgenommen worden. Die endgültige 
zlegelung der Standes- und Facharztordnung bleibe der Reichs- 
arztekammer überlaſſen 212). 
5 Die ab 1. April 1936 geltende Reichsärzteordnung 
at zu unſerer Frage folgende Vorſchriften erlaſſen: 


8 49 


Rei „(2) Die Reichsärztekammer kann mit Genehmigung des 
eichsminiſters des Innern für die Arzte verbindliche Vor⸗ 
voten über Verträge erlaſſen, durch die ein einzelner Arzt 
— mehrere Arzte in der öffentlichen Geſundheitspflege oder 
del nichtöffentlichen Einrichtungen die ärztliche Behandlung 
Wernehmen; ſie kann im Einzelfall Abweichungen von dieſen 


ord 19) Nach Hühn a. a. O. S. 1 enthielten die früheren Standes⸗ 
N. nungen der Arztevereine der einzelnen Länder und Provinzen das 
erbot meiſt in ſtrenger Form ohne Ausnahmemöglichkeit. 
20) Zitiert nach Hühn a. u. O. S. 1, Fußnote 3. 
2b) „Deutſches Arzte⸗Blatt“ Nr. 19 v. 11. Mai 1935, außerdem 
to dem Wortlaut der Standes⸗ und Facharztordnung und den wei⸗ 
ten Anordnungen als Sonderdruck der EBD. erſchienen. 
Anf 21) Dieſe Anordnungen umfaſſen alſo doch im Gegenſatz zu der 
sicht des Urteils v. 8. Jan. 1937 nicht nur einen „beſchränkten 
eis von Arzten“, ſondern die geſamte deutſche Arzteſchaft. 
gef 2a) Die Richtlinien für die Ausübung des Anwaltsberufes, auf- 
elt von der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer enthalten folgende Be⸗ 
b. ungen: HV. 62 „Kauf und Verkauf einer Rechtsanwaltspraxis, 
ar die Vereinbarung eines Entgelts für nicht beſtimmte vorhan⸗ 
hope, Werte, wie Möbel, Außenſtände, ſondern für die Praxis als 
5 che, wird im allgemeinen mißbilligt. Bei beſonderen Umſtanden 
en Ausnahmen denkbar. 63. „Die öffentliche Kundmachung der Ab⸗ 
eitſe eine Praxis abzugeben oder zu übernehmen, darf nur in Fach⸗ 
schriften erfolgen. Es iſt dabei zu beachten, daß die Faſſung der 
ge nicht den Anſchein erweckt, als ſei der unzuläſſige Verkauf 
zur Kauf einer Praxis beabſichtigt.“ Ebenſo Noack, Kommentar 
RA., Leipzig 1934, Bem. 8 Za a zu 8 28. 


Vorſchriften genehmigen. Sobald es ſich um eine ärztliche 
Tätigkeit in Anſtalten des Reichs, der Länder, der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) oder der Verſicherungsträger in der Reichs⸗ 
verſicherung handelt, erläßt der Reichsminiſter des Innern 
nach Anhörung der Reichsarztekammer die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften; für die Anſtalten der Wehrmacht erläßt ſie der 
Reichskriegsminiſter. 

(3) Die Vorſchrift im § 2 Satz 1 gilt auch für Verträge 
über die Abgabe oder Übernahme einer Praxis.“ 

Vorſchriften gemäß der obigen Ermächtigung ſind den 
Praxiskauf betreffend noch nicht ergangen, ſo daß es einſt⸗ 
weilen noch bei den oben wiedergegebenen Beſtimmungen be⸗ 
wendet. 

Was die rechtliche Bedeutung eines Verſtoßes gegen das 
Verbot des Praxisverkaufes anbetrifft, ſo hat es weder in der 
Vergangenheit innerhalb der ärztlichen Standesvertretungen 
an gegenteiligen Meinungen gefehlt, noch iſt etwa heute die 
Meinung herrſchend, daß ein entgegen dem Verbote früher ab⸗ 
geſchloſſener und vollzogener Vertrag auch privatrechtlich mit 
allen ſich hieraus ergebenden Konſequenzen als nichtig an⸗ 
geſehen werden müſſe. Eine Entſchließung der Rheiniſchen 
Arztekammer v. 11. Dez. 1926 — alſo nach Erlaß der Standes- 
ordnung — äußerte ſich dahin, daß es nach den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen einem Arzt geſtattet ſein muſſe, feine Praxis, die 
er durch Fleiß und Geſchick aufgerichtet habe, falls die Ver⸗ 
hältniſſe es verlangen, möglichſt günſtigſt zu verkaufen. Der 
Provinzialverband Brandenburg ſchrieb hierzu in ſeinem Arzte⸗ 
blatt v. 1. Febr. 1927: „wir freuen uns dieſes mutigen Be⸗ 
kenntniſſes zu zeitgegebenen Anſchauungen“ 22). Spiegelt ſich 
hierin auch die ganze Uneinigkeit und wertungsmäßige Un⸗ 
ſicherheit der vergangenen Zeit wider, fo können derartige 
offiztelle Außerungen bei der Beurteilung der Frage, inwieweit 
das Verbot die allgemeine damalige Standesauffaſſung wieder⸗ 
gab, nicht unberückſichtigt bleiben 3). 

Die Reichsärztekammer wiederilm hat in einem in dem 
Urteil des RG. v. 8. Jan. 1937 wiedergegebenen Schrift⸗ 
wechſel 2⸗) erklärt (und zwar auf die Anfrage eines Anwaltes, 
deſſen Klient ſich unter Berufung auf das unten angezogene 
Kammergerichtsurteil den von ihm übernommenen Verpflich⸗ 
tungen eines Praxiskaufes wegen der angeblichen Unmöglich⸗ 
keit und Unſittlichkeit derartiger Rechtsgeſchäfte entziehen 
wollte), ſie ſtehe auf dem Standpunkt, „daß es dem geſunden 
Rechtsempfinden widerſpricht, den einmal rechtsgültig und dazu 
freiwillig abgeſchloſſenen Vertrag einfach umzuſtoßen mit der 
Abſicht, ſich ſeinen eingegangenen Verpflichtungen zu ent⸗ 
ziehen“. Da der Kaufpreis zudem im Jahre 1934 durch einen 
Prozeßvergleich von 30000 %% auf 22 500 AM ermäßigt 
worden ſei es), dürfte bei Feſtſetzung dieſes ermäßigten Kauf⸗ 


13 Zitiert nach Hühn a. a. O. S. 48 und Ebermaner II 


S. 61. 

25) Auch die Standes⸗ und Verbandsordnung für die Mitglieder 
des Reichsverbandes der Zahnärzte Deutſchlands v. 10. März 1929 
verbot die entgeltliche Praxisübertragung nur für den Fall, „daß 
Form und Inhalt des Vertrages gegen die guten Sitten und aner⸗ 
kannten Standesanſchauungen verſtoßen“. (8 3 Abf. 1) zitiert nach 
Hühn a. a. O. S. 2. 

24) „Deutſches Arzteblatt“ 1936 Nr. 48 S. 1189 unter der 
Überſchrift „Einhaltung von Verträgen bei Praxisübergabe“. Das 
durch das Urteil des RG. v. 8. Jan. 1937 aufgehobene Urteil des 
KG. v. 15. April 1936 (20 U 136/36) iſt im „Deutſchen Arzteblatt“ 
1936 Nr. 19 S. 513 unter Wiedergabe einer ſeinem Rechtsſtand⸗ 
punkt (Standeswidrigkeit = Sittenwidrigkeit und Nichtigkeit des 
Praxisverkaufs) zuſtimmenden Außerung des „Berliner Tageblatts“ 
veröffentlicht worden. 

25) Es handelt fi hier offenbar um den von dem LG. Rudol⸗ 
ſtadt durch Urteil v. 7. Dez. 1936 (1 0 71/36: JW. 1937, 1546 4) 
entſchiedenen Fall. Das LG. hat hier ausgeſprochen, bei der Praxis⸗ 
abgabe werde kein Erwerbsgeſchäft verkauft, ſondern eine beſonders 
günſtige Lage zur Ausnutzung einer ärztlichen Tätigkeit überlaſſen. 
Grundſätzlich werde man daher daran feſthalten müſſen, daß Verträge 
über die Übergabe einer ärztlichen Praxis oder über die Überlaſſung 
des Vermögenswertes einer ehemaligen Praxis auch heute gültig ſind 
und erſt beim Hinzutreten beſonderer Umſtände ſittenwidrig werden. 
Der Kläger verſtoße wider Treu und Glauben, denn er habe ſich als 
Arzt auf den Vertrag und den Vergleich (durch den ſeine urſprüng⸗ 
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preiſes zumindeſt nicht allein der ideelle Wert, ſondern gerade 
auch der reale Wert der „Praxis“ bewertet ſein. Auch würde 
der Käufer dem Vergleich kaum zugeſtimmt haben, wenn er 
nicht die Berechtigung für eine Zahlung hätte anerkennen 
muſſen 26). 

Die Außerung der Reichsärztekammer fährt dann wört⸗ 
lich fort: 


„Die am 1. April 1936 in Kraft getretene Reichs⸗ 
ärzteordnung dazu benutzen zu wollen, ſich den einmal 
eingegangenen Verpflichtungen gegenüber der Witwe eines 
Kollegen mit 7 minderjährigen Kindern zu entziehen, iſt 
etwas, für das die Reichsärztekammer kein Verſtändnis auf⸗ 
bringen kann. Die Reichsärztekammer wird bei Begutachtung 
von Praxisabgabe⸗Verträgen darauf achten, daß Hinter⸗ 
bliebene von Arzten oder invalide Arzte nicht aus künſtlich 
herausgeſuchtem „Sittlichkeitsbewußtſein! mehr oder weniger 
vor ein Nichts geſtellt werden. 


Ihre Anfrage, ob es vom Standpunkt des ärztlichen 
Standesrechts geraten iſt, die beabſichtigte Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage zu erheben, iſt berechtigt, denn die Reichsärzte⸗ 
kammer und die ärztliche Berufsgerichtsbarkeit werden nicht 
daran vorübergehen können, wenn ein Arzt verſucht, ſich 
den ärztlichen Standespflichten zu entziehen, auch dann, 
wenn dies in Form einer Klage bei Gericht erfolgt.“ 


Hier wird alſo klar und deutlich das Beharren bei den 
Verpflichtungen eines einmal geſchloſſenen Vertrages, die Ver⸗ 
tragstreue, als Standespflicht bezeichnet, mag auch der Ver⸗ 
trag gegen das Verbot des §6 der Standesordnung verſtoßen 
haben. Ja, es wird darüber hinaus betont, daß unter Um⸗ 
ſtänden ſogar ſchon der Verſuch, die ſtaatlichen Gerichte zur 
Entſcheidung über das rechtliche Beſtehen der vertraglichen 
Verpflichtungen anzurufen, als ſtandeswidrig angeſehen wer⸗ 
den könne. Als natürliche Folge ergibt ſich daraus, daß die 
geſetzliche Vertretung der deutſchen Arzteſchaft zumindeſt auch 
die Möglichkeit in Erwägung gezogen haben muß, das, was 
ein deutſches Gericht als Recht befinden würde, könne nach 
ſeiner Anſchauung ſtandeswidrig ſein. Ein intereſſantes Gegen⸗ 
ſtück zu der bisherigen herrſchenden Rechtſprechung, die ſich 
ihrerſeits weigerte, eine Standeswidrigkeit ohne weiteres als 
Sitten⸗ und damit Rechtswidrigkeit anzuerkennen. Ein be⸗ 
dauerliches Auseinanderfallen der Anſchauungen ſtaatlicher 
bzw. öffentlicher Organe. 


Die Stellungnahme der Rechtſprechung 


Die Rechtſprechung, die in der erſten Zeit nach 1900 den 
ſtrengen Standpunkt der ärztlichen Standesvertretungen und 
der ärztlichen Ehrengerichtsbarkeit zu teilen ſchien ?“), ent⸗ 
wickelte fpäter unter Führung des RG. mehr und mehr den 
Grundſatz, daß der Verkauf einer ärztlichen Praxis nicht aus⸗ 
nahmslos gegen die guten Sitten verſtoße, insbeſondere nicht 
allein deshalb, weil er von der Leitung der Arzteſchaft als 
ſtandeswidrig angeſehen werde. Es bedürfe vielmehr beſonderer, 


lichen Leiſtungen herabgeſetzt wurden) eingelaſſen, dadurch ſeine 
Praxis geſichert und erweitert, und bedrohe nunmehr durch ſein 
Verlangen nach Löſung des Vertrages feine Vertragsgegner, eine 
Witwe und ſieben unmündige Kinder, in ihrer Lebensgrundlage und 
zwar nur deshalb, weil ſich in der Zeit nach dem Abſchluß des 
Vertrages und des Vergleichs unter dem Einfluß der neuen 
Rarzte O. die Anſchauungen über Praxisabgabeverträge grundſätzlich 
geändert haben ſollten. — Aber auch wenn ein ſolcher Wandel der 
Anſchauungen eingetreten wäre, fo muſſe man doch früher abge⸗ 
ſchloſſene Verträge regelmäßig nach den Anſchauungen beurteilen, die 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes herrſchten und maßgebend waren. In 
den Jahren 1933 und 1934 habe man Verträge über die Abgabe 
einer Arztpraxis nicht als ſittenwidrig empfunden. Das folge ſchon 
daraus, daß der Vertrag v. 22. März 1933 vom Vorſitzer des Arzte⸗ 
vereins von Jena und Umgebung ausdrücklich genehmigt worden ſei. 

26) Dieſes Argument iſt allerdings ſchwach; ſolche Vergleiche 
kommen wohl meiſt mehr durch die beiderſeitige Angſt vor der Un⸗ 
ſicherheit einer vollgünſtigen Entſcheidung als auf Grund einer wirk⸗ 
lichen „Überzeugung“ der Parteien zuſtande. 

27) Hühn a. a. O. S. 41; Ebermayer I S. 36/37 und II 
S. 60/61. 


die Sittenwidrigkeit im Einzelfall begründender Umſtände. geh? 
teres nahm man z. B. dann an, wenn der perſönliche Einſuß 
und das Vertrauen des Publikums von dem verkaufenden Arz 
in gewinnſüchtiger Weiſe ausgenutzt wurde 28). Maßgeben 
wurde und blieb dann die Entſcheidung des R., 2. ZivSen. 
v. 29. Okt. 1926 25). Sie ſieht den Praxisverkauf ebenfalls nur 
unter beſonders gearteten Umſtänden als ſittenwidrig an, jr 
3. B. wenn der Vertrag dem Käufer unverhältnismäßig ame 
Belaſtung auferlege, fo daß zu befürchten ſei, er werde dare, 
angewieſen ſein, unter Außerachtlaſſung der Intereſſen De 
Kranken die Erzielung beſonders hoher Einnahmen 10 
zuſtreben 3). Eine ſcharfe Formulierung erfuhren dieſe Recht f 
ſätze dann in dem Beſchluß der Vereinigten Zivilſenate DOW 
23. März 193421). Es handelte ſich hier um den Verkauf 
einer Praxis durch die Erben des verſtorbenen Arztes. f 
2. ZivSen. hatte in feinem oben angezogenen Urteil v. 29. O 1 
1926 25) dahin entſchieden, daß bei Beteiligung Minderjähriger 
ein derartiges Rechtsgeſchäft gemäß § 1822 Ziff. 3 der bah 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürfe, da es Bi 
um die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts handele. IR 
1. BioSen. wollte von dieſer Entſcheidung abweichen, und DV 
Vereinigten Senate traten ihm bei. Sie führten zur Begrün, 
dung an, das ärztliche Erwerbsgeſchäft erlöſche kraft ſeine 
Eigenart mit dem Tode feines Inhabers und könne dahe 
nicht mehr Gegenſtand einer rechtsgeſchäftlichen Übertragu) 
fein. Der Beruf des Arztes hebe ſich aus dem Rahmen en 
Erwerbstätigkeit heraus und laſſe dem einzelnen Berufsange 
hörigen im höchſten Maße menſchliches Vertrauen us 
werden. Dieſes Vertrauen ſei notwendigerweiſe ganz an Tees 
Perſon gebunden. (Über die Nichtigkeit des Vertrages el F 
ſagt der Beſchluß nichts, ſetzt vielmehr feine Wirkſamkeit offen 
bar voraus.) 9 9 

In der verwandten Frage des Verkaufs der Praxis N 
Rechtsanwaltes hatte die Rechtſprechung dagegen den ſchärferel 
Standpunkt beibehalten, daß ein ſolches Rechtsgeſchäft 1 
nicht nur ſtandeswidrig ſei, ſondern auch gegen die A 
Sitten verſtoße. Die unterſchiedliche Behandlung der beide, 
Berufe begründete man damit, daß an Rechtsanwälte (un 1 
Richter) als Träger wichtiger öffentlich- rechtlicher Funktion 
beſonders ſtrenge Anforderungen geſtellt werden müßten“ 

Das Urteil v. 8. Jan. 1937 hat zu dieſen Fragen 5 
gendermaßen Stellung genommen. Schon die Äußerung he 
Reichsärztekammer v. 28. Nov. 1936 35) „zeige klar die in De 
Sache ſelbſt liegenden und hier in der Reviſionsinſtanz allein 
maßgebenden Bedenken gegen die Stellungnahme des Vorde,, 
richters bei dieſem Entſcheidungsgrund“ 1). Selbſt gegen di 


26) RG. v. 17. Mai 1907: NG. 66, 139; ſiehe im übrigen 
die Überſicht über Rechtslehre und Rechtſprechung bei Hühn a. a. 
S. 1 ff. und S. 45 ff. 6 
„ 25) Siehe Fußnote 7. Auch OLG. 5, 107; Rg. 75, 120; 9; = 
v. 3. April 1933: HöchſtRRſpr. 33, 1637 und v. 28. März 1 
Seuff Arch. 88, 197; JW. 1911, 2761; Warn. 1915 Nr. 162. 
30) D. h. ſog. Polypragmaſie zu treiben. 
81) RG. 144, 1. 0 
32) RG., 6. ZivSen. v. 16. April 1934: Rah. 144, 243 
1934, 1563 8. 
33) Siehe oben. . be 
34) Dieſer, das KG., hatte ſeine Annahme der Nichtigkeit 6 
Vertrages auf folgende Gründe geſtützt: 1. Ein dem Verbot den 
Standes O. zuwiderlaufender Praxiskaufvertrag verſtoße inſofern 19 Bi 
ſeinem objektiven Inhalt nach gegen die guten Sitten. 2. Der le 
preis habe eine derartige Belaſtung des Käufers dargeſtellt, daß d 
Gefahr beſtehe, er werde die Praxis nur als Erwerbsquelle er 
ſchöpfen. Angeſichts der ungünſtigen und drückenden Bedingung 
und Umſtände widerſpreche nicht nur der objektive Inhalt, ſonde ie 
auch der geſamte Charakter des Vertrages den Anforderungen, 95 
nach allgemeiner Volksanſchauung ſowohl zur Zeit des Vertrag. 
ſchluſſes als auch und erſt recht heute an ein von der Rechtsordne 
zu ſchützendes Rechtsgeſchäft geſtellt werden müßten. Das M b 
geſchäft könne auch nicht nach den im Jahre 1928 geltenden, Anſch 
ungen beurteilt werden, ſondern nach dem heutigen geläute e 
Rechts⸗ und Sittlichkeitsbewußtſein. Dieſem widerſprächen aber per 
träge über den Verkauf einer Arztpraxis. Nach Inkrafttreten . 
RarzteO. könne auch der Stand des Arztes nicht mehr gering 
bewertet werden, als der des Anwaltes und des Richters. Ein 
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Aufstellung eines ausnahmsloſen Grundſatzes des Verbots eines 
aufs der ärztlichen Praxis überhaupt ergäben ſich aus 

chen und ähnlich liegenden Fällen gewichtige Bedenken. 
Rae ſich aus § 49 Abſ. 3 in Verbindung mit Abſ. 2 Satz 1 
Kürzte O. ergebe, könnten auch bei den noch zu erwartenden 
Deſtimmungen, ſoweit ſie das Verbot des Praxisverkaufes 
Reundſäglich aufrechterhielten, im Einzelfall Abweichungen 
dier die Reichsärztekammer genehmigt werden. Damit würden 
a — noch nicht erlaſſenen — Vorſchriften einer geſetz⸗ 
ar 10 bedenklichen Starrheit entkleidet, es werde die Mög⸗ 
9 90 geſchaffen, nach Maßgabe der dem Einzelfall inne⸗ 
vu enden Billigkeit Sondergeſtaltungen des Vertrages zu⸗ 
ſei aſſen. Dieſe Befugnis, die für die Zukunft ausgeſprochen 
el, müſſe auch für die Gegenwart in bezug auf die in der 
der gangenheit abgeſchloſſenen Verträge gelten. Sei dies aber 
zer Fall, fo könnten unmöglich alle in der Vergangenheit ab⸗ 
kſchloſſenen derartigen Verträge ſchlechthin, wie der Vorder⸗ 
mter das tue, als nichtig angeſehen werden. Hierfür enthalte 
auch die Rolrzte O. keinerlei Anhaltspunkte. 8 49 Abf. 3 ſpreche 
ger für das Gegenteil. Den Anordnungen der alten, aus 
zahlen hervorgegangenen Standesvertretungen, die die frühere 
5 echtſprechung nicht als den maßgebenden Ausdruck der all⸗ 
gemeinen Volksanſchauung anerkannt habe, könne heute keine 
öhere Bedeutung beigelegt werden als damals. Eine andere 
(nneteilung ergebe ſich auch nicht aus den bisherigen vor⸗ 
‚gen Anordnungen der Führung der Arzteſchaft. Die vor⸗ 
ge Vorſchrift des Reichsführers der KVD. zu 8 6 der 
ſfeandesordnung ergebe zwar inſofern eine Verſchärfung, als 
bes beſtimme: „Kauf und Verkauf der ärztlichen Praxis iſt 
Voten. Für übernommene Gegenſtände (Arzthaus oder Arzt⸗ 
enünung, Inſtrumente uſw.) kann eine Entſchädigung ver⸗ 
5 Bet werden, deren Höhe unter treuhänderiſcher Mitwirkung 
voss zuſtändigen Amtsleiters feſtgeſetzt werden ſoll.“ Aus dieſer 
5 lläufigen und nur für einen beſchränkten Kreis von Arzten 
bauenden Vorſchrift könne aber unmöglich abgeleitet werden, 
775 Verbot des Verkaufs oder Kaufs der ärztlichen Praxis 
Me Ausnahme ſei nun ſo feſt für den ganzen Arzteſtand und 
lageſamte Volksgemeinſchaft anerkannt, daß daraus ſich mit 
hu virkender Kraft die Nichtigkeit aller früher, zunächſt mit 
wirkung geſchloſſenen Verträge über den Verkauf einer 
a lichen Praxis ergebe. Das RG. habe bisher keineswegs 
ügenommen, daß der ärztliche Beruf ein Gewerbe ſei. Der 
ni u ihm zwiſchen Richtern und Rechtsanwälten einerſeits und 
„tigen Berufsſtänden, darunter auch den Ärzten, gemachte 
Haterſchied beruhe nicht auf einer Minderbewertung der übrigen 
erufsſtände, ſondern weſentlich darauf, daß jene ſtrenger be⸗ 
Bien beiden Berufe, bei denen ein Praxisverkauf nur für 


Mn 
u gegen die Gebote eines beſonderen Standes, die letzten Endes 
fi, die reſtloſe Erfüllung der dieſem Beruf obliegenden Aufgaben 
—.— ſollten, ſei nicht mehr nur Sache eines beſtimmten Perſonen⸗ 
heit eines beſtimmten Berufszweiges, ſondern Sache der Allgemein⸗ 
Kan Für einen Widerſpruch zwiſchen der von der Führung der Arzte⸗ 
dest vertretenen Standesauffaſſung und dem Sittlichkeitsbewußtſein 
e deutſchen Volkes ſei mindeſtens heute kein Raum mehr. Eine 
den eprechung, die ſich durch eine weniger ftrenge Auffaſſung von 
0 ! Berufsethos des Arztes mit den Anſchauungen der Führung der 
eſchaft in Widerſpruch ſetzen wollte, würde ſich damit zugleich in 
des ſpruch zu der maßgeblich kundgetanen Auffaſſung der Führung 
Volkes ſelbſt ſetzen. Denn dieſe umfaſſe die Führung jedes ein⸗ 
fih en Berufszweiges, fo daß auch bei der Führung der Arzteſchaft es 
eff um eine ſolche durch die Führung des Volkes kundgetane Auf⸗ 
Age handle und deren Auffaſſung die des geſamten Volkes zum 
ruck bringe. 


dem Weiter hält es das KG. für gänzlich ausgeſchloſſen, daß die noch 
dhe 88 14, 49 RArzteO. zu erwartenden Beſtimmungen von dem 
gumprigen ausdrücklichen Verbot des Verkaufs einer Arztpraxis zu⸗ 
d fen einer milderen Auffaſſung, die ſich mit dem heutigen beſon⸗ 
etonten Berufsethos nicht vereinbaren laſſe, abweichen würden 
übe Erwähnt ſei noch, daß die erſte Inſtanz, das 26. Berlin, in 
nomeinſtimmung mit der bisherigen Rechtſprechung des RG. ange⸗ 
den nen hatte, daß der Verſtoß gegen das Verbot der Standes . 
Vertrag noch nicht ohne weiteres ſittenwidrig erſcheinen laſſe. 
aßgebend für die Beurteilung ſei allein die zur Zeit der Vor⸗ 
ein me des Rechtsgeſchäfts herrſchende Anſchauung, die den Verkauf 
er Arztpraxis keineswegs als ſittenwidrig empfunden habe. 


den zweiten der Rechtsanwälte in Betracht komme, zur Mit⸗ 
wirkung bei der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung berufen 
ſeien, ohne daß übrigens daraus die Folge abgeleitet worden 
wäre, daß alle und jede Verletzung der Standespflichten, ſei 
ſie auch ſachlich noch ſo gering an Gewicht, bei ihnen ſtets 
auch die Anwendung des § 138 BGB. begründe. Der er⸗ 
kennende Senat habe auch, umgekehrt wie der Vorderrichter, 
in ſeinem Urteil v. 24. Nov. 193435) zu einem Verkauf einer 
Rochtsanwaltspraxis durch die Erben eines verſtorbenen Rechts⸗ 
anwalts, den ſchon das KG. durch ſeinen 6. Sen. für rechts⸗ 
wirkſam erklärt hatte, aus der Angleichung des Arzteberufs 
an die Rechtsanwaltſchaft durch die Zuerkennung ſeiner öffent⸗ 
lichen Aufgaben und aus 849 Abi. 2, 3 RArzteO. die Folge 
gezogen, daß die Rechtſprechung über den Verkauf einer ärzt⸗ 
lichen Praxis durch die Erben entſprechend auch für den Ver⸗ 
kauf der Anwaltspraxis gelten müſſe ss). Möchten für die 
heute gültige Rechts⸗ und Volksanſchauung Standeswidrigkeit 
(erheblichen Gewichts) und Sittenwidrigkeit zuſammenfallen, 
ſo könne doch eine bedingte Standeswidrigkeit nicht unbedingte 
Sittenwidrigkeit zur Folge haben. Deshalb könne die unbedingte 
Sittenwidrigkeit derartiger Verträge auch nicht daraus ge⸗ 
folgert werden, daß der große Senat des RG. in ſeinem Be⸗ 
ſchluß v. 15. März 1936 37) erklärt habe, auch frühere nach 
den damaligen Anſchauungen gültig geſchloſſene und noch 
nicht ganz abgewickelte Verträge könnten keinen Rechtsſchutz 
mehr beanſpruchen, wenn ſie nach den heute herrſchenden An⸗ 
ſchauungen gegen die guten Sitten verſtießen. Denn derſelbe 
Beſchluß ſpreche aus, für die Beurteilung, ob ein Vertrag von 
vornherein rechtsgültig geweſen ſei oder nicht, könnten nur 
die Verhältniſſe maßgebend ſein, die bei ſeinem Abſchluß be⸗ 
ſtanden hätten. Der Verſtoß gegen die guten Sitten, von dem 
der große Senat ſpreche, ſei als ein unbedingter Verſtoß zu 
verſtehen, auch ſage der Beſchluß weiter, wenn ein Rechts⸗ 
geſchäft einmal gültig zuſtande gekommen ſei, ſo dürfe an ſeine 
Vernichtung nur mit Vorſicht und Zurückhaltung, alfo nur 
aus zwingenden Gründen herangegangen werden. „Es ſtoßen 
ſich hierbei der Geſichtspunkt der Geltung der neuen Rechts⸗ 
anſchauung und die im nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenken 
nicht minder wichtig genommene Wahrung der Vertragstreue.“ 
Wenn allerdings der weitere Vertragsvollzug ſeinem Gegen⸗ 
ſtand nach mit der neuen Rechtsanſchauung über das, was 
ſittlich erlaubt iſt, unverträglich ſei, müſſe die neue Rechts⸗ 
anſchauung ſtets den Obſieg behalten. Der vorliegende Vertrag 
v. 24. März 1928 ſei unter einem durch die Zulaſſung von 
Ausnahmen gemilderten Verbot einer Standesorganiſation ge⸗ 
ſchloſſen. Seine Sittenwidrigkeit ſei daher nach der Recht⸗ 
ſprechung bis zum Jahre 1934 nicht gegeben geweſen. Der 
weitere Vertragsvollzug beſtehe im Zahlen des Übernehmers, 
einem an ſich — mit dem Vorbehalt einer ſittenwidrigen Wir⸗ 
kung auf die Berufsausübung des Arztes — unanſtößigen 
(„indifferenten“) Geſchehen. Sei dieſes Geſchehen heute und 
in Zukunft aber überhaupt noch möglich, ſei es auch nur etwa 
zufolge einer Vertragsgenehmigung einer geſetzlich ermächtigten 
Stelle der Standesorganiſation, und ſei eine in die Vergangen⸗ 
heit wirkende Anordnung, daß die Genehmigung für den wei⸗ 
teren Vertragsvollzug nachzuholen ſei, nicht getroffen, ſo fehle 
es an einem ausreichenden Grunde, den einmal wirkſam ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag rückwirkend für nichtig zu erklären oder 
ihm nachträglich für die Zukunft die verbindliche Kraft zu 
nehmen. 


Das RG. erklärt dann auch die weitere, auf die bisherige 
Rechtſprechung geſtützte Urteilsbegründung des KG. für un⸗ 
zulänglich. Inſoweit intereſſiert hier folgendes. Auch bei dieſer 
Beurteilung gehe der Vorderrichter ſchon inſoweit fehl, als 
er das Rechtsgeſchäft als nach der Standesordnung „ſchlecht⸗ 
hin“ verboten bezeichne, alſo den Abſ. 2 des 8 6 der Standes⸗ 
ordnung nicht berückſichtigt habe. Es ſei daher auch nicht zu 


lee e e Bi 

36) Man könnte aber wohl genau fo gut umgekehrt ſagen, daß 
die Rechtſprechung über den Verkauf einer Anwaltspraxis künftig 
auch für den einer Arztpraxis gelten müſſe. 

57) Reh. 150, 1 = JW. 1936, 12811. 
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verſtehen, wodurch der Vorderrichter fich für berechtigt gehalten 
habe, von einem „üblichen Mißbrauch“ zu reden, inſoweit die 
Behauptung aufgeſtellt worden ſei, daß Praxisverkäufe häufig 
getätigt und nich: beanſtandet würden, ja ſogar, daß der Ver⸗ 
trag der Standesvertretung vorgelegen habe und von ihr ge⸗ 
billigt worden ſei. Dieſen Beweisantrag habe der Vorderrichter 
nicht mit der Begründung ablehnen dürfen, daß es hierauf 
nicht entſcheidend ankommen könne. Es könne dann zumindeſt 
nicht, wie der Vorderrichter feſtſtelle, von einem bewußten 
Verſtoß gegen die Standesſitte, und damit von einer ſub⸗ 
jektiven Sittenwidrigkeit die Rede ſein. In letzterer Be⸗ 
ziehung rügt das RG. dann noch, der Vorderrichter habe ſich 
nicht klar auseinandergeſetzt, daß es ſich um den Verkauf der 
Praxis eines ſchwerkriegsbeſchädigten Arztes, dem zwei Söhne 
im Felde gefallen waren, und um die Verſorgung ſeiner Witwe 
gehandelt habe, und daß die 1926-1928 beſtandene kata⸗ 
ſtrophale Wirtſchaftslage der Arzte die Vereinbarung einer Ent⸗ 
ſchädigung für die Überlaſſung der Praxis an einen jüngeren 
Arzt in den Augen der beteiligten Arzte nicht nur als zu⸗ 
läſſig, ſondern als geboten habe erſcheinen laſſen. 

Weiter ſah das RG. auch die — nach ſeiner bisherigen 
Rechtſprechung — entſcheidende Tatſache, ob die Belaſtung des 
Käufers durch die übernommenen Verpflichtungen 7a) derart 
geweſen ſei, daß er die Praxis ungebührlich habe ausnützen 
oder ſeine idealen Berufspflichten habe hintanſetzen müſſen, 
nicht als genügend feſtgeſtellt an. 

Endlich erörtert das RG. noch die Möglichkeit einer 
richterlichen Herabſetzung der Vertragsleiſtungen gemäß § 242 
BGB. Es hält mangels einer ausdrücklichen vertraglichen 
Ausſchließung eine ſolche Herabſetzung für möglich und findet 
in dieſer Möglichkeit ſogar einen weiteren Grund gegen die 
Annahme der Nichtigkeit des Vertrages, da bei der Möglich⸗ 
keit, die Leiſtungen des Käufers auf ein billiges Maß herab⸗ 
zuſetzen, jeder Zwang zur ſittenwidrigen Ausbeutung der 
Praxis entfalle. 

Die Entſcheidung des RG. v. 24. Nov. 1936 betreffend 
den Verkauf einer Rechtsanwaltspraxis hat — von noch näher 
zu erörternden Einzelheiten abgeſehen — folgende Begründung: 
Eine Rechtsanwaltspraxis könne für die Regel zwar nicht 
Gegenſtand des Handelsverkehrs ſein, da der Beruf des An⸗ 
maltes kein Gewerbe, ſondern, wie ſich aus dem Vorſpruch zur 
RR AO. ergebe, „Dienſt am Recht“ ſei. Ausnahmsweiſe und 
unter beſonderen Umſtänden ſeien aber Fälle denkbar, in denen 
es dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden nicht 
widerſpreche, für die Überlaffung der unter der Bezeichnung 
„Praxis“ zuſammengefaßten tatſächlichen Möglichkeiten eine 
Vergütung in Geld zu verſprechen und ſich verſprechen zu 
laſſen. Dieſe Frage habe in grundſätzlicher Beziehung vieles 
gemein mit der Frage der Sittenwidrigkeit des Verkaufs einer 
Arzt⸗ oder Zahnarztpraxis. Es ſei daher für die zu entſchei⸗ 
dende Frage von Bedeutung, daß die Rechtſprechung des RG. 
die entgeltliche Übertragung einer ärztlichen Praxis nicht 
ſchlechthin als Verſtoß gegen die guten Sitten auffaſſe, viel⸗ 
mehr ſolle es auf die Umſtände des Einzelfalles ankommen. 
Laſſe ſich hiernach die entgeltliche übertragung einer Rechts⸗ 
anwaltspraxis nicht unter allen Umſtänden und ausnahmslos 
als ſittenwidrig bezeichnen, ſo gelte dies noch weniger, wenn 
die Witwe eines Rechtsanwalts die Praxis veräußere. Hier 
komme nicht ein Vertrag zwiſchen zwei Berufsgenoſſen in 
Frage, durch den der eine gegen Entgelt auf die Weiterführung 


37a) Der übernahmepreis beſtand außer in einem Betrage von 
300 RM für Einrichtungsgegenſtände in einer Monatsrente von an⸗ 
fänglich 200 % auf Lebenszeit für den 67jährigen, nach drei Mo⸗ 
naten verſtorbenen Verkäufer. Dieſe Rente ſollte ſich nach dem 
völligen Ausſcheiden des Verkäufers aus der Praxis auf 300 RM und, 
falls dem Käufer die Bahnarztſtelle übertragen würde (was auch 
geſchehen iſt), auf 350 AM erhöhen. Nach dem Ableben des Verkäufers 
ſollte feine 59 jährige Witwe eine lebenslängliche Rente von monat- 
lich 250 RM erhalten. Im Falle des vorzeitigen Ablebens des Käu⸗ 
fers ſollte die Witwe des Verkäufers eine Abfindung von jährlich 
2000 RA bis zur Vollendung ihres 70. Lebensjahres erhalten, und 
zwar aus einer von dem Käufer in Höhe von 30 000 AM einzu⸗ 
gehenden Lebensverſicherung. 


Aufſätze 
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ſeiner Praxis, d. h. auf die weitere Nutznießung des Ver⸗ 
trauens verzichte, das er ſich im Laufe der Zeit bei einen 
Rechtsſchutz ſuchenden Publikum erworben habe, während de 
andere einen Preis dafür zahle, daß er in den Stand geſegt 
werde, die auf dieſem Vertrauen zu dem bisherigen Praxis, 
inhaber beruhenden Beziehungen für ſich auszunutzen. D. 
Witwe unterſtehe keiner Standeszucht. Sie könne auch den 
von ihrem Manne in langjähriger Berufsarbeit geſchaffenen 
tatſächlichen Vermögenswert ſelbſt nicht nutzen, einem andere 
Rechtsanwalt könne er aber zur wertvollen Grundlage für den 
Aufbau einer eigenen Praxis dienen. Es widerſpreche M 
dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden, wenn 
unter dieſen Umſtänden die Witwe ſich eine Geldentſchädigung 
dafür ausbedinge, daß ſie dieſen Vermögenswert vor jeinet 
Verflüchtigung einem anderen Rechtsanwalt überlaſſe. Aller⸗ 
dings müſſe auch in einem ſolchen Falle dem Weſen und * 
Zweck des Rechtsanwaltsberufs, Diener am Recht zu fell 
Rechnung getragen werden. Ein Vertrag, der dem Rechts 
anwalt fo ſchwere wirtſchaftliche Laſten auferlege, daß er ge 
nötigt jet, ſeinen Beruf als reine Gelderwerbsgquelle aus 
zunutzen, könne nicht mehr als mit dem Grundgedanken 02 
Rechtsanwaltsberufs vereinbar und daher auch nicht mehr als 
ſittlich unbedenklich angeſehen werden. 


Ergebnis und Kritik 


Die vorſtehende Darſtellung der Entwicklung und de 
gegenwärtigen Standes unſeres Problems zeigt jedenfalls den 
lich, daß es ſich hier — mindeſtens einſtweilen — um meh 
handelt, als um eine Frage und eine Antwort. Die Urteil“ 
des RG. vermeiden es zwar, ſich zu weit von den Beſonder 
heiten der einzelnen Fälle zu entfernen. Trotzdem kann ma 
ihren Extrakt wohl in folgende Sätze faſſen: 


1. Die Beurteilung der Sittenwidrigkeit des Verkaufs einer 
ärztlichen Praxis unterſcheidet ſich nicht weſentlich von d. 
des Verkaufs einer Rechtsanwaltspraxis. 


2. Der Verkauf einer ärztlichen Praxis, ſei es durch den Arz 
ſelbſt oder deſſen Erben, iſt nicht ohne weiteres ie 
widrig. 

3. Er ift ohne weiteres auch nicht deshalb sittenwidrig, weil 
und inſoweit er gegen die vor der Geltung der Relrzted⸗ 
gültigen Beſtimmungen der ärztlichen Standesordnun 
bzw. gegen die herrſchenden Standesanſichten verſtößt. 


4. Für die heute gültige Rechts⸗ und Volksanſchauung mühe! 
zwar Standeswidrigkeit (aber nur erheblichen Gewichte 
und Sittenwidrigkeit zuſammenfallen. Eine nur beding 
Standeswidrigkeit kann jedoch keine unbedingte Sitten“ 
widrigkeit zur Folge haben. Nach den jetzt noch gültige 
Standesvorſchriften beſteht nur ein bedingtes Verbot de 
Verkaufs einer ärztlichen Praxis 38). 


5. Der Begriff eines Verſtoßes gegen die guten Sitten wird 
durch das feit dem Umbruch herrſchende Volksempfinde 
die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung, beſtimmt. ” 
dem hieraus ſich ergebenden Inhalt ift § 138 Abſ. 1 PO“ 
auch auf noch nicht abgewidelte Rechtsgeſchäfte anzuwen 
den. Ein ſolcher Verſtoß gegen die guten Sitten kann arg 
nur ein unbedingter Verſtoß ſein. An die Vernichtung el 
einmal gültig zuſtande gekommenen Rechtsgeſchäfts 95 
nur mit Vorſicht und Zurückhaltung, alſo aus zwingen 
den Gründen, herangegangen werden (Wahrung der 0 
tragstreue), es ſei denn, daß die weitere Vertragserfüllun 
ihrem Gegenſtande nach gemäß der neuen Rechtsanſchau 
ſittenwidrig ſei. 


* 
56) Das Urteil v. 8. Jan, 1937 fagt hierzu: „Aus der wos, 
läufigen“ Vorſchrift jenes Reichsführers der KVD. für einen en, 
ſchränkten Kreis von Arzten kann aber unmöglich abgeleitet werf 
das Verbot des Verkaufs oder Kaufs der ärztlichen Praxis ohne ” RR 
nahme ſei nun fo feſt für den ganzen Arzteſtand und bie gelte 
Volksgemeinſchaft anerkannt, daß daraus fih mit rückwirkender — 
die Nichtigkeit aller früher zunächſt mit Rechtswirkung geilen 
Verträge über den Verkauf einer ärztlichen Praxis ergebe.“ 


66. Jahrg. 1987 Heft 24/25] 
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6. Die beſonderen Umſtände, die einen Praxisverkauf als 
ſittenwidrig erſcheinen laſſen, können insbeſ. beſtehen in 
einer ſittenwidrigen Knebelung eines Vertragspartners, 
einem ſittenwidrigen Wettbewerbsverbot oder, was am 
häufigſten in Frage kommt, in einer ſo hohen Bemeſſung 
des Entgeltes, daß die Belaſtung hiermit den Käufer 
nötigt oder auch nur in Gefahr bringt, unter Hintanſetzung 
ſeiner wahren Berufspflichten ſeine Praxis finanziell aus⸗ 
zubeuten. Die Feſtſtellung, daß ein Vertrag aus letzterem 
Grunde nichtig iſt, kann auch bei einem anfänglich unbe⸗ 
denklichen Vertrage infolge veränderter Umſtände ſpäter 
erfolgen. 


+ Unter Umſtänden kann, wenn eine totale Nichtigkeit des 
Vertrages nicht vorliegt, eine Herabminderung der Lei⸗ 
ſtungen des Käufers nach 8 242 BGB. in Frage kommen. 


Meine Meinung zu dieſen Sätzen iſt folgende: 


Zu 1. Die wechſelſeitige Bezugnahme der beiden reichs⸗ 
obtichtlichen Urteile aufeinander läßt nicht eindeutig erkennen, 
9 die von der Rechtſprechung für den Verkauf einer ärztlichen 
Aroxis entwickelten Grundſätze nunmehr auch für den einer 
ſolltealtspraxis maßgebend ſein ſollen oder umgekehrt. Man 
alte wohl annehmen, daß unter Beibehaltung der für die 

nwaltſchaft bisher geltenden ſtrengeren Auffaſſung dieſe nach 

r Wiederethiſierung des ärztlichen Berufes durch die RArzte O. 
En für den Verkauf einer ärztlichen Praxis maßgeblich ſein 
müßten, und nicht umgekehrt die bisher weniger ſtrengen des 
Heötlichen Berufes zukünftig für den anwaltlichen. Zu letzterer 
licht könnte allerdings faſt der Wortlaut der beiden Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. verleiten. Das Arzturteil vom 8. Jan. 
1937 drückt ſich an feiner fraglichen Stelle nämlich folgender⸗ 
Maßen aus: „Umgekehrt, wie der Vorderrichter, hat nun aber 
ET erk. Senat in ſeinem Urteil v. 24. Nov. 1936, II 131/36 
en einem Verkauf einer Rechtsanwaltspraxis durch die Erben 
1 verſtorbenen Anwalts, den ſchon das KG. durch ſeinen 
d Senat für rechtswirkſam erklärt hatte, aus der Angleichung 
Er Arzteberufs an die Rechtsanwaltſchaft durch die Zuerken⸗ 
Rag feiner öffentlichen Aufgaben und aus § 49 Abſ. 2, 3 
: Arzte d. die Folge gezogen, daß die Rechtſprechung über den 

erkauf einer ärztlichen Praxis durch die Erben entſprechend 
Eid für den Verkauf der Anwaltpraxis gelten müſſe.“ Die 
hiedſcheidung v. 24. Nov. 1936 ſagt hierzu folgendes: „Die 
vier zu behandelnde Frage hat in grundſätzlicher Beziehung 
Arles gemein mit der Frage der Sittenwidrigkeit des Verkaufs 
— Arzt⸗ und Zahnarztpraxis. — Die Erwägungen, die dazu 
führen können, den Verkauf einer Rechtsanwaltspraxis als 
littenwidrig anzuſehen, unterſcheiden ſich in grundſätzlicher 
dicht nicht weſentlich von den Erwägungen, die den Ver⸗ 
pn, | einer Arztpraxis als ſittenwidrig erſcheinen laſſen können. 
Er iſt daher für die zu entſcheidende Frage von Be⸗ 
trükung, daß die Rechtſprechung des RG. die entgeltliche über⸗ 

agung einer ärztlichen Praxis nicht ſchlechthin als Verſtoß 
hegen die guten Sitten auffaßt .“ 


5 Hiermit ſtimmt allerdings wieder der Wortlaut der den 
oiden Entſcheidungen vorangeſtellten Leitſätze m. E. nicht ſinn⸗ 
Gemäß überein. Der Leitſatz der Anwaltsenrſcheidung beſagt 
ia id, in ſehr einſchränkender (alſo die bisherige ſtrenge Auf⸗ 
wg möglichſt bewahrender) Weiſe: ausnahmsweiſe und 
—. beſonderen Umſtänden kann der Verkauf einer Praxis 
an schen Rechtsanwälten zuläſſig ſein. Die Witwe eines Rechts⸗ 
m waltes darf grundſätzlich die Praxis ihres verſtorbenen Ehe⸗ 
annes an einen Rechtsanwalt veräußern.“ Der Leitſatz des 
Lickturteils dagegen ſagt — und auch er bleibt inſoweit in der 

nie der bisherigen Rechtſprechung — „nicht jeder Verſtoß 
die ärztlichen Standesvorſchriften macht ein Rechts⸗ 


gegen 
ſeſchäft nichtig. Nicht jeder Verkauf einer ärztlichen Praxis 
5 ſittenwidrig“. Dieſe letzteren Sätze könnten immerhin einer 
den ach weitherzigeren Auslegung fähig erſcheinen als die für 
den Ferkauf einer Anwaltspraxis gültigen, ſelbſt wenn man 
0 Worten „ausnahmsweiſe“ und „nicht jeder“ grundſätzlich 
gleiche Bedeutung beimeſſen wollte. Einer irgendwie ge⸗ 
deten Unterſcheidung beider Fälle widerſprechen aber wieder 
vorſtehend zitierten Sätze aus den Gründen der Entſchei⸗ 


ie 
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dungen. Möglicherweiſe hat der Senat die in dem erſten Urteil 
ausgeſprochene Angleichung beider Fälle, die auch hier ſchon 
durch das übliche Sicherheitsventil — „nicht weſentlich“ — 
etwas eingeſchränkt war (horror pleni ?), in der ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidung noch vorſichtiger formulieren wollen, wenn er hier 
nur von der entſprechenden Geltung der Rechtſprechung über 
den Verkauf einer ärztlichen Praxis durch die Erben auch 
für den Anwaltsfall ſpricht !). 

M. E. müſſen beide Fälle nach den völlig gleichen Grund⸗ 
ſätzen behandelt und eutſchieden werden. Das frühere Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal der engeren Verbundenheit des Anwalts⸗ 
berufes mit der Rechtsordnung 0) hat in einer Zeit ſeinen 
Sinn verloren, in der jede Berufsausübung Dienſt für die 
Gemeinſchaft iſt und der Wert jedes Gliedes dieſer Gemein⸗ 
ſchaft nicht nach der Art ſeines Berufes beſtimmt wird, ſon⸗ 
dern nur nach dem Maße von Gewiſſenhaftigkeit, Treue, 
Tüchtigkeit und Opferſinn, mit dem er ſeine Berufsausübung 
erfüllt. Die ſtets vorhandene Ahnlichkeit gerade der beiden 
Berufe des Arztes und des Anwaltes iſt noch verſtärkt und 
geſetzgeberiſch hervorgehoben worden, ſeitdem die RArzteO. 
(58 1, 19) ausdrücklich feſtgeſtellt hat, daß der Arzteberuf kein 
Gewerbe iſt, ſondern eine öffentliche Aufgabe zum Wohle von 
Volk und Reich erfüllt ), ebenſo wie auch der Beruf des 
Rechtsanwaltes kein Gewerbe, ſondern „Dienſt am Recht“ iſt 
(Vorſpruch zur RR AO.). Ich kann mit Beziehung auf unfere 
Frage der Sittenwidrigkeit des Verkaufs einer Praxis keinerlei 
Unterſchiede zwiſchen den beiden Berufen ſehen, ſie ſind m. E. 
inſoweit nicht nur im weſentlichen, ſondern grundſätzlich und 
gänzlich gleich zu behandeln. M. A. kann es weiterhin auch 
keinen Unterſchied machen, ob auf der Verkäuferſeite der Arzt 
gänzlich aus dem Berufsleben ausſcheidet oder nur ſeine bis⸗ 
herige Niederlaſſung aufgibt, und gleich iſt endlich auch der 
Fall, daß nach dem Tode des Arztes (oder Rechtsanwaltes) 
ſeine Erben die Verkäufer ſind. Daß die Erben der Standes⸗ 
zucht nicht unterſtehen, kann m. E, eine unterſchiedliche Be⸗ 
handlung nicht begründen, zumal ſie ja wiſſen oder wiſſen 
müſſen, daß der Käufer auf jeden Fall gegen die Standes⸗ 
pflichten verſtoßen würde. Auch würde es genügen, wenn das 
Rechtsgeſchäft ſeinem objektiven Inhalte nach ſittenwidrig ſein 
würde. Und im übrigen iſt auch jedenfalls der Rärzte O. der 
Begriff einer gewiſſen Vererbung der Standespflichten nicht 
fremd (beſchränkte Schweigepflicht des Erben oder ſonſtigen 
Rechtsnachfolgers gemäß § 13 Abſ. 2 Satz 2 Rürzted.). 

Die hier vertretene gänzliche Gleichbehandlung beider 
Berufe könnte nur entfallen, wenn die beiderſeitigen Standes⸗ 
vorſchriften ausdrücklich unterſchiedliche Regelungen betr. den 
Praxisverkauf treffen würden. Daß die bisherige ſtandes⸗ 
mäßige Regelung weſentlich ähnlich, wenn nicht gleich iſt, 
haben wir bereits geſehen. Und es iſt wohl auch kaum an⸗ 
zunehmen, daß ſie ſich bei künftigen Anderungen oder Neu⸗ 
regelungen erheblich voneinander entfernen werden. 

Über den beſtimmenden Einfluß der Standesvorſchriften 
auf die Beurteilung der Sittenwidrigkeit wird im folgenden 
(zu Punkt 3 unſerer Sätze) noch näher eingegangen werden. 


Zu 2. Zunächſt bedarf es jedoch noch der Erörterung der 
Frage, ob der Verkauf einer ärztlichen Praxis ohne Rückſicht 
auf Standesſitte und Standesvorſchriften ſchon allgemein als 
den guten Sitten widerſprechend angeſehen werden muß. Und 
das muß m. E. klar und entſchieden verneint werden. 


Maßgebend iſt nach der Rechtſprechung des RG. für die 


9) Im übrigen ſtammt der Vertrag über den Verkauf der 
Anwaltpraxis v. 2. April 1933, der über den Verkauf einer ärzt⸗ 
lichen Praxis aus dem Jahre 1927. 

40) Das m. E. aber auch ſchon damals jeder Berechtigung ent⸗ 
behrte, denn die Berufe des Arztes und des Anwaltes als Beſchützer 
vor den körperlichen und ſozialen Gefahren des Gemeinſchaftsweſens 
waren, von idealer und richtiger Seite geſehen, früher ſchon gleich⸗ 
geartet und gleichbedeutend; andererſeits die Entartungserſcheinungen 
1 Bag Zeit auch bei beiden Berufen gleich ſichtbar und 
gefährlich. 

44) Ahnlich ſchon die früher herrſchende Meinung, von der die 
Praxis allerdings mehr und mehr abzuweichen begann. Siehe Eber⸗ 
maher IT S. 9 und RG. v. IL Juni 1907: R. 66, 134. 
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(Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Beſtimmung der Sittlichkeit und Moral, die den Begriff der 
„guten Sitten“ ausmachen, das herrſchende Volksbewußtſein, 
das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 42). 
Ich möchte noch hinzufügen, daß man, um ein wirkliches Urteil 
zu erhalten, den billig und gerecht Denkenden nicht etwa nur 
die abſtrakt gefaßte Rechtsfrage vorlegen dürfte, ſondern den 
praktiſchen Fall mit allen maßgeblichen Einzelheiten, auch das 
Für und Wider und die möglichen Folgen der verſchiedenen 
Beurteilung klarlegen müßte. Aber auch dann würde wohl 
jeder Unbefangene unſerer Frage mindeſtens indifferent und 
wertungsneutral gegenüberſtehen, ſoweit er das Problem 
überhaupt begreifen und es nicht ohne weiteres als ſelbſt⸗ 
verſtändlich erklären würde, daß der Arzt oder ſeine Erben 
die „Praxis“ als den Inbegriff der einem Nachfolger wich⸗ 
tigen und erſtrebenswerten Werte entgeltlich übertragen dürfe. 
Hühn“) ſagt hierzu vollkommen richtig: „Die Bevölkerung 
wird einen ſolchen Vertrag vielmehr für ganz natürlich und 
ſelbſtverſtändlich halten, auf keinen Fall aber etwas Un⸗ 
moraliſches in ſeinem Abſchluß ſehen. Auf den Gedanken, beim 
Vorliegen einer ſolchen Vereinbarung weniger ſachgemaß be⸗ 
handelt zu werden, als wenn der neue Arzt ohne irgendwelche 
Unterlagen und Anhaltspunkte ſeine neue Tätigkeit begonnen 
hätte, werden die Patienten überhaupt nicht kommen. Dafür 
hat das Volk eine viel zu große Achtung vor dem deutſchen 
Arzt und einen viel zu ſtarken Glauben an deſſen Verant⸗ 
wortungsbewußtſein.“ Dagegen bin ich nicht der Meinung 
Hühns, wenn er weiter ausführt, der Allgemeinheit ſei auch 
die Höhe des Kaufpreiſes, deſſen Angemeſſenheit fie auch gar 
nicht beurteilen könne, gleichgültig. An ſich mag das zwar 
meiſt richtig ſein, aber es kommt, wie wir bereits geſehen 
haben, bei der Feſtſtellung, ob eine rechtsgeſchäftliche Tatſache 
gegen das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
verſtößt, natürlich darauf an, daß dieſe gewiſſermaßen als 
Laienrichter oder Sachverſtändige anzuſehenden Perſonen ſo⸗ 
wohl unterrichtet als auch intereſſiert werden. Der Laie wird 
dann unter Umſtänden ſehr wohl an der übermäßigen Höhe 
des Kaufpreiſes und ſeiner den Käufer allzu ſchwer und allzu⸗ 
lange drückenden Belaſtung Anſtoß nehmen, wenn er dies auch 
weniger unter den Geſichtspunkten einer allgemeinen Sitten⸗ 
widrigkeit als unter denen des Wuchers tun wird. Das iſt aber 
wieder ein anderes Kapitel. 


Im übrigen aber iſt es immer ein etwas zweifelhaft 
Ding, in ſolchen Spezialfragen ſich auf das Urteil einer ideal 
gedachten Vielheit gewiſſermaßen als des unbekannten Rich⸗ 
ters berufen zu wollen. Es iſt in Wahrheit doch meiſt das 
Rechtsgefühl des Richters, das ſo geſtützt und begründet wird. 
Obwohl es eigentlich doch einer derartigen Stütze und Be⸗ 
gründung nicht bedarf. Weshalb ſollte der deutſche Richter 
nicht ſelbſtändig entſcheiden können, was unter den „guten 
Sitten“ im Sinne des Geſetzes zu verſtehen iſt? Es würde 
jedenfalls ſeinem Führertum ) auf dem Gebiete des Rechts 


42) Rg. 80, 221; ſiehe auch Hühn a. a. O. S. 46. 

48) a. a. O. S. 49, feine weiteren Argumente, daß es der Be⸗ 
völkerung lediglich darauf ankomme, möglichſt bald einen neuen Arzt 
zu erhalten und daß ſie meiſt gar nicht erfahre, ob ein entgeltlicher 
Überlaſſungsvertrag geſchloſſen worden ſei oder nicht, ſind natürlich 
nicht durchſchlagend, weil ſie den Kern der Problemſtellung über⸗ 
haupt nicht treffen. 

g #4) Siehe hierzu meine Beſprechung zu Seidel „Führer⸗ 
prinzip in der Rechtspflege?“ JW. 1936, 2385. 

Hierüber und über die Verwendung des Begriffs „Geſundes 
Volksempfinden“ in der Begründung von Gerichtsurteilen leſe man 
die deutlichen und ausgezeichneten Ausführungen „Das ſoll Volks⸗ 
empfinden‘ fein” in „Das ſchwarze Korps“ v. 22. Avril 1937, Folge 
16 S. 14, beſonders die Sätze: „Man kann nicht in jedem Fall ein⸗ 
fach auf Anhieb jagen, was Volksempfinden wäre. Sagt man es aber, 
dann muß man wiſſen, daß es wirkliches Volksempfinden iſt. Wer 
dieſen Begriff leichtfertig mißbraucht, ſchädigt das Anſehen des neuen 
Rechts, ehe es geboren iſt.“ Und weiter: „Ein ſelbſtbewußter Richter 
hat es nicht nötig, feine Urteile mit einem, wie dieſes Beiſpiel zeigt, 
jo dehnbaren Begriff wie ‚gelundes Volksempfinden“ zu begründen. 
Bei dieſer nationalſozialiſtiſchen Forderung handelt es ſich ja um 
eine Vorausſetzung. Über Selbſtverſtändlichkeiten braucht man ſich 
nicht zu unterhalten.“ 5 

Damit iſt alles Erforderliche über dieſen Punkt gejagt. 


und der Gerechtigkeit beſſer entſprechen als das Arbeiten mit 
Fiktionen und Hilfskonſtruktionen ). 


Zu 3. Zu einer anderen Beurteilung der Anſchauungen 
über die Sittenwidrigkeit der Praxisverkaͤufe wird man m. G 
auch dann nicht kommen können, wenn man an Stelle de⸗ 
allgemeinen Volksbewußtſeins die Auffaſſung der beteiligten 
Kreiſe, des betreffenden Standes, maßgeblich ſein läßt. 
bei Prüfung der Frage, ob ein Vertrag gegen die guten Sitten 
verſtoße, der Stand und Beruf der Parteien mit zu bene” 
ſichtigen jet, war ſchon früher herrſchende Meinung s). 


Die bisher gemachten Einſchränkungen, daß eine Bel 
letzung der Standesehre nur dann maßgeblich ſei, wenn ſich 
in ihr die herrſchende Sitte auspräge n“), und daß ſelbſt al 
gemeine und herrſchende Standesſitten unberückſichtigt bleiben 
müßten, wenn fie dem allgemeinen Sittlichkeitsbewußtſein zu 
widerliefen (Standesunſitten), entbehrten früher gewiß nich 
immer der Berechtigung. Einer Abſtellung der Entſcheidung 
allein auf die Standesſitte ſtand ſchon meiſt der Umſtand ent 
gegen, daß die Anſchauungen der beteiligten Kreiſe oft keines 
wegs einheitlich waren, und daß der herrſchenden Meinund 
häufig nicht nur die jtilfe Oppoſition der Schlechtgeſinnten 
gegenüberſtand, ſondern auch die offen und öffentlich geäußer 
ten Anſichten offizieller Berufsvertretungen ). Die Zwei i 
haftigkeit der Frage geht endlich auch aus der unterſchiedliche⸗ 
Haltung von Rechtslehre und Rechtſprechung hervor. Was 
zahlreiche bedeutende Rechtslehrer und Obergerichte ) für us 
bedenklich zuläſſig erklärt haben, kann wohl kaum überhauf 
als nach allgemeiner Anſchauung ſittenwidrig angeſehen MET 
den. Das mag ein ſchwieriger und folgenſchwerer Einmal, 
ſein, er iſt aber letzten Endes durchaus berechtigt und beten 
weiter die Gefährlichkeit und Zwieſpältigkeit der Anwendung 
des umſtrittenen Begriffs überhaupt auf allgemein⸗grundſätzlich 
Fragen unſerer Art a). 


Eine andere Beurteilung iſt m. E. auch dann nicht 9 
Platze, wenn man darauf abffefft, daß der Praxisverkauf dure 
die Standesordnung der Arzteſchaft ausdrücklich verboten f 


45) Etwas ganz anderes iſt es natürlich, wenn in gerollt" 


handelsrechtlichen Fragen durch regelrechte Befragungen der bete“ 
ligten Kreiſe die Anſichten derſelben feſtgeſtellt und der Entſcheiduns 
zugrunde gelegt werden. 0 
46) Staudinger, 10. Aufl., Ben. 4 zu 8138 BGB.: m 
v. 24. Sept. 1913: RG. 83, 114 und v. 17. Dez. 1926: RC}: 159 
141 (Erfolgshonorar bei Anwälten); RG. v. 29. Jan. 1926: — 
113, 1 (Beſtellung des Prozeßrichters zum Schiedsrichter); RG. don 
16. April 1934: RG. 144, 242 J)W. 1934, 15633 (Differen d 
einwand eines Rechtsanwaltes bei Börſentermingeſchaften unſittlich 
Hier tritt im Gegenſatz zu RG. v. 8. Dez. 1934: RG. 146, 190 Ai 
JW. 1935, 927%, wo unter Kaufleuten die Einrede der Arge 
gegenüber dem Differenzeinwand ausdrücklich verſagt wird, die 118 
tonung der beſonderen Standespflichten des mit der Rechtsordnl 5 
eng verbundenen Berufes beſonders ſtark hervor. Die Negierung ., 
Bedeutung der heutigen kaufmänniſchen Standesauffaſſung, nach an 
ein eingetragener Kaufmann ſtandeswidrig und argliſtig handelt, wen 
er den Differenzeinwand erhebt, erſcheint mir allerdings recht er 
denklich. Die zuſtimmenden Ausführungen Danielciks in jr 
Anm. zu dieſer Entſch. mögen richtig fein, ſoweit ſie auf die vol. 
wirtſchaftliche Bedeutung der Frage abſtellen (Gemeinnutz geht 15 
„Branchennutz“), aber unrichtig erſcheint mir die grundſätzliche ſchon 
ſagung des Argliſteinwandes gegenüber dem Differenzeinmand | 5 
deshalb, weil hierdurch das Vertrauen zu dem einmal gege Ne 
Wort eines deutſchen Kaufmannes und damit ſein Anſehen jet 
erſchüttert werden kann. a 
In der Frage des Erfolgshonorars ſtimmten die Anſichten 10 
Ehrengerichtshofes für deutſche Rechtsanwälte mit denen des RG. pie 3 
immer ganz überein. NG. v. 20. Oft. 1933: Rch3. 142, 70 — 
1934, 22712 u. 5537 mit Anm. von Hodenberg; ſiehe al 
Baumbach: JW. 1927, 2449. 
4) Staudinger a. a. O., Ben. 4 ff. zu 8 138 BGB. . 
as) Siehe hierzu die bereits erwähnte Eutſchließung der Ahe 
niſchen Ärztekammer v. 11. Dez. 1926, fiehe oben und Fußnote 2 
40) Zuſammenſtellung bei Hühn a. a. O. S. 2ff. ; 
zee) Siehe hierzu Staudinger 4. a. O., deſſen Mash! 
gen das Problem zwar erklären, aber nicht löſen. 
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Denn dieſes Verbot war, wie das RG. ſchon aus ſeinem Wort⸗ 
laut mit Recht folgert, nicht unbedingt und kann daher auch 
keine unbedingte Rechtsungültigkeit zur Folge haben. Und 
weiterhin verbietet ſich die Schlußfolgerung ſtandesverbots⸗ 
widrig gleich allgemein ſittenwidrig und damit nichtig in 
unſerem Falle ſchon deshalb, weil dies der authentiſchen Auf⸗ 
jaſſung der Reichsärztekammer als der für die Auslegung der 
Standesvorſchriften maßgebenden Stelle v. 11. Nov. 1936 v0 
zuwiderlaufen würde. Die Bedeutung diefer Äußerung geht 
auch m. E. über den Einzelfall, auf deſſen Beſonderheit (auf 
der Gläubigerſeite eine Witwe mit 7 minderjährigen Kindern) 
Ne allerdings abſtellt, hinaus, wenn fie ausſpricht, daß die 
eichsärztekammer bei der Begutachtung von Praxisabgabe⸗ 
verträgen darauf achten würde, daß Hinterbliebene von Arzten 
oder invalide Arzte nicht aus „künſtlich herausgeſuchtem 
‚Sittlichfeitsbewußtfein‘” (wörtlich) mehr oder weniger vor 
SL Nichts geftellt würden, und weiter ſogar, daß die ärztliche 
Berufsgerichtsbarkeit nicht daran werde vorübergehen können, 
wenn ein Arzt verſuche, ſich den ärztlichen Standespflichten 
zu entziehen, ſelbſt dann nicht, wenn dies in Form einer Klage 
bei Gericht erfolge (1). Hier wird alſo die Vertragstreue, deren 
jedeutung ja auch das RG. hervorhebt, direkt zur Standes⸗ 
pflicht erklärt, und zwar auch dann, wenn der zugrunde lie⸗ 
gende Vertrag unter Übertretung oder Umgehung der Standes⸗ 
vorſchriften geſchloſſen worden iſt. Das Verbot des 8 6 der 
Standesordnung gewinnt damit, jedenfalls für die Vergangen⸗ 
heit, den Charakter einer lex minus quam perfecta. Seine 
bertretung kann berufsgerichtlicher Ahndung unterliegen, ſie 
hat aber keine unbedingte Nichtigkeit des verbotswidrig ge⸗ 
ſchloſſenen Rechtsgeſchäfts zur Folge. 


Vom Standpunkt der wahren Gerechtigkeit aus iſt dieſe 
Regelung ſchon deshalb zu begrüßen, weil eine Nichtigkeit des 
Vertrages nach den Beſtimmungen des BGB. wohl faſt ſtets 
einſeitig den Käufer begünſtigen würde, für den die Vertrags⸗ 
leiſtungen der Gegenfeite mit jedem Tage, den er ſelbſt in die 

raxis „hereinkommt“, mehr und mehr an Wert verlieren. 


Zu 4. Seit dem Umbruch unſerer geſamten Welt⸗ 
anſchauung muß das Verhältnis der Standesſitte zu den guten 
Sitten des Geſetzes allerdings anders, und zwar im Sinne 
eines widerſpruchsloſen Zuſammenfallens, angeſehen werden. 
Ls kann und wird im totalen Staat unter autoritärer, einheit⸗ 
licher Führung keine Standesehre, keine Standesanſchauung 
mehr geben, die nicht mit dem allgemeinen Sittlichkeitsbewußt⸗ 
ſein und dem des deutſchen Richters voll und ganz im Ein⸗ 
klang ſtände. Standesehre bedeutet heute kein Privileg einer 
bevorzugten Kaſte, ſie iſt vielmehr der Ausdruck erhöhter 
Pflichten der Berufsſtände, die mit für die Allgemeinheit be⸗ 
ſonders wichtigen Aufgaben betreut find. Ehre und Standes⸗ 
ſitten der einzelnen Berufe unterſcheiden ſich nicht dem Grade, 
ſondern nur der Art nach und ſie münden alle in der 
höchſten Ehre jedes Deutſchen, als Nationalſozialiſt der Tat 
em Führer zu folgen und dem Gemeinwohl zu dienen. 
Dubernageldt) ſagt zu dem Kapitel „Berufsſtändiſche 
Pflichten“: „Im Anſchluß an Punkt 25 Ab. 2 Ppr. iſt für 
die deutſchen Berufsſtände die Arbeitspflicht zur Ehrenpflicht 
gegenüber dem Staat erhoben worden. Der Werk⸗ und Berufs- 
tätige hat ſeinen Dienſt gewiſſenhaft zu erfüllen und durch 
ſein Verhalten ſich des Berufes würdig zu erweiſen. Dies 
kommt zum Ausdruck in der Ehrengerichtsbarkeit der Arzte se), 
Rechtsanwälte, Unternehmer, Beſchäftigten, Handwerker, 
Schriftleiter, Jäger. Demnach werden die Standespflichten 


— 


I) be, . 
- .3 In Franks NS.⸗Handbuch für Recht und Geſetzgebung 
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52) Und neuerdings auch die Apotheker. Die RApotheker O. vom 
18. April 1937: RG Bl. I, 457 regelt dieſen Berufsſtand analog 
der RarzteO. und NTierürzteO. und beſtimmt in § 1: „Der Apotheker 
it zum Dienſt an der Geſundheit des Volkes berufen; ihm liegt im 
beſonderen die Verſorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln ob. 
Hierdurch erfüllt er eine öffentliche Aufgabe.“ 


zu Staatspflichten «). Ihre Verletzung hat nicht nur beruf⸗ 
liche Folgen, ſondern auch bürgerlich⸗rechtliche. Solche Ver⸗ 
ſtöße find ſittenwidrig (RGZ. 142, 70). Dabei find die An⸗ 
ſchauungen des betreffenden Berufsſtandes zugrunde zu legen. 
Übermäßig hohe Vergütungen im freien Beruf, Schmiergelder 
an Angeſtellte, Verkauf der Perſönlichkeitswerte einer Praxis, 
Begünſtigung der Berufsausübung durch einen Nichtfachmann 
im freien Beruf (anders RG.: Seuff Arch. 79 Nr. 97) wider⸗ 
ſprechen dem Anſtand und find ſittenwidrig.“ 


Heute iſt die Standesehre ein beſonders geſchütztes Rechts⸗ 
gut. Es würde unerträglich ſein, wenn Standesanſchauungen, 
die von einer jetzigen berufsſtändiſchen Führung vertreten 
werden, oder gar Gebote, die von ihr erlaſſen ſind, nicht auch 
vor allen ſtaatlichen Behörden und Gerichten Anerkennung 
finden würden s). Beſtehen bleibt freilich die Frage, ob jeder, 
auch ein unbedeutender und von der Standesführung bzw. von 
der berufsſtändiſchen Ehrengerichtsbarkeit ſelbſt als gering⸗ 
fügig beurteilter Verſtoß gegen die Standesgeſetze die außer⸗ 
ordentlich ſchwerwiegende Folge der allgemeinen Sittenwidrig⸗ 
keit, die vollkommene Nichtigkeit des unter Verletzung der 
Standesregel abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts zur Folge haben 
ſoll. Selbſtverſtändlich kann hiervon überhaupt nur die Rede 
ſein, wenn der Inhalt des Rechtsgeſchäfts ſelbſt, ſein Ziel und 
Zweck die Standesordnung verletzen. Liegt dies vor, ſo kann 
das weitere Erfordernis des RG., nur eine Standeswidrigkeit 
erheblichen Gewichts müſſe nach der heute gültigen Rechts⸗ 
und Volksanſchauung mit der Sittenwidrigkeit im Sinne des 
§ 138 Abſ. 1 BGB. zuſammenfallen, allerdings zu erheblichen 
praktiſchen Schwierigkeiten und ebenfalls zu unerfreulichen 
Divergenzen zwiſchen ſtandesrechtlicher und bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Beurteilung führen. Dies möglichſt zu vermeiden, wird 
das Ziel einer verſtändnisvoll zuſammenwirkenden Recht⸗ 
ſprechung ſowohl der berufsſtändiſchen Ehrengerichte als auch 
der ſtaatlichen Gerichte fein müſſen. Kenntnis und Berückſich⸗ 
tigung der beiderſeitigen Auffaſſusngen, verſtändnisvolles Auf⸗ 
einandereinſpielen müſſen zu einem reibungsloſen Ineinander⸗ 
greifen und zu einer harmoniſchen gegenſeitigen Ergänzung 
beider Organe führen. Wie die einzelnen Berufsſtände nur 
Glieder der Geſamtheit ſind, ſo münden ihre beſonderen 
Berufs⸗ und Ehrenpflichten als Teile der allgemeinen geiſtigen, 
ſittlichen und weltanſchaulichen Ausrichtung des ganzen Volkes 
in dem rechtlichen Oberbegriff der guten Sitten im Sinne des 
allgemeinen Geſetzes. 


Eine ausdrückliche geſetzliche Regelung des Verhältniſſes 
von Berufsvergehen zum Vertragsrecht wäre denkbar. Solange 
eine ſolche nicht vorliegt, werden die Gerichte von Fall zu Fall 
entſcheiden müſſen, ob ein Berufsvergehen nach Art und Be⸗ 
dentung einen Vertrag auch von den beſonderen Geſichts⸗ 
punkten aus als ſittenwidrig erſcheinen läßt, welche für den 
rechtsgeſchäftlichen Verkehr maßgebend fein müſſen. 


In unſerem Falle erſcheint der Standpunkt des RG., 


53) Siehe hierzu § 35 des Geſetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit v. 20. Jan. 1934 (RGBl. I, 45): „Jeder Angehörige einer 
Betriebsgemeinſchaft trägt die Verantwortung für die gewiſſenhafte 
Erfüllung der ihm nach ſeiner Stellung innerhalb der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft obliegenden Pflichten. Er hat ſich durch ſein Verhalten 
der Achtung würdig zu erweiſen, die ſich aus ſeiner Stellung in der 
Betriebsgemeinſchaft ergibt. Insbeſondere hat er im ſteten Bewußtſein 
ſeiner Verantwortung ſeine volle Kraft dem Dienſt des Betriebes zu 
widmen und fi) dem gemeinen Wohle unterzuordnen.“ 


54) „Die Geſetze ſind auszulegen und anzuwenden unter Zu⸗ 
grundelegung der Vorſtellung von materieller Gerechtigkeit und mate⸗ 
riellem Unrecht, wie ſie ſich aus den Forderungen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Sittenordnung ergeben. Recht und Sittenordnung 
können nun nicht mehr miteinander in Kampf treten. Jede Geſetzes⸗ 
auslegung, die ein dem Gebot der nationalſozialiſtiſchen deutſchen 
Sittenordnung zuwiderlaufendes Ergebnis zeitigen würde, iſt falſch — 
alſo rechtwidrig. Denn kein nationalſozialiſtiſches Geſetz kann etwas 
den Forderungen der nationalſozialiſtiſchen deutſchen Sittenordnung 
Zuwiderlaufendes gutheißen oder gar erheiſchen.“ Freisler „Richter 
und Geſetz“ in der „Verwaltungs⸗Akademie“ Bd. 1 Gruppe 2 Nr. 17 
S. 8. 
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daß die nur bedingte Standeswidrigkeit und das nur bedingte 
Standesverbot des Verkaufs einer ärztlichen Praxis keine un⸗ 
bedingte Sittenwidrigkeit eines derartigen Rechtsgeſchäfts zur 
Folge habe, nach der zur Zeit noch gültigen Vorſchriften, ihrer 
Handhabung und nach der eigenen Stellungnahme der Ver⸗ 
tretung der Deutſchen Arzteſchaft gerecht und billig. 


Zu 5. Die Rechtfertigung der hier dargeſtellten Sätze 
ergibt ſich im weſentlichen bereits aus der Erläuterung der 
vorhergehenden Fragen. So wie 8 138 BGB. als eine im 
öffentlichen Intereſſe erlaſſene, der Parteidispoſition entzogene 
Vorſchrift rückwirkende Kraft auch für die vor dem 1. Jan. 
1900 entſtandenen Schuldverhältniſſe hat 5s), „erhält nach der 
Entſcheidung des großen Senats des RG. v. 13. März 1936 56 
der Begriff eines Verſtoßes gegen die guten Sitten ſeinem 
Weſen nach den Inhalt durch das ſeit dem Umbruch herrſchende 
Volksempfinden, die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung“. 
Mit Recht ſtellt das RG. aber andererſeits das Erfordernis 
auf, daß bei der Beurteilung alter Verträge mit Vorſicht und 
Zurückhaltung verfahren werden müſſe, weil für das Wirt⸗ 
ſchaftsleben, deſſen pflegliche und vorſichtige Behandlung eine 
weſentliche Vorbedingung für das Gedeihen des Volksganzen 
bilde, die Sicherheit des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs, zu der 
in erſter Linie die Vertragstreue gehöre, dringend notwendig 
ſei. Die mehrfach zitierte Außerung der Reichsärztekammer 
zur Einhaltung von Praxisabgabeverträgen liegt ebenfalls be⸗ 
tont in der Linie dieſer Vertragstreue. Und außerdem beruht 
gerade in Fällen der vorliegenden Art der Wunſch, von Ver⸗ 
tragsleiſtungen frei zu werden (die man oft ſelbſt angeboten 
hat, um andere Bewerber aus dem Felde zu ſchlagen), vielfach 
auf durchaus zu mißbilligenden, oft nicht einmal ſo ſehr durch 
eine wirtſchaftliche Notlage gerechtfertigten Motiven. 

Daß der Geſichtspunkt der Vertragstreue ausſcheiden muß, 
wenn der weitere Vertragsvollzug feinen Gegenſtande 
nach der neuen Rechtsanſchauung gemäß unſittlich erſcheint, 
muß zweifellos in erſter Linie ſtehen. Bei Geldleiſtungen kann 
von einer derart objektiven Unſittlichkeit der Leiſtung ſelbſt 
normalerweiſe nicht die Rede ſein. Auch erblickt hier die 
Standesanſchauung das Standeswidrige mehr in dem un⸗ 
genehmigten Abſchluß des Vertrages, nicht aber in der Er⸗ 
füllung der Leiſtungen des Käufers nach der bereits voll⸗ 
zogenen Leiſtung durch den Verkäufer. 


Zu 6. Auf den erſten Blick könnte es den Anſchein haben, 
wir verließen mit dieſem Punkt ſtreng genommen bereits das 
eigentliche Gebiet unſerer Frage, und wenn wir mit dem RG. 
beſondere Erforderniſſe (Zutaten) verlangten, die das zwar 
ſuſpekte, aber an ſich noch nicht ſittenwidrige Rechtsgeſchäft 
des Praxisverkaufs vollends ſittenwidrig und nichtig erſcheinen 
laſſen, jo verließen wir das Eigentümliche des Problems und 
beträten den Boden der für alle Rechtsgeſchäfte gleich welcher 
Art beſtehenden rechtlichen Schranken. Denn wenn ein Ver⸗ 
trag als Knebelvertrag oder wegen Wuchers nichtig wäre, ſo 
wäre er dies eben lediglich aus dieſen Gründen, die mit der 
ſonſtigen Natur und Eigenart des Rechtsgeſchäfts nichts zu 
tun hätten. Ein ſolcher Schluß wäre unrichtig. Abgeſehen von 
den beſonderen Nichtigkeitsgründen, die gerade dem Praxis⸗ 
verkauf eigentümlich ſind, wie Empfehlungsverſprechungen und 
Wettbewerbsverbote, ſind auch die Begriffe der Knebelung und 
des Wuchers bei Verträgen über den Verkauf einer ärztlichen 
Praxis gerade der Eigenart dieſer Rechtsgeſchäfte anzupaſſen. 
Und ihr entſprechend ſind ſie unbedingt ſchärfer zu handhaben 
als bei Verträgen rein gewerblicher oder gar ſpekulativer 
Natur unter Kaufleuten. Dies iſt notwendig, nicht weil unſere 
Verträge ohnehin ſuſpekt ſind — dieſe Bezeichnung entſpricht 
keineswegs meiner Anficht —, ſondern weil fie eben ein Ge⸗ 
biet berühren, das einer gewerblichen Auffaſſung und Betrach⸗ 
tung ausdrücklich entzogen iſt, und bei dem die auch hier nicht 
zu umgehende Verknüpfung mit materiellen Geſichtspunkten 
jedenfalls in einer Weiſe geſchehen muß, die der idealen Seite 


55) Staudinger a. a. O. Bem. 25 zu 8 138 BEL. i. G. 
zur älteren Rechtſprechung. 
56) RGZ. 150, 1 = JW. 1936, 12811 m. Anm. Mitzſchke. 


des Berufes und ſeinem Charakter als Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben den Vorrang läßt. Wenn man ſchon nicht jo weit 
gehen will, die Übertragung einer ärztlichen Praxis als eine 
Handlung anzufehen, „welche von Moral wegen nicht in 
eine Kauſalbeziehung zu Geld oder Geldeswert geſetzt werden 
ſoll“ s:), fo muß eine ſolche Verbindung jedenfalls in hohem 
Maße vorſichtig behandelt werden, wie im ärztlichen Berufs⸗ 
leben überhaupt die ideale der ökonomiſchen Betrachtungsweiſe 
ſtets vorgehen muß. 


So muß insbeſondere die perſönliche und berufliche Frei 
heit der Vertragsparteien unangetaſtet bleiben. Jede Be⸗ 
ſchränkung derſelben, insbeſondere gegen Entgelt, iſt ſitten⸗ 
widrig und müßte gemäß § 139 BGB. im Zweifel auch die 
Nichtigkeit des ganzen Vertrages zur Folge haben. Vertrag 
liche Konkurrenz- oder Niederlaſſungsverbote unter Arzten fin 
ſtets ſittenwidrig 5s). Es iſt zwar nicht zu verkennen, daß 
einem Praxisverkauf nach Treu und Glauben eine gewiſſe 
Beſchränkung des Verkäufers, dem Käufer ſpäter nicht wieder 
in dem Bezirk der übertragenen Praxis Konkurrenz zu machen, 
innewohnen kann, auch ohne eine ausdrückliche dahingehende 
Vereinbarung. Ein von Hühn es) zitiertes Urteil des Schweize⸗ 
riſchen Bundesgerichts so) ſteht z. B. auf dieſem Standpunkt. 
Ein klaſſiſcher Fall, in dem ſittliches und geſetzliches Denken, 
von zwei entgegengeſetzten Seiten aus betrachtet, ſich wider⸗ 
ſpruchsvoll gegenüberſteht und zu verſchiedenen Ergebniſſen 
führt, deren Löſung nur dadurch gefunden werden kann, da 
man den Maßſtab des überragenden Intereſſes anlegt. So 
muß in unſerem Falle die berufliche Freiheit des Verkäufers 
zwar ſtets unangetaſtet bleiben, wohl aber kann er ſich unter 
Umſtänden — hier können nur die beſonderen Verhältniſſe des 
Einzelfalles entſcheiden — dem Käufer gegenüber vertrags⸗ 
brüchig und ſchadenserſatzpflichtig machen k). 

Ganz unhaltbar erſcheint mir allerdings die Anſicht 
Hühns ee), daß auch eine Verpflichtung des Verkäufers zur 
Empfehlung des Käufers bei den Patienten unbedenklich ſei. 
Ich kann es mir offen geſtanden überhaupt nicht vorſtellen, 
wie etwas Derartiges als vertragliche Verpflichtung fixiert 
oder gar als klagbare Verbindlichkeit angeſehen werden könnte. 
So weit der Verkäufer den Käufer überhaupt beruflich näher 
kennt und beurteilen kann ss), mag er ihn gelegentlich, wo es 
ſich im Einzelfall zwanglos ergibt, auch „empfehlen“, eine 
Verpflichtung hierzu iſt für jeden, der ärztlich denken kann, 
einfach unmöglich. 


Es iſt nicht verwunderlich, daß in der Prozeßpraxis die 
obigen Nichtigkeitsgründe an Häufigkeit der Geltendmachung 
und des Umſtrittenſeins erheblich zurücktreten gegenüber dem 
aus der angeblich übermäßigen Höhe des Kaufpreiſes abgelei⸗ 
teten Einwand. Der Laie denkt hier ſofort an den Begriff des 
Wuchers. Zu ihm gehört jedoch gemäß § 138 Abi. 2 BGB. 
außer dem Merkmal des auffälligen Mißverhältniſſes von 
Leiſtung und Gegenleiſtung das weitere Erfordernis der Aus⸗ 
beutung der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit 
des Vertragspartners. Das RG. hat in der bekannten Ent⸗ 
ſcheidung des großen Senats v. 13. März 1936 6c) folgende 


57) Staudinger a. a. O. Bem. 9 § 138 BGB. 4 

58) Staudinger, Bem. 18 Abſ. 5 zu § 138 BGB. und die 
dort angegebene Rechtſprechung. A. M. Hühn a. a. O. S. 55, 5 
Über gewerbliche Wettbewerbsverbote ſiehe neueſtens RG. v. 12. Wor- 
1936 = JW. 1937, 10574. 

59) g. a. O. S. 53, 54. 

60) „Recht“ 1909, 241. N 145 

61) Hühn zeigt a. a. O. S. 57 die außerordentliche Schwierig” 
keit dieſer Problemſtellung. 

62) a. a. O. S. 58. 

63) Was praktiſch meiſt nur der Fall ſein wird, wenn der 
Käufer vor der endgültigen Übergabe länger als Aſſiſtent oder Ver. 
treter des Verkäufers tätig geweſen iſt. 

4) RO. 150, 1 — IW. 1936, 1281 1 mit zuſtimmender 
Anm. Mitzſchke. Siehe dagegen auch die ſehr beachtlichen Angriſſe 
von Liebnitz „Sittenwidrigkeit bei auffälligem Mißverhältnis An. 
ſchen Leiſtung und Gegenleiſtung. Ein Beitrag zur Wucherfrage“: * 5 
1935, 843. Siehe auch Staudinger, Vem. 42 zu 8 138 BO) 
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Sätze aufgeſtellt: „Ein Rechtsgeſchäft, bei dem Leiſtung und 
Gegenleiſtung im auffälligen Mißverhältnis zueinander ſtehen, 
bie übrigen Merkmale des Wuchers (§ 138 Abſ. 2 BGB.) 
aber nicht vorliegen, iſt nach 8 138 Abſ. 1 BGB. nichtig, 
wenn außer dem Mißverhältnis eine ſolche Geſinnung des die 
übermäßigen Vorteile beanſpruchenden Teils feſtzuſtellen iſt, 
daß das Rechtsgeſchäft nach Inhalt, Beweggrund und Zweck 
gegen das geſunde Volksempfinden verſtößt. Auf dieſe Ge⸗ 
ſinnung kann unter Umſtänden aus dem Mißverhältnis ge⸗ 
ſchloſſen werden. Wenn ſich ein Teil böswillig oder grob⸗ 
fahrläſſig der Erkenntnis verſchließt, daß ſich der andere aus 
einer mißlichen Lage heraus auf die ſchweren Bedingungen 
einläßt, ſo kann dies in Verbindung mit dem Mißverhältnis 
das Rechtsgeſchäft nichtig machen“ 6°). 

„Ich glaube, daß dieſe Formulierung die richtige Mitte 
trifft zwiſchen der früheren engeren Auffaſſung, welche ein 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung überhaupt 
nur bei Vorliegen der weiteren Wuchervorausſetzungen des 
8138 Abſ. 2 BGB. berückſichtigen wollte es), und der zu weit⸗ 
gehenden Anſicht des OLG. Hamburg”), zur Sittenwidrigkeit 
und Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts genüge das rein objektiv 
betrachtete auffällige Mißverhältnis der beiderſeitigen Lei⸗ 
ſtungen. Es iſt nicht nur die ſchwierige Abgrenzung gegenüber 
auf vielen Gebieten zweifellos nach wie vor erlaubten und 
unvermeidlichen Spekulations⸗, Riſiko⸗ und Luxusgeſchäften 
(Liebhaberpreiſen), was man der Meinung des OLG. Ham⸗ 
burg entgegenhalten kann, mit Recht führt das RG. aus, eine 
erartig auf einen Punkt beſchränkte Beurteilung gebe nur ein 
unvollſtändiges Bild, der Begriff des Wuchers ſetze ein ſittlich 
verwerfliches Verhalten eines Vertragsteiles voraus. Man kann 
em auch nicht damit begegnen, daß man ſagt, wenn ſchon bei 
Vertragsſchluß keine bewußte Bewucherung vorgelegen habe, ſo 
zeige das Beharren auf dem ungerechtfertigt hohen Anſpruch 
trotz inzwiſchen erlangter Kenntnis des Mißverhältniſſes eine 
wucheriſche Gefinnung. Weshalb ſollte man fo weit gehen, 
einem Millionär den Einwand des Wuchers zuzubilligen, der 
einer armen Witwe ein objektiv nicht ſehr wertvolles Gemälde, 
von dem die Beſitzerin ſich aber aus ideellen Gründen nur 
ſchwer trennen konnte, zu einem Phantaſiepreis abgekauft hat, 
wenn ihn dieſes „Geſchäft“ ſpäter wieder gereuen ſollte? Mit 
Recht ſagt Mitzſchkess), mit der verſtändigen Anwendung 
der von dem NG. entwickelten Grundſätze ließen ſich überall 
ſachgemäße Ergebniſſe erzielen, ohne daß es geſetzgeberiſcher 
Maßnahmen bedürfe. Die gegenteilige Anſicht könnte allzu 
leicht eine unerträgliche Rechts⸗ und Vertragsunſicherheit in 
unſer freies Erwerbs⸗ und Geſchäftsleben tragen. 

Bei einem Praxisverkauf iſt nun ſowohl echter Wucher 
gemäß § 138 Abſ. 2 BGB. denkbar als auch bei auffälligem 
Mißverhältnis zwiſchen der normalen finanziellen Ergiebig⸗ 
keit der Praxis 6s) und den Verpflichtungen des Käufers eine 
Sittenwidrigkeit gemäß § 138 Abſ. 1 BGB. M. E. würde in 
unſeren Fällen ein objektives Mißverhältnis zwiſchen den an⸗ 

ändigerweiſe zu erzielenden Einnahmen aus der Praxis und 
dem Verkaufspreis genügen, weil ſich die doloſe Geſinnung 
bes die übermäßigen Vorteile beanſpruchenden Verkäufers, mag 
er der Arzt ſelbſt oder ſein Rechtsnachfolger ſein, hier ſchon 
aus dem beſonderen Weſen des Rechtsgeſchäfts ergibt. Wenn 
ſchon überhaupt für derartige Werte ein Entgelt verlangt wer⸗ 
den darf, ſo muß es ſich jedenfalls in angemeſſenen Grenzen 
halten. Hinzu kommt, daß ſich hier eine direkte Verknüpfung 
mit den typiſchen Merkmalen des Wuchers ſchon daraus leicht 
ergibt, daß der junge Arzt, der eine Gelegenheit zur Nieder⸗ 
laſſung und damit meiſt auch zur Gründung einer Familie 
ſucht, bei Bewilligung der Gegenleiſtungen wenn nicht von 


— 


6s) Mit letzterem Satz werden die von Liebnitz a. a. O. in 
zen Vordergrund ſeiner Kritik der früheren reichsgerichtlichen Recht⸗ 
prechung geſtellten Fälle erfaßt. 

66) AGB. 64, 181. 

67) Vom 5. Sept. 1934: HanſgiGZ. 1934, 631. Zuſtimmend 
außer Liebnitz a. a. O. Henning: DR. 1935, 261. 

68) a. a. O. Schlußſaß. 
„ 5) Die Bezeichnungen Leiſtung und Gegenleiſtung paſſen nicht 
10 recht auf das oben geſchilderte Weſen des Praxisverkaufs. 


Not, ſo doch ſehr leicht von einer gewiſſen Unerfahrenheit be⸗ 
einflußt wird, unter Umſtänden ſogar ausgeſprochen leicht⸗ 
ſinnig handelt. Iſt dies der Gegenſeite erkennbar, ſo liegt 
echter Wucher vor. 

Das RG. iſt in ſeiner bisherigen Rechtſprechung über 
den Verkauf einer ärztlichen Praxis noch einen Schritt weiter 
gegangen, wenn es für die Sittenwidrigkeit entſcheidend darauf 
abſtellt, daß die Höhe der Belaſtung des Käufers die Gefahr 
begründe, daß er die Praxis als möglichſt hoch auszubeutende 
Erwerbsquelle anſehe 70). M. E. bedeutet dieſe Begründung 
praktiſch meiſt nicht mehr als eine Fiktion. Wieſo ſoll hier 
eine bloße Gefahr genügen, die in manchen Fällen begründet 
ſein mag, in vielen aber nicht? Wie ſoll dieſe Gefahr, die 
doch hauptſächlich in dem Charakter und in der Berufsgeſin⸗ 
nung des betreffenden Arztes begründet liegt, während die 
Höhe der Belaſtung durch den Kaufpreis der Praxis nur eine 
von vielen Triebfedern und meiſt nicht einmal die wichtigſte 
darſtellt, auch nur einigermaßen einwandfrei feſtgeſtellt werden? 
In welchem Umfange muß der Verkäufer mit einer derartigen 
Gefahr rechnen? Der gute Arzt wird ſich nie von einer ethiſch 
verantwortungsbewußten Berufsführung abbringen laſſen, der 
geſchäftstüchtige Mediziner?!) aber wird fo oder fo, auch ohne 
Belaſtung durch Übernahmeverbindlichkeiten zu einer mehr oder 
weniger ökonomiſchen Auffaſſung ſeiner Tätigkeit neigen. 
Freilich muß hier auch mit der Klaſſe derjenigen gerechnet 
werden, die, ohne von Not bedrängt zu ſein, zwar zum Guten 
neigend, unter dem Druck wirtſchaftlicher Bedrängnis ſich aber 
zu einer laxen Berufsauffaſſung, wenn nicht gar zu ſtrafbaren 
Handlungen verleiten laſſen. Trotzdem erſcheint mir die Be⸗ 
gründung des RG. die Gefahr in ſich zu tragen, leicht ein⸗ 
ſeitig und unſcharf zu werden. 

Zuſammenfaſſend möchte ich noch folgendes jagen. An⸗ 
geſichts der bisherigen Stellungnahme der Standesvertretung 
kann in der Übertretung des Standesverbotes den Praxis⸗ 
verkauf betreffend ohne weiteres keine allgemeine, die abſolute 
Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts begründende Sittenwidrigkeit 
im Sinne des § 138 Abſ. 1 BGB. erblickt werden. Eine der⸗ 
artige Sittenwidrigkeit und damit Nichtigkeit liegt bezüglich 
der Höhe des Kaufpreiſes dann vor, wenn dieſer in einem 
auffälligen Mißverhältnis zu dem Umfang und der finanziellen 
Ergiebigkeit der Praxis ſteht. Maßgebend für die Beurteilung 
dieſes Mißverhältniſſes muß wahres ärztliches Denken ſein. 
Es iſt jedoch beſonders darauf zu achten, daß nicht eine nur 
vorgetäuſchte oder auf anderen Gründen beruhende Notlage 
dazu benutzt wird, ſich den billigerweiſe erträglichen Gegen⸗ 
leiſtungen für bereits empfangene Werte zu entziehen 72). 

Iſt ein Praxiskaufvertrag nichtig, ſo iſt er ſo zu be⸗ 
handeln, als ob er überhaupt nicht vorgenommen worden 
wäre 's). Die regelmäßige Folge iſt, daß gemäß 8817 BGB. 
die beiderſeitigen bereits vollzogenen Vertragsleiſtungen zwar 
nicht zurückgefordert werden können, weitere aber entfallen. 
Dieſe Regelung wird ſich meiſtens zugunſten des Praxiskäufers 
auswirken, obwohl auch andere Fälle denkbar ſind, z. B. beim 
Vorliegen eines langfriſtigen Mietvertrages, falls der Käufer 
und Mieter noch Wert auf die Beibehaltung der Mieträume legt. 


Zu 7. Wir haben geſehen, daß es ſich bei der entgelt⸗ 
lichen Überlaſſung einer günſtigen Gelegenheit, an die Stelle 
eines ausſcheidenden Arztes zu treten, um ein Rechtsgeſchäft 
handelt, deſſen zwar einheitlicher Charakter ſich dennoch aus 
verſchiedenen Elementen zuſammenſetzt, und dem von der Seite 
der beiden Vertragsparteien aus geſehen Beweggründe und 


70) 1GB. 66, 139: „Daß der Weiterbetrieb der Praxis bei 
ihm von der Notwendigkeit, hierbei unter allen Umſtänden möglichſt 
hohe Einnahmen zu erzielen, beeinflußt fein mußte.“ So auch R538. 
75, 125 u. 115, 172. 5 

71) Im Sinne Lieks („Der Arzt und feine Sendung“, 
München 1934). 5 

12) Ein Problem, das bei vielen Wuchereinreden auftaucht, ob 
die Notlage nicht nur auf der Untüchtigkeit oder der leichtſinnigen 
Lebensführung des Schuldners beruht, der andere Bewerber, welche 
die Verpflichtungen anſtandslos erfüllt hätten, verdrängt hat. 

33) Staudinger, Einl. III. Abſchn. Rechtsgeſchäfte S. 485 
Bem. 29, 30. 
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Ziele unterliegen, die wirtſchaftlich und rechtspolitiſch gleich 
ſchutzwürdig ſich in ihrer Auswirkung feindlich gegenüberſtehen 
können. Auch wenn die urſprüngliche Bemeſſung des Verhält⸗ 
niſſes von Leiſtung und Gegenleiſtung nicht zu beanſtanden 
iſt, wird ſich bei längerer Dauer der Leiſtungen des Käufers 
infolge einer unverſchuldeten Anderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe oft ein nachträgliches Mißverhältnis herausſtellen, 
das nicht unberückſichtigt bleiben kann. Anderungen, die in 
der auch hier gültigen normalen Riſikobreite des Rechtsgeſchäfts 
liegen, muß der Käufer freilich hinnehmen, ohne aus ihnen 
ein Anrecht auf Herabſetzung ſeiner Leiſtungen herleiten zu 
können. An Verſchlechterungen ſeiner wirtſchaftlichen Berufs⸗ 
lage, die über dieſes Maß hinausgehen, wird die Rechts⸗ 
ordnung dagegen nicht vorübergehen können. Hier muß auch 
derjenige, der eine bloße Möglichkeit auswerten wollte, einer 
anormal ungünſtigen Entwicklung dieſer Möglichkeit bei der 
weiteren Bemeſſung und Verfolgung ſeiner Forderungen Rech⸗ 
nung tragen. Allerdings wird man hier nur in ſeltenen Fällen 
ſo weit gehen können, das Beharren des Verkäufers auf ſeinen 
Anſprüchen als nachträgliche Unſittlichkeit oder nachträglichen 
Wucher“) zu brandmarken. Davon kann ſchon mit Rückſicht 
auf die rechtlich gar nicht hierauf paſſende Folge der totalen 
Nichtigkeit des doch urſprünglich gültigen Vertrages nur unter 
ganz beſonderen Umſtänden die Rede ſein, etwa bei Eintritt 
einer allgemeinen, alle, nicht nur den Vertragsgegner, be⸗ 
treffenden Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. In 
unſeren Fällen wird man meiſt mit einem weniger ſchweren 
Geſchütz zu Ergebniſſen kommen können, die den Belangen 
beider Vertragsteile gerecht werden. Die Entſcheidung des RG. 
v. 24. Nov. 1936 über den Verkauf einer Rechtsanwaltspraxis 
weiſt auf die Möglichkeit hin, die Leiſtungen des Käufers 
gemäß § 242 BGB. herabzumindern. Ein derartiges Ver⸗ 
fahren, die durch die Entwicklung der Verhältniſſe unbillig 
gewordenen Vertragsleiſtungen ſo zu bemeſſen, wie der unſer 
ganzes Vertragsleben beherrſchende Grundſatz von Treu und 
Glauben es erfordert, iſt gerade bei Verträgen unſerer Art 
beſonders angebracht. Hier gebietet ſchon der Gegenſtand des 
Vertrages und die gemeinſame Zugehörigkeit zu einem aus 
dem Erwerbsleben herausgehobenen Beruf auch eine beſonders 
ſtrenge Anwendung des Gedankens der gegenſeitigen Rück⸗ 
ſichtnahme auf die beiderſeitigen Verhältniſſe. Die Recht⸗ 
ſprechung hat in den letzten Jahren den Treuegedanken bei 
langfriſtigen Verträgen und Schuldverhältniſſen immer ſchärfer 
herausgearbeitet. Der frühere Streit um die dogmatiſche Grund⸗ 
lage dieſes Rechtsgedankens iſt zurückgetreten zugunſten ihrer 
praktiſchen Anwendung auf alle Fälle, die es angeht. Am 
beſten bringt dies wohl eine Entſcheidung des RG. v. 30. April 
1935 75) mit folgenden Sätzen zum Ausdruck: 


„Es entſpricht nicht dem BGB., daß Verträge unter 
allen Umſtänden nach ihrem Buchſtaben loder ziffernmäßig) 
zu erfüllen ſind; der Inhalt der Leiſtung beſtimmt ſich viel⸗ 
mehr nach den Grundſätzen von Treu und Glauben und der 
Verkehrsſitte. Was dieſe bei Ausgeſtaltung der Leiſtungspflicht 
erfordern, läßt ſich nicht ein für allemal und für alle Ver⸗ 
träge gleichmäßig beſtimmen. — Dieſe Treupflicht kann dem 
Dienſtpflichtigen unter Umſtänden gebieten, die ihm zustehende 
Vergütung nicht in vollem Umfang einzufordern. — Das ganze 
heutige Recht wird von dem Grundgedanken beherrſcht, daß 
langfriſtige Verträge aus wichtigen Gründen gelöſt werden 
können. Kann man ſo zu einer völligen Beendigung eines Ver⸗ 
tragsverhältniſſes kommen, ſo muß auch ein Weg gegeben ſein, 
eine Forderung umzugeſtalten, die in vollem Umfang zu er⸗ 
füllen nicht mehr Treu und Glauben entſpricht.“ 


In einem Urteil v. 10. Febr. 1936 78) jagt das RG.: 


74) Staudinger, Bem. 6 Abſ. 2 und 43 zu 8 138 BB. 

75) RZ. 148, 81 — 1935, 28771 m. Arne. (betr. die 
Derabſetzung von Dienſt⸗ und Verſorgungsbezügen bei langfriſtigen 
Verträgen). 

16) R63. 150, 232 JW. 1936, 17603; über den Einfluß 
einer Veränderung der Vertrags⸗ oder Geſchäftsgrundlage beim Bier⸗ 
bezugsvertrag, dem Lehrbeiſpiel langfriſtiger Verträge, ſiehe RG. 
v. 1. April 1935: RP. 147, 228 — ZW. 1935, 177915, 


„Ein Pachtverhältnis, beſonders ein ſo langfriſtiges, 
wie es zwiſchen den Parteien abgeſchloſſen war, begründet 
zwiſchen ihnen ein Treuverhältnis.“ 


Bei Unterhaltsrentenverträgen, denen nach Form und 
Zweck manche Praxiskaufverträge bezüglich der Verpflichtungen 
des Käufers ähneln, hat das NG. ſich ſogar für die Möglich⸗ 
keit einer Herabſetzung der Rente wegen weſentlicher Verände⸗ 
rungen der Verhältniſſe auch in den Fallen ausgeſprochen, in 
denen vertraglich eine ſolche Herabſetzung ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen worden war”). Eine nur objektiv übermäßige 
Höhe der Leiſtungen wird vielleicht nicht genügen, wenn der 
Leiſtungspflichtige trotzdem die Leiſtung unſchwer aufbringen 
kann 7s). Der Begriff der Treupflicht ſtellt mehr auf die ſub⸗ 
jektiven Wirkungen objektiver Verhältniſſe ab. Die große 
Beweglichkeit dieſes Rechtsinſtituts läßt ſeine Anwendungen 
gerade auf Verträge unſerer Art, bei deren Abſchluß und ſpä⸗ 
terer Auswirkung das Beſondere das Typiſche ſo oft an Be⸗ 
deutung überwiegt, geeignet und gerechtfertigt erſcheinen. Die 
Abweichung von dem Üblichen, auch von dem üblichen Auf 
und Ab wirtſchaftlicher Verhältniſſe — in allgemeiner und 
perſönlicher Beziehung — die ganz beſonderen Umſtände, auf 
welche die Rechtſprechung zur Sicherung der Rechtsſicherheit 
und der Vertragstreue abſtellt, ergeben ſich hier ſchon aus dem 
beſonderen Gegenſtand, aus Ziel und Zweck unſerer Verträge 
und aus der beſonderen Art des ärztlichen Berufes, der wie 
kein anderer idealen und menſchlichen Erwägungen den Vor⸗ 
rang gibt vor der Rückſichtnahme auf die finanziellen Aus⸗ 
wirkungen der Berufsausübung. Auf dieſe Weiſe können Praxis⸗ 
kaufverträge, oder — um auch ſchon durch die Bezeichnung 
die eben gekennzeichneten Beſonderheiten zu berückſichtigen 
Praxisübergabeverträge, deren Standeswidrigkeit, Sittenwidrig⸗ 
keit und Nichtigkeit ſich nicht aus allgemeinen rechtlichen 
Gründen von vornherein zwingend ergibt, in einer beiden 
Teilen gerecht werdenden Art korrigiert werden. M. E. kaun 
man hierbei unbedenklich auch ſo weit gehen, eine ſolche 
Korrektur nicht nur bei einem — in objektiver und ſubjektiver 
Beziehung beachtlichen — Mißverhältnis der Leiſtungen, ſon⸗ 
dern auch bei einer ohne ſolches Mißverhältnis nur einſeitig 
unbillig harten Belaſtung des Käufers zuzulaſſen, auch wenn 
die Überbelaſtung ſich nicht erſt infolge einer Veränderung der 
Verhältniſſe ſpäter herausſtellte, ſondern von vornherein be’ 
ſtand. Die Rechtfertigung hierzu ergibt ſich aus folgenden Er⸗ 
wägungen. Nicht alle Schuldverhältniſſe und Verträge ſtehen 
in gleichem Maße unter dem Gebot der Wahrung von Treu 
und Glauben, reine kaufmänniſche Spekulations⸗ und Riſiko⸗ 
geſchäfte weniger als andere, z. B. Dienſtverträge und unſere 
Praxisübergabeverträge, die ganz beſonders von dem Gedanken 
der Treue und der Rückſichtnahme nicht nur auf die eigenen, 
ſondern auch auf die Verhältniſſe des Vertragspartners be⸗ 
herrſcht werden. Außerdem aber muß einem Vertrage, dem 
begrifflich das Abſtellen auf die mehr oder weniger günſtige 
Eutwicklung einer bloßen Möglichkeit weſentlich iſt, anderer⸗ 
ſeits ebenſo weſentlich die Verpflichtung innewohnen, die Ge⸗ 
ſtaltung dieſer Verhältniſſe bei der Bemeſſung langdauernder 
Leiſtungen zu berückſichtigen. Die Fiktion der „ſtillſchweigen⸗ 
den Parteiabrede“ möchte ich hier allerdings lieber vermeiden. 
Die Löſung von Rechtsfragen unſerer Art muß ſich mehr un 
mehr von dem früheren reinen Vertragsdenken freimachen un 
aus den Geſichtspunkten der perſonenrechtlichen Bindungen, 
der Gemeinſchaft und der Gemeinſchaftsordnung, und der De 
ſonderen berufsſtändiſchen Pflichten gefunden werden dd). 


27) Urteil v. 27. Mai 1935: SW. 1935, 26193 mit zuſtimmen⸗ 
der Anm. Lehmann, der jedoch vor voreiligen Verallgemeinerungen 
warnt und dieſe Herabſetzungsbefugnis zugunſten der Vertragstreue 
auf kraſſe Ausnahmefälle beſchränkt wiſſen will. So auch RG. vom 
26. Febr. 1936: JW. 1936, 1952 5. g 

78) Wirtſchaftliche Schwierigkeiten des Leiſtungspflichtigen allein 
berechtigen nicht ohne weiteres zu einer Minderung der ihm vertrag” 
mäßig obliegenden Leiſtungen aus Dienſtverträgen. RG. v. 13. Juni 
1933: Ne J. 141, 150. 

79) Siehe meine Anm. zu der Entſch. des RG. v. 29. Sept 
1936: JW. 1937, 943 (betr. die vertraglichen Beziehungen bei der 
Behandlung Minderjähriger). 
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Daß es, ſofern nicht eine Auflöſung des Vertrages aus 
anderen Gründen Rückforderungsanſprüche entſtehen läßt, bei 
einmaligen, erfüllten Leiſtungen verbleiben muß, halte ich für 
ſelbſtverſtändlich. 


Ausblick 


Es iſt nicht zu verkennen, daß die hier wiedergegebenen 
und vorgeſchlagenen Löſungen unſerer Frage nicht reſtlos be⸗ 
friedigen. Und zwar befriedigen fie m. E. hauptſächlich deshalb 
nicht, weil ſie die Entſcheidung einer grundſätzlichen Frage 
nach der gegebenen Rechtslage allzuſehr auf den Einzelfall und 
ſeine beſonderen Umſtände abſtellen müſſen, ſtatt eine möglichſt 
allgemeingültige Regelung zu treffen. Von Standes wegen 
cheint zwar eine prinzipielle Regelung in der Form des Ver⸗ 
botes des Praxisverkaufs zu beſtehen. Die nicht eindeutige 
Handhabung dieſes Verbotes, die Möglichkeit, Ausnahmen zu⸗ 
zulaſſen, und die häufige Nichtbeachtung von Verſtößen haben 
ieſem Verbot jedoch den Charakter einer lex minus quam 
perfecta, wenn nicht gar den einer lex imperfecta gegeben. 
Eine derartige Handhabung erſcheint mir künftig mit der 
Autorität der berufsſtändiſchen Führung nicht mehr vereinbar 
zu ſein. Wenn das bisherige grundſätzliche Verbot mit der 
Möglichkeit von Ausnahmefällen in den gemäß § 49 Abſ. 2, 3 
tArzte O. zu erlaſſenden Vorſchriften aufrechterhalten werden 
ſollte so), ſo würde es noch dahinſtehen, ob dieſe Vorſchriften 
einen Geſetzescharakter trügen, der die abſolute Nichtigkeit der 
gegen fie verſtoßenden Rechtsgeſchäfte gemäß § 134 BGB. zur 
Folge haben müßte st). Bei der großen praktiſchen und berufs⸗ 
ethiſchen Bedeutung, die Rechtsgeſchäfte unſerer Art nicht nur 
für die Beteiligten, ſondern auch für den ganzen Berufsſtand, 
Ja für die Allgemeinheit haben können, wäre — auch im 
Intereſſe der Rechtseinheit — eine enge Verbindung von 
Standes⸗ und Rechtswidrigkeit (Nichtigkeit) zu wünſchen. Ver⸗ 
bote, die nicht ſtreng durchgeführt werden, und deren Über⸗ 
tretung nicht nachdrücklich geahndet wird, können nur ſchädlich 
und demoraliſierend wirten. Mag man, aus rein wirtſchafts⸗ 
opportuniſtiſchen Gründen oder auch nur um wirklichen Sonder⸗ 
källen gerecht werden zu können, auf die Möglichkeit, aus⸗ 
nahmsweiſe auch reine Praxisverkäufe legaliſieren zu können, 
nicht verzichten wollen, ſo müßte m. E. auf jeden Fall der Vor⸗ 
iegungs⸗ und Genehmigungszwang für alle Verträge ſtrengſtens 
durchgeführt werden. Und zwar auch für alle Verträge, auf 
Grund deren ein Arzt irgendwelche der Ausübung der ärzt⸗ 
en Praxis gewidmete Gegenſtände (auch Grundſtücke und 

ohnungen) von einem anderen Arzt oder deſſen Rechts⸗ 
nachfolger übernimmt. Jeder nicht genehmigte Vertrag müßte 
jeder Rechtswirkſamkeit entbehren. Umgehungsverſuche und 
ſonſtige Zuwiderhandlungen müßten ſcharf verfolgt und be⸗ 
ſtraft werden. Eine weniger ſtrenge Durchführung von Standes⸗ 
vorſchriften wäre ſchlimmer als Regelloſigkeit, weil ſie die An⸗ 
ſtändigen, die Regel Achtenden, gegenüber den unbekümmerten 

erächtern des Geſetzes benachteiligen würde. 
. Der ärztliche Beruf iſt kein Gewerbe, er dient der Er⸗ 
füllung einer öffentlichen Aufgabe, der Pflege und Förderung 
der körperlichen Geſundheit und Kraft, der Raſſe und des Erb⸗ 
gutes unſeres Volkes, alſo nach der Ehre, deren Grundlage 
und Vorausſetzung ſie bilden, den höchſten Gütern des ein⸗ 
zelnen wie der Gemeinſchaft. Eine Berufsauffaſſung, die dem 
gerecht werden will, die nach der Verkörperung des ſchlimmſten 
Riederganges des Arzteſtandes, dem Kaſſenlöwen, wieder den 
wahren Arzt und Helfer ſchaffen will, muß in allen Dingen 
Diſziplin und Standesbewußtſein zeigen. Und fie muß aus 
ihnen wieder etwas entwickeln, das beſſer iſt als Gebote und 
Derbote, die Tradition 22), die ärztliche Tradition als das in 
Fleiſch und Blut übergegangene, vererbliche Standespflicht⸗ 


80) Wofür die bisherige Stellungnahme der Reichsärztekammer 
zu ſprechen ſcheint. 
— 51) Bzw. bei noch ausſtehender Genehmigungsmöglichkett eine 
ſchwebende Unwirkſamkeit. Staudinger, Bem. 7 zu 8 134 BGB.; 
liehe auch Bem. 8 ff. ebenda. 
. ) Siehe hierzu die ausgezeichneten Ausführungen von Vogt 
„Arztliche Tradition, ärztliche Beſinnung, ärztliche Entſcheidung“ in 
„Deutſche Mediziniſche Wochenſchrift“ 1937, 361. 


bewußtſein. Sie wird von einer allzu freien Auffaſſung des 
„freien Berufes“ ss) im Sinne einer von Regeln, Vorſchriften 
und Beaufſichtigung möglichſt ungehemmten auf Erwerb ge⸗ 
richteten Tätigkeit in ihrer Geſamtheit wieder zurückkehren 
müſſen zu einer vorwiegend idealen und ethiſchen Berufsübung. 
Aber auch hier werden Zwang und Regel nur der Übergang 
und die Vorbereitung zur Tradition und zum wahren Standes⸗ 
ſtolz (nicht Dünkel) ſein. 

Daß Entſprechendes auch für die Rechtsanwaltſchaft gilt 
und gelten muß, ſei hier nochmals betont. Die Ahnlichkeiten 
der beiden Berufe ſind allgemein und beſonders in den hier 
weſentlichen Beziehungen ſo groß, auch in ihrer ſtandesgeſetz⸗ 
lichen Ordnung und Regelung ss), daß eine verſchiedenartige 
Behandlung gänzlich unberechtigt und ſtörend wäre. 


Aber auch für die Rechtsordnung und die Rechtspflege?“ 
können die obigen Sätze ſinngemäß Bedeutung haben. Auch 
für die Gebote und Verbote der übergeordneten ſtaatlichen 
Rechtsordnung iſt es höchſte Rechtfertigung und Krönung, 
zur freiwillig gepflegten Tradition zu werden. Und welche Zeit 
könnte geeigneter ſein zur Grundſteinlegung für eine derartige 
Tradition als die unſrige, die ſich anſchickt, an die Stelle einer 
lebensfremden, formaliſtiſchen „Fachwiſſenſchaft“ die Formung 
eines wahren „Rechtslebens“ zu ſetzen! Eines Rechts, das nach 
den Worten Franks „für die Zukunft unſerer nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Volksgemeinſchaft die gleiche Bedeutung wie irgend⸗ 
eine andere Machtpoſition hat“ 86). 

Dieſes neue Rechtsleben ſcheint mir neben klaren, ein⸗ 
deutigen und, wo es nottut, harten Regeln auch eine unnach⸗ 
ſichte und zielbewußte Durchführung derſelben zu verlangen. 
Zwar ſoll nicht, wie früher oft, über der materiellen Gerechtig⸗ 
keit in der Entſcheidung des Einzelfalles eine „Rechtsſicher⸗ 
heit“ ſtehen, die in Wahrheit meiſt nicht einmal eine formale 
Geſetzesſicherheit war, ſondern nur das träge Beharrungs⸗ 
vermögen einer einmal eingefahrenen Rechtſprechung. Aber 
weit über den Intereſſen des eirzelnen ſteht das Wohl der 
Geſamtheit. Dieſes kann und muß oft verlangen, daß das 
Gebot des Geſetzes nicht zu leicht angetaſtet werde zugunſten 
eines einzelnen. Über der Gerechtigkeit für den einzelnen und 
den Einzelfall ſteht die Gerechtigkeit für alle, die Wahrung des 
Rechts und feiner Ausdrucksform, der Geſetze. Nicht das „kiat 
justitia“, wohl aber das deutſche „Recht iſt Recht“ s7) 88) 88). 


83) Die RArzteO. vermeidet dieſe etwas zweideutige Bezeich⸗ 
nung, wie ſie ſich noch in Ebermayers ſonſt ſo vorausſchauender 
Definition findet II S. 9. 

84) Trotz der Zuſammenſtellung der (m. E. faſt ausnahmlos 
äußerlichen und techniſchen, daher im weſentlichen bedeutungsloſen) 
Unterſchiede durch Volkmann „Unterſchiede berufsrechtlicher Ge⸗ 
ſtaltung in der NÜrzteD. und RRAO.“ in „Deutſches Arzteblatt“ 
1937 Nr. 15 S. 377. 

85) „Heilkunde und Rechtſprechung gehören zu den urſprüng⸗ 
lichen Außerungen menſchlicher Gemeinſchaft. Mit ſteigender kultureller 
Entwicklung haben beide breitere Berührungsflächen gewonnen.“ 
Sauerbruch in ſeinem Vorwort zu König „Haftpflicht des 
Arztes“, Leipzig 1937. 

86) Dr. Hans Frank, Reichsleiter der NSDAP., Reichs⸗ 
miniſter: „Vom Rechtsdenken zur Rechtstat“: „Deutſche Rechtspflege“ 
1937, 97, 98. 

87) Zu häufige und zu ſubtil begründete „Ausnahmen“ unter⸗ 
graben, wie bereits erwähnt, leicht das Anſehen des Geſetzes, ſchon 
weil der Fernſtehende meiſt nur die äußeren Ahnlichkeiten, nicht aber 
die feinen Unterſchiede der einzelnen Fälle erkennen kann. Der nur 
unvollkommen Unterrichtete verläßt ſich dann zu leicht darauf, daß 
die Ausnahme zur Regel werde. Die Notwendigkeit einer gewiſſen 
auf den Regelfall abgeſtellten Autorität der Rechtsanwendung (Rechts⸗ 
ſicherheit im richtigen Sinne) wird von mancher ſonſt gefunden Kritik 
an unſerer Rechtſprechung oft nicht genügend berückſichtigt. 

85) Aus ärztlichen Fachzeitſchriften find mir über die Entſch. des 
RE. bisher bekanntgeworden die Berichte von Hellwig: Münch. 
Med. Wochenſchr. 1937, 639 und von Reiber: „Arzteblatt für Rhein 
land“ 1937, 133; fiehe auch „Hippokrates“ 1937, 440. 

89) Zu der Entſcheidung des Ne. b. 24. Nov. 1936 über den 
Verkauf einer Anwaltspraxis fiehe neueſtens die Stellungnahme von 
Schulz: JW. 1937, 1377. Schulz behandelt die Frage vorzüglich 
vom Standpunkt der Fürſorge (nicht Verſorgung) für die Hinterblie⸗ 
benen eines verſtorbenen Anwalts, die jedoch den Übernehmer niemals 
zu ſtark und zu lange belaſten dürfe. 
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Arkundenſteuer bei Grund ſtückskäufen mit Zubehör 
Von Juſtizbezirksreviſor Witte, Berlin 


Steuerpflichtig iſt nach 8 12 UrfSt®. ein Kaufvertrag, 
ein Tauſchvertrag oder ein anderer auf Veräußerung eines 
Gegenſtandes gegen Entgelt gerichteter Vertrag. Von der Be⸗ 
ſteuerung iſt nach § 4 Abſ. 1 Ziff. 6 UrfSt®. ein Kaufvertrag 
uſw., der unter das GrErwStG. fällt, ausgenommen; dies 
gilt aber nicht für Maſchinen und ſonſtige zu einer Betriebs⸗ 
anlage verwendete Vorrichtungen, auch wenn ſie weſentliche 
Beſtandteile (8 93 BGB.) eines Grundſtücks find, weil dieſe 
Sachen nach § 11 GrErwStG., § 11 R BewG. von der Grund⸗ 
erwerbſteuer nicht erfaßt werden. Dieſe Sachen ſind demnach, 
ebenſo wie Zubehör (8 97 BGB.), der Urkundenſteuer unter- 
worfen. Deshalb iſt z. B. der Grundſtückskauf urkundenſteuer⸗ 
frei, werden aber zugleich Maſchinen oder Zubehörteile ver⸗ 
kauft, ſo unterliegen letztere der Urkundenſteuer. 

8 12 UrfSt®. enthält aber in Abſ. 4 wichtige Ausnahmen, 
die gerade auch bei Grundſtückskäufen mit Zubehör uſw. zu 
beachten ſind: Von der Beſteuerung ſind z. B. ausgenommen 
Gegenſtände, die zum Gebrauch oder Verbrauch im Betrieb 
des Käufers erworben werden oder die zur Weiterveräußerung 
im Betrieb des Käufers beſtimmt find. Das UrkStG. hat im 
Gegenſatz z. B. zum PrStempStch. nicht nur den Verbrauch, 
ſondern auch den Gebrauch freigeſtellt. Die Befreiung findet 
jetzt nicht nur ſtatt, wenn die gekauften Sachen durch Be⸗ 
nutzung im Betrieb des Käufers untergehen, alſo ver braucht 


werden, ſie ſind auch dann befreit, wenn ſie für die Zwecke 
des Betriebes nur gebraucht, alſo im Betriebe benutzt werden 
ſollen. Unter Betrieb iſt hierbei nur ein Gewerbebetrieb zu 
verſtehen: wird alſo ein Grundſtück mit einem Hotelbetrieb, 
einer Mühle, einer Schmiede, einem Kino, einer Apotheke ver⸗ 
kauft, ſo ſind auch die mitverkauften Maſchinen und ſonſtiges 
Zubehör ſteuerfrei. Vorausſetzung hierfur iſt aber, daß der 
Käufer ſelbſt den Betrieb ausüben und nicht etwa nur ver⸗ 
pachten will. Urkunden der Behörden über den Bezug ihres 
Verwaltungs⸗ und ſonſtigen Bedarfs bleiben ſteuerpflichtig; 
werden befreite Gegenſtände zuſammen mit nicht befreiten ver⸗ 
kauft, ohne daß getrennte Preiſe verabredet werden, jo findet 
die Befreiungsvorſchrift keine Anwendung; denn das Geſetz hat 
die z. B. im PrötempSt®. vorgeſehene Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rückſichtigung nachträglicher Preistrennung nicht übernommen 
(Boruttau, „UrkStG.“, 2. Aufl., S. 120). 


Zu beachten iſt, daß die Befreiungsvorſchrift des 8 12 
Abf. 4 UrkStcz., im Gegenſatz zu der des § 4 a. a. O., ſich 
nur auf Verträge erſtreckt, die unter § 12 fallen, nicht dagegen 
auf Verſteigerungen, die nach § 40 UrfSt®. ſteuerpflichtig 
find: denn § 40 enthält eine entſprechende Vorſchrift nicht. 
Bei Verſteigerung eines Grundſtücks mit Zubehör iſt für die 
Urkundenſteuer der Wert des Zubehörs zu berückſichtigen. 


Die Behandlung von Bürgſchaften im land wirtſchaftlichen 
Schuldenregelungsverfahren nach der verordnung vom 16. Februar 1937 


Von Rechtsanwalt Junghanß, Dresden 


Entſprechend dem rechtlichen Weſen der Bürgſchaft und 
als Auswirkung des Grundgedankens des Geſetzes zur Rege⸗ 
lung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 
1933 wirkt nach $ 35 SchuldRegl®. auch im Schuldenrege⸗ 
lungsverfahren die Behandlung der Hauptforderung, ſei es 
hinſichtlich der Kürzung, Feſtſchreibung oder Zinsſenkung, 
auch für den Bürgen. Eine Durchbrechung dieſes Grundſatzes 
iſt durch Art. 2 der VO. über die Behandlung der Mit⸗ 
ſchuldner und Bürgen im Schuldenregelungsverfahren vom 
16. Febr. 1937 (RGBl. I, 238) erfolgt, inſoweit unter Be⸗ 
rückſichtigung der geſamten Umſtände, unter denen die Bürg⸗ 
ſchaft entſtanden iſt, der Verhältniſſe des Gläubigers und der 
Leiſtungsfähigkeit des Bürgen ſeine gänzliche oder teilweiſe 
Freiſtellung von der Schuld geſundem Volksempfinden wider⸗ 
ſprechen würde. 

Unter dieſen Vorausſetzungen kann — was ohne allen 
Zweifel iſt — der Gläubiger oder die Entſchuldungsſtelle eine 
Entſcheidung des Entſchuldungsamtes herbeiführen, nach der 
trotz Kürzung der Hauptforderung die Haftung des Bürgen 
unvermindert oder in nicht der Kürzung entſprechender Höhe 
weiterbeſtehen bleibt. . 

Daß an der weiteren Wirkung des Schuldenregelungs⸗ 
verfahrens, insbeſondere der Feſtſchreibung, die VO. etwas 
ändern kann, wird von Rittel in Folge 5 v. 13. März 
1937 der „Mitteilungen des Bayeriſchen Landesverbandes 
landw. Genoſſenſchaften — Raiffeiſen e. V., München“, ver⸗ 
neint. Dies jedoch mit Unrecht. Es iſt vielmehr unter den 
in Art. 2 der genannten BD. aufgezählten Vorausſetzungen 
davon auszugehen, daß ſowohl bei einer zwangsweiſen Kür⸗ 
zung als auch bei einer Feſtſchreibung der Forderung durch 
Anordnung des Entſchuldungsamtes die Haftung des Bürgen 
anders geregelt werden kann, als dies nach 835 SchuldRegl®. 
möglich war. Dies führt zwar zu dem Ergebnis, daß trotz der 


akzeſſoriſchen Natur der Bürgſchaft in dieſem Falle die Bürg⸗ 
ſchaft nicht das Schickſal der Hauptforderung teilt. Dieſes 
Ergebnis ſteht jedoch nicht im Widerſpruch zu Art. 2 der VO. 
v. 16. Febr. 1937; denn dieſes Ergebnis bliebe auch beſtehen, 
wenn man lediglich für den Fall einer Kürzung dem Gläu⸗ 
biger den Vorteil der genannten VO. zubilligen wollte. 

Für den Mitſchuldner ſagt Art. 2 a. a. O. ausdrücklich, 
daß von der Regelung ſowohl des 835 Schuld ReglGG. als 
auch des Art. 29 Abſ. 1 der 6. DurchfVO. z. SchuldRegl®- 
abgewichen werden kann, d. h. daß der Mitſchuldner im Falle 
der Kürzung und im Falle der Feſtſchreibung nicht aus” 
nahmslos den Schutz des § 35 Schuld ReglG. in Anſpruch 
nehmen kann. Ganz abgeſehen davon, daß es nicht recht ver⸗ 
ſtändlich wäre, wenn der Mitſchuldner eine andere Behand⸗ 
lung erfahren ſollte als der Bürge, ergibt ſich gerade aus der 
rechtlichen Natur der Bürgſchaft, daß im Normalfall die Her 
abſetzung der Forderung und auch deren Feſtſchreibung für 
den Bürgen wirkt. Einer ausdrücklichen dem Art. 29 Abf. ! 
der 6. DurchfVO. z. SchuldReg!®. entſprechenden Beſtimmung 
bedurfte es nicht, weil — wie Harmening⸗ Pätzold 
„Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung“, 2. Aufl., Anm. 2 
zu 835 S. 895 und v. Arnswaldt in Pfundtner⸗ 
Neubert, „Das neue Deutſche Reichsrecht“, Anm. 1 zu 
Art. 29 der 6. DurchfVO. IIIb 3 S. 78 ausführen — aus 
der akzeſſoriſchen Natur der Bürgſchaft ohnehin folgt, daß 
der Bürge ſich auf die der Hauptſchuld zuteil gewordenen Er 
leichterungen berufen kann. War alſo für die Bürgſchaft eine 
entſprechende ausdrückliche Vorſchrift nicht nötig, ergab ſic 
alſo die Behandlung der Bürgſchaft auch in bezug auf die 
Feſtſchreibung allein ſchon aus § 35 des Geſ., dann genügte 
in Art. 2 VO. v. 16. Febr. 1937 auch der bloße Hinweis 
auf 8 35 Schuld ReglGö., um auch den Fall der Feſtſchreibung 
zu erfaſſen. 
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Ruben des Fwangsverſteigerungsverfahrens: 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Taſche, Celle 


„Nach 8s 6 und 7 VollſtrSchVO. v. 26. Mai 1933 hat 
das Vollſtreckungsgericht von Amts wegen zu prüfen, ob die 
Owangsverſteigerung erſtmalig oder erneut einſtweilen ein⸗ 
zustellen iſt. Fordert es Glaubiger und Schuldner zur Auße⸗ 
rung zu dieſer Frage auf, dann erklärt ſich — nach meinen 
während meiner Tätigkeit beim LG. Detmold in ſteigendem 
Maße gemachten Beobachtungen — der Glaubiger häufig da⸗ 
hin, das Verfahren ſolle zunächſt ruhen, es ſchwebten Ver⸗ 
handlungen mit dem Schuldner, deren Abſchluß abgewartet 
werden ſolle, er werde zu gegebener Zeit ſich weiter äußern; 
mitunter gibt der Gläubiger ſogar den Zeitraum an, bis zu 
deſſen Ablauf er das Verfahren ruhen laſſen will. Die Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte warten dann durchweg weitere Erklärungen 
des Gläubigers ab, worüber in mehreren Fällen ein Zeit⸗ 
raum von mehr als 6 Monaten verſtrichen iſt, ohne daß 
das Vollſtreckungsgericht etwas weiteres veranlaßt hat. Soll 
nach Ablauf von mehr als 6 Monaten das Verfahren dann 
ſortgeſetzt werden, fo beantragt der Schuldner oder auch ein 
dem betreibenden Gläubiger im Range (nach § 10 ZuVerſtG.) 
nachgehender Beteiligter mitunter Aufhebung des Zwangsver⸗ 
eigerungsverfahrens, weil unter der Form des Ruhens das 
Verfahren in Wirklichkeit nach 8 31 Abſ. 2 ZwVerſtG. länger 
als 6 Monate einſtweilen eingeſtellt geweſen ſei. 
Damit erhebt ſich die Frage, ob ein Ruhen im Verfahren 
der Zwangsverſteigerung überhaupt zuläſſig iſt, welche recht⸗ 
liche Bedeutung den vorſtehend geſchilderten Vorgängen zu⸗ 
kommt, ſowie welche Bedenken ſich gegen das geſchilderte Ver⸗ 
fahren ergeben. 

In den Erläuterungswerken zum Smßerft®. iſt, ſoviel 
ich ſehe, die Frage der Zuläſſigkeit des Ruhens eines 
Zwangsverſteigerungs verfahrens nicht aus⸗ 
brücklich behandelt. Aus der Rechtslage, daß infolge 
der Verweiſung in 8 869 ZPO. auf das ZwVerſtG. die Be⸗ 
ſtimmungen des ZwVerſtG. (jedenfalls die §8 1—171) als 
an der Stelle von § 869 ZPO. ſtehend und damit als Be⸗ 
kandteil des 8. Buches der ZPO. anzuſehen find (vgl. 
Ta ſche, Akad. 1936, 807 unter 4), iſt an ſich der Schluß 
zu ziehen, daß die allgemeinen Vorſchriften im 1. Buch der 
BRD. auch für das Zwangsverſteigerungsverfahren Anwen⸗ 
dung zu finden haben (vgl. Jaeckel⸗Güthe, ZuvVerſtG., 
6. Aufl., S. 1; Brand ⸗ Baur, „Die Zwangsverſteige⸗ 
rungsſachen in der gerichtlichen Praxis“, 1930 S. 1). Das 
gilt aber nur inſoweit, als das Gegenteil ſich nicht aus den 
Beſtimmungen des ZmXerft®. oder aus den das ZwVerſtch. 
beherrſchenden Grundſätzen ergibt (Jaeckel⸗Güthe und 
Brand ⸗Baur a. a. O.). 
Ein Ruhen des Verfahrens, wie es in 8 251 
RO. geregelt iſt, verträgt ſich nun aber nicht mit 
Veit Grundſätzen des ZwVBerft®. Iſt nach $ 251 
BRD. das Ruhen (durch Gerichtsbeſchluß auf Antrag beider 
Parteien) angeordnet, ſo findet eine Fortſetzung des Ver⸗ 
lahrens nur auf Betreiben einer Partei ſtatt; verhalten ſich 
beide Parteien untätig, ſo behält es beim Ruhen des Ver⸗ 
ſuhrens ſtändig fein Bewenden. Dagegen herrſcht im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren wie überhaupt in der Zwangsvoll⸗ 
ſreckung Amtsbetrieb (vgl. Jaeckel⸗Güthe a. a. O.; 
Jaum bach, ZPO. 11. Aufl., Grundzüge 6 vor 8 704: 
Jonas, 14. Aufl., Vorbem. VI vor § 704); hat ein Gläu⸗ 
diger Zwangsverſteigerungsantrag geſtellt und nimmt er 
feinen Antrag nicht zurück (829 Zwperſtcz.), dann hat das 
Vollſtreckungsgericht von ſich aus das Verfahren durchzu⸗ 
ühren; ſelbſt wenn der Gläubiger beiſpielsweiſe darum bittet, 
on einer Veröffentlichung der Terminsbeſtimmung bis auf 
wieteres Abſtand zu nehmen, ſo hat das Vollſtreckungsgericht 
doch zur Veröffentlichung zu ſchreiten, wenn der Gläubiger 
nicht ausdrücklich eine einſtweilige Einſtellung bewilligt (nal. 
teinhard⸗Müller, BwBerit®., 3./4. Aufl., §S 30 Bem. J). 
ewilligt der Gläubiger eine einſtweilige Einſtellung und ſtellt 


er nicht binnen 6 Monaten einen Antrag auf Fortſetzung, ſo 
iſt das Verfahren von Amts wegen aufzuheben ($ 31 Zw⸗ 
VerſtG.). Würde man ein Ruhen des Verfahrens bis ins 
Endloſe nach §S 251 ZPO. für das Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren zulaſſen, ſo würde damit dem Gläubiger die Mög⸗ 
lichkeit eröffnet, durch Anordnung einer Zwangsverſteigerung 
ſich nach 8 10 Nr. 4 ZwVerſtG. für wiederkehrende Leiſtungen 
ſeinen Rang zu ſichern, während einer endloſen Hinauszöge⸗ 
rung des Verfahrens dieſen Rang für alle ſeine weiteren 
wiederkehrenden Leiſtungen zu bewahren und gleichzeitig alle 
nachſtehenden Gläubiger entſprechend ſchlechter zu ſtellen. Ge⸗ 
rade aus dieſen Gründen heraus iſt die Möglichkeit einer 
einſtweiligen Einſtellung des Verfahrens auf Bewilligung des 
betreibenden Gläubigers der Zahl und dem Zeitraum nach im 
ZwvVerſtG. geſetzlich beſchränkt worden (vgl. Jaeckel ⸗ 
Güthe, 830 Bem. II unter Hinweis auf die Mot. zum 
ZwVerG.; vgl. auch Denkſchrift zum ZwVerſtG.; Hahn, 
„Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen“ Bd. 5 S. 43); nach 
§ 30 Abſ. 1 zweiter Halbſatz ZwVerſtch gilt ſchon eine er⸗ 
neute Bewilligung als Rücknahme des Verſteigerungsantrages, 
nach § 9 VollſtrSch VO. v. 26. Mai 1933 hat zur Zeit erſt 
die dritte Bewilligung dieſe Wirkung. An die Stelle der 
Ruhensvorſchrift des 8251 ZPO. find fomit für die 
Zwangsverſteigerung als Sonderregelung die 
Vorſchriften über die einſtweilige Einſtel⸗ 
lung des Verfahrens getreten; die Denkſchrift zum 
ZwVerſtG. (Hahn a. a. O.) ſpricht demgemäß auch aus, daß 
das Geſetz dem Gläubiger nicht die Befugnis verſagen dürfe, 
das Verfahren eine Zeitlang ruhen zu laſſen und daß deshalb 
das Geſetz die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens auf Be⸗ 
willigung des Gläubigers zulaſſe. 

Hiernach iſt der 8 251 3PO. für die Zwangsverſteige⸗ 
rung nicht anwendbar und ein Ruhen des Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahrens unzuläſſig. Als zuläſſige Maßnahme kommt 
ſtatt deſſen nur eine einſtweilige Einſtellung in 
Frage. Dieſe tritt allein durch das Verhalten der Parteien, 
3. B. durch Untätigkeit des betreibenden Gläubigers, nicht 
ein, auch, abgeſehen von dem Sonderfall des 8 86 ZuVerſtG. 
und der kraft Geſetzes eintretenden Einſtellung des Art. 2 der 
LandwVollſtrSchVO. v. 27. Dez. 1933 (RGBl. I, 1119), 
nicht durch ſchlüſſiges Verhalten des Vollſtreckungsgerichts, 
ſondern immer nur durch eine unzweideutige Ent⸗ 
ſcheidung des Vollſtreckungsgerichts, die nach 8 32 Zw⸗ 
VerſtG. zuzuſtellen iſt; eine beſondere Form iſt für den Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß nicht vorgeſchrieben, es genügt jede Erklärung 
des Richters, die den Willen, entſprechend entſcheiden zu 
wollen, unzweideutig ergibt (vgl. RG. 70, 399 ff. = IW. 
1909, 251; RG.: JW. 1911, 229/30; Jaeckel⸗Güthe, 
§ 30 Bem. II). Damit das Gericht eine einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung beſchließen kann, braucht der Gläubiger nicht aus⸗ 
drücklich wörtlich zu erklären, daß er eine einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung bewillige, es genügt, daß aus der Erklärung des 
Gläubigers unzweideutig der Wille erſichtlich iſt, er wünſche 
eine Weiterführung des Verfahrens zur Zeit nicht (vgl. 
Brand⸗Baur, S. 54/55 und OLG. Dresden: OLG. 2, 
81); in Zweifelsfällen iſt durch eine Rückfrage der Wille 
des Gläubigers klarzuſtellen. Eine einſtweilige Einſtellung im 
Sinne des Geſetzes und mit den ſich aus dem Geſetz weiter 
ergebenden Wirkungen liegt aber, von den erwähnten Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, immer nur dann vor, wenn das Gericht 
eine entſprechende unzweideutige Entſcheidung erläßt; damit 
iſt auch für die Beteiligten die erforderliche Klarheit über 
die Rechtslage gewährleiſtet. 

Solange alſo das Vollſtreckungsgericht in den ein⸗ 
gangs geſchilderten Fällen nicht durch Beſchluß eine 
einſtweilige Einſtellung des Verfahrens ange⸗ 
ordnet hat, hat eine einſtweilige Einſtellung 
des Verfahrens im Rechtsſinne nicht vorgelegen, 
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deswegen ſind auch die ſich an eine einſtweilige Einſtellung 
anknüpfenden Rechtsfolgen nicht eingetreten, ſo daß trotz Ab⸗ 
laufs eines Zeitraumes von mehr als ſechs Monaten eine 
Aufhebung des Verf ehrens nach § 31 Abſ. 2 ZwVerſtG. nicht 
in Frage kommt. 

Was hier für das Verfahren des Vollſtreckungsgerichts 
dargelegt iſt, gilt ohne weiteres auch für das Beſchwerde⸗ 
verfahren in Zwangsverſteigerungsſachen, z. B. auch für 
das Beſchwerdeverfahren nach der VollſtrSchVO. v. 26. Mai 
1933; auch im Beſchwerdeverfahren iſt demnach eine Ruhens⸗ 
anordnung unzuläſſig und eine einſtweilige Einſtellung nur 
durch entſprechenden Beſchluß herbeizuführen. 

Das eingangs geſchilderte Verfahren verſtößt 
nun aber gegen den vom Geſetzgeber mit der Ein⸗ 
ſchränkung der einſtweiligen Einſtellung verfolgten Zweck, 
wie ich ihn oben dargeſtellt habe. Zwar ſollen die Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte nach der VollſtrSchVO. v. 26. Mai 1933 
(vgl. auch Allg Vfg. des RJ M. v. 4. Jan. 1935: DJ. 1935, 
45) tunlichſt auf eine alsbaldige endgültige Regelung eines 
Zwangsverſteigerungsverfahrens hinwirken und zu dieſem 
Zweck Erörterungen mit den Beteiligten anſtellen, ſie werden 


den Beteiligten auch Zeit zu eingehenden Überlegungen und 
gegenſeitiger Fühlungnahme zu laſſen haben; die Vollſtreckungs⸗ 
gerichte konnen aber nicht die Zügel der Leitung und Fort⸗ 
führung des Verfahrens aus der Hand geben und den De: 
teiligten überlaſſen; tun ſie das, ſo iſt das Verfahren nicht 
mehr geſetzmäßig (Verſtoß gegen Amtsbetrieb, vgl. oben), und 
die Beteiligten können durch Erinnerung nach 8 766 3 NO. 
auf einen geſetzmäßigen Fortgang des Verfahrens einwirken. 
Veranlaßt das Gericht während längerer Zeit nichts in der 
Sache zur Weiterführung des Verfahrens, ſo wird man das 
ſogar praktiſch als eine einſtweilige Einſtellung des Verfahrens 
anzuſehen und in einem ſolchen Falle nicht bloß Erinnerung 
an das Vollſtreckungsgericht, ſondern gegen die darauf er⸗ 
gehende Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts trotz § 95 
3ZwVollſtrG. auch die ſofortige Beſchwerde zuzulaſſen haben 
(vgl. entſprechend Jaeckel-Güthe, 895 Bem. II unter 3 
bei Vertagungen, die einer einſtweiligen Einſtellung gleich⸗ 
kommen). Trotz Zulaſſung der ſofortigen Beſchwerde wird 
man aber eine einſtweilige Einſtellung im Rechtsſinne nicht, 
annehmen können, weil eine entſprechende unzweideutige Ent⸗ 
ſcheidung des Vollſtreckungsgerichts nicht vorliegt (vgl. oben). 


Die Faſſung des Klagantrages bei der Anfechtung 


von Hhypothekenbeſtellungen während des Fwangsverſteigerungsverfahrens 
Von Aſſeſſor Dr. Th. Würtenberger, Karlsruhe 


I. Die Faſſung der Klaganträge bietet in Anfechtungs⸗ 
rechtsſtreiten immer wieder Schwierigkeiten. Dieſe ſind 
namentlich aus der beſonderen rechtlichen Eigenart des An⸗ 
fechtungsanſpruches zu erklären. Gemäß § 7 Anf®. kann der 
Kläger, ſoweit es zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt, be⸗ 
anſpruchen, daß dasjenige, was durch die anfechtbare Rechts⸗ 
handlung dem Vermögen des Schuldners entzogen worden iſt, 
als noch zu demſelben gehörig von dem Empfänger zurück⸗ 
gewährt werde. Der Anfechtungsgegner iſt daher verpflichtet, 
den anfechtbar erworbenen Gegenſtand derart dem Zugriff 
der Gläubiger zu überantworten, als ob der Gegenſtand nicht 
aus dem Schuldnervermögen ausgeſchieden wäre (vgl. Jae⸗ 
ger, „Gläubigeranfechtung“ 87 Anm. 3 ©. 218). Je nach 
der Rechtsnatur der vom Kläger angefochtenen Rechtshand⸗ 
lung ergeben ſich verſchiedene Möglichkeiten nach Art und 
Umfang der Rückgewähr. Infolge der Vielgeſtaltigkeit der 
Gläubigerbenachteiligung hat das Geſetz darauf verzichtet, die 
Möglichkeiten der Rückgewähr kaſuiſtiſch zu ordnen. Da dem 
Kläger der durch die anfechtbare Rechtshandlung vereitelte 
Vermögenszugriff wieder ermöglicht werden ſoll, muß die 
Verurteilung zur Rückgewähr genau beſtimmt ſein. Denn 
gemäß SI AnfG. hat der Antrag des Klägers im Einzelfall 
anzugeben, in welcher Weiſe und in welchem Umfang der 
Anfechtungsgegner die Rückgewähr des durch die angefochtene 
Rechtshandlung Empfangenen zu bewirken hat (vgl. RG.: 
DIZ. 1931, 431; Jaeger, 89 Anm. Iff. ©. 246 ff.; 
Warneyer, „Komm. z. AnfcG.“, 3. Aufl., 8 9 Anm. II 
S. 170). Gerade weil durch die Anfechtung dem Kläger die 
Rückgewähr des vereitelten Vermögenszugriffes wieder er⸗ 
ſchloſſen werden ſoll, muß der Klagantrag alle jene Maß⸗ 
nahmen genau bezeichnen, die im Einzelfall zur Verwirk⸗ 
lichung dieſer Rückgewährpflicht des Anfechtungsgegners er⸗ 
forderlich find (ogl. Riehl: Gruch Beitr. 53, 530; Schä⸗ 
fer, „Einzelgläubigeranfechtung“ 89 Anm. 4 S. 188). Außer⸗ 
dem ſoll der Anfechtungsgegner nicht im ungewiſſen darüber 
bleiben, in welcher Weiſe er ſeiner Pflicht zur Rückgewähr zu 
genügen hat (vgl. auch RZ. 57, 102 f.). Entbehrt der 
Klagantrag der von § 9 AnfG. geforderten Beſtimmtheit, fo 
iſt die Klage als unzuläſſig abzuweiſen (vgl. RG.: DIE. 
1931, 431; ferner Jaeger, 89 Anm. e ee 
neyer, 3. Aufl., §9 Anm. II S. 178). Um dieſes un⸗ 
befriedigende Ergebnis zu vermeiden, iſt es die Pflicht des 
Gerichts, von Amts wegen auf die Stellung eines der jeweili⸗ 


gen Sachlage angepaßten Klagantrages hinzuwirken. Auch 
it es keine unzuläſſige Klagänderung, wenn ein dem 89 
AnfG. nicht entſprechender Klagantrag dahin erweitert wird, 
daß der Kläger die beſtimmte Form der Rückgewähr nach⸗ 
träglich bezeichnet (ſo Warneyer, 3. Aufl., § 9 Aufch. 
Anm. IV S. 172; ferner Schäfer, 89 Anm. 4 S. 188). 

Wird nunmehr eine zugunſten des Anfechtungsgegners 
auf dem Grundſtück des Schuldners eingetragene Hypothek 
auf Grund des AnfG. angefochten, fo ergeben ſich zahlreiche 
Möglichkeiten der vom Geſetz geforderten Rückgewähr. In 
jedem Falle der Aufechtung einer Hypothekenbeſtellung iſt 
davon auszugehen, daß die Anfechtung des Grundpfandrechtes 
nur ſchuldrechtliche und keine dingliche Wirkung hat (darüber 
ausführlich Jaeger, 81 Anm. 15ff. S. 54 ff.). Daher kann 
auch der anfechtende Gläubiger nicht verlangen, daß die 
Hypothek an ihn abgetreten, auf ihn umgeſchrieben, im all⸗ 
gemeinen auch nicht, daß fie gelöſcht wird (vgl. RG.: Gruch⸗ 
Beitr. 46, 1016; RG.: JW. 1902, 221; ferner König, 
„Sächſ. Arch. f. Rpfl.“ 1917 S. 363). 

Nach der heute in Rechtſprechung und Schrifttum hert“ 
ſchenden Auffaſſung geht bei der Anfechtung einer Hypotheken⸗ 
beſtellung der Anfechtungsanſpruch des Klägers gegen den 
Hypothekengläubiger nicht auf Duldung der Zwangsvollſtrek 
kung in die Hypothek (aus der neueren Rechtſprechung des 
RG. vgl. RG.: JW. 1928, 1345; 1931, 2102; ferner Jae 
ger, 81 Anm. 28 S. 70f.; Warneyer, 3. Aufl., 8 7 
Anm. 4 S. 149 und 153; v. Lübtow: JW. 1930, 1480: 
a. M. Riehl: Gruch Beitr. 53, 537; Schäfer, 89 Anm. 23 
S. 199 und König a. a. O. S. 363 ff.). Die Hypothek kann im 
Anfechtungsrechtsſtreit deshalb nicht Gegenſtaud der Zwangs⸗ 
vollſtreckung werden, weil die Anfechtung lediglich die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück vorbereiten ſoll. Außerdem iſt 
die Duldung der Zwangsvollſtreckung in die Hypothek mit 
einem Eingriff in die zugrunde liegende Forderung ver“ 
knüpft. Ein ſolcher Eingriff überſchreitet jedoch dann, wenn 
nicht auch die Hypothekenforderung mitangefochten wird, das 
Ziel der nach 8 7 Anfch. zugelaſſenen Rückgewähr (vgl. dazu 
etwa OLG Rſpr. 35, 268; v. Lübtow a. a. O. S. 1480; 
König a. a. O. S. 364 f.). In der Regel iſt aber die Hypo 
thekenforderung ſchon deshalb nicht Gegenſtand einer ſelb 
ſtändigen Anfechtung, weil die Begründung einer Verbind⸗ 
lichkeit allein noch keine das Vermögen des Schuldners ver“ 
kürzende Benachteiligung darſtellt (vgl. Warneher, 3. Aufl., 
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Jahrg. 1937 Hef 24/25] 
x Am. IV; ferner auch Schäfer, $1 Anm. 26 S. 37). 
er Kläger kann ſchließlich auch nicht die Herausgabe des 
dan pothekenbriefes im Aufechtungsrechtsſtreit beantragen. Denn 
5 würde er die Vornahme eines Aktes der Zwangsvoll⸗ 
18 ung verlangen, der über den Zweck der Anfechtung hin⸗ 
46 seht (vgl. dazu RGG.: JW. 1902, 221; RG.: GruchBeitr. 
a 1016; ferner Jaeger, $1 Anm. 28 S. 71; War⸗ 
en er, 3. Aufl., 8I Anm. III, 11 S. 172). Dies muß ſelbſt 
80 in gelten, wenn der Kläger nach vorheriger Pfändung der 
ſelnether nunmehr die Zwangsvollſtreckung in die Hypothek 
N oſt verſuchen würde. Auch hier darf die Herausgabe des 
ſöhpothekenbriefes nicht in den Klagantrag aufgenommen wer⸗ 
ber weil die Aufführung einzelner Maßnahmen der Zwangs⸗ 
ben reckung die vom Geſetz gezogenen Grenzen der Beſtimmt⸗ 
it der Rückgewähr überſchreitet. 
thet er Kläger muß ſich damit begnügen, daß die Hypo⸗ 
aus ubeſtellung lediglich ihm gegenüber unwirkſam iſt. Dar⸗ 
Ihe, geht ſchon hervor, daß die Anfechtung regelmäßig der 
0 eren Zwangsvollſtreckung des Klägers die Wege ebnen 
1 Die nach 8 7 AnfG. erforderliche Rückgewähr erfolgt 
aner dergeſtalt, daß der Anfechtungsgegner von feinen Hypo⸗ 
ekenrecht keinen Gebrauch macht und auf dieſe Weiſe das 
Aurdernis, welches durch die anfechtbare Rechtshandlung 
9 5 wirkſamen Zwangsvollſtreckung bereitet war, beſeitigt 
Rh. 47, 216; ferner zuſtimmend Jaeger, 8 1 
um 28 S. 70 f.). 
II. Die Art der Rückgewähr und die Faſſung des Klag⸗ 
0 Tages nehmen bei der Anfechtung von Hypothekenbeſtel⸗ 
angen dann beſonders vielgeſtaltige Formen an, wenn ein 
diwangsverſteigerungsverfahren gegen den Schuldner des Klä⸗ 
> anhängig iſt. In der Regel wird der Kläger des An⸗ 
un ungstechtaftzeites, ſei es als nachſtehender Hypotheken⸗ 
kerbiger, ſei es als perſönlicher Gläubiger, am Zwangs⸗ 
vi Keigerungsverfahren beteiligt fein. Grundſätzlich iſt jedoch 
we Anfechtung einer Hypothekenbeſtellung auch dann möglich, 
800 der Kläger überhaupt nicht am Zwangsverſteigerungs⸗ 
Ia dabren beteiligt iſt (vgl. auch Kleinfeller: JW. 1928, 
1 — Anm.). Im Verlauf des Zwangsverſteigerungsverfah⸗ 
Bir erleidet das Hypothekenrecht mannigfache Veränderungen. 
= eſe erzeugen wiederum verſchiedene Geſtaltungen der Rechts⸗ 
ge, denen der Klagantrag jeweils angepaßt werden muß. 
Die wichtigſten Möglichkeiten der Faſſung des Klag- 
ages ſollen im folgenden erörtert werden: 
99 1. Die angefochtene Hypothek iſt in das 
ringſte Gebot aufgenommen worden. 
an a) Folgen der in das geringſte Gebot aufgenommenen 
* gefochtenen Hypothek keine weiteren Rechte im Range nach, 
Be der Kläger ein Intereſſe daran haben, daß die Hypo⸗ 
anbei der Feſtſtellung des geringſten Gebots außer Betracht 
Fol t. Letzteres hat eine Erhöhung des Mehrgebotes zur 
treibe; die dem Anfechtungskläger, zumal wenn er der be⸗ 
Re ende Gläubiger ift, zugute kommt. Gemäß 859 Zw⸗ 
en ift der Kläger, wenn er am Zwangsverſteigerungs⸗ 
lch ahren beteiligt iſt, berechtigt, eine ſolche von den geſetz⸗ 
17 Vorſchriften abweichende Feſtſtellung des geringſten 
okes zu verlangen. 
ein Der Kläger wird daher den Anfechtungsgegner verklagen, 
Sn willigen, daß wegen der Forderung des Klägers die 
pothek des Bekl. im Zwangsverſteigerungsverfahren gegen 
af Schuldner bei der Feſtſtellung des geringſten Gebotes 
14800 Betracht bleibt (vgl. auch v. Lübto w: JW. 1930, 


autr 


den 


b) Stehen hingegen der angefochtenen Hypothek andere, 
0 ſalls in das geringſte Gebot aufgenommene Grundpfand⸗ 
ac im Range nach, fo kann ein Außerachtlaſſen der an⸗ 
wäechtenen Hypothek nicht in Betracht kommen. Denn damit 
0 ein mit der relativen Wirkſamkeit der Anfechtung nicht 
bereinbares Aufrücken der nachfolgenden Hypothekengläubiger 
h unden. Da die in das geringſte Gebot aufgenommene 
enbothek beſtehen bleibt und ſomit auf fie kein Barerlös 


eben 


ditſält, ſo kann der Klagantrag nicht auf Einwilligung in 
Di Auszahlung des Erlöſes an den Kläger gerichtet werden. 


erb geeignete Form der Rückgewähr kann daher nur darin 
ickt werden, daß der Kläger den Rangwert der Hypothek 
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für ſich in Anſpruch nimmt. Er wird daher vom Anfechtungs⸗ 
gegner Erſatz des „Wertes“ der Hypothek in Höhe ſeiner 
Forderung gegen den Schuldner verlangen können. 

2. Die angefochtene Hypothek iſt durch Er⸗ 
teilung des Zuſchlageserloſchen. 

Wird die zugunſten des Anfechtungsgegners eingetragene 
Hypothek nicht in das geringſte Gebot aufgenommen, ſo er⸗ 
liſcht fie mit der Erteilung des Zuſchlages (vgl. 8 91 Zw⸗ 
VerſtcG.). Gemäß § 92 ZwVerſtG. tritt an die Stelle des 
erloſchenen Rechtes der Anſpruch auf Zahlung des Kapitals 
aus dem Erlös, der den Rang des Rechtes hat und deſſen 
bisherigem Inhaber zuſteht. Die in Rechtſprechung und 
Schrifttum herrſchende Auffaſſung geht dahin, daß mit dieſer 
Umwandlung das dingliche Recht durch ein Forderungsrecht 
gegen den bisherigen Grundſtückseigentümer erſetzt worden iſt 
(vgl. RS. 40, 397; 63, 216; weitere Nachweiſe bei 
Jaeckel⸗Güthe, „Komm. z. ZwVerſtG.“, 6. Aufl., 8 92 
Anm. I, 1). Die Verteilung des Verſteigerungserlöſes nimmt 
das Vollſtreckungsgericht in der Regel in einem beſonderen 
Termin vor. An das Stattfinden dieſer Erlösverteilung ſind 
verſchiedene, im einzelnen zu unterſuchende Geſtaltungen des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens geknüpft, denen der Klag⸗ 
antrag angepaßt werden muß. 

a) Der Verteilungstermin hat zur Zeit der Klagerhebung 
noch nicht ſtattgefunden: Für dieſen Fall hat das Reichs⸗ 
gericht in feiner Entſcheidung RG.: JW. 1928, 1345 das 
Ziel der Anfechtungsklage grundſätzlich feſtgelegt. Der An⸗ 
fechtungsanſpruch geht danach „auf Einwilligung in die Aus⸗ 
zahlung des bei der Zwangsverſteigerung auf die angefochtene 
Hypothek entfallenden Erlöſes bis zu dem Betrage der For⸗ 
derung des anfechtenden Gläubigers“ (vgl. auch RG. 131, 
340 = ZW. 1931, 2102; ferner zuſtimmend Klein⸗ 
feller in der Anm. zu RG.: JW. 1928, 1345; v. Lüb⸗ 
tow: JW. 1930, 1480; Warneyer, 3. Aufl., 87 Anm. IV 
S. 149; 8 9 Anm. III, 10 S. 172). Aber auch dann, wenn zur 
Zeit der Klagerhebung die Zwangsoerſteigerung noch nicht 
eingeleitet worden iſt, wird es zweckmäßig ſein, den Klag⸗ 
antrag darauf zu richten, daß der Anfechtungsgegner bei der 
künftigen Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück des Schuld⸗ 
ners hinter den Anfechtungskläger zurücktritt und die Aus⸗ 
zahlung des Erlöſes an ihn bewilligt (vgl. dazu Klein⸗ 
feller a. a. O.; ferner RG. 47, 216). 

b) Der Kläger hat im Verteilungsverfahren Widerſpruch 
erhoben: Gemäß 8 115 ZuVerſtG. iſt der Anfechtungskläger 
befugt, im Verteilungstermin Widerſpruch zu erheben. Denn 
das Anfechtungsrecht des Gläubigers ſtellt ein der Zwangs⸗ 
vollſtreckung entgegenſtehendes Recht i. S. des 89 Ziff. 2 
ZwVerſtGG. dar (vgl. Rein hardt⸗Müller, „Komm. z. 
InVerſtGG.“, 8. Aufl., 8 9 Anm. 4 S. 16, 8115 Anm. 2 d 
S. 247). Auch wenn er bisher nicht am Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren beteiligt war, iſt der Aufechtungskläger be⸗ 
rechtigt, ſein Recht vor oder im Verteilungstermin anzu⸗ 
melden, und auf Verlangen verpflichtet, es glaubhaft zu 
machen (vgl. Jaeckel⸗Güthe, 6. Aufl., $115 Anm. 6). 
Wenn zur Zeit der Erhebung des Widerſpruchs das Anfech⸗ 
tungsverfahren bereits anhängig iſt, können die Parteien 
vereinbaren, daß dieſer Rechtsſtreit die Bedeutung der ge⸗ 
mäß § 115 ZwVerſtGG., 8878 ZPO. zu erhebenden Wider⸗ 
ſpruchsklage hat (ſiehe RG.: GruchBeitr. 42, 743; ferner 
RG. 37, 390; 72, 49 = JW. 1909, 732 ſowie Jonas, 
„Komm. z. ZPO.“, 15. Aufl., 8878 Anm. III; Jaeckel⸗ 
Güthe, S 115 Anm. 12 a). Da hier beide Klagen dem glei⸗ 
chen Ziele, der vorgehenden Berückſichtigung des Klägers im 
Verteilungsverfahren dienen, iſt es gerechtfertigt, daß die 
Widerſpruchsklage durch Berufung auf die Anfechtbarkeit der 
vorgehenden Belaſtungen begründet werden kann (ſo RG.: 
Gruch Beitr. 50, 1167; OLG Rſpr. 27, 178; Jonas, 15. Aufl., 
8 878 Anm II, 3; ferner Jaeger, 89 Anm. 11 S. 253). 
Um die Berückſichtigung des Klägers vor dem Anfechtungs⸗ 
gegner im Verteilungsverfahren zu erreichen, wird der Klag⸗ 
antrag regelmäßig auf die Anderung des im Verteilungs- 
termin aufgeſtellten Teilungsplanes gerichtet werden. Der 
Klagantrag geht ſomit darauf, den Teilungsplan dahin ab⸗ 
zuändern, daß die Teilungsmaſſe bis zur Höhe der Forde— 
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rung des Klägers gegen den Schuldner an den Kläger aus⸗ 
zuhändigen iſt (vgl. dazu OLG Rſpr. 27, 178; ferner Falk⸗ 
mann⸗Mugdan, „Die Zwangsvollſtreckung“, 2. Aufl., 
S. 916). 

c) Der Erlös für die angefochtene Hypothek iſt im Ver⸗ 
teilungstermin an den Anfechtungsgegner ausbezahlt wor⸗ 
den: In dieſem Falle richtet ſich der Klagantrag auf Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Zahlung an den Kläger in Höhe 
deſſen Forderung gegen den Schuldner (ſo RG. 9, 71 ff.; 
RG.: IW. 1928, 1345 f.; ferner Warneyer, 3. Aufl., 
$7 Anm. IV S. 149, $9 Anm. III 10 S. 172). Die Verurteilung 
des Anfechtungsgegners zur Zahlung rechtfertigt ſich dadurch, 
daß der Erlös an die Stelle der erloſchenen Hypothek ge⸗ 
treten iſt und nunmehr erſatzweiſe als noch zum Vermögen 
des Schuldners gehörig zurückzugewähren iſt. Der Kläger 
braucht ſich jedoch nicht mit einer Rückgewähr an den Schuld⸗ 
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ner zu begnügen, ſondern er kann unmittelbar Zahlung an fig 
ſelbſt verlangen (vgl. RG. 9, 71 ff.). 

d) Der Erſteher des verſteigerten Grundſtücks hat den 
Erlös für die angefochtene Hypothek im Verteilungstermin 
nicht bezahlt: Hier überträgt das Gericht die Forderung gegen 
den Erſteher auf Zahlung des Steigerungserlöſes entſpre⸗ 
chend dem Teilungsplan auf die Berechtigten. Zur Siche 
rung dieſer Forderung wird vom Gericht die Eintragung von 
Sicherungshypotheken zugunſten der Berechtigten auf dem 
Grundſtück des Schuldners angeordnet (88 118, 128 3. 
VerſtG.). Der im Anfechtungsrechtsſtreit geltend gemachte 
Anſpruch des Klägers auf Rückgewähr ergreift dieſe Forde 
rung (vgl. RG. 86, 99). In dieſem Falle geht der Flags 
antrag dahin, die dem Beklagten im Zwangsverſteigerungs“ 
verfahren übertragene Forderung an den Kläger wege 
deſſen Forderung gegen den Schuldner abzutreten. 


Das Meiſtgebot und die Abtretung der Rechte daraus im 


Grunderwerbſteuerrecht 
Von Steueramtmann Leifeld, Münſter i. W. 


Durch das Meiſtgebot im Zwangsverſteigerungsverfahren, 
d. h. durch das abgegebene höchſte wirkſame Gebot, hat der 
Meiſtbietende bürgerlich⸗rechtlich noch kein Grundeigentum 
erworben. Er hat nur eine Anwartſchaft darauf erlangt, daß 
ihm auf Grund ſeines Meiſtgebots der Zuſchlag erteilt werde. 
Tritt der Meiſtbietende ſeine Rechte aus dem Meiſtgebot ab, 
ſo kann er deshalb auch nur dieſe Anwartſchaft dem Zeſſionar 
(Erſteher) überlaſſen, der damit nach Maßgabe des 8 81 
ZwVerſtch. das alleinige Recht auf Erteilung des Zuſchlags 
erwirbt. Bürgerlich⸗rechtlich liegt alſo auch im Falle der Ab⸗ 
tretung der Rechte aus dem Meiſtgebot nur ein einmaliger 
Eigentumsübergang vor, nämlich der übergang des Grund⸗ 
eigentums unmittelbar von dem bisherigen Eigentümer und 
Schuldner auf den Erſteher (3. B. Entſch. des KG.: JW. 
1937, 245 2). 

Eine andere Beurteilung iſt jedoch grunderwerbſteuer⸗ 
rechtlich geboten. Nach ſtändiger Rechtſprechung des RF. 
(3. B. Urt. v. 25. Jan. 1929, II A 29/29: JW. 1930, 359 27) 
iſt das Meiſtgebot ein Veräußerungsgeſchäft im Sinne des 
§ 5 GrEmStG. ebenſo wie auch die Abtretung der Rechte 
aus dem Meiftgebot nach 8 5 Abſ. 4 Nr. 4 GrErwStch. als 
ein ſolches — weiteres — Veräußerungsgeſchäft anzuſehen ift. 
Wer das Meiſtgebot in der Zwangsverſteigerung abgibt, um 
die Rechte daraus alsbald abzutreten, kann grunderwerbſteuer⸗ 
rechtlich nicht anders behandelt werden als der, der ein 
Grundſtück kauft, um es weiterzuveräußern, ohne es zuvor 
in ſein Eigentum überführt zu haben. 

Im Falle der Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot 
ſind danach ſteuerlich verſchiedene Rechtsvorgänge in Betracht 
zu ziehen, und zwar bei einmaliger Abtretung: 

a) die Abgabe des Meiſtgebots, 

b) die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot, 

e) der durch den Zuſchlag vollzogene Eigentumsübergang 
auf den Zeſſionar, von denen allerdings b und c im 
ſteuerlichen Ergebnis wie ein einheitlicher Rechtsvorgang 
zu behandeln ſind. 

Grunderwerbſteuerpflichtig ſind hiervon die Rechtsvorgänge zu: 

a) aus 8 5 Abſ. 3 GrErwStG. (als ſteuerliches Zwiſchen⸗ 
geſchäft, das nicht unmittelbar zum Eigentumsübergang 
geführt hat), 

c) aus 88 1, 4 GrErwStch. 

Für beide Rechtsvorgänge (a und c) wird die Steuerpflicht 
durch die Erteilung des Zuſchlags ausgelöſt. 

Steuerſchuldner ſind im Falle zu: 

a) der Meiſtbietende allein (§ 20 Abſ. 1 Satz 2 GrErwStG.), 

e) der Zedent (Meiſtbietende) und der Erſteher als Geſamt⸗ 


ſchuldner (NH. v. 30. April 1930, II A 242/30 

[RStBl. 1930, 372). Be 
Das Geſchäft zu b ift zwar als ſolches ſteuerfrei, weil ir 
unmittelbar zum Eigentumsübergang (Zuſchlag) geführt hat 
(85 Abſ. 3 GrErwStsh.), es iſt aber inſofern ſteuerlich zu be⸗ 
achten, als nach ſeiner Art zu beurteilen iſt, ob etwa für A 
Eigentumsübergang zu c eine Befreiungsvorſchrift des GrErw⸗ 
SG. einſchlägt (RF. v. 24. Nov. 1922, IT A 185/22 
RFH. 11, 67). Hat z. B. bei der Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks des A. (Vaters des C.) der B. (ein Fremder) DU 
Meiſtgebot abgegeben und anſchließend ſeine Rechte h 
dieſem Meiſtgebot an C. (den Sohn des A.) abgetreten, |" 
handelt es ſich zwar bürgerlich⸗rechtlich nur um einen Eigen 
tumsübergang von Vater auf Sohn. Die Befreiungsvorſchri 
des 88 Nr. 4 GrErwStG. kann aber keine Anwendung 
finden, weil das dieſem Eigentumsübergang unmittelbar voran 
gegangene ſchuldrechtliche Geſchäft (die Abtretung der Rech. 
aus dem Meiſtgebot) nicht zwiſchen Vater (A.) und Son, 
(C.) zuſtande gekommen iſt, ſondern ſteuerrechtlich ein Erwer 
des C. von einem Fremden (B.) vorliegt. 

Der Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot iſt ji 
$5 Abſ. 4 Nr. 4 Gr&mStb. die — nachträgliche — 7 
klärung des Meiſtbietenden, daß er für einen anderen gebote. 
habe, gleichgeſtellt. Eine Erklärung dieſer Art, die nach 5 
Rechtſprechung des NFH. in Wirklichkeit nichts anderes .. 
eine Abtretung unter Angabe der Beweggründe bedeutet, füh di 
daher die gleiche Steuerrechtslage herbei, wie fie hinſichthe⸗ 
der förmlichen Abtretung geſchildert wurde. In dieſer © 
urteilung tritt grundſätzlich auch dann keine Anderung 1 
wenn etwa der Meiſtbietende ſchon im Zwangsverſteigerung. 
termin ſelbſt nach dreimaliger Verkündung des — von 
im eigenen Namen abgegebenen — letzten Gebots, aber 
vor Abſchluß der Verhandlungsniederſchrift erklärt, er han 
für einen anderen geboten und von vornherein auftrag 
gemäß (allerdings ohne ausreichende Vollmacht) auch nur fit 
dieſen anderen gehandelt. f > 

Erklärt dagegen bei einer freiwilligen notariellen Grune 
ſtücksverſteigerung der Meiſtbietende nach Erteilung 1 
notariellen Zuſchlags, aber vor Abſchluß der Niederſchrſ 
daß er für einen anderen geboten habe, und unterzei we 
alsdann dieſer andere die Niederſchrift mit, ſo iſt nur er 
unmittelbarer Kaufvertrag mit dem anderen zuſtande 9, 
kommen. Hier iſt die Steuerrechtslage alſo eine andere als . 
den Fällen des § 5 Abſ. 4 Nr. 4 GrérwStch.; auch eil, 
„nachträgliche Erklärung“ im Sinne des § 5 Abſ. 4 Nr. 
GrErwStch. liegt hier nicht vor (RF. v. 12. Mai 
II A 107/22: RF. 9, 217). 
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Ist für den Erlaß eines Verſäumnisurteils Vorausſetzung der Nachweis 
der Genehmigung nach der Verordnung über die Veräußerung von 
Entſchuldungsbetrieben vom 6. Januar 1037: 


Von Amtsgerichtsrat Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Leiter des Entſchuldungsamts Magdeburg 


ſch Nach Art. 1 der VO. über die Veräußerung von Ent- 
Meldungsbetrieben v. 6. Jan. 1937 (RG Bl. I, 5) hängt die 
lekſamkeit einer Veräußerung von Entſchuldungsbetrieben 
gad des ihr zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts (z. B. des 
min fvertrags) von der Genehmigung des Reichsernährungs⸗ 
. ders ab. Bei Verſagung der Genehmigung iſt das ding⸗ 
Nee und das ſchuldrechkliche Rechtsgeſchäft nichtig. Bis zur 
ges gung der Genehmigung iſt die Wirkſamkeit der Rechts⸗ 
ti zäfte in der Schwebe. Mit der Genehmigung werden fie 
wirkend auf den Zeitpunkt ihres Abſchluſſes wirkſam. 


Die Bedeutung dieſer Rechtslage für das Verſäumnis⸗ 
825 hren iſt zweifelhaft. Die Genehmigung hat materiell⸗ 
beit niche Bedeutung. Sie iſt Vorausſetzung für die Wirkſam⸗ 
für der genehmigungsbedürftigen Rechtsgeſchäfte und damit 
die Geltendmachung von Anſprüchen, die ſich auf dieſe 
5. Otögefchäfte gründen. Nach allgemeinen Grundſätzen würde 
nach für den Erlaß eines Verſäumnisurteils die bloße Be⸗ 
ptung genügen, die Genehmigung ſei erteilt worden. 


Es fragt ſich aber, ob hinſichtlich der Genehmigung, die 
r VO. über die Veräußerung von Entſchuldungsbetrieben 
Jan. 1937 vorgeſchrieben iſt, nicht ähnliche Grundſätze 
wenden ſeien, wie ſie in der Rechtſprechung und im 
wo ifttum für die deviſenrechtliche Genehmigung aufgeſtellt 
en find. Durch Verſäumnisurteil darf ein Anſpruch aus 
De Rechtsgeſchäft, das der deviſenrechtlichen Genehmigung 
tn tig it, nur dann zugeſprochen werden, wenn die Er⸗ 
na ung der deviſenrechtlichen Genehmigung dem Prozeßgericht 
j een worden iſt. Der Grund iſt der, daß die Vor⸗ 
= ten über die deviſenrechtliche Genehmigung zur Wahr- 
n wichtigſter Belange des Staates erlaſſen worden ſind 


f 


derfq 


in de 
u 6. 
anzu 


be; daß dieſe eine Verurteilung zu einer genehmigungs⸗ 
ſahreftiden Leiſtung ohne Rückſicht auf die Art des Ver⸗ 
ahre 


7 us und das in ihm ergehende Urteil ſtets nur bei Vor⸗ 
Ar 9 der Genehmigung zulaſſen (RGG.: DRZ. Rſpr. 1934 
auf 9). Die deviſenrechtliche Genehmigung bezieht ſich nicht 
dw die Klagerhebung, auch nicht auf die Durchführung der 
Sbangsvollſtreckung, ſondern auf die Leiſtung des Schuldners. 
ne Leiſtung ohne die erforderliche deviſenrechtliche Ge⸗ 
migung iſt verboten. Eine Verurteilung zu einer ver⸗ 
denen Handlung darf in keiner Verfahrensart erfolgen. 


Die in Art. 1 der VO. über die Veräußerung von Ent 
gun dungsbetrieben v. 6. Jan. 1937 vorgeſehene Genehmi⸗ 
zur hat dieſe weitgehende Bedeutung nicht. Sie iſt zwar auch 
für; ahrnehmung mefentlicher öffentlicher Belange vorge⸗ 
g leben; eine Leiſtung auf Grund eines genehmigungsbedürf⸗ 
—85 Rechtsgeſchäfts iſt aber auch bei fehlender Genehmigung 

+ verboten. Bei dieſer Rechtslage dürfte die Entſcheidung 
eine Frage, ob zum Erlaß eines Verſäumnisurteils auf Grund 
zues nach der VO. v. 6. Jan. 1937 genehmigungsbedürf⸗ 


— Rechtsgeſchäfts die bloße Behauptung der Genehmigung 


neh 
+ 


Den Zweck der VO. bringt ihr Art. 3 Abſ. 1 zum Aus⸗ 


0 3 
ruck. Er zählt die ausſchließlichen Gründe für eine Verſagung 


der Genehmigung auf. Die VO. will einmal verhindern, daß 
der Entſchuldungsbetrieb ganz oder teilweiſe in das Eigentum 
einer nicht vertrauenswürdigen Perſon übergeht (Art. 3 
Abſ. 1 Nr. 3 V.); er will weiter die Vereinbarung eines 
unangemeſſenen Entgelts für die Veräußerung (Art. 3 Abf. 1 
Nr. 1 VO.) und endlich verhindern, daß der Erlös nicht zu 
einem angemeſſenen Teil an das Reich zum Ausgleich der 
von dieſem oder von den Gläubigern im Schuldenregelungs⸗ 
verfahren oder in dem Oſthilfeverfahren gebrachten Opfer ab⸗ 
geführt wird (Art. 3 Abſ. 1 Nr. 2 VO.) 


Wollte man für die Verurteilung im Verſäumnisver⸗ 
fahren zu einer Zahlung des vereinbarten Kaufpreiſes die 
bloße Behauptung der Erteilung der Genehmigung genügen 
laſſen, jo würde der mit der VO. verfolgte Zweck, wie er in 
Art. 3 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 VO. zum Ausdruck gelangt iſt, 
leicht vereitelt werden können. Anders iſt es bei der Ver⸗ 
urtetlung zur Auflaſſung. Eine ſolche Verurteilung kann zu 
einer Eigentumsumſchreibung nur dann führen, wenn dem 
GBA. die Genehmigung der Veräußerung des Reichsernäh⸗ 
rungsminiſters vorgelegt wird. Eine Verurteilung zur Auf⸗ 
laſſung erſetzt die Genehmigung nicht. Der Fall liegt nicht 
anders, als wenn eine beurkundete Auflaſſung vorgelegt wird. 
Dem Erlaß eines Verſäumnisurteils, durch das der Bekl. zur 
Auflaſſung eines Entſchuldungsbetriebs verurteilt wird, würde 
demnach dem mit der VO. v. 6. Jan. 1937 verfolgten 
Zweck nicht widerſprechen. 


Durch Art. 1 Abi. 1 Satz 2 VO. find der Genehmigung 
des Reichsernährungsminiſters auch ſolche Rechtsgeſchäfte un⸗ 
terworfen, durch die ein der Veräußerung ähnlicher wirtſchaft⸗ 
licher Erfolg herbeigeführt werden ſoll. Darunter kann 3. B. 
eine langfriſtige Verpachtung fallen (Wiedemann, RdRN. 
1937, 46). Jede Verurteilung zu einer Leiſtung auf Grund 
eines ſolchen Vertrages kann den mit der VO. verfolgten 
Zweck vereiteln, z. B. jedes Urteil, durch das das Beſtehen 
eines verbindlichen Vertrages feſtgeſtellt wird. 


Das Ergebnis dieſer Unterſuchung geht mithin dahin, 
daß eine Verurteilung zu einer Leiſtung auf Grund eines 
nach Art. 1 VO. genehmigungspflichtigen Rechtsgeſchäfts oder 
ein ſeine Wirkſamkeit unmittelbar oder mittelbar bejahendes 
Feſtſtellungsurteil in der Mehrzahl der Fälle dem Zweck, der 
mit der VO. verfolgt wird, zuwiderlaufen kann. Andererſeits 
iſt nicht immer mit aller Sicherheit feſtzuſtellen, ob eine 
Verurteilung für den Zweck der VO. bedeutungslos iſt. Im 
Intereſſe einfacher Handhabung des Prozeßverfahrens und 
im Intereſſe weitgehender Sicherſtellung des mit der VO. 
erſtrebten Zieles dürfte es daher richtig ſein, den Erlaß eines 
Verſäumnisurteils, das zur materiellrechtlichen Vorausſetzung 
die Wirkſamkeit des nach Art. 1 VO. genehmigungsbedürftigen 
Vertrages hat, von dem Nachweis der Genehmigung des 
Reichsernährungsminiſters ganz allgemein abhängig zu machen. 


Dieſe Grundſätze gelten entſprechend, ſoweit durch die 
VO. zur Durchführung der VO. über die Veräußerung von 
Entſchuldungsbetrieben v. 19. April 1937 (RGBl. I, 466) die 
Entſcheidung über die Genehmigung den Entſchuldungsämtern 
und der Landſtelle übertragen worden iſt. 
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Juriſtiſche Wochenſchri t 


Gebührenfreie Benutzung des Schuldnerverzeichniſſes 
durch einen armen Gläubiger 


Seit 1. Jan. 1937 wird einheitlich im ganzen Reich für 
die Einſicht des Schuldnerverzeichniſſes eine Gebühr von 
0,50 AN und für eine ſchriftliche Auskunft aus dem Schuld⸗ 
nerverzeichnis eine Gebühr von 1 ./ erhoben (AV. d. RIM. 
v. 9. Okt. 1956: DJ. 1592). Eine Stundung der Gebühren 
findet nicht ſtatt, doch kann bei Nachweis der Bedürftigkeit 
und des berechtigten Intereſſes an der Einſicht oder Aus⸗ 
kunft der Behördenvorſtand auf formularmäßigen Antrag hin 
auf die Erhebung der Gebühren verzichten (Nr. 7 und 11 
AV. v. 9. Okt. 1936). 

Es fragt ſich, ob eine ſolche Verzichtsentſcheidung des 
Behördenvorſtands auch dann nötig iſt, wenn ein Gläubiger 
gebührenfrei das Schuldnerverzeichnis einſehen oder eine Aus⸗ 
kunft daraus haben will, der einen vollſtreckbaren Schuldtitel 
im Armenrecht erſtritten hat. Nr. 7 der AV. macht für dieſen 
Fall keine Ausnahme, ſondern gilt ihrem Wortlaut nach für 
alle armen Gläubiger, die das Schuldnerverzeichnis ge- 
bührenfrei benutzen wollen. M. E. iſt aber ein Gebührenver⸗ 
zicht des Behördenvorſtands dann nicht nötig, wenn der Gläu⸗ 
biger einen Schuldtitel aus einem Verfahren erſter Inſtanz 
hat. Denn nach § 119 3PO. erfolgt die Bewilligung des 
Armenrechts für die erſte Inſtanz einſchließlich der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, der Gläubiger iſt alſo nach 8 115 Abſ. 1 Nr. 1 
PO. von den Gebühren für die Zwangsvollſtreckung einſt⸗ 
weilen befreit. Zur Zwangsvollſtreckung gehört aber nicht 
nur das Offenbarungseidverfahren ſelbſt, ſondern auch die 
vorher erfolgende Einſicht des Schuldnerverzeichniſſes oder 
die Auskunft daraus. Auch dieſe Maßnahmen des Gläubigers 
gehören als Vorbereitung des Offenbarungseidverfahrens zur 
Zwangsvollſtreckung i. S. des 8 119 ZPO. Der Gläubiger 
alſo, der einen erſtinſtanzlichen Schuldtitel im Armenrecht er⸗ 
langt hat, kann ohne weiteres koſtenlos das Schuldnerverzeich⸗ 
nis benutzen und braucht nicht erſt einen Gebührenverzicht 
nach Nr. 7 AV. v. 9. Okt. 1936 zu beantragen. Dasſelbe gilt 


natürlich auch für einen Gläubiger, der zwar nicht im Recht 
ſtreit das Armenrecht gehabt hat, dem es aber für die Zwang 
vollſtreckungsinſtanz beſonders bewilligt worden iſt. Dagege 
iſt der arme Gläubiger, der einen zweitinſtanzlichen Schuldtile 
im Armenrecht erſtritten hat, auf den Gebührenverzicht DU 
den Behördenvorſtand angewieſen, wenn er das Schuldner 
verzeichnis gebührenfrei benutzen will, denn die Bewilligung 
des Armenrechts für die zweite Inſtanz bezieht ſich nicht u 
auf die Zwangsvollſtreckung. Der Gebührenverzicht it ſchließ 
lich aber auch hier wieder nicht nötig, wenn dem Gläubige 
das Armenrecht für die Zwangsvollſtreckung beſonders be 
willigt iſt. 

Gegen die Zuläſſigkeit der einſtweiligen Befreiung 9 
armen Gläubigers von der Einſicht⸗ oder der Auskunf 
gebühr gemäß § 115 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO. könnte man ein 
wenden, daß das einer Stundung gleich käme, nach Nr. 7 . 
aber eine Stundung der Gebühren wegen der Geringfügiglel 
und wegen der damit verbundenen Verwaltungsarbeit untl“ 
ſchaftlich iſt- und daher zu unterbleiben hat. Aber dieſer Ein 
wand iſt nicht ſtichhaltig. Die einſtweilige Gebührenbefreiun 
im Armenrecht iſt mehr als eine Stundung, d. h. eine au 
ausſchiebung der Fälligkeit auf einen ſpäteren Termin, „ 
iſt vielmehr ein Gebührenerlaß mit der Möglichkeit ein 
ſpäteren Nachzahlungsanordnung bei verbeſſerten Vermögen 
verhältniſſen der armen Partei. Das Verbot der Stunduen 
in der AV. ſteht alſo einer Anwendung der allgemeine! 
Grundſätze des Armenrechts zugunſten des armen Gläubige!“ 
nicht entgegen. 5 

Zu berückſichtigen bleibt aber, daß ein armer Gläubige 
auf Grund eines erſtinſtanzlichen Schuldtitels von der m 
ſicht- oder Auskunftgebühr zunächſt nur einſtweilen befrel 
iſt, er kann nach 8$ 125, 126 ZPO. zur Nachzahlung au 
dieſer Gebühren verpflichtet werden. Dagegen bewirkt L. 
Verzicht auf die Gebühren nach Nr. 7, 11 AV. v. 9. Dr 
1936, daß die Gebühren der armen Partei endgültig erlaſſe 
werden. Be 
Amtsgerichtsrat Dr. Reichardt, Ohrdruf (IHM) 


des 


Ein Wegweiſer durch die Keichsverſorgungsgeſetze 


Von Miniſterialrat Loeſch, Reichskriegsminiſterium 


1. Allgemeine Bemerkungen 


In den Kreiſen der Rechtswahrer beſteht bezüglich der 
Verſorgung der ehemaligen Soldaten und der aus der neuen 
Wehrmacht ausſcheidenden Soldaten vielfach Unklarheit. Dies 
iſt bei der Vielheit der in Betracht kommenden Vorſchriften 
ohne weiteres zu begreifen. Die ſeitherige Militärverſor⸗ 
gungsgeſetzgebung iſt richtunggebend beeinflußt durch die ge- 
ſchichtliche Entwicklung des Deutſchen Reichs. Die Markſteine 
dieſer äußeren Einflüſſe auf die Verſorgungsgeſetzgebung 
waren der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg 1870/71, der Weltkrieg 
1914/18, der Zuſammenbruch Deutſchlands 1918 und der 
Sieg der nationalen Erhebung 1933. Dieſe Volk und Staat 
bis ins tiefſte erſchütternden Ereigniſſe haben in gewiſſem 
Sinne jeweils eine tief eingreifende Anderung der Verſor⸗ 
gungsgeſetzgebung alter Soldaten nach ſich gezogen. 


Zweck dieſer von der Schriftleitung erbetenen Ausfüh⸗ 
rungen iſt nun nicht, eine hiſtoriſche Abhandlung über die 
Verſorgungsgeſetzgebung zu ſchreiben, ſondern lediglich einen 
Wegweiſer für den Rechtswahrer, der ihm einen Fingerzeig 
gibt, wo die geſetzlichen Vorſchriften, die im Einzelfall für 
den Ratholenden maßgebend und einſchlägig find, zu fin- 
den ſind. 

Für den Nichtfachmann iſt es außerordentlich ſchwierig, 
ſich durch die Vielheit nebeneinander geltender Geſetze durch⸗ 
zufinden. Das Verſorgungsrecht iſt im Laufe der Jahrzehnte 
eine Spezialwiſſenſchaft geworden mit ausgedehnter Recht⸗ 
ſprechung und einer Fülle von Verordnungen und grundlegen⸗ 
den Einzelerlaſſen. 


Zum Verſtändnis des Ganzen iſt es zunächſt erforden 
lich, auf die Quellen hinzuweiſen, aus denen Aufſchluß übe! 
die geſchichtliche Entwicklung des militäriſchen Verſorgung? 
rechts geſchöpft werden kann. 4 

In einer Abhandlung „Über die Notwendigkeit ein? 
ſpruchgerichtlichen Verfahrens in Wehrmachtverſorgunge 
ſachen“ (vgl. „Die Reichsverſorgung“, Fachblatt für Ver)” 
gungsfragen 1936 N. 8, 10. Jahrg.) ſtellt SenPräſ. Dr. Ju 
et rer. pol. Arendts unter J ſeiner Abhandlung eine Ver. 
faſſende Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung des Wen 
ſorgungsrechts von 1789 — 1922 voraus. 5 

Außerdem findet ſich im „Nat.⸗ſoz. Handbuch für Rech 
und Geſetzgebung“ des Miniſters Frank, 2. Aufl., S. 766 05 
eine kurze Zuſammenfaſſung über das Verſorgungsrecht 915 
dem Weltkrieg bis zum Zuſammenbruch im November 131 
von Dr. Dick. Ä 

Auch find in den Kommentaren zum WerſorgG. vor 
Arendts, NBerforg., 3. Aufl., und „Der Reichsverſen 
gungsbeamten“, 2. Aufl. 1929, und Arendts, Wehrmach 
VerſorgG. 1931 kurze geſchichtliche Überblicke enthalten. 


2. Der Stand der augenblicklichen Geſetzgebung 
gro 


Für Außenſtehende iſt es zweckmäßig, folgende 15 
Gruppen von Verſorgungsberechtigten auseinander zu halten 

a) frühere Angehörige der alten deutſchen Wehrmacl, 
und ihre Hinterbliebenen, ſoweit ſie Verſorgungsgebührnih 
nur infolge einer vor dem 1. Aug. 1914 beendeten Dien 
zeit bereits erhalten haben oder noch erhalten können, 
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und b) frühere Angehörige der alten deutſchen Wehrmacht 
auf ihre Hinterbliebenen, deren Verſorgungsanſprüche ſich 
Pa eine nach dem 31. Juli 1914 beendete Dienſtzeit 
unden, 
halt 0) Reichsangehörige, die durch den letzten Krieg inner- 
* oder außerhalb des Reichsgebiets Schädigungen an Leib 
o Leben erlitten haben, 
bear d) die Offiziere, Deckoffiziere der Marine und Militär⸗ 
uten des Friedensſtandes des alten Heeres, 
bog... die freiwilligen Verbände, Übergangsverbände, die 
rläufige Reichswehr und Reichsmarine, 
f) die Reichswehr und Reichsmarine ab 1. Jan. 1921, 
O die jetzige deutſche Wehrmacht. 
* Einem dieſer Perſonenkreiſe wird ein Volksgenoſſe, der 
nr Verſorgungsfragen den Rechtswahrer in Anſpruch 
leib angehören oder angehört haben. Dieſe Zugehörigkeit 
ric 5 zunächſt ſtets in erſter Linie feſtzuſtellen. Denn danach 
de et ſich die Verſorgungsmöglichkeit, Verſorgungsart und 
5 Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde, der Verſorgungs⸗ 
5 iſtſtellen des RArbM. (Verſorgungsämter) oder der Ver⸗ 
Wich und Fürſorgebehörden der Wehrmacht (Wehr⸗ 
einſchn Ommanbos VerſAbt.) Dieſe Feſtſtellung iſt auch von 
chneidender Bedeutung für den einzuſchlagenden Rechtsweg. 
Im einzelnen ſei vermerkt: 
m Zu a: Zuſtändig: das Verſorgungsamt des Antrag- 
ellers. 
18 Die geſetzliche Regelung: Altrentnergeſetz (AR.) vom 
1927 1921 (RG Bl. I, 953) in der Faſſung v. 22. Juli 
1950 (RG Bl. I, 531). Dazu VO. des RPräſ. v. 26. Juli 
nd IV. Abſchnitt Dritter Titel (Reichsverſorgung) Art. 1 
14 % (N Bl. I. 311, 327) und VO. des RPräſ. vom 
(ch uni 1932 J. Teil Kap. III (Reichsverſorgung) Art. 2 
BB], 273, 277). 
ig, Schrifttum hierzu: „Handbuch der Reichsverſorgung“ 
L Ar R.), herausgegeben vom RArbM., und Treffehm, 
2 ufl., Auslegungen zum Werſorgc . und ANG., Ber- 
1925, S. 173 ff. 

5 Rechtſprechung: die Entſcheidungen des WerſorgGer. 
el: ferner zahlreiche Abhandlungen in der Zeit⸗ 
ift „Der Verſorgungsbeamte“, 1. bis 10. Jahrgang. 
ee Verſorgung regelt ſich nach dem RVerſorgG., ſiehe 
8 b Abweichungen, z. B. §8 3 ARG. Heilbehandlung, 
und Kapitalabfindung, o die Verſorgung der Kapitulanten 
wen ihrer Hinterbliebenen (88 8 und 9 ARG. — nicht an⸗ 

"bar 88 32, 33, 52 NerforgG.). 
Na Kapitulanten ſind nach dem § 1 Abſ. 4 (88 49 und 63) 
die un Verſch. 1906 diejenigen Unteroffiziere und Mannſchaften, 
AR) über die geſetzliche Dienſtpflicht hinaus zum aktiven 
W nit verpflichtet hatten und in deſſen Ableitung. begriffen 
5 0 05 Bezüglich des Perſonenkreiſes der Kapitulanten ſiehe 
d. R. S. 376, A. B. zu 88 Ziff. 5—7. 
Hinte u, beachten: Soweit ehemalige Kapitulanten und ihre 
hab erbliebenen noch Verſorgung nach altem Recht erhalten, 
Die auch deſſen Ruhensvorſchriften auf ſie Anwendung. 
Mg bfändung der Verſorgungsgebührniſſe nach § 8 Abſ. 1 
iſt jedoch nicht zuläſſig. 
0 ommentar: Meier⸗Demig, „Behördenhandbuch z. 
ann erſch. 1906“, 6. Aufl. 
I-Allechtſprechung: Die Entſcheidungen des WVerſorgGer. 


Na Für die Hinterbliebenen der Kapitulanten, die nach dem 
bltenn Verſch. 1906 verſorgt werden, gilt das Militärhinter⸗ 
benen. 1907 noch. 
hint Hierzu als Kommentar: Das „Handbuch zum Militär⸗ 
erbliebenenc., 3. Aufl., von Ohlshauſen. 
auf 1 tefer Perſonenkreis Verſorgungsberechtigter wird noch 
he iele Jahre hinaus die Verſorgungsbehörden in Anſpruch 
men en und gegebenenfalls als Ratſuchender in Frage kom⸗ 
nach Nach einer Statiſtik des Mint. Foerſter (RArbM.) 
fla dem Stand Mai 1936 wurden 61.064 ehemalige Kapi⸗ 
68 uten, an Hinterbliebenen: 2928 Witwen, 678 Halbwaiſen, 
8 ollwaiſen (vgl. „Die Reichsverſorgung“ 1936, Sept., 
29 ff., RArb Bl. Aug. 1936) verſorgt. 


Zu b: Dieſer Perſonenkreis umfaßt die Maſſen der 
Soldaten des Weltkriegs und ihrer Hinterbliebenen. Die 
Verſorgung dieſer Perſonen wird noch auf ein Menſchenalter 
Hauptaufgabe der Verſorgungsbehörden im Bereiche des 
RArbM. bleiben. Nach der eben erwähnten Statiſtik Foer⸗ 
ſters waren im Mai 1936 noch 796611 Beſchädigte, 360 002 
Witwen, 84135 Waiſen, 114845 Elternteile, 36 118 Eltern⸗ 
paare vorhanden. Dazu kommen noch 19906 Witwen und 
10163 Waiſen, ferner 67857 Elternteile und 50512 Eltern⸗ 
paare (Kopfzahl), die im Wege der Beihilfe Verſorgung er⸗ 
hielten. 

Zuſtändig: Das Verſorgungsamt des Wohnſitzes des 
Antragſtellers. 

Die geſetzliche Regelung dieſer Verſorgung findet ſich 
im RVerſorgG. v. 12. Mai 1920 in der Faſſung v. 22. Dez. 
1927 (RG Bl. I, 515). Dasſelbe regelt die auf einer Dienſt⸗ 
beſchädigung beruhenden Verſorgungsanſprüche der Ange⸗ 
hörigen der deutſchen Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen 
und findet Anwendung auf alle Perſonen, deren Verſor⸗ 
gungsanſprüche ſich auf eine nach dem 31. Juli 1914 be⸗ 
endete Dienſtleiſtung gründen. Die Offiziere, Deckoffiziere 
und Beamten des Beurlaubtenſtandes erhalten nur nach 
dieſem Geſetz Verſorgung (§S 106 RVerſorgG.). 

Die Vorſchriften des RVerſorgch. haben einſchneidende 
Veränderungen erfahren durch die NotVO.: VO. des RPräſ. 
v. 26. Juli 1930, IV. Abſchnitt dritter Titel (Reichsverſor⸗ 
gung), Art. 1 und 2 (RG Bl. I, 311, 327); VD. des RPräſ. 
v. 14. Juni 1932 Teil 1 Kap. III (Reichsverſorgung) Art. 2 
(RGBl. I, 273, 277), ferner die VO. des RPräſ. zur Durch⸗ 
führung des § 7 NRerforg®. lorthopädiſche Verſorgung) 
v. 8. Mai 1929 (REBEL. I. 93), ferner die VO. zur Durch⸗ 
führung des § 25 Abſ. 3 (Beeinträchtigung der Verſehrtheit), 
§ 28 (Ausgleichszulage) v. 1. Sept. 1920 (RG Bl. 1633) un⸗ 
ter Berückſichtigung der Anderungen auf Grund der VO. 
v. 21. Dez. 1927 (RG Bl. I, 491). 

Des weiteren: Geſ. über Anderung auf dem Gebiete der 
Reichsverſorgung v. 3. Juli 1934 (RG Bl. I, 451) (Front⸗ 
zulage und Zuſatzrente). Die erweiterten Vorſchriften über 
Frontzulage finden ſich im Geſ. über Anderungen auf dem 
1.827 der Reichsverſorgung v. 19. März 1937 (RGBl. 
% Seal 

Wichtig hierzu die im RVerſorg Bl. 1934 ff. enthaltenen 
Ausführungsbeſtimmungen und Erläuterungen zum Gef. über 
Anderungen auf dem Gebiete der Reichsverſorgung v. 3. Juli 
1934 (RGBl. I, 541). 

Kommentare: Arendts, „RVerſorgG.“, 2. Aufl., Ber⸗ 
lin 1929; „Kommentar von Reichsverſorgungsbeamten zum 
RVerſorgGG.“, Berlin 1929; „Handbuch der Reichsverſor⸗ 
gung“, herausgegeben vom RArbM. (unentbehrlich für die 
Beratung), im Buchhandel nicht erhältlich; kann gegebenen⸗ 
falls eingeſehen werden bei den Verſorgungsdienſtſtellen des 
RArbM. und der Wehrmacht; ferner „Nat.⸗ſoz. Handbuch für 
Recht und Geſetzgebung“ des Miniſters Frank unter II. Die 
RVerſorgGf.; „RVerſorgG.“ (eine erweiterte Inhaltsangabe 
der weſentlichen Vorſchriften des RVerſorgG. von Loeſch) 
S. 771— 791. 

Rechtſprechung: Die Entſcheidungen des RBerjorgber. 
Bd. XII. 

Das RVerſorgG. räumt einen Verſorgungsauſpruch nur 
dann ein, wenn ein Rechtsanſpruch beſteht. Soweit ein ſolcher 
beſteht, iſt das Recht auf Verſorgung vererblich, ſofern es 
ſich um einen Anſpruch handelt, der nach den allgemeinen 
Grundſätzen des bürgerlichen Rechts der Vererblichkeit unter⸗ 
liegt und das Recht auf Verſorgung durch rechtzeitige An⸗ 
tragſtellung noch zu Lebzeiten des Verſorgungsberechtigten 
überhaupt zur Entſtehung gelangt iſt. Der Kreis der Erben 
(88 1942 ff. BGB.) deckt ſich nicht mit den verſorgungs⸗ 
berechtigten Hinterbliebenen des RVerſorgG. 

Neben der Verſorgung auf Grund von Rechtsanſprüchen 
kennt das RVerſorgGG. eine Verſorgung, deren Gewährung in 
das pflichtmäßige Ermeſſen der Verſorgungsbehörde geſtellt 
ift. Die Höhe dieſer Verſorgungs-Kannbezüge wird innerhalb 
der zugelaſſenen Höchſtſätze nach Lage des Einzelfalls in 
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Form von Teilbeträgen der geſetzlichen Renten, Beihilfen und 
Zuwendungen feſtgeſetzt. 
Der Rechtsanſpruch nach dem RVerſorgcg. ift im Spruch⸗ 
verfahren vor den Spruchbehörden der Reichsverſorgung (Ver⸗ 
ſorgGGer., RVerſorgGer.) verfolgbar, ſoweit es ſich nicht um 
den Anſpruch auf Berufsausbildung (§ 21 Abſ. 3 und 5 
RVerſorgG.) und um Zuſatzrente (vgl. Gef. über Anderungen 
auf dem Gebiete der Reichsverſorgung v. 3. Juli 1934 Art. 4 
H. d. R. S. 368 d) handelt. Weitere Einſchränkung durch die 
Not VO. v. 26. Juli 1930. 
Das Verfahren iſt im Verfahrens. v. 10. Jan. 1922 
(RGS Bl. 59) in der Faſſung der Bekanntmachung v. 2. Nov. 
1934 (RG Bl. I, 1113) geregelt. (Das Gef. v. 20. März 
1928 erfuhr durch die NotVO. des RPräſ. v. 26. Juli 1930 
und 5. Juni 1931, ferner durch das 5. Geſ. zur Anderung 
des Geſ. über das Verfahren in Verſorgungsſachen v. 3. Juli 
1934 [RG Bl. I, 544] einſchneidende Anderungen). 
Hierzu Kommentare: Schulte⸗Holthauſen, „Ver⸗ 
fahren in Verſorgungsſachen“, 4. Aufl. 1935; Arendts⸗ 
Fuiſting, „Geſ. über das Verfahren in Verſorgungs⸗ 
ſachen“, 1928, und Arendts, „Das Gef. über das Ver⸗ 
fahren in Verſorgungsſachen — Textausgabe mit Erläute⸗ 
rungen“, 1936. 
6 A : Entſcheidungen des RVerſorgGer. Bd. I 
is XII. 
Unerläßlich: Das „Handbuch der Reichsverſorgung“ Bd. J 
Verfahrens G., herausgegeben vom RArbM., und das RVer⸗ 
ſorg Bl. ab 1930 — 1937. 
Bei Verſorgungs⸗Kannbezügen iſt der Rechtsweg vor den 
Spruchbehörden der Reichsverſorgung ausgeſchloſſen. Hier 
ſteht das Beſchwerdeverfahren offen: 
a) Beſchwerde als Rechtsbehelf im Sinne der 88 61, 64 
Verfahrens. und 

b) die ſogenannte Dienſtaufſichtsbeſchwerde, für welche 
die allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundſätze 
maßgebend ſind. 

Zu e: Reichsangehörige, die durch den Weltkrieg inner⸗ 
halb und außerhalb des Reichsgebiets Schädigungen an Leib 
und Leben erlitten haben und nicht zu den nach dem MVer⸗ 
forg®. verſorgten Perſonen gehören, werden nach dem Geſ. 
über den Erſatz der durch den Krieg berurfachten Perſonen⸗ 
ſchäden (KrperſSchGG.) v. 15. Juli 1922 (RG Bl. I, 620) in 
der Faſſung v. 22. Dez. 1927 (RG Bl. L. 515, 533) unter 
Berückſichtigung der Anderungen durch das Gef. zur Ande⸗ 
rung des KrperſSchcg. v. 27. Febr. 1934 (RG Bl. I, 135) 
verſorgt. 

Die Zahl der unter 8 1 KrPerſ Sch. fallenden Verſorg⸗ 
ten betrug nach der Statiſtik Dr. Foerſters: 1334 Be⸗ 
ſchädigte, 1411 Witwen, 252 Halbwaiſen, 29 Vollwaiſen, 
94 Elternteile, 38 Elternpaare (nach Kopfzahl), 18 Witwen⸗ 
beihilfeempfänger, 7 Waiſenbeihilfeempfänger, 53 Elternbei⸗ 
hilfeempfänger. 

Die Verſorgung der Geſchädigten und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen richtet ſich nach dem RVerſorgc., ſiehe unter b, 
mit einigen Sonderbeſtimmungen. 

Kommentar: Jacobs, MinR. im RArbM., „Das 
Kriegs⸗ und Tumultperſonenſchädeng.“ v. 15. Juli 1922, 
Belt a 

ußerdem „Handbuch der Reichsverſorgung“ Krperſ⸗ 
SchG. J S. 423 f. x 8 * 
5 . Entſcheidungen des RVerſorgGer. Bd. 1 
is h 

In gleicher Weiſe werden nach diefen Vorſchriften die 
Anſprüche für Schäden an Leib und Leben behandelt, die 
im Zuſammenhang mit inneren Unruhen durch offene Gewalt 
oder durch ihre Abwehr unmittelbar verurſacht worden ſind. 
Keinen Anſpruch auf Verſorgung begründen jedoch Ge⸗ 
ſundheitsſchädigungen, die jemand als Angehöriger einer 
ſtaatsfeindlichen Partei oder einer ihrer Hilfs⸗ oder Erſatz⸗ 
organiſationen oder bei der Förderung der Beſtrebung einer 
ſtaatsfeindlichen Partei im Zuſammenhang mit inneren Un⸗ 
ruhen erlitten hat. 

Angehörige der NSDAP. und des Stahlhelm, Bund 
der Frontſoldaten, ſowie ihrer Gliederungen, und deren Hin⸗ 


terbliebenen erhalten nach Zuſtimmung der Hilfskaſſe, Daub 
abteilung der Reichsleitung der NSDAP. wegen der 9 
Geſundheit ſchädigenden Folgen von Körperverletzungen, 2 
fie während der Zugehörigkeit zur NS DAP. oder zum Sah. 
helm oder ihrer Gliederungen vor dem 13. Nov. 1933 1 
Zuſammenhang mit dem politiſchen Kampf für die nationg 
Erhebung durch politiſche Gegner erhalten haben, Verſorgung 
unter entſprechender Anwendung des RVerſorgG. mit ver 
ſchiedenen notwendigen Abweichungen. Siehe im einzelnen, 
Geſ. über die Verſorgung der Kämpfer für die national 
Erhebung v. 27. Febr. 1934 (RGBl. I, 133) e 


der Zählung für die Reichsſtatiſtik des Ming. Dr. Foeſt o 


NRerforg®. oder nach den bisherigen Geſetzesvorſchriftel 


ziersverſorgung, verſorgungs⸗ und fürſorgerechtliche Bet! 
mungen für die Offiziere, Deckoffiziere und Beamten der alle 
Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen“, Berlin 1935, heran 
gegeben von der Reichsdienſtſtelle der NSKOV., Abt. Of 

ziersverſorgung. 5 

Rechtſprechung: Durch zahlreiche Entſcheidungen 7 
RVerſorgGer. Bd. I—XI find im weſentlichen alle Streu 
fragen, die ſich aus der Auslegung dieſes Geſetzes und de 
verſchiedentlichen einſchneidenden ſpäteren Geſetzes⸗, Veron 
nungs⸗ und Verwaltungsvorſchriften ergeben, geklärt. 3 

Die Hinterbliebenen von Verſtorbenen, deren Dien! 
leiſtung nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. Jan. dach 
beendet worden iſt, haben Anſpruch auf die Verſorgung 140 
den früheren Geſetzen, wenn dieſe für ſie günſtiger iſt (51 
RVerſorgG.). 17 7 

Nach dieſen Vorſchriften werden Offiziere, Deckoffizi⸗ 
und Beamte des Friedensſtandes bis 31. Dez. 1920 verſong 
alſo alle, die den Weltkrieg mitgemacht haben und vor be 
1. Jan. 1921 ausgeſchieden find. 

Zu e: Angehörige der vorläufigen Reichswehr ! 
Reichsmarine ſowie Übergangsverbände werden im Falle eu b 
Dienſtbeſchädigung ebenfalls nach dem RVerſorgch. (ſiehe 15 
verſorgt. Eine Aufzählung, wer als übergangsverband = 
erkannt ift, findet ſich im „H. d. R.“ 81 A, B zu len 
S. 5ff. Verſorgung der Offiziere, Deckoffiziere und Beam 
der vorläufigen Reichswehr, Reichsmarine und Übergang?!” 
bände fiehe Art. 7 § 1 des Gef. über Anderungen auf 1), 
Gebiete der Reichsverſorgung v. 3. Juli 1934 (REBEL? 
im übrigen ſiehe d. gi 

Die Verſorgung des im $ 96 NVerforg®. einbezogen 
Perſonenkreiſes („H. d. R.“ S. 221) richtet ſich ebenfalls u. 
dem RVerſorgG. 8 


— 
ind 
nel 


i 9 
uf: Die Reichswehr und die Reichsmarine ab 1. Ja 


3 2 2 
1921. Alle Soldaten, die nach dem 1. Jan. 1921 aus 


een a 9 Du 
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geicswehr und der Reichsmarine ausgeſchieden ſind (Offi⸗ 


lngungsG.) 


ungen verſorgt. 

95 Als ſolche kommen in Frage: Das Gef. zur Anderung 
Qu orſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten, 
Heſoldungs⸗ und Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 (RG⸗ 
des I, 433), Kap. XII 8 70, ferner das Gef. zur Anderung 
110 Geſ. über die Verſorgung der Angehörigen des Reichs⸗ 
(m 3 und der Reichsmarine ſowie ihrer Hinterbliebenen 
joehrmachtverſorgungs G.) v. 6. Nov. 1935 (RGBl. 1935, 
Moe; ), ferner (ſehr weſentlich) die VO. des Führers und 
denchskanzlers v. 14. Okt. 1936 (Verſorgung der langdienen⸗ 

Unteroffiziere und Mannſchaften). 5 g 
hab ehrmachtbeamte, die eine Dienſtbeſchädigung erlitten 
inden, werden nach dem WehrmachtverſorgungsG. verſorgt, 
übrigen finden auf ſie die Vorſchriften für Reichsbeamte 
ab wendung. Vgl. 88 74, 75, 33 WehrmachtverſorgungsG. 
gab 1. Juli 1937 das DBh.). 

Haben dieſe Soldaten eine Dienſtbeſchädigung erlitten 
inn, gründen fie hierauf einen Verſorgungsanſpruch, wird 
en im Falle des Vorliegens aller Vorausſetzungen Ver⸗ 
in gung nach den Vorſchriften des WehrmachtverſorgungsG. 

erbindung mit dem RVerſorgG. gewährt. 

Di Hinterbliebene von Soldaten mit mindeſtens 10jähriger 
zenſtzeit und von Wehrmachtbeamten gemäß 88 76—78 
ſiehtmachtverſorgungsG. erhalten Verſorgung wie Hinter⸗ 
„ebene von Reichsbeamten. Hinterbliebene von Soldaten, 
"as Übergangsgebührniffe zuftehen, erhalten bei Bedürftig⸗ 
un zwei Drittel der im RVerſorgG. vorgeſehenen Witwen⸗ 

Waiſenrente. 
dle Hinterbliebenen von Unteroffizieren und Mannſchaften, 

nach der VO. des Führers und Reichskanzlers zum Wehr⸗ 
I Hberforgungs®. v. 14. Okt. 1936 ungekürzte Übergangs⸗ 
9 oder Ruhegehalt erhalten, haben Anſpruch auf Witwen⸗ 
170 Waiſengeld nach den Vorſchriften für die Hinterbliebenen 

N Reichsbeamten (8 11 der VO.) 
ver, Außerdem fallen unter die Vorſchriften des Wehrmacht⸗ 
5 ſorgungsG. die Lehrgangsteilnehmer für Zwecke der Lei⸗ 
San dung, die im Zuſammenhang mit dem Lehrgang einen 
Rode en an ihrer Geſundheit erleiden. Auf ſie findet das 
9 J finngemäße Anwendung (RG Bl. 1935, 1, 382, 


U 
an 


8 3 Abſ 8 
aus Die Betreuung der ſeit 1. Jan. 1921 entlaſſenen und 
ma geſchiedenen Soldaten des Reichsheeres und der Reichs⸗ 
Pal oblag bis 30. Sept. 1935 den Verſorgungsdienſt⸗ 
Bug des RArbM. Nach dieſem Zeitpunkt iſt fie auf die 
Wehrmacht übergegangen (Wehrbezirkskommandos, Verſ.⸗Abt.; 
. are kommandos, Perſ.⸗Abt.; Reichskriegsminiſterium, 
Verf) 
Für das Verfahren gilt das Verfahrens., ſiehe unter b, 
überr Berücksichtigung des Gel. zur Abänderung des Gef. 
r die Verſorgung der Angehörigen des Reichsheeres und 
ſor Reichsmarine ſowie ihrer Hinterbliebenen (Wehrmachtver⸗ 
ſonungsGG.) v. 6. Nov. 1935 (ROSBL. 1289) Dieſer Per⸗ 
ei teig hat den Rechtszug vor den Spruchbehörden der 
nuch werſorgung nach wie vor im ſelben Umfang, wie die 
gere dem MBerforgG. Verſorgten. Jedoch iſt in geſetzlich 
fan Fällen die Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege zu⸗ 


199, Fommentar: Arendts, „WehrmachtverſorgungsG.“, 


10 Schrifttum: „Zeitſchrift für Reichsverſorgung“, 1. bis 
gegehahrg. „Die Neuordnung der Zivilverſorgung“, heraus⸗ 
Den vom Reichstreubund ehem. Berufsſoldaten, Berlin, 


1920 1937; ferner die Verordnungsblätter der Wehrmacht ab 


bis Altchtſprechung: Entſcheidungen des RVerſorgGer. Bd. I 


fun Zu g: Die Verkündung der Wehrfreiheit und die Schaf⸗ 
I der neuen Wehrmacht durch den Führer und Reichs⸗ 


kanzler Adolf Hitler hat zwangsläufig auf dem Gebiete des 
Verſorgungsrechts der Wehrmacht einſchneidende Folgen nach 
ſich gezogen. Aus einem Berufsſoldatenheere wurde ein 
Volksheer. Die Vorſchriften für die Berufsſoldaten und ihre 
Verſorgung nach dem WehrmachtverſorgungsG. erwieſen ſich 
nicht tragbar für alle die, die nun auf Grund des neuen. 
Wehr. ihrer aktiven Dienſtpflicht genügen. Die Schaffung 
eines neuen WehrmachtverſorgungsG., das den neuen wehr⸗ 
rechtlichen, wehrpolitiſchen und verſorgungsrechtlichen Be⸗ 
langen Rechnung trägt, erwies ſich als zwingend notwendig 
und vordringlich. Das neue Wehrmachtverſorgungs- und Für⸗ 
forge®. iſt bis 1. April 1938 zu erwarten. Von dieſem 
Zeitpunkt an kommt zur Vielheit der bereits vorhandenen 
MilitärverſorgungsG. noch ein weiteres, das die Verſorgung 
der von dieſem Zeitpunkt an aus der Wehrmacht entlaſſenen 
und ausſcheidenden Soldaten regelt. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
gilt für die entlaſſenen und ausſcheidenden Soldaten das 
WehrmachtverſorgungsG. weiter ſamt allen ſonſtigen ergän⸗ 
zenden Geſetzen und VO. und während des Aufbaus der 
Wehrmacht erlaſſenen Verwaltungsbeſtimmungen. 

Der Auf⸗ und Umbau der Wehrmacht hat es aber not⸗ 
wendig gemacht, bis zum Inkrafttreten des neuen Geſetzes in 
die Verſorgung des jetzigen WehrmachtverſorgungsG. ver⸗ 
ſchiedene Perſonenkreiſe einzubeziehen. So iſt auf Einberufene, 
wenn ſie infolge der Ableiſtung einer Übung einen Schaden 
an ihrer Geſundheit erleiden, das WehrmachtverſorgungsG. an⸗ 
zuwenden, VO. v. 25. Nov. 1935 (RG Bl. I, 1358; Heeres VO⸗ 
Bl. 1936, S. 2 Nr. 6). Iſt durch einen Unfall bei Muſterung, 
Sportprüfung, pſychologiſcher Prüfung uſw., und zwar durch 
unmittelbare dienſtliche Einwirkung, eine Geſundheitsſtörung 
verurſacht, ſo iſt von der Wehrmacht die erſte ärztliche Hilfe 
zu leiſten. Etwaige notwendige weitere ärztliche Behandlung 
leiſtet die Krankenkaſſe, nicht verſicherte Dienſtbeſchädigte er⸗ 
halten eine vorläufige Beſcheinigung nach Muſter II der 
Leitſätze über Heilbehandlung für Übende v. 20. Febr. 1936. 
Kommt die Gewährung einer Rente in Betracht, ſo iſt die 
Genehmigung des Reichskriegsminiſters und Oberbefehls⸗ 
habers der Wehrmacht einzuholen. 

Zuſtändig: Das Wehrbezirkskommando (Verſ.⸗Abt.), vgl. 
Heeres VO Bl. 1936, 133/34 Nr. 393. 


Schlußbemerkung 


Es iſt im Augenblick noch nicht an der Zeit, das neue 
Geſetz zu beſprechen, ehe es endgültig und vom Führer und 
Oberſten Befehlshaber der Wehrmacht vollzogen vorliegt. 
Vorſtehende Ausführungen ſollten, wie eingangs erwähnt, als 
Wegweiſer dienen und in ganz großen und groben Umriſſen 
dem nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrer einen Einblick in 
einen Zweig des deutſchen Rechtes geben, deſſen Anwendung 
für weite Teile unſeres Volkes von außerordentlicher Be⸗ 
deutung iſt, deſſen Kenntnis und Auslegung ſich aber nur 
auf einen verhältnismäßig kleinen Kreis von Offizieren und 
Fachbeamten beſchränkt. 

Der beſchränkte zur Verfügung ſtehende Raum in der 
Zeitſchrift macht eine erſchöpfende Aufzählung aller maß⸗ 
gebenden Vorſchriften, VO. und Geſetze völlig unmöglich. 

Abſchließend ſei noch darauf hingewieſen, daß in Ver⸗ 
ſorgungsſachen nach $ 73 des Verfahrens G. und nach § 91 
WehrmachtverſorgungsG. der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten ausgeſchloſſen iſt. Nach § 86 Abſ. 1 NVerjorg®. 
haben die auf Grund einer Dienſtbeſchädigung Verſorgungs⸗ 
berechtigten nur die auf dem RVerſorgGG. beruhenden An⸗ 
ſprüche. Soweit aus dem WehrmachtverſorgungsGG. Verſor⸗ 
gungsanſprüche auf Grund einer Dienſtbeſchädigung zuſtehen, 
gelten nach 8 2 Abſ. 1 WehrmachtverſorgungsG. die Vor⸗ 
ſchriften des RVerſorgch. Demnach find auch für Angehörige 
der neuen Wehrmacht die Vorſchriften des $ 86 RVerſorgch. 
uneingeſchränkt anzuwenden. Über das RVerſorgG. hinaus 
beſtehen daher gegen das Reich keinerlei Anſprüche weder aus 
unerlaubter Handlung, Bereicherung uſw. 

Zu vergleichen JW. 1921, 272; ferner die Entſcheidungen 
des RG. 97, 180; 99, 45; 103, 134; 118, 111 119, 299 
und JW. 1928, 1039 mit Anmerkungen. 
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Auffäße 


Juriſtiſche Wochenſchrit⸗ 


Zum neuen Schweizeriſchen Aktienrecht 


Von Rechtsanwalt Dr. H. Meyer⸗Wild, Zürich 


Am 1. Juli 1937 tritt das revidierte Obligationenrecht: 
Geſellſchafts⸗, Firmen⸗ und Wechſelrecht in Kraft. Zweck die⸗ 
ſer Arbeit iſt nicht, die Beſtimmungen über das Aktienrecht 
Art. 620 — 761 theoretiſch⸗wiſſenſchaftlich zu beſprechen, ſon⸗ 
dern nur die weſentlichen Anderungen für die Praxis kurz 
zuſammenzuſtellen. Grundlegende Neuerungen ſind überdies 
kaum vorhanden, ſondern es handelt ſich in der Hauptſache 
um die geſetzliche Feſtlegung der Gerichtspraxis und Anpaſ⸗ 
ſung der Beſtimmungen des aus dem Jahr 1883 ſtammenden 
Geſetzes an die Bedürfniſſe der modernen Aktiengeſellſchaft 
ſowie die beſſere Sicherung der Intereſſen der Beteiligten und 
Beſeitigung von Auswüchſen und Mißbrauch dieſer Geſell⸗ 
ſchaftsform. 

Dies gilt vor allem gegenüber den ſog. Miniatur⸗ 
aktiengeſellſchaften durch die Beſtimmung eines 
Mindeſtkapitals von 50000 Fr., wovon mindeſtens 20000 Fr. 
einbezahlt ſein müſſen. Als Erſatz für kleinere AktG. iſt die 
Gmb. neu eingeführt worden. Die Übergangsbeſtimmungen 
Art. 2 gewähren jedoch für die Anpaſſung an die neuen Be⸗ 
ſtimmungen, alſo auch für die Erhöhung des Kapitals auf 
50000 Fr., eine Friſt von 5 Jahren. Während dieſer reich⸗ 
lich langen Zeit gelten die alten Beſtimmungen, ſoweit die 
Statuten den neuen Beſtimmungen widerſprechen. Es wird 
dadurch möglich, ſich durch Gründung vor dem 1. Juli 1937 
für 5 Jahre die Geltung des bisherigen Rechts zu ſichern, 
insbeſondere auch kleine AktG. weiterzuführen, die ſich doch 
für verſchiedene Zwecke bewährt haben. Es zeigt ſich dies auch 
bereits in zahlreichen Neugründungen. Der Nennwert einer 
Aktie iſt auf 100 Fr. feſtgeſetzt, wovon bei Inhaberaktien 
100%, bei Namenaktien 20% einbezahlt werden müſſen. 
Grundſätzlich neu iſt die Ausübung des Stimmrechts nach dem 
Verhältnis des Nennwerts, wobei aber jeder Aktionär min⸗ 
deſtens eine Stimme hat. Vorbehalten bleibt die ſtatutariſche 
Regelung des Stimmrechts nach der Zahl, wobei Aktien mit 
kleinerm Nennwert, alſo die Stimmrechtsaktien, aber 
auf den Namen lauten und voll einbezahlt ſein müſſen unter 
Wahrung des geſetzlichen Minimums von 100 Fr. Abſtim⸗ 
mung nach der Zahl der Aktien iſt nicht zuläſſig für die 
Wahl der Kontrollſtelle, die Ernennung beſonderer Kom⸗ 
miſſare und Sachverſtändiger zur Prüfung der Geſchäftsfüh⸗ 
rung neben der ordentlichen Kontrollſtelle und die Beſchluß⸗ 
faſſung über die Anhebung einer Verantwortlichkeitsklage. 
Außerdem können Beſchlüſſe über die Einführung von Stimm⸗ 
rechtsaktien und Beſchlüſſe, die infolge des erhöhten Stimm⸗ 
rechts derſelben zuſtande gekommen ſind, angefochten werden, 
wenn ſie eine durch den Geſellſchaftszweck nicht erforderte 
offenbare Schädigung der Intereſſen von Aktionären mit ſich 
bringen. Als wohlerworben, alfo nicht durch Mehr- 
heitsbeſchluß entziehbar, gelten die Aktionärrechte, die nach 
Vorſchrift des Geſetzes oder der Statuten von den Beſchlüſſen 
der Generalverſammlung und der Verwaltung unabhängig 
find oder dem Recht auf Beteiligung an der Generalver⸗ 
ſammlung entfpringen; dazu find als Beiſpiele genannt: 
Mitgliedſchaft, Stimmrecht, Anfechtungsrecht, Recht auf Di⸗ 
vidende und Anteil am Liquidationserlös. Dagegen ſind die 
Rechte von Vorzugsaktien nicht durch zwingende geſetzliche 
Beſtimmungen geſchützt. Aufgehoben iſt die dem deutſchen 
Recht unbekannte zwingende Beſchränkung des Stimm⸗ 
rechts auf / aller an der Generalverſammlung vertretenen 
Stimmen. 1 

Für die Stimmberechtigung der Banken für Depot- 
aktien iſt eine be ſondere Vertretungsvollmacht erforder⸗ 
lich; eine Ermächtigung im Depotvertrag genügt nicht. Bei 
Nutznießung iſt der Nutznießer ſtimmberechtigt, mit Erſatz⸗ 
pflicht bei Nichtberückſichtigung der Eigentümerintereſſen. 

Die Neuerungen für Gründung, Sacheinlagen, Herab- 
ſetzung des Grundkapitals und Fuſion find formeller Natur 
in der Richtung der Sicherung effektiver Einzahlung, richtiger 


Bewertung der Sacheinlagen und Schutz der Gläubigerrechte 
beſonders durch Gründerbericht, Proſpekt, Begutachtung Sach 
verſtändiger und Sperrfriſten. 

Auch die Bilanzierungsvorſchriften ſind ſtrenger gehalte! 
und ein geſetzlicher Reſervefonds zwingend vorge 
ſehen, dem jährlich mindeſtens 5% vom Reingewinn zuzu 
weiſen find, bis er 200% des einbezahlten Grundkapitals 
reicht hat. Ohne Rückſicht auf die Höhe des Fond 
ſind ihm zuzuweiſen: der Agiogewinn bei Kapitalerhöhunge“ 
Überſchüſſe bei Aktienkaduzierungen infolge der ausgegeben 
Erſatztitel und 100% derjenigen Beträge, die aus dem NA 
gewinn nach der ordentlichen Speiſung des Reſervefonde MT 
nach Bezahlung einer Dividende von 5% an Aktionäre mi. 
ſonſtige Gewiunbeteiligte verteilt werden. Außerdem dal 
dieſer Reſervefonds, ſoweit er die Hälfte des Grundkapilck 
nicht überſteigt, nur zur Deckung von Verluſten oder 3 
Maßnahmen verwendet werden, die geeignet ſind, in Zeite! 
ſchlechten Geſchäftsggaunges das Unternehmen durchzuhalten 
der Arbeitsloſigkeit zu ſteuern oder deren Folgen zu milde 0 
In dieſer ſozialen Richtung gehen auch Beſtimnrungen zun. 
Schutze von Wohlfahrtsfonds. Beſondere Rückſtellungen oe 
ſodann geftattet zur Sicherung der Verteilung einer mögl! 
gleichmäßigen Dividende. Tantiemen dürfen, abgeſehen 
den Reſerveſtellungen, erſt nach Ausrichtung einer Dividend 
von 40% ausbezahlt werden. 

Über die Einberufung und Abhaltung der General, 
verſammlung ſind ſchärfere Formen vorgeſehen. Wen. 
die Bilanz und Jahresrechnung nicht veröffentlicht wird, 5 
können die Gläubiger Einſicht in die genehmigte Bilanz * 
Jahresrechnung beim Handelsregiſteramt verlangen. Für ie 
Anfechtung von Generalverſammlungsbeſchlüſſen läuft lin 
Friſt von 2 Monaten ſeit der Beſchlußfaſſung. 


Der Verwaltungsrat muß nach wie vor in 5 
Mehrheit aus in der Schweiz wohnenden Schweizer Bürgen 
beſtehen, dagegen iſt von einer ſog. rein ſchweizeriſchen Untel. 
ſchriftsberechtigung abgeſehen worden. Es genügt, daß ein 155 
Einzelunterſchrift oder zwei kolle tiv berechtigte Mitglied“ 
der Verwaltung in der Schweiz wohnen. Mangels be 
derer Beſtimmungen ſteht die Geſchäftsführung und 7 * 
tretung allen Mitgliedern der Verwaltung gem ein ſan 
zu. Die Vertretungsbefugnis erſtreckt ſich auf alle Rechte 
Ey welche der Zweck der Geſellſchaft mit ſich bring 

ann. : 
Die Gründer⸗ und Proſpekthaftung iſt 1 
Fahrläſſigkeit ausgedehnt worden, ebenſo die Haftung . 
Verwaltungsrats, der Geſchäftsführer (vom V. 
waltungsrat mit der Geſchäftsführung betraute ſog. Direkt ft 
und der Kontrollſtelle, wodurch die unter dem alten Nes 5 
kaum in Frage kommende Haftung dieſer Organe praktiſch 90 
worden iſt. Dieſe Haftung beſteht gegenüber der Geſellſchaft ut 
den einzelnen Aktionären, ſowie nach Konkursausbruch E 
den Gläubigern. Sind die Aktionäre oder Gläubiger nur mite 
bar durch Schädigung der Geſellſchaft ihrerſeits geſchädig 
können fie auch nur auf Leiſtung des Erſatzes an die Gele 
ſchaft klagen (ſog, ſekundärer Schaden). Ein Entlaſtunge 
beſchluß ſteht, abgeſehen bei Zuſtimmung oder Erwerb . 
Aktien in Kenntnis der Entlaſtung, der Verantwortlichten 
klage nur entgegen, wenn die Klage ſpäter als 6 Monte 
nach dem Beſchluß erhoben worden iſt. Der Rückgriff uns 
den ſolidariſch haftenden Organen wird nach dem Grade eit 
Verſchuldens des einzelnen beſtimmt. Verjährung 5 Jahre le 
Kenntnis des Schadens und der haftenden Perſon, jeden 
10 Jahre ſeit der ſchädigenden Handlung, vorbehalten läng b. 
Friſten des Strafrechts. Gerichtsſtand iſt Sitz der Geſellſch f 

Die Pflichten der Kontrollſtelle ſind über die bloß * 1 
neriſch ziffernmäßige Prüfung hinaus erweitert worden 1 
die Prüfung der Geſchäftsführung und der Beachtung der! 


tell 
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ſeßlichen und ſtatutariſchen Beſtimmungen. Sie hat auch die 
Vorſchläge über die Gewinnverteilung zu begutachten. 
10 Grundſatzlich neu iſt die Möglichkeit der Klage auf Auf⸗ 
oſung der Geſellſchaft aus wichtigen Gründen durch Aktio⸗ 
näre, die mindeſtens 20% des Grundkapitals vertreten. 
Für Holding⸗Geſellſchaften gilt die Vorſchrift über 
ele Zuwendungen an den Reſervefonds nach Zahlung von 
>% Dividende und die beſchränkte Verwendung desſelben 
nicht. Ferner kann der Bundesrat Ausnahmen von der Vor⸗ 
ſchrift bewilligen, daß die Mehrzahl der Verwaltungsräte 
Schweizer Bürger ſein muß, ſofern die Mehrheit der Tochter⸗ 
geſellſchaften im Ausland liegt. 
8 Nach Art. 14 der Übergangsbeſtimmungen kann der 
undesrat einer AktG. mit Sitz im Ausland die Bewilligung 
erteilen, ihren Sitz ohne Liquidation und ohne Neugründung 
in die Schweiz zu verlegen. Bedingung iſt, daß der Nachweis 


der Rechtsperſönlichkeit nach dem ausländiſchen Recht geleiſtet 
wird und das Grundkapital gedeckt iſt. Innerhalb 6 Monaten 


er 


de diefer auffallenden Gleichſtellung der juriſtiſchen 
mit der natürlichen Perſon in der Frage der Wohnſitzver⸗ 
legung iſt auch in der Botſchaft des Bundesrats zum Ent⸗ 
wurf eines BG. über die Ergänzung des Eidg. Stempelabgabe⸗ 
rechts nichts erwähnt. Sie wird nur als bisher unbekannte 
Möglichkeit einer Entſtehung der AktG. durch Sitzverlegung 
bezeichnet und dazu bemerkt, daß deren praktiſche Bedeutung 
fraglich ſei, weil die Möglichkeit einer Sitzverlegung ohne 
Auflöſung der Geſellſchaft auch vom Rechte des Sitzſtaates 
abhänge. Sie ſei hier aber erwähnt wegen der gegenwärtigen 
Umbildung von AktG. in Deutſchland. 


| | Aus der Deutſchen Rechtsfront | | 


Anwaltliche Vertretung im Ausland 


Die im NSNRB. zuſammengeſchloſſenen deutſchen Rechts⸗ 
anwälte ſehen es als eine ſelbſtverſtändliche Pflicht an, die 
hrerſeits zu vergebenden Auslandsprozeſſe nur an volks⸗ 
zeutſche Anwälte oder, ſoweit ſolche nicht vorhanden find, an 
deutſchfreundliche Anwälte fremder Nationalität, keinesfalls 
aber an Juden oder an deutſchfeindliche Anwälte abzugeben. 
00 Unterſtützung dieſer Handhabung wird bei dem Gau Aus⸗ 
zand des NSR B. eine Kartei geeigneter und zuverläſſiger 
Auslandsanwälte geführt. 

Der Reichswalter des NSR B. und der Deutjchen Rechts⸗ 
lront weiſt in einem Rundſchreiben v. 24. April 1937 ferner 
darauf hin, daß ſelbſtverſtändlich irgendeine Mitwirkung eines 
dem NSRB. angeſchloſſenen Rechtsanwalts oder Patentanwalts 
dei der Vergebung von im Ausland zu führenden Prozeſſen an 
lüdiſche oder deutſchfeindliche Anwälte mit den Zielſetzungen 
es Bundes völlig unvereinbar iſt und gegebenenfalls ſtrengſte 
ehrengerichtliche Ahndung zur Folge haben würde. 

Die ſchon dargelegten Grundſätze gelten nicht nur für 
Rechtsanwälte und Patentanwälte, ſondern ſinngemäß auch für 
ie übrigen freiberuflichen Rechtswahrergruppen des NSR. 
und der Deutſchen Rechtsfront, insbeſondere alſo für Notare, 

irtſchaftstreuhänder und Rechtsbeiſtände. 


* 


Erholungsaufenthalt 
im Gſtſeebad Timmendorfer Strand 


Den Bemühungen des zuſtändigen Gauführers des N SRB. 
iſt es gelungen, in dem bekannten Oſtſeebad Timmendorfer 
Strand eine preiswerte Erholungsmöglichkeit für Bundes⸗ 
mitglieder des NSRB. und ihre Angehörigen zu ſchaffen. 
Der Preis je Perſon und Tag beträgt für die Zeit vom 


1. Juni 13. Juni 4,50 RM 


14. Juni 22. Aug. 5 RM für Zimmer mit fließend 
Waſſer 5,50 AA) 


23. Aug.—5. Sept. 4,50 Rt 
6. Sept. — 30. Sept. 3 AM. 


Hinzu kommt je Woche ein Bedienungsgeld je Perſon 1 AM. 
Sonſtige Nebenkoſten entſtehen nicht. Kurtaxe iſt ebenfalls ein⸗ 
geſchloſſen. Von einzelnen Gauen ſind Gemeinſchaftsreiſen 
mit 50% Ermäßigung vorgeſehen. Anmeldungen und nähere 
Einzelheiten beim Gemeinſchaftswerk der Reichsgeſchäftsſtelle 
des NSRB., Berlin W 35, Tiergartenſtraße 20, und den Gau⸗ 
geſchäftsſtellen des NSR B. 


Sin 


Ra ſſe und Recht. Monatsſchrift. Herausgegeben von 
Dr. Erich Riſtow, Rechtsanwalt in Berlin. Verlag 
W. Kohlhammer, Stuttgart und Berlin. 1. Jahrgang 1937 
Heft 1. Jährlich 12 Hefte. Bezugspreis 8 AM. 


„„Die neue Zeitſchrift beginnt mit den Worten, die der 
Führer am vierten Jahrestage der nationalſozialiſtiſchen 
ebolution über Raſſe und Recht geprägt hat. Damit will 
Ne ihren Weg und ihr Ziel kennzeichnen. Ihr Herausgeber 
übernimmt damit eine große, gewaltige Verpflichtung. Wir 
eutſchen Rechtswahrer können nur wünſchen, daß die Er⸗ 
artungen, mit denen wir der Zeitſchrift begegnen, erfüllt 
werden. Das erſte Heft iſt vielverſprechend. 
1 Den einleitenden Aufſatz hat Reichsminiſter und Reichs⸗ 
eiter der NSDAP. Dr. Hans Frank über „Raſſe als 
in undlage und als Gegenſtand des Rechts“ geſchrieben. Es 
It nicht möglich, den Inhalt des grundlegenden Aufſatzes in 
enigen Zeilen wiederzugeben. Eine Inhaltsangabe iſt aber 
auch nicht nötig; denn jeder deutſche Rechtswahrer dürfte die 


Ausführungen inzwiſchen ſelbſt geleſen haben; überdies iſt 
der Aufſatz in der JW. 1937, 1140 abgedruckt worden. 

An zweiter Stelle konnte kein Geeigneterer als Wal⸗ 
ter Groß, der Leiter des raſſenpolitiſchen Amts der 
NSDAP. zu Wort kommen. Er behandelt „Raſſe und Welt⸗ 
anſchauung“. „An der Idee der Raſſe ſcheiden ſich heute die 
Geiſter. Alle Dinge der Politik und der Wirtſchaft ſind 
nebenſächlicher Natur, weil ſie abgeleitet ſind von dieſem einen 
großen revolutionären Gehalt unſerer Zeit, und deshalb wer⸗ 
den die geiſtigen und weltanſchaulichen Kämpfe der kommen⸗ 
den Zeit, die mit dem Durchbruch der deutſchen geiſtigen 
Revolution enden, ſich immer zwangsläufig um die Idee der 
Raſſe auf allen Gebieten des Lebens herumgruppieren“ (11). 
Dieſer Gedanke wird nach allen Seiten betrachtet und ab- 
gewandelt. eee 

„Raſſe und Familie im nationalſozialiſtiſchen Recht“ iſt 
der dritte Beitrag betitelt, den die Rechtsreferentin der Reichs⸗ 
frauenführung, Rechtsanwältin Dr, Eben⸗Servais, bei⸗ 
geſteuert hat. 
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Über „Volkspflege“, das iſt „die Anwendung der Er⸗ 
kenntuiſſe der Volkskunde zur Höherentwicklung des Volkes 
und feiner Geſinnung als höchſtem Ziel der Erb⸗ und 
Raſſenpflege“, ſchreibt Dr. Falk Ruttke, Referent im 
Reichsminiſterium des Innern und geſchäftsführender Direk⸗ 
tor des Reichsausſchuſſes für Volksgeſundheitsdienſt. 

Der Herausgeber Dr. Erich Riſtow iſt unter dem 
Titel „Erbpflege und Strafrechtserneuerung“ mit dem Aus⸗ 
zug aus einem Vortrag vertreten, den er auf dem inter⸗ 
nationalen Kongreß für Bevölkerungswiſſeuſchaft im Jahre 
1935 in Berlin gehalten hat. 

Sehr beachtenswert iſt auch der Beitrag des Engländers 
Hugh Kingdon über „Engliſches Recht iſt tief verwurzelt 
im engliſchen Boden“. 

Ein „Querſchnitt“ und eine Schrifttumsüberſicht be⸗ 
ſchließen das erſte Heft der neuen Zeitſchrift. Auf die folgen⸗ 
den ſind wir geſpannt. AGR. Maßfeller, Berlin. 


Engelſing⸗Glißmann: Preisbildung und 
Preisüberwachung. Berlin 1937. Weidmannſche 
Verlagsbuchhandlung. Loſeblattausgabe. Preis 7,50 RA; 
Einbanddecke 2 K.. 


Die an Zahl und Umfang ſtändig zunehmenden Beſtim⸗ 
mungen über die Preisbildung und Preisüberwachung ließen 
es angezeigt erſcheinen, eine Textſammlung herauszubringen, 
die — bei der Veranderlichkeit der Materie — geeignet iſt, 
alle Anderungen ſchnellſtens zu berückſichtigen. Dieſe Text⸗ 
ſammlung liegt jetzt in der von der Weidmannſchen Verlags⸗ 
buchhandlung beſorgten Loſeblattausgabe vor, zu der bereits 
zwei Ergänzungslieferungen erſchienen ſind. D. S. 


Dr. Friedrich Klauſing, ord. Prof., Mitglied der Aka⸗ 
demie für Deutſches Recht: „Unternehmer und Be⸗ 
triebs führer, Wirtſchaftsordnung und Ar⸗ 
beitsordnung“. (Frankfurter Rechtswiſſenſchaftliche 
Abhandlungen, Nr. 1.) Frankfurt a. M. 1937. H. L. Brön⸗ 
ners Druckerei und Verlag. 28 S. Preis kart. 1,50 At. 


Der Verf. behandelt aktuelle Fragen, die bei dem Auf⸗ 
bau der Gemeinſchaft von „Arbeit“ und „Wirtſchaft“ in den 
Unternehmen und überbetrieblichen Organiſationen begegnen. 
Er hat insbeſondere diejenigen Punkte herausgegriffen, die in 
ihrer grundſätzlichen Beurteilung oder in ihrer praktiſchen 
Lösbarkeit beſonderen Schwierigkeiten ausgeſetzt ſind. So be⸗ 
trachtet er z. B. den Unternehmer in ſeiner Stellung als 
Führer des Betriebes und die Übertragung des Betriebs⸗ 
führeramtes auf Stellvertreter. Auch zu der neuerdings viel⸗ 
erörterten Frage „Geſchäftsbericht und Sozialbericht“ iſt 
Stellung genommen. Was der Abhandlung beſonders hohen 
Wert verleiht, iſt die enge und lebendige Fühlungnahme mit 
den tatſächlichen Verhältniſſen, deren genaue Kenntnis den 
Verf. auszeichnet. Sie vermittelt den richtigen Eindruck, daß 
mit rein rechtlich-geſetznäßigen Mitteln allein die Löſung 
nicht gefunden werden kann, ſondern letzten Endes nur durch 
Erziehung und den guten Willen. Möge die Abhandlung 
jeder zur Hand nehmen, der in irgendeiner Form zur Mit⸗ 
wirkung an der Neuordnung unſeres Wirtſchafts⸗ und Ar⸗ 
beitslebens berufen iſt. 

Den Rechtswahrer intereſſiert auch die Meinung des 
Verf. über den gewandelten Rechtscharakter des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes, auf den er zu ſprechen kommt (S. 11 f.). Klau⸗ 
ſing hält die vornehmlich von Siebert geforderte Ein⸗ 
bettung des einzelnen Arbeitsverhältniſſes in den Lebens⸗ 
tatbeſtand und den hieran orientierten Begriff der Vetriebs⸗ 
gemeinſchaft für richtig, wenn man dabei nicht außer acht 
läßt, daß es auch künftighin individuelle Beziehungen des 
Gefolgſchaftsangehörigen zum Unternehmer geben wird, die 
innerhalb der durch Geſetz, Tarif⸗ und Betriebsordnung ge- 
zogenen Schranken rechtsgeſchaftlich geſtaltet und deshalb auch 
durch den Begriff „Arbeitsvertrag“ und „Arbeits verhältnis“ 
immerhin zutreffend oder doch verſtändlich bezeichnet werden 
können. Dieſe Auffaſſung iſt beſonders auch vom Standpunkt 
der Praxis aus zu begrüßen, daß ſie nicht an der Tatſache 


vorbeigeht, daß bei aller Priorität des Gedankens der Be⸗ 
triebsgemeinſchaft individuelle Rechtsbeziehungen zwiſchen Te 
ſchäftigtem und Unternehmer nicht zu leugnen ſind und not⸗ 
wendig bleiben. 

Richter Dr. Robert Franke, Frankfurt a. M. 


Neumaun, Carl, Dr. jur.: Geſetz über die Be 
aufſichtigung der privaten Verſicherungs“ 
unternehmungen und Bauſparkaſſen vom 
6. Juni 1931. Textausgabe mit den ſeit 1931 erlaſſenen 
Ergänzungsbeſtimmungen. Erläutert durch zu dem Gele 
ergangene Entſcheidungen des Reichsaufſichtsamts für Pe 
vatverſicherung, Berlin 1937. Verlag Neumanns Zeitſchriſt 
für Verſicherungsweſen. 124 S. Preis kart. 1,75 Kl. 

Mit Recht und gutem Grund wird die erſchienene Text⸗ 
ausgabe allſeitig und insbeſondere von den Fachkreiſen de 
grüßt, da fie einem ſtarken praktiſchen Bedürfnis entſprich! 
und eine Reihe von nennenswerten Vorzügen aufweiſt. Sie 
hilft in erſter Linie dem Mangel an einer brauchbaren auf den 
neueſten Stand gebrachten Faſſung des Aufſichtsgeſetzes ab. 
Das Aufſichtsgeſetz vom 6. Juni 1931 iſt ſeit ſeiner Verkün⸗ 
dung als neugefaßtes Privatverſicherungsgeſetz häufig und er 
heblich geändert worden. Wie ſich aus der im Vorwort an? 
ſchaulich wiedergegebenen Reihenfolge ergibt, waren nich 
weniger als 26 geſetzgeberiſche Eingriffe und Neuordnungen 
zu berückſichtigen. Hierzu gehören vor allem die einſchlägigen 
Beſtimmungen des neuen Aktiengeſetzes vom 30. Jan. 19 
und das Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Beaufſich⸗ 
tigung der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bau, 
ſparkaſſen v. 5. März 1937. Der Zeitpunkt des Erſcheinens 
iſt daher treffend gewählt. 

Das wegen des gewählten Taſchenformats handliche 
Büchlein iſt über die reine Textfaſſung hinaus durch die zu 
den Vorſchriften gegebenen Erläuterungen weſentlich bereichert. 
Der Herausgeber hat keinen Taſchenkommentar ſchreiben mol 
len. Daher beſchränken ſich die ausführlicheren Erläuterungen 
auf die grundſätzlichen Beſtimmungen des Geſetzes. Her“ 
vorzuheben iſt die eingehende Vorbemerkung, die ſich mit 
dem Einfluß der neuen aktienrechtlichen Beſtimmungen auf 
das Aufſichtsgeſetz und mit deſſen Anderung durch die Novelle 
vom 5. März 1937 befaßt. Die von dem Herausgeber geſchickt 
gewählten Randüberſchriften zu den einzelnen Paragraphen 
und das ausführliche Sachregiſter ſorgen für Überſichtlichkeit 
und leichten Gebrauch. 

Bemerkenswert iſt der neuartige und geglückte Verſuch 
des Herausgebers, in den Erläuterungen vor allem die Au“ 
faſſungen des in erſter Linie zur Auslegung des Aufjicht?” 
geſetzes berufenen Reichsaufſichtsamts für Privatverſicherung 
darzulegen. Zu den einzelnen Beſtimmungen find die wid” 
tigſten einſchlägigen Entſcheidungen des Amtes in gedrängter 
Form unter genauer Angabe des Fundorts (zumeiſt Geſchäfts 
berichte des Reichsaufſichtsamtes in feinen amtlichen Ber 
öffentlichungen) zur Erläuterung wiedergegeben. Da der Her 
ausgeber gelegentlich auch auf die vom Aufſichtsamt durch 
Rundſchreiben erlaſſenen Anordnungen hinweiſt, erhält man 
eine treffende Orientierung über die herrſchende übung de 
Aufſfichtsbehörde. 

Die Ausgabe kann nach allem zur Anſchaffung empfohlen 
werden. Aſſeſſor H. Kahlert, Berlin. 


O Reg R. Dr. Grünewald und OReg R. Dr. Kilian! 
Das neue deutſche Sozialverſicherungs“ 
recht. Lieferung 32—34. Berlin 1937. Verlag Lange 
wort. Preis der Lieferungen 1,25, 0,75, 1,10 K,. Prei 
des zweibändigen Stammwerkes (Lieferung 134) 25 RM 

Zu der zuletzt JW. 1936, 3528 beſprochenen Sammlung 
der Beſtimmungen des neuen Sozialverſicherungsrechtes liegen 

drei weitere Lieferungen vor, die das Stammwerk auf I 

Stand von Ende 1936 bringen (3. WO, über Ausdehnung de 

Unfallverſicherung auf Berufskrankheiten vom 16. Der en 
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Handbuch des Reichsſtenerrechts. Unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der Belange der Gemeinden und Ge⸗ 
meindebetriebe. Herausgegeben von RA. Ernſt Renne⸗ 

aum, Beigeordneter a. D. in München und RFinR. Dr. 
u bber, Beigeordneter a. D. in München. Berlin 1937. Ver⸗ 
einigte Verlagsgeſellſchaften Franke & Co. K.⸗G. 463 S. 
reis broſch. 11,80 , geb. 13,80 At. 


5 Das Ziel der Verf. iſt es, die Gemeinden und öffentlichen 
Betriebe in die Lage zu verſetzen, ohne zeitraubendes Eindrin⸗ 
gen in Kommentare und wiſſenſchaftliche Abhandlungen das 
überſichtlich und ſchnell zu finden, was für fie im reichsſteuer⸗ 
rechtlichen Fragen praktiſch bedeutſam iſt. 
* Die Verf. haben die Texte der Reichsſteuergeſetze, ſoweit 
te für Gemeinden und Gemeindebetriebe bedeutungsvoll wer⸗ 
den können, abgedruckt und die einzelnen hier einſchlagenden Be⸗ 
lüimmungen, ſoweit erforderlich, kurz erläutert und die bisher 
vorhandene einſchlägige Rechtſprechung des NFH., wie Stich⸗ 
proben ergeben haben, lückenlos zuſammengeſtellt. Teilweiſe 
nd auch die Durchführungsbeſtimmungen abgedruckt worden. 
ndererſeits find Geſetze, die für die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
etriebe von untergeordneter Bedeutung ſind, wie z. B. das 
TapVerkStG. und das ErbſchStG., nur auszugsweiſe wieder⸗ 
gegeben worden. 

Der vorl. Sonderdruck der Steuergeſetze und der Zuſam⸗ 
menſtellung der einſchlägigen Rechtſprechung des RFH. erleich⸗ 
ert durchaus den Gemeindeverwaltungen und vor allen Din⸗ 
gen den Leitungen der öffentlichen Betriebe die ſteuerliche Be⸗ 
arbeitung vieler Einzelfragen. 

Wer die Schwierigkeit der Zuſammenſtellung der Steuer⸗ 

rechtſprechung zu Spezialfragen kennt, wird ermeſſen können, 
welcher Fleiß auf das vorl. Buch verwendet worden iſt. 
.. . Andererſeits wäre es wünſchenswert, wenn in weiteren 
Auflagen das vorhandene Spezialſchrifttum eingehender behan⸗ 
elt und auch ein eingehendes Stichwortverzeichnis beigefügt 
werden würde. Ohne ein Stichwortverzeichnis iſt es den doch 
dem Steuerrecht mehr oder weniger fremd gegenüberſtehenden 
Verwaltungsbeamten und Leitern öffentlicher Betriebe nicht 
ohne weiteres möglich, den Weg zu den ſteuerlichen Einzel⸗ 
eſtimmungen zu finden. 

Die reſtloſe Zuſammenſtellung des Spezialſchrifttums er⸗ 
ſcheint auch zweckmäßig, zumal in den kommunalen Zeitſchriften 
ſortlaufend ſolche Fragen behandelt werden und es den Sach⸗ 
bearbeitern möglich wird, durch Nachleſen ſolcher ihnen meiſt 
Ar Verfügung ſtehenden Aufſätze ſich ein klareres Bild von der 

teuerrechtslage zu verſchaffen. 
Das Handbuch des Reichsſteuerrechts iſt inſofern begrü⸗ 
ßenswert, als dafür Sorge getragen wird, daß die ſteuerrecht⸗ 
liche Spezialrechtſprechung zuſammengehalten wird. 
RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


RA. Dr. Helmuth Fiſchinger: Kurzgrundriß des 
Urkundenſteuergeſetzes v. 5. Mai 1936. Stuttgart⸗ 
in 1937. Verlag W. Kohlhammer. 289 S. Preis geb. 

„40 RN. 


Der im Juni 1936 erſchienenen 1. Auflage iſt nunmehr 
10 2. Auflage gefolgt. Sie berückſichtigt den Stand vom 
0. Febr. 1937. 

Das Buch gliedert ſich in 3 Abſchnitte, nämlich den Text 
des Geſetzes, die Durchführungsvorſchriften und einen Kurz⸗ 
grundriß. Der 2. Abſchnitt enthält die Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen des RF M. v. 6. Mai 1936, die Durchführungs⸗ 
verfügung des RIM. v. 16. Juni 1936, die Runderlaſſe des 
RIM. v. 1. Aug. und 1. Okt. 1936. Der Runderlaß v. 1. Febr. 
1937 iſt im 2. Abſchnitt nich: mehr enthalten, wurde jedoch 
im 3. Teil — Kurzgrundriß — noch berückſichtigt. 

fi Die Hauptbedeutung des Buchs kommt dem 3. Teil, näm⸗ 
900 dem Kurzgrundriß des UrfSt®. zu. In ihm find auch 
die Durchführungsvorſchriften eingearbeitet. Der Aufgabe und 
dem Weſen eines Grundriſſes, die durch das Geſetz geregelte 


Rechtsmaterie ſyſtematiſch aufzuzeichnen, den aus den ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen des Geſetzes gebildeten Bau nach be⸗ 
ſtimmten überſichtlichen Geſichtspunkten aufzuteilen und ſo dem 
Verſtändnis näherzubringen, wird der Verf. in hohem Maße 
gerecht. Sein Grundriß gliedert ſich in 2 Hauptabſchnitte, 
nämlich in einen allgemeinen und einen beſonderen Teil. 


Der allgemeine Teil behandelt zunächſt die Stellung der 
Urkundenſteuer innerhalb der übrigen Reichsſteuern, weiterhin 
den Aufbau des Geſetzes, insbeſondere den Unterſchied des 
Begriffs „Vertrag“ und „einſeitige Erklärung“ im bürgerlich⸗ 
rechtlichen und urkundenſteuerrechtlichen Sinn. Sodann be⸗ 
handelt der Verf. eingehend die Frage der Entſtehung der 
Steuerſchuld, alſo „wann liegt eine Urkunde im Sinne des 
UStG. vor“? Die weitere Einteilung des „Allgemeinen 
Teils“ entſpricht ungefähr dem 1. Abſchnitt des Urk st. In 
der Einteilung des 2. Hauptabſchnittes „Beſonderer Teil“ 
weicht der Verf. vom Geſetz ab, inſofern er dieſen Abſchnitt 
entſprechend der dem Rechtswahrer geläufigen Einteilung des 
bürgerlichen Rechts gliedert. Er kommt alſo von den der 
Urkundenſteuer unterliegenden Rechtsvorgängen des allgemeinen 
Teils des bürgerlichen Rechts zu den Rechtsvorgängen auf 
ſchuldrechtlichem, geſellſchaftsrechtlichem, familienrechtlichem, 
erbrechtlichem Gebiet uſw. und behandelt ſodann die „reine 
Urkundenſteuer“ oder auch „Formſteuer“ 88 45 ff. Urkstch. 
Ein Anhang behandelt das Verfahrensrecht; eine Steuertabelle 
und ein ausführliches Sachregiſter ergänzen das Werk. 


Was das Buch beſonders auszeichnet und ſeine Eigenart 
beſtimmt, iſt die Verbindung von Kommentar und Grundriß. 
Durch entſprechende Verweiſungen bei den einzelnen Para⸗ 
graphen des Geſetzes auf die Durchführungsvorſchriften und 
die einſchlägigen Stellen des Grundriſſes wird eierſeits eine 
Art von Kurzkommentar geſchaffen, andererſeits ermöglicht 
das Studium des Kommentars das ſyſtematiſche Eindringen 
und den überblick über das ganze Gebiet der Urkundenſteuer. 


Dieſe Art der Kommentierung hat den Vorzug, daß man 
beim Auftauchen von Zweifelsfragen nicht wie beim ſonſtigen 
Kommentar nur die Anmerkungen des einſchlägigen Para⸗ 
graphen ſtudiert, vielmehr angehalten wird, den ganzen der 
jeweiligen Einzelfrage übergeordneten Abſchnitt durchzunehmen 
und die Frage aus dem Syſtem im ganzen heraus zu be⸗ 
trachten. 

Im einzelnen iſt der Grundriß ſehr reich und überſichtlich 
in Unterabſchnitte gegliedert; die Ausdrucksweiſe iſt knapp und 
doch verſtändlich. Trotz des verhältnismäßig geringen Um⸗ 
fangs berührt das Werk alle weſentlichen in der Praxis bisher 
aufgetauchten Zweifelsfragen und das inzwiſchen erſchienene 
Schrifttum. Es kommen auch die verſchiedenen Anſichten zu 
Wort; man vergleiche z. B. den Abſchnitt über die Steuer⸗ 
berechnung bei Löſchungsvormerkungen, die Beſteuerung des 
Geſchäftsbeſorgungsvertrags uſw. Beſonders ausführlich be⸗ 
handelt der Grundriß den jeweiligen „Gegenſtand“ der Be⸗ 
ſteuerung, alſo den die Grundlage der Beſteuerung bildenden 
Rechtsvorgang, die verſchiedenen Abwandlungen desſelben und 
die Abgrenzung gegenüber anderen Rechtsgebilden. Man ver⸗ 
gleiche in dieſer Hinſicht den Abſchnitt über die entgeltlichen 
Veräußerungsverträge, den Kauf uſw. 

Das Werk hat in ſeiner 1. Auflage ſeine Brauchbarkeit 
bewieſen. Der 2., weſentlich erweiterten Auflage möge bei 
ihrer Verwendbarkeit in gleicher Weiſe für Studium und 
Praxis Erfolg beſchieden ſein. 

Notar Schieck, München. 


Dr. Ernſt Melsheimer, L Dir. i. RJ M.: Koſten⸗ 
recht. Teil I: Koſten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
(Schriftenreihe „Das Deutſche Recht in Einzeldarſtellungen“.) 
Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 211 S. Preis kart. 
4,20 AM. 

Der Verf. hat ſich der dankenswerten Aufgabe unterzogen, 
das Koſtenrecht der freiwilligen Gerichtsbarkeit einmal ſyſte⸗ 
matiſch darzuſtellen. 
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Jeder, der gezwungen iſt, ſich mit dem Koſtenweſen zu 
befaſſen, kann die vom Verf. in der Vorbemerkung aus⸗ 
geſprochene Anſicht nur beſtätigen: Der Laie iſt in Koſten⸗ 
ſachen meiſt hilflos, aber auch viele „Zünftige“ wiſſen von 
dieſem Rechtsgebiet nicht allzuviel und betrachten es als ein 
nicht vollwertiges „Recht“. Wer endlich ſich täglich mit dem 
Koſtenrecht beſchäftigen muß, ſieht darin mindeſtens am Au⸗ 
fang eine unangenehme Arbeit, die er gerne, ſoweit möglich, 
andern überläßt. 

Die große Zahl der Kommentare, die auch zur Reichs⸗ 
koſtenordnung bereits erſchienen ſind, ſind ſicher ſehr wertvoll 
und im täglichen Leben nicht zu entbehren. Au Hand ſolcher 
Erläuterungsbücher fällt es in der Regel nicht ſchwer, einen 
gegebenen Fall richtig zu entſcheiden. Sie ſind für den Prak⸗ 
tiker ein notwendiges und nützliches Handwerkszeug, aber nicht 
mehr. Die Kenntnis der Zuſammenhänge und Grundlinien des 
Geſetzes vermitteln ſie nicht. 

Dieſen Zweck erfüllt die ſyſtematiſche Darſtellung des 
Koſtenrechts der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch den Verf. 
(die Vorſchriften der Koſtenordnung über die Gebühren in An⸗ 
gelegenheiten der Zwangsvollſtreckung gehören zur ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit und find daher weggelaſſen). Die Ordnung 
des Stoffes nach ſachlichen Geſichtspunkten und überſichtliche 
Gliederung erleichtert das Eindringen in die nur ſcheinbar 
ſpröde Materie. Die erſchöpfende Darſtellung gibt aber auch 
in ſchwierigen Fragen durchaus Aufſchluß. Darüber hinaus 
hat es der Verf., der an der geſetzgeberiſchen Arbeit der Reichs⸗ 
koſtenordnung maßgeblich beteiligt war, verſtanden, dem Leſer 
den Stoff ſo anſchaulich zu ſchildern, daß er etwaige Vor⸗ 
urteile gegen dieſes Rechtsgebiet als unberechtigt empfindet. 

Dem Benützer ſei zur Erleichterung noch die Lektüre der 
Vorbemerkung des Verf. angeraten. Das Buch iſt allen, die 
mit dem Koſtenweſen der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu tun 
haben, beſtens zu empfehlen. 

Dr. Hanns Kirchmann, Sulzbach-Roſenberg. 


Ad. König, Ziv.⸗Ing.: Techniſche Erläute⸗ 
rungen zu 88 25, 26, 27 RStraß Verk. nebſt 
Ausf An w. v. 29. Sept. 1934 und ſpäteren An⸗ 
derungen. Mit 29 Abb. und 5 Tabellen. Berlin 1937, 
Verlag „Das Auto und Kraftrad“. 140 S. Preis kart. 
3,20 RM, geb. 4,20 AM. 


Das Buch will zu den im Titel genannten Beſtim⸗ 
mungen techniſche Erläuterungen und Hinweiſe geben zur 
Unterrichtung der Fahrer, der bei Unfällen mit der Fahrweiſe 
befaßten Behörden und Parteivertreter. Es erfüllt ſeinen 
Zweck und kann jedem Autofahrer, Anwalt und Richter emp⸗ 
fohlen werden. 

Das Buch behandelt zunächſt techniſche Mängel des Fahr⸗ 
zeuges und ihre Überwachung und Beſeitigung, Mängel des 
Fahrers durch Einſchlafen (S. 27) und Alkohol S SB] )h 
Hier zeigen die gekürzten Mitteilungen von Prof. Moede 
und Prof. Müller⸗Heß die Bedeutung des Alkohol⸗ 
genuſſes, aber auch die Notwendigkeit der Vorſicht der Ver⸗ 
wendung der Alkoholblutprobe! Es folgt dann ein Abſchnitt 
über Geräuſchbekämpfung und Hupen; dabei find die Aus⸗ 
führungen S. 43.—46 unten überflüſſig, die dann folgenden 
Ausführungen ſehr beachtenswert und genügend. Die Aus⸗ 
führungen über Sichtmäugel, Straßenglätte, Bremsweg und 
Reaktionszeit zuſammen mit den einleuchtenden Abbildungen 
können nur allgemeiner Beachtung empfohlen werden. Auch 
die Darlegungen über die Möglichkeit der Vermeidung des 
Blendens und über die Verſtändigung bei Überholen durch be⸗ 
ſondere Vorrichtungen werden allgemeines Intereſſe finden 
(51ff., 75 ff.). Die Abbildung S. 81 weiſt eindringlich dar⸗ 
auf hin, daß — was allzuoft verſäumt wird — der über⸗ 
holungsweg reichlich bemeſſen werden muß. Auch für die 
Ausübung der Vorfahrt und das ſachgemäße Verhalten von 
Fahrer und Inſaſſen finden ſich beherzigenswerte Hinweiſe. 

In ſeinen rechtlichen Hinweiſen zeichnet ſich das Buch 
zu Beginn letwa bis S. 30) dadurch aus, daß auf ältere 
Rh.⸗Entſcheidungen verwieſen wird, obwohl auch neuere zur 
Verfügung ſtehen und neuere ſpäter wiederholt zitiert ſind. 


Zu beanſtanden iſt der Hinweis auf die Vorſchriften der 
Sg 17ff. KraftfVerkVO. S. 14 f., als ob es ſich um gelten? 
des Recht handelte. Auch zwiſchen den zivil- und den ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen eines Verhaltens iſt manchmal in vet? 
wirrender Weiſe nicht unterſchieden (beſ. S. 21 unten und 
85). S. 76 iſt offenbar die Amtsanwaltſchaft mit dem Gericht 
verwechſelt. 

Gerade weil das Buch praktiſch iſt und für Fahrer und 
für die mit Verkehrsrecht befaßten Rechtswahrer manche Anz 
regung und in verſtändlicher Form techniſch Unentbehr⸗ 
liches bringt, wäre zu wünſchen, daß das Buch inſoweit 
verbeſſert würde: Verbeſſert ſoll nicht heißen zu einem ge⸗ 
lehrten Werk umgearbeitet, dann würde die Verſtändlichkeit 
für die große Menge der Fahrer, an die es ſich in erſter 
Linie wendet und wenden ſoll, aufgehoben; es iſt nur zweck⸗ 
mäßig, ſchiefe und unrichtige oder ſprachlich unebene For 
mulierungen zu berichtigen und klarer zu bringen. Auch bei 
der Einteilung ließe ſich bei dieſer Gelegenheit noch eine 
beſſernde Hand anlegen! 

Trotz dieſer Schönheitsfehler aber ein Buch, dem man 
weite Verbreitung wünſchen kann. 
RA. H. Carl, Düſſeldorf, 


Dr. jur. Hans⸗ Ulrich Schaefer: Die Geſetze der 
Reichsautobahnen mit einſchlägigen Vorſchriften und 
Verweiſungen. (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 161.) Berlin 
1937. Verlag Georg Stilke. 180 S. Preis geb. 4,80 f. 


In Augriff genommen kurz nach der Machtergreifung durch 
den Nationalſozialismus, iſt das gewaltige Werk der Reichs“ 
autobahnen jetzt in vollem Gange. Jahr für Jahr werden 
große Strecken dem Verkehr übergeben. Die Reichsautobahnen 
haben unter dem Leitſpruch geſtanden: „Im Anfang war die 
Tat.“ Inzwiſchen hat ſich allmählich auch eine rechtliche Ver⸗ 
ankerung dieſes großen Unternehmens in der Lebensordnung 
des Volkes nötig gemacht. Sie hat ihren Niederſchlag in einer 
mehr und mehr wachſenden Zahl von Geſetzen, Verordnungen 
und Erlaſſen gefunden. Die Fülle dieſer Vorſchriften iſt heute 
ſchon fo groß, daß eine Zuſammenſtellung zum Bedürfnis 
geworden iſt. 

Schaefer hat im erſten (Haupt⸗) Abſchnitt die wichtig⸗ 
ſten Geſetze, Verordnungen, Bekanntmachungen und Erlaſſe 
nach folgenden Gebieten geordnet: 1. Geſetz über die Errich⸗ 
tung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“; 2. Aufbau der 
Geſellſchaft „Reichsautobahnen“; 3. Landespolizeiliches Begut⸗ 
achtungs⸗ und Planfeſtſtellungsverfahren; 4. Enteignungsrecht; 
5. Umlegungsverfahren; 6. Arbeits⸗ und Sozialrecht; 7. Kreu⸗ 
zungsrecht und 8. Betriebs- und Verkehrsrecht. Den Unter⸗ 
abſchnitten hat der Verf. überſichten über das Schrifttum vor⸗ 
angeſtellt. Das Grundgeſetz und die Vorläufige Autobahn- 
Betriebs⸗ und Verkehrsordnung find mit knappen Erläute⸗ 
rungen und Hinweiſen verſehen. 

Der zweite Abſchnitt enthält Zuſammenſtellungen der 
Geſetze und Erlaſſe nach der Zeitfolge, einen Behördennach⸗ 
weis und eine überſichtskarte über den Stand der Reichs 
autobahnen am 1. Jan. 1937 ſowie ſchließlich ein knappes 
Sachverzeichnis. Das Werk bietet eine wertvolle Zuſammen 
faſſung des wichtigſten auf die Reichsautobahnen bezüglichen 
Rechts und wird allen, die mit dem Werk der Reichsauto⸗ 
bahnen zu tun haben, gute Dienſte leiſten. 

Bei einer künftigen Auflage empfiehlt ſich noch die Auf 
nahme der vorläufigen Anweiſungen des Generalinſpektors für 
das deutſche Straßenweſen für die Durchführung der Bau 
arbeiten an Reichsautobahnen, deren bisher letzte (6.) vom 
20. Febr. 1937 („Die Straße“ 1937, 199) ſtammt, und ſeines 
Erlaſſes vom 6. Sept. 1936 über die vorläufige Ausrüſtung 
der Reichsautobahnen („Die Straße“ 1936, 638). Erwünſcht 
wäre auch eine überſicht über die zahlreichen ſonſtigen Erlaſſe, 
Bekanntmachungen, Hinweiſe, Merkblätter uſw. des General 
inſpektors, welche fortlaufend im amtlichen Teil der „Straße 
zum Abdruck gelangen und aus Raumgründen nicht im vollen 
Wortlaut in das vorliegende Werk aufgenommen werden können. 
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Eine ſolche Überſicht würde die vollſtändige Erfaſſung des 
geſamten Rechtsſtoffes, welcher die Reichsautobahnen betrifft, 
weſentlich erleichtern. Die 2. VO. zur Durchführung des Geſetzes 
über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ 
vom 8. März 1935 iſt zwar S. 27 und S. 31 erwähnt, fehlt 

er in der zeitlichen Folge der Geſetze. Zu S. 16 oben 
(Anm. 1 zu 87 a. E.) ſei bemerkt, daß der Plan, für die Be⸗ 
nutzung der Kraftfahrbahnen Gebühren zu erheben, endgültig 
ſallen gelaſſen worden iſt (vgl. „Die Straße“ 1937, 91). Statt 
deſſen trägt der Kraftverkehr in Form der erhöhten Benzin⸗ 
und Dieſelölzölle und der Beförderungsſteuer zur Finan⸗ 
zierung der Kraftfahrbahnen bei. 


RA. Dr. Gülde, Dresden. 


— — 


Dr. W erner Moſchel, Rechtsanwalt: Die zivilrecht⸗ 
liche Bedeutung der Rentenneuroſe. Berlin 1936. 
Verlag Neumanns Zeitſchrift für Verſicherungsweſen. 46 S. 
Preis broſch. 2,25 RM zuzügl. Verſandkoſten. 


Monographien über Fragen von derart häufiger und all⸗ 
gemeiner Bedeutung ſind ſtets zu begrüßen. Die Schrift gibt 
einen kurzen, aber eindrucksvollen und verſtändlichen Überblick 
über den mediziniſchen und juriſtiſchen Stand des ſchwierigen 
Problems, hat ſich aber allerdings von einer gewiſſen Ein⸗ 
!eitigfeit nicht gänzlich bewahren können. Die zweifelloſen 
Auswüchſe der vergangenen Zeit auf dem Gebiete der Scha⸗ 
denserſatzſucht und Rentenhyſterie dürfen nicht dazu verleiten, 
nunmehr jede nach einem Unfall entſtehende bzw. ſichtbar wer⸗ 
dende oder verſtärkte Neuroſe als rein pſychiſch bedingt und 
Daher nicht der adäquaten Verurſachung unterliegend anzu⸗ 
ſehen. Die bisherige Rechtſprechung des RG. ſcheint mir denn 
doch nicht ſo unrichtig und ſogar weniger theoretiſch zu ſein 
ale manche Meinungen des Verfaſſers. Selbſt wenn ſich der 
Wille des Verletzten bewußt oder unbewußt mit voller Kraft 
auf die Entſchädigung richtet (S. 11), iſt damit noch keines⸗ 
wegs die Frage ausgeſchaltet, ob der Unfall eine Schwächung 
ber Willenskraft des Verletzten im allgemeinen und im beſon⸗ 
heren zur Unterdrückung ungerechtfertigter Wünſche und zur 
Anſpannung der geſundungsfreudigen Kräfte zur Folge haben 
kann. Oft erſcheinen mir die Darlegungen des, Verf, etwas 
zu ſehr auf die ſog. hyſteriſche Zweckreaktion, die voll- oder 
albbewußte Simulation zugeſchnitten, die doch nur eine, wenn 
auch eine ausgeprägte und häufige Form der Rentenneuroſe 
barſtellt (Rentenhyſterie). Dieſe iſt allerdings m. E. niemals 
durch den Unfall adäquat bedingt, wohl kaun das aber bei 
den anderen Formen der Rentenneuroſe der Fall ſein. Auf 
S. 21 Zeile 24—30 iſt der Satzbau wohl ſinnentſtellt. Manche 
Fragen der Kauſalität ſind doch ſchwieriger, als ihre kurze 

ehandlung durch den Verf. annehmen läßt. So kann m. E. 
auch die Auslöſung einer ſonſt vielleicht immer unſichtbar 
gebliebenen Neuroſe und ihre Fixierung auf beſtimmte Er⸗ 
cheinungen ſehr wohl als unfallbedingt anzuſehen ſein (S. 35). 

uf der anderen Seite ſcheint der Verf. (S. 38) zuzugeben, 
daß die Verſchlimmerung einer ſog. ſchickſalsmäßigen Ner⸗ 
voſität dann unfallbedingt ſein kann, wenn ſie über das regel⸗ 
maßige Maß hinausgeht (anders ſcheinbar wieder auf S. 42 
Zeile 1014). 

Die Schrift erweckt den Wunſch nach einer Behandlung 
des Themas auf breiterer Grundlage. 


AGR. Dr. Kallfelz, Cottbus. 


Dr. jur. Karl⸗Ferdinand Reuß: Luftrecht. Ge⸗ 
ſammelte Geſetzesvorſchriften für Luftfahrer, insbeſondere 
für Motor⸗ und Segelflieger, Bordwarte und Flugfunker. 
(Klaſings flugtechniſche Sammlg. Bd. 23.) Berlin 1937. 
Verlag Klaſing & Co. GmbH. 254 S. Preis kart 3,80 AM. 


Der Verf., der ſelbſt zugleich Flugzeugführer und Rechts⸗ 
wahrer ift, hat nicht beabſichtigt, mit der vorliegenden Schrift 


eine erſchöpfende Erläuterung des geſamten Luftrechts zu 
geben. Das Buch ſoll vielmehr dazu dienen, dem Flugprak⸗ 
tiker die Kenntnis der für ihn wichtigſten luftrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen und Vorſchriften zu vermitteln und zugleich dem 
Rechtswahrer, der ſich erſtmalig mit dem jungen Gebiet des 
Luftrechts beſchäftigen will, einen kurzen Grundriß über das 
geltende nationale Luftrecht zu geben. Dieſe Abſicht iſt dem 
Verf. aufs glücklichſte gelungen. In dem erſten Teil ſind 
ſyſtematiſch die weſentlichſten Beſtimmungen zuſammengefaßt, 
und zwar nach den für die Luftfahrt wichtigſten Begriffen in 
einzelne Abſchnitte aufgegliedert. So finden wir nach einer 
kurzen Einführung in das Luftrecht, die zugleich für Laien 
eine ſtichwortartige Einführung in das Rechtsſyſtem überhaupt 
enthält, einen Abſchnitt über den Luftraum, über das Luft⸗ 
fahrzeug und über den Luftfahrer. Dann eine Zuſammen⸗ 
faſſung der wichtigſten Verkehrsvorſchriften, der für Auslands⸗ 
flug geltenden Vorſchriften, einen kurzen Hinweis über die 
Ausbildung von Luftfahrern, über die Vorſchriften bei Luft⸗ 
fahrunternehmen und Veranſtaltungen, Luftfahrtverſicherung, 
Haftpflicht, Segelflug, Militärluftfahrt. Sämtliche Abſchnitte 
ſind der Beſtimmung des Buches entſprechend kurz und grund⸗ 
rißartig gehalten und beſchränken ſich auf das Weſentliche. 


In dem zweiten Teil ſind die Texte des Luftverkehrs⸗ 
geſetzes, der Verordnung über Luftverkehr und einer Reihe 
weiterer für die Luftfahrt wichtiger Verordnungen ohne Er⸗ 
läuterung abgedruckt. 


Das Buch kann und will naturgemäß keine rechtlichen 
Streitfragen ſchildern und zu ihnen Stellung nehmen. Man 
würde ihm daher nicht gerecht, wenn man in Einzelfragen zur 
Anſicht des Verfaſſers kritiſch Stellung nehmen würde. Nur 
in der Frage der Haftpflicht kann die Auffaſſung, daß bei 
Unterbrechung des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen dem ſchä⸗ 
digenden Ereignis und dem dadurch bewirkten Schaden trotz⸗ 
dem eine Haftung aus unerlaubter Handlung begründet ſein 
könne, und zwar aus 8840 BOMW., nicht unwiderſprochen 
bleiben. Die Beſtimmung des § 840 BGB. enthält keinen 
ſelbſtändigen Haftungsgrund, ſondern nur den Grundſatz der 
Geſamthaftung zwiſchen mehreren an ſich ſchon auf Grund 
einer unerlaubten Handlung Haftenden. In dem vom Ver⸗ 
faſſer angeführten Beiſpiel eines Flurſchadens bei einer 
Landung ohne Erlaubnis und ohne Not muß man entweder 
den Flurſchaden als kauſal mit dem Betrieb des Luftfahr⸗ 
zeuges anſehen oder die Haftung des Flugzeughalters ver⸗ 
neinen. 


Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß das Buch eine 
ebenſo klare Überſicht über die für den Praktiker wichtigſten 
Beſtimmungen gibt, wie es geeignet iſt, als Einführung in das 
Luftrecht einen Überblick über die geltenden Beſtimmungen 
zu geben. RA. Koffka, Berlin. 


RA. Dr. Karl⸗ Friedrich Schrieber, Berlin: Das 
Recht der Reichskulturkammer. (Sammlg. der für 
den Kulturſtand geltenden Geſ. u. VO. der amtl. Anord⸗ 
nungen u. Bekanntmachungen der Reichskulturkammer und 
ihrer Einzelkammern. Bd. 5. Vom 1. Juli bis 31. Dez. 
1936.) Berlin 1937. Junker u. Dünnhaupt Verlag. VIII, 
112 S. Preis geb. 3,80 AM. 


Mit gewohnter Pünktlichkeit und in der üblichen, beim 
Erſcheinen jeden Bandes erneut feſtzuſtellenden Zuverläſſigkeit 
wird der neueſte Band des Schrieber veröffentlicht, in dem 
dieſes Mal auch die Erlaſſe der Deviſenſtelle abgedruckt find, 
die über die Behandlung von Deviſenanträgen von Mit⸗ 
gliedern der Einzelkammern ergangen ſind. 


Man kann der früheren Beurteilung (JW. 1936, 3447) 
nichts Neues hinzufügen, ſondern nur von neuem feſtſtellen, 
daß dieſe Sammlung für jeden, der mit Dingen zu tun hat, 
die in das Arbeitsgebiet der Reichskulturkammer fallen, un⸗ 
entbehrlich iſt. 


RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
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Dr. Auguſt Dahm, RA. in Düſſeldorf: Maß⸗ und Ge⸗ 
wichtsgeſetz nebſt den Eichvorſchriften. (Stil- 
kes Rechtsbibiliothek Nr. 162.) Berlin 1937. Verlag Georg 
Stilke. 204 S. “Preis geb. 5,50 AA. 

Das in Stilkes Rechtsbibliothek in guter Ausſtattung er⸗ 
ſchienene Buch enthält: 
1. Maß⸗ und Gewichts. v. 13. Dez. 1935 i. d. Faſſ. vom 

18. Mai 1936; 

II. AusfBD. zum Maß⸗ und Gewichts. v. 20. Mai 1936; 

III. Eichordnung v. 21. Febr. 1930 mit ſpäteren Abände⸗ 
rungen; 

IV. VO. über die Verkehrsfehlergrenzen der Meßgeräte 

i. d. Faſſ. der Bek. v. 3. Mai 1930 mit ſpäteren Abänderungen; 

V. Eichgebühren O. v. 24. Mai 1924 mit ſpäteren Abände⸗ 

rungen. D. S. 


Die Protokollführung im Zivilprozeß. Ar⸗ 
beitsunterlage Nr. 454. Herausgeber: D A F., Amt für 
Berufserziehung und Betriebsführung. Be⸗ 
arbeiter: RBG. Verkehr und öffentliche Be⸗ 
triebe, Abt. Berufserziehung — Verwaltung, in Zu⸗ 
ſammenarbeit mit dem Amt für Berufserziehung und Be⸗ 
triebsführung. Verteiler: Lehrmittelzentrale des 
Amtes für Berufserziehung und Betriebs⸗ 
führung der D A F., Berlin⸗Zehlendorf, Teltower 
Damm 87/91. Berlin 1937. Verlag der Deutſchen Arbeits⸗ 
front GmbH. 48 S. Schutzgebühr 0,20 RAM (für Lehr⸗ 
gangsteilnehmer koſtenlos). 

Eine kleine, aber aufſchlußreiche Schrift, die ich jedem 
Protokollführer, insbeſondere auch dem Referendar, ſehr emp⸗ 
fehlen kann. Nach einer einleitenden Überſicht über den Auf⸗ 
bau der Zivilgerichtsbarkeit behandelt der Verfaſſer Form 
und Inhalt des Protokolls unter Berückſichtigung der jeweils 
zu beurkundenden Prozeßvorgänge. Dabei finden ſich manche 
wertvollen Hinweiſe, die geeignet ſind, dem Protokollführer 
die geſetzliche Grundlage ſeiner — oft in Eile zu erledigen⸗ 
den — Arbeit vor Augen zu führen. 

RA. Dr. Heinz Jacob, Dortmund. 


Die Geſetzgebung Adolf Hitlers. Die Geſetze nebſt 
Durchführungsvorſchriften in Reich und Preußen ſeit dem 
30. Jan. 1933 in ſyſtematiſcher Ordnung mit Sachverzeich⸗ 
nis. Heft 22. Herausgegeben von Min R. Dr. Wer⸗ 
ner Hoche. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 686 S. 
Preis geb. 6,60 RM, kart. 6 RM. 

Das feit feinem erſten Erſcheinen regelmäßig in der JW. 
beſprochene Werk hat nunmehr bereits 22 Bände. Der An⸗ 
erkennung, die die Sammlung bisher gefunden hat, iſt nichts 
hinzuzufügen. Auch der 22. Band iſt mit der gleichen Zu⸗ 
verläſſigkeit bearbeitet, die die bisher erſchienenen Bände 
auszeichnet. Der neueſte Band ſchließt mit dem 31. März 
1937 ab. Leppin. 


Deutſches Beamtengeſetz vom 26. Jan. 1937 mit 
amtlicher Begründung. Textausgabe mit Sachregiſter. Her⸗ 
ausgegeben von RA. Dr. Hans Daniels. Berlin 1937. 
Weidmannſche Verlagsbuchhhandlung. IX, 108 S. Preis 
broſch. 1,80 AM. . 

Die in der geſchmackvollen blauen Taſchenausgabe der 
„Sammlung deutſcher Geſetze“ herausgegebene Textausgabe 
des Deutſchen Beamtengeſetzes iſt von dem Syndikus beim 
Reichsbund der Deutſchen Beamten RA. Dr. Daniels be⸗ 
ſorgt. Die amtliche Begründung iſt teils zu Beginn des 
Buches („Allgemeiner Teil“), teils („Beſonderer Teil“) bei 
den jeweiligen Beſtimmungen des Geſetzes im Text wieder⸗ 
gegeben. Dieſe Anordnung hebt das Buch über den üblichen 
Rahmen einer Textausgabe hinaus und erleichtert das Ein⸗ 
dringen in das neue Geſetz. D. S. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Gläubigerſchutz in Polen von Joſef Siemid’ 
nowski, Danzig, und Konrad Jeszke, Amtsrichter in 
Skarszewy, Polen. Danzig 1937. Verlag Georg Stilke. 158 9: 
Preis geh. 8 Gulden. 

Die Verf. bringen im Vorwort des Buches ſelbſt zum 
Ausdruck, daß ihre Arbeit lediglich einen Überblick über die 
geltenden polniſchen geſetzlichen Beſtimmungen geben ſoll, un 
zwar insbeſ. dem Kaufmann und privaten Gläubiger, wenn 
dieſer ohne Inanſpruchnahme eines Anwalts ſeine Rechte in 
Polen wahrnehmen will. Inſoweit bringt das 154 Seiten um⸗ 
faſſende Heft mehr als fein Titel erwarten läßt, nämlich tat⸗ 
ſächlich einen Überblick über das geſamte Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe, das Handelsrecht, das Vergleichsverfahren, das Kon 
kursrecht, ferner das Wechſel⸗ und Scheckrecht, ſchließlich die 
Entſchuldungsgeſetze für die Landwirtſchaft nebſt Hypotheken 
recht und Hypothekenſtundungs⸗ und Zinsſenkungsgeſetz, außer 
dem einen überblick über die geſamten zivilprozeſſualen Be. 
ſtimmungen einſchließlich der Zwangsvollſtreckung. 

Andererſeits wird unter dieſen Umſtänden der von den 
Verf. gewählte Titel nach den Begriffen des reichsdeutſchen 
Rechtsſchrifttums leicht irreführend wirken können, da es fi 
nicht um die Herausſtellung beſonderer Gläubigerſchutzbeſtim 
mungen im Gegenſatz zu Schuldnerſchutzmaßnahmen, wie ſie au 
Grund der Weltwirtſchaftskriſe nach und nach von faſt allen 
Kulturſtaaten eingeführt worden ſind, handelt. 

Für den berufstätigen reichsdeutſchen Rechtsanwalt kann 
die vorliegende Arbeit daher nicht empfohlen werden, es IA 
denn, daß es ſich lediglich darum handelt, einen knappen Über 
blick über das geſamte polniſche Zivilrechtsgebiet zu erhalten. 
Irgendwelche Streit- und Zweifelsfragen werden nicht geölt 
nicht einmal berührt. 

Für die deutſchen Rechtswahrer wäre es von beſonderem 
Intereſſe geweſen, eine genauere Herausarbeitung des Schuld 
nerſchutzes zum Zwecke eines Vergleichs mit den reichsrecht 
lichen Beſtimmungen zu erhalten, um hieran ermeſſen zu kön“ 
nen, welcher beſonde re Gläubigerſchutz in Polen vorhanden 
iſt. In dieſer Hinſicht verweiſt aber das Heft auf einer Seite 
auch nur kurſoriſch auf die geltenden Vollſtreckungsbeſtimmun 
gen, die im großen und ganzen den Beſtimmungen der bei 
ſchen ZPO. entſprechen; insbeſ. iſt auch nach polniſchem Recht 
die Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände, die zum Lebensunter“ 
halt des Schuldners notwendig find, unzuläffig. Von Intereſſe 
mag die Beſtimmung fein, daß Dienſt⸗ und Ruhegehälter der 
öffentlichen Beamten der Pfändung bis zur Höhe von ¼ des 
Gehalts unterliegen. 

RU. und Notar Dr. jur. F. Prauſe, Breslau. 


Dr. Conrad Weber, Senpräſ. a. KG.: Häuſerſchäden 
durch Grundwaſſerſenkung beim Unter 
grundbahnba u. (Heft 2 der Schriftenreihe „Haus un? 
Wohnung “.) Berlin 1937. Brunnen⸗Verlag. 134 S. Preis 
broſch. 4,80 . 

Die Schrift bringt eine ausführliche und erſchöpfende Dar 
ſtellung der Rechtsfragen, die ſich aus den Häuſerſchäden durch 
Grundwaſſerſenkung beim Untergrundbahnbau ergeben. Aus 
gehend von den geſetzlichen Beſtimmungen und ihrer Auslegung, 
baut fie die Rechtsſätze in enger Anlehnung an die Rſpr. des 
RG. auf. Einen breiten Raum nehmen die Ausführungen über 
den Schadenserſatzanſpruch ein, wobei beſonders der Aufopfe 
rungsanſpruch, der ſowohl bei rechtmäßigem wie auch bei ſchul 1 
los rechtswidrigem Eingriff entſteht, eingehend erörtert wird 
Eine ſehr umfangreiche Zuſammenſtellung von einſchlägigen Ur 
teilen, hauptſächlich des RG, vervollſtändigt die Überſicht Aber 
die Rechtslage. Das Buch wird man nicht nur bei Bearbeitung 
der durch den Untergrundbahnbau entſtehenden Rechtsfracah 
des Schadenserſatzes uſw. gut verwenden können, ſondern au 
in anderen Fallen, in denen Häuſerſchäden durch übermäßige 
Vertiefung von Nachbargrundſtücken oder durch Senkung des 
Grundwaſſers auf Nachbargrundſtücken entſtehen. Die Darſtel⸗ 
lung der Rechtslage iſt ſo gehalten, daß ſie auch in dieſen 
Fallen verwendet werden kann. 

RA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 
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Kechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
[* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — f Anmerkung. 


| Zivilrecht | 


Bürgerliches Geſetzbuch 


5 1. RG. — 88 31, 89, 278, 823, 839 BGB. Auch auf den 
dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Waſſerläufen liegt der 
rombauverwaltung die Fürſorge für die Verkehrsſicherheit 
nach privatrechtlichen Grundſätzen ob. Die Strombauverwaltung 
uß alſo für die ordnungsmäßige und betriebsſichere Herſtel⸗ 
dung und Inſtandhaltung nicht nur der Verkehrsanlagen Sorge 
magen, ſondern auch pflichtmäßig für die Verkehrsſicherheit des 
aſſerlaufbettes ſorgen, vor Anlegeſtellen, ſelbſt dann, wenn 
„Bett nicht zum Fahrwaſſer der durchlaufenden Schiffahrt 
gehört. Die mangelhafte oder vernachläſſigte Unterhaltung be⸗ 
gründet einen Schadenserſatzanſpruch aus 88 823, 31, 89 BB. 


„Der preußiſche Staat iſt nach der Rſpr. des erk. Sen. 
100 8. 125, 12 = ZW. 1929, 2820; RG. 138, 259 ff. = JW. 
933, 84417 m. Anm.) dann der richtige Beil, wenn Be⸗ 
te der preußiſchen Waflerpolizeibehör- 
zen ihre Amtspflichten verletzt haben, alſo Haftung aus § 839 
5 B. i. Verb. m. Art.131 Weim Verf. in Frage kommt. Wenn 
15 ſich dagegen darum handelt, ob Waſſerſtraßen von dem Un⸗ 
erhaltungspflichtigen in einem für die Schiffahrt 
eeigneten Zuſtande erhalten worden find, jo kommt nach der 
0 pr. bei den von der Strombauverwaltung zu unterhalten⸗ 
1770 Waſſerſtraßen erſter Ordnung nicht Ausübung 
ffentlicher Gewalt in Frage, ſondern die Wahrnehmung bür⸗ 
gerlich⸗ rechtlicher Belange, alſo Haftung des Deutſchen 
823 pee, nicht des preußiſchen Staates aus 88 31, 89, 278, 
u BGB. (vgl. RG. 128, 353 = ZW. 1930, 1941; RG. 
1,275 = JW. 1935, 1930). 
ob Immerhin iſt bei Schiffsunfällen oft ſchwer feſtzuſtellen, 
die Schuld daran Beamten der Waſſerbauverwal⸗ 
ung oder der Strombaupolizei beizumeſſen iſt 
And alſo eine Haftung des Deutſchen Reichs oder des preußiſchen 
Staates in Frage kommt. 
e Unter Berückſichtigung dieſer Schwierigkeit, auf die der erk. 
den. RG. 105, 99 hingewieſen hat, iſt zur Vermeidung dop⸗ 
filter Prozeſſe nach Kenntnis des Senats zwiſchen den betei⸗ 
baten Reichs- und preußiſchen Miniftern am 22. Sept. 1932 
„einbart worden, daß bei Prozeſſen vorliegender Art der 
angel der Sachbefugnis ſeitens des in Anſpruch genommenen 
EL nicht geltend gemacht werden ſoll, einerlei ob das Reich 
itt. der preußiſche Staat auf Schadenserſatz verklagt worden 
al daß vielmehr ſolche Prozeſſe ſo durchgeführt werden ſollen, 
PS habe der jeweils beklagte Fiskus neben dem anderen die 
5 übernommen. Die Mitteilung von dieſer Vereinbarung 
A als kumulative Schuldübernahme gelten. Es war in dem 
a ment weiter ausgeſprochen worden, daß ſich damit Neben⸗ 
ervention und Streitverkündung erübrigten. Der Ausgleich 
bi ſchen Reich und Staat ſoll dann durch Auseinanderſetzung 
„eler beiden erfolgen und der Richter ſich daher im Urteil dar⸗ 
ae! aussprechen, unter welchem rechtlichen Geſichtspunkt der 
chaden zugeſprochen wird. 
de: Der erk. Sen. hat in RG. 147, 279 = JW. 1935, 19302 
die gesprochen, daß das Deutſche Reich, ſoweit es die Sorge für 
erkehrsſicherheit der Seewaſſerſtraßen übernommen habe, 
en llen Benutzungen der Waſſerſtraße nach 8823 BGB. hafte, 
Jute es die Verpflichtung, die Waſſerſtraße in verkehrsſicherem 
‚ande zu erhalten, nicht mit der gebotenen Sorgfalt erfülle. 
8 Verpflichtung erſtrecke ſich auf alle für die Benutzung durch 
8 Verkehr beſtimmten Einrichtungen, mit denen das Reich 
Waſſerſtraßen verſehe. Für den Umfang dieſer Verpflichtung 


* 
bei a 


ſei es auch ohne Bedeutung, daß es im Ermeſſen der Seewaſſer⸗ 
ſtraßenverwaltung ſtehe, ob ſie Liegeſtellen einrichten wolle. Ent⸗ 
ſchließe ſich die Waſſerſtraßenverwaltung dazu, eine derartige 
Einrichtung dem Verkehr zur Verfügung zu ſtellen, ſo ergebe 
ſich aus der Zweckbeſtimmung der Anlage die Haftung des 
Reichs für ihren verkehrsſicheren Zuſtand. 


Im vorl. Falle handelt es ſich nicht um eine Seewaſſer⸗ 
ſtraße, ſondern, ſoweit der Elbſtrom ſelbſt in Frage kommt, um 
einen Waſſerlauf erſter Ordnung i. S. des PrWaſſcG. Inſoweit 
liegt die Unterhaltung des Wafferlaufs nach 8 115 Abſ. 1 Nr. 1 
Waſſch. dem Staate, jetzt dem Reich ob. Der Umfang der Un⸗ 
terhaltungspflicht iſt im 8 115 näher geregelt. Die Unterhaltung 
umfaßt danach bei Waſſerläufen erſter Ordnung die Erhaltung 
der Schiffbarkeit und der Vorflut, bei den übrigen Waſſerläufen 
die Erhaltung der Vorflut. Die Erhaltung der Schiffbarkeit, die 
im vorl. Falle allein in Frage kommt, erſtreckt ſich nach § 144 
Abſ. 3 nur auf das dem öffentlichen Schiffsverkehr dienende 
Fahrwaſſer. Sie umfaßt nicht die beſonderen Zufahrtsſtraßen 
zu den Häfen. Daß die Kennzeichnung ſchiffahrtsgefährlicher 
Stellen des Fahrwaſſers unter die Verpflichtung zur Erhaltung 
der Schiffbarkeit fällt, kann nicht zweifelhaft ſein, folgt auch 
aus § 144 Waji®., die dem Unterhaltspflichtigen ein beſonderes 
Recht gegenüber den Eigentümern der Ufergrundſtücke uſw. ein⸗ 
räumt, im Intereſſe der Schiffahrt die erforderlichen Schiff⸗ 
fahrtszeiten auf deren Grund und Boden anzubringen, alſo 
ſolche Grundſtücke zum Setzen von Zeichen zu benutzen. Darüber, 
welche Arbeiten nach § 114 Abf. 1 md § 119 Wafl®. bei den 
der Unterhaltspflicht des Reiches unterliegenden natürlichen 
oder künſtlichen Waſſerläufen erſter Ordnung erforderlich ſind, 
hat nach § 133 daſelbſt die mit der Verwaltung des Waſſer⸗ 
laufs betraute Behörde nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu be⸗ 
finden. Daneben kommen Überwachungsmaßnahmen der Waſ⸗ 
ſerpolizeibehörde nach § 133 auch inſoweit in Frage, als die 
Unterhaltungspflicht nicht dem Staat, ſondern einem anderen 
obliegt. Soweit das Ermeſſen der Behörde über die notwendigen 
Unterhaltungsarbeiten maßgebend iſt, wird dadurch die Er⸗ 
hebung von Schadenserſatzanſprüchen gegen das Reich wegen 
Vernachläſſigung der Unterhaltungspflicht nicht ausgeſchloſſen. 
Das RG. geht in ſtändiger Rſpr. davon aus, daß auch auf den 
dem öffentlichen Verkehre gewidmeten Waſſerläufen der Strom⸗ 
bauverwaltung die Fürſorge für die Verkehrsſicherheit nach 
privatrechtlichen Grundſätzen obliegt, alſo die Strombauverwal⸗ 
tung für die ordnungsmäßige und betriebsſichere Herſtellung 
und Inſtandhaltung nicht nur der Verkehrsanlagen Sorge tra⸗ 
gen muß, ſondern auch pflichtmäßig für die Verkehrsſicherheit 
des Waſſerlaufbettes zu ſorgen hat, vor Anlegeſtellen, ſelbſt 
dann, wenn dort das Bett nicht zum Fahrwaſſer der durchlau⸗ 
fenden Schiffahrt gehört. Die mangelhafte oder vernachläſſigte 
Unterhaltung begründet, wie bereits erwähnt, einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus 88823, 31, 89 BGB. Freilich iſt dieſe An⸗ 
ſicht für ſolche Waſſerläufe, die nicht zufolge einer beſonderen 
Widmung des Staates als des Verfügungsberechtigten, ſondern 
von Natur zur Schiffahrt geeignet und beſtimmt ſind, nicht un⸗ 
beſtritten geblieben. Es wird die Anſicht vertreten, daß in ſol⸗ 
chem Falle nicht nur, ſoweit die Vernachläſſigung von Pflichten 
der Waſſerpolizei in Frage kommt, ſondern auch dann, wenn 
die Waſſerbauverwaltung ihren Pflichten nicht mit der nötigen 
Sorgfalt nachgekommen iſt, nur eine Haftung aus § 839 BGB. 
i. Verb. m. Art. 131 Weim Verf. in Frage kommen könne. Neuer⸗ 
dings iſt dieſe Anſicht von Kaczmarzyck in feiner 1936 er⸗ 
ſchienenen Schrift: „Die Haftung für die Verkehrsſicherheit der 
Reichswaſſerſtraßen (Offentlichen Binnenwaſſerſtraßen)“, mit 
beachtenswerten Gründen verfochten worden. Die ſtrittige Frage 
iſt von außerordentlicher Bedeutung; da im Falle des 8839 
BGB. die Haftung des Reichs entfallen würde, wenn der Kl. 
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den Erſatz des entſtandenen Schadens auf andere Weiſe, etwa 
von einer Verſicherungsgeſellſchaft, erlangen könnte, bei Ableh⸗ 
nung der privatrechtlichen Haftung aus §§ 823 ff. BGB. vom 
Deutſchen Reich "einen Erfay verlangen könnte. Kaczmar⸗ 
zyck iſt in Anlehnung an älteres Schrifttum der Meinung, daß 
auch dort, wo die Erhaltung der Schiffbarkeit öffentlicher 
Waſſerſtraßen in Frage kommt, der Staat nicht als Subjekt 
privatrechtlicher Verhältniſſe tätig werde, ſondern nur als 
hoheitlicher Staat in Ausübung allgemeiner Fürſorge. Der erk. 
Sen. iſt jedoch nach nochmaliger Prüfung zu dem Ergebnis ge- 
langt, daß an ſeiner bisherigen Rſpr. feſtzuhalten iſt, 
nämlich aus den dort angeführten Gründen überall dort, wo 
durch Geſetz jemandem die Verpflichtung zur Unterhaltung 
öffentlicher Waſſerſtraßen oder öffentlicher Wege auferlegt iſt, 
aus der ſchuldhaften Verletzung dieſer Unterhaltspflicht für 
den Geſchädigten ein privatrechtlicher Schadenserſatzanſpruch 
nach Maßgabe der §8 823 ff. BGB. erwächſt. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 9. Febr. 1937, III 362/35 u. III 99/36.) 

lv. B. 
* 

2. LG. — 8831, 823,831, 839 BG B.; Ark. 131 Weim⸗ 
Verf. 

1. Für Schadenserſatzklagen wegen Amts⸗ 
pflichtverletzungen von Beamten der hoheit⸗ 
lichen Straßen verwaltung iſt der Rechtsweg 
zuläſſig. 

2. Die wegebaupflichtige Körperſchaft haf⸗ 
tet für die in Ausübung öffentlicher Gewalt 
begangenen unerlaubten Handlungen ihrer 
Beamten nicht nach den Haftungsbeſtimmun⸗ 
gen des BGB., ſondern nach Art. 131 Weim Verf. 
Die herrſchende Anſicht von der bürgerlich⸗ 
rechtlichen Verkehrsſicherungspflicht der 
öffentlichen Körperſchaften iſt mit dem natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Rechtsdenken nicht verein⸗ 
bar. 

Der Kl. fuhr mit ſeinem Kraftrad gegen einen in die 
Straße hineinragenden Schotterhaufen und brach ſich dabei den 
Fuß. Er nimmt den wegebaupflichtigen Kreisverband in An⸗ 
ſpruch, da der Unfall durch das ſchuldhafte Verhalten ſeiner Be⸗ 
amten und Angeſtellten, insbeſ. des Straßenbaudirektors H. und 
des Straßenwarts Th., verurſacht worden ſei. 

I. Entgegen der vom Württ Md J. (vgl. WürttRpfl3. 1929, 
102 f.; 1932, 44 f.) und Hofacker, „Die Verkehrsſicherungs⸗ 
pflicht“, 1929, 33 f., vertretenen Meinung, es handele ſich bei der 
Straßenunterhaltung um eine reine Verwaltungsſache, weshalb 
für Streitigkeiten über unerlaubte Handlungen der hoheitlichen 
Straßenverwaltung allein die Verwaltungsbehörden oder Ver⸗ 
waltungsgerichte zuſtändig ſeien, wird die Zuläſſigkeit des 
ordentlichen Rechtswegs im Anſchluß an den Württ. Kompetenz⸗ 
gerichtshof, WürttRpflZ. a. a. O., bejaht. 

II. Als Rechtsgrundlage der Klage kommen in Betracht 
entweder die bürgerlich⸗rechtlichen Haftungsbeſtimmungen der 
SS 89, 31 bzw. 831 i. Verb. m. §§ 823, 847 BGB. oder Art. 131 
RVerf. i. Verb. m. §§ 839, 847 BGB. Nach heute nahezu all⸗ 
gemein anerkannter Auffaſſung ſchließen ſich dieſe Vorſchriften 
gegenſeitig aus (vgl. RR Komm. 8 [1934] 8 839 1c und RG. 
131, 239, 250 = ZW. 1931, 3090 e RG. 148, 286, 292 = 
JW. 1935, 32172; bedenklich RG.: HöchſtRRſpr. 1934 Ziff. 627, 
wo die „unmittelbare Haftung“ aus 88 823, 89, 31 bzw. 831 
Boh B. und die „mittelbare Haftung“ aus Art. 131 RVerf. neben⸗ 
einandergeſtellt werden). 

Die Straße A-R. iſt eine Landſtraße zweiter Ordnung. 
Der Bekl. ift ſomit gemäß 88 2 Abf. 3, 13 Gef. über die einſt⸗ 
weilige Neuregelung des Straßenweſens und der Straßenver⸗ 
waltung v. 26. März 1934 (RGBl. I, 243), § 7 Abſ. 1 Ziff. 1 
Durchf VO. hierzu v. 7. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1237; vgl. auch 
Art. 1 Abſ. 1, Art. 4 Ziff. 2 WürttKreis O.) Träger der Straßen⸗ 
baulaſt. Als ſolchem obliegt ihm die Unterhaltung der Straße. 
Wegen ſchuldhafter Verletzung dieſer Pflicht verlangt der Kl. 
von dem Bekl. Erſatz des ihm dadurch entſtandenen Schadens. 
Ob hierauf Art. 131 RVerf. oder die Haftungsbeſtimmungen des 


BGB. Anwendung finden, iſt grundſätzlich umſtritten. Diele 
Frage bedarf näherer Erörterung. Der Kl. hält dieſe für über 
flüſſig, da das neue volksnahe Recht einfach die Haftung Der 
lange. Er vergißt, daß die von ihm für richtig erklärte Haftung 
für Verkehrseröffnung nicht neu iſt, ſondern letzten Endes au 
das gemeine Recht zurückgeht (NGZ. 54, 53 ff.) Er überſieht 
ferner, daß ſich in derartigen Fällen der Geſetzgeber nicht ein⸗ 
fach von dem Gedanken leiten laſſen kann, wo ein Schaden ent 
ſtehe, müſſe auch Erſatz geleiſtet werden, ſondern in den heute 
maßgebenden Geſetzen noch ganz andere Erwägungen der 
Staatshaftung eine Rolle ſpielen. 

Die in Rſpr. und Schrifttum weitaus herrſchende Meinung 
läßt in ſolchen Fällen den Staat oder die betreffende Körper’ 
ſchaft in der Regel nach SS 89, 31 bzw. 831 i. Verb. m. § 82 
haften. Nach einem allgemeinen Grundſatz des bürgerlichen 
Rechts ſei derjenige, der eine Straße dem Verkehr eröffne, für 
die ordnungsmäßige und betriebsſichere Herſtellung und In 
ſtandhaltung der Straße verantwortlich. Dieſe Verkehrspflicht, 
die ſchon im gemeinen Recht gegolten habe, treffe auch die zur 
Unterhaltung der Straße verpflichteten öffentlichen Körper 
ſchaften (vgl. bef. — zum Teil die entſprechende Frage bei den 
Waſſerſtraßen betreffend — RGZ. 54, 53 ff.; 62, 31, 33; 78, 325 
JW. 1912, 381; RS. 106, 283, 286 und 342; 121, 404, 407 
JW. 1928, 2319; RG. 128, 353, 356 JW. 1930, 194; 
RG. 131, 239, 250 = JW. 1931, 3090 =; RG. 147, 275, 278f, 
= IM. 1935, 19302; JW. 1935, 1931; HöhftRKpr. 1932 
Ziff. 314; OLG. Frankfurt: JW. 1932, 2094; Württ. Kompetenz 
gerichtshof a. a. O.; O. Gierke in Verhandl. d. 28. Deutſchen 
Juriſtentags I [1905] 116 f. [mit weit. Angaben]; J. Kraft, 
Wegerecht und Haftpflicht: Gruch. 58, 382 ff.; Planck, 4. Aufl. 
11928], § 823 B II 2 bj v. Standinger® [1929], 8 823 IC Hi 
Scheuner: JW. 1932, 2095; Stoll: Archgib Pr. 135, 119, 
124; Enneccerus⸗Lehmann, 12. Aufl. 1932), 8 228 II 2, 
S. 727 ff.; RGRKomm. 8823 65). 8 

Eine Haftung der Körperſchaft nach Art. 131 RVerf. ist 
demgegenüber angenommen worden vom RG. in dem Urt. vom 
4. Febr. 1930 i. S. H.— Württ. Staat, II 306/29 (für das 
württ. Recht), vom OLG. Stuttgart in den Urt. v. 6. Juni 1929 
i. S. Württ. Staat—H., U 1421/27 und v. 28. Juni 1932 
i. S. K.—G. u. a., U 838/31, vom LG. Tübingen in den 
Urt. v. 1. Juni 1926 i. S. H.— Württ. Staat, O 368/26, und vom 
21. März 1933 i. S. H. L.⸗H.—G., O 212/30. Im Schrifttum mit? 
dieſe Auffaſſung grundſätzlich von Hartmann: PrVerwBl 
37 (1915/16), 566 f. vertreten. Auch Otto Mayer hat in den 
in Frage kommenden Fällen die Anwendung des bürgerlichen 
Rechts abgelehnt („Deutſches Verwaltungsrecht“ IT? 11911 
158 f.). Hofacker bekämpft die herrſchende Meinung, ohne IE 
doch die Anwendung des Art. 131 zu billigen (vgl. bei. „Die 
Staatsverwaltung und die Strafrechtsreform“ [1917], 124 ff. 
„Aus dem Wegerecht“, Amtsbl. d. Württ. Innenminiſterium? 
58 [1928] 235 f.; „Die Verkehrsſicherungspflicht“ 1929; DI 
1934, 889 ff.). Unentſchieden, jedoch mehr der herrſchenden Mei 
nung zuneigend, iſt die Stellungnahme des OLG. Karlsruhe 
JW. 1932, 3277. f 

Die Verkehrsſicherungspflicht wird von der herrſchenden 
Meinung als eine bürgerlich⸗ rechtliche Pflicht aufgefaßt. Die 
öffentliche Körperſchaft, deren Beamte und Angeſtellte diele 
Pflicht vernachbiſſigen, hafte „wie ein Privatmann“ (NOS 
147, 278). Daß die Pflicht zur Unterhaltung des öffentlichen 
Verkehrswegs eine öffentlich⸗rechtliche Laſt iſt und daß 0 
Körperſchaft fie aus öffentlich-, nicht bürgerlich⸗rechtlichen 
Gründen übernommen hat, ſei dafür unerheblich. Denn es 955 
nüge „allein die Tatſache der Einrichtung und Überlaſſung De 
Straße zum öffentlichen Verkehr, um die bürgerlich⸗rechtlich 
Haftung . . für ſchuldhafte Vernachläſſigung der Straßenuntet, 
haltung zu begründen“ (RGZ. 106, 342). Dieſe Erwägung rei 5 
jedoch nicht aus, um die Anwendbarkeit der bürgerlich -rech 
lichen Haftungsbeſtimmungen zu rechtfertigen und die de 
Art. 131 RVerf. auszuschließen. Es kann dahingeſtellt bleiben 
ob die Verletzung einer öffentlich⸗rechtlichen Pflicht ohne wen 
teres einen bürgerlich⸗rechtlichen Schadenserſatzanſpruch erzeug, 
(Bedenken hiergegen z. B. bei Scheuner a. a. O.; vgl. an 


Mn 
G. Schmid, „Das öffentliche Wegerecht in Württemberg 
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1 11). Deun es kommt hierauf für die vorl. Frage nicht 
Malcbeidend an. Entſcheidend iſt vielmehr lediglich die rechtliche 
5 ur des den Schaden verurſachenden Verhaltens, nämlich ob 
NH als „Ausübung öffentlicher Gewalt (Arn 131) 
zarſtellt oder nicht. Wenn jemand „wie ein Privatmann“ haften 

„dann muß er auch „wie ein Privatmann“ gehandelt haben. 


auf Die herrſchende Meinung, insbeſ. das RG., ſteht denn auch 
W. dem Standpunkt, daß die Unterhaltung der öffentlichen 
use eine „privatrechtliche Verrichtung“ ſei (val. 3. B. RG. 
int 329; Kraft 386). Dieſe meift nicht näher begründete Auf⸗ 
offene trifft jedoch nicht zu. Eine privatrechtliche Verrichtung 
cher Körperſchaften, alſo eine ſogenannte „fiskaliſche Ver⸗ 
Be tung“, liegt vor, wenn die Körperſchaft den ihr eigenen 
Bo der öffentlichen Gewalt überſchreitet und als Träger 
bür Vermögensrechten und -interefjen mit den Mitteln des 
gut lichen Rechtsverkehrs eine Tätigkeit entfaltet, die ebenſo⸗ 
286 eine Privatperſon vornehmen könnte (vgl. etwa RG. 148, 
9175 292 f., Enneccerus Nipperdeyn [1931] 348 f.; 
fla hier, „Grundlehren des Deutſchen Verwaltungsrechts“ 
85] 35). Die Unterhaltung der öffentlichen Wege gehört nicht 
der dieſen fiskaliſchen Betätigungen. Der Staat und die an⸗ 
ieh öffentlichen Körperſchaften unterziehen ſich dieſer Aufgabe 
525 in Wahrnehmung ihrer vermögensrechtlichen Intereſſen, 
v 7 etwa, wenn fie ein Grundſtück verpachten. Sie handeln dabet 
5 mehr, und zwar auch ſoweit fie von ihrer Zwangsgewalt 
en Gebrauch machen, auf Grund ihrer allgemeinen öffent- 
en Zweckbeſtimmung zur Förderung des Gemeinwohls. Die 
Irſtellung und Unterhaltung der öffentlichen Wege wird in 
wan tſchland von alters her als Aufgabe der öffentlichen Ver⸗ 
Pi betrachtet; fie bildet einen Teil der fürſorgenden hoheit⸗ 
ac e Verwaltung (vgl. O. Mayer a. a. O., S. 158f; Hof⸗ 
W er, „Staatsverwaltung“ 124 ff.; Scheuner a. a. D 
Zürtt. Kompetenzgerichtshof a. a. O.; RO: HöchſtRRſpr. 1934 
ale 627, 461.3 a. E.). Jedenfalls gilt dieſer Grundſatz in Würt⸗ 
gantberg, Wie das OLG. Stuttgart in dem Uvteil 1444 7 bar- 
Nie hat (vgl. ferner auch LG. Tübingen, O 212/30), iſt die Un⸗ 
vu eltung aller „Poſt⸗ und Kommerzialſtraßen“ durch die 
eurtt Wege. v. 23. Okt. 1808 [Reg BBl. 1809, 19) dem württem⸗ 
Ertiiſchen Staat übertragen worden. Der Württ. Staat hat die 
5 dachtung Unterhaltung und Inſtandſetzung der Staatsſtraßen 
ge, en Kreis feiner öffentlich -rechtlichen Aufgaben aufgenommen. 
0 und die ihm eingegliederten öffentlichen Körperſchaften übten 
100 jürforgende Tätigkeit kraft ihrer öffentlichen Gewalt aus 
a. auch Hofacker, „Aus dem Wegerecht“ a. a. O. 219, 
115 etmann 566 f.; dazu allgemein RGG3. 114, 201). Daran 
da ſich durch den Übergang der Hoheitsrechte der Lander auf 
Rei auf Grund des Neuaufbaugeſetzes v. 30. Jan. 1934 
St Bl. 1, 75) und durch die reichsrechtliche Neuregelung des 
unde henweſens gemäß dem Gel. v. 26. März 1934 nur ſoviel ge- 
Er ert, daß die Straßenunterhaltung nunmehr in Ausübung 
* Reichsgewalt erfolgt. Es kann jedoch keine Rede davon ſein, 
„8 ſie dadurch zu einer fiskaliſchen Verrichtung geworden iſt. 
Neuer Grundſatz des württ. Wegerechts iſt vielmehr, da er dem 
eichsrecht nicht widerſpricht, in Kraft geblieben. 
in, Daß die öffentlichen Körperſchaften im Rahmen dieſer für⸗ 
büwenden Hoheitstätigkeit ſich im Einzelfall gelegentlich auch 
n vorlich rechtlicher Rechtsformen bedienen, z. B. dann, wenn 
Strat einem Privatunternehmer Schotter zur Ausbeſſerung der 
y lahe kaufen, ändert an der grundſätzlichen Beurteilung nichts. 
„an hat allerdings, und gerade im Hinblick auf die Straßen⸗ 
wiſtealtung, den Grundſatz aufgeſtellt, daß in ſolchen Verhält⸗ 
en „gemiſchter Natur“ die Verantwortlichkeit der öffentlichen 
(„perſchaften auf Grund der Vorſchriften des BGB. eintrete 
ul bel Gierke a. a. O. NOS. 78, 329). Aber abgeſehen da, 
une daß es ſich bei der Straßenverwaltung nicht allgemein um 
tune „Miſchung“ hoheitlicher und bürgerlich⸗rechtlicher Verrich⸗ 
dich n ſondern grundſätzlich und in der Regel um eine öffent⸗ 
ge Verwaltung handelt, ift nicht einzuſehen, warum hier all- 
Mein, und nicht bloß, wenn wirklich bürgerlich⸗ rechtliche 
krichtungen in Frage ſtehen, die Haftungsbeſtimmungen des 
iſt 5 Platz greifen ſollen. Eine ſtichhaltige Begründung dafur 
fru icht zu erkennen. Jener Grundſatz laßt ſich nur aus der 
er weitverbreiteten Tendenz erklären, die burgerlich⸗recht⸗ 


liche Haftung des Staates auch auf hoheitliche Handlungen aus⸗ 
zudehnen. Man ging dabei von der Erwägung aus, die An⸗ 
wendung des bürgerlichen Rechts ſei in ſolchen Fällen ſchon 
deshalb geboten, weil es ſonſt überhaupt an jedem Rechtsſchutz 
fehle (vgl. z. B. RG. 65, 117 JW. 1907, 164). Man han⸗ 
delte dementſprechend nach der von Dernburg („Das bür⸗ 
gerliche Recht des Deutſchen Reichs“ I? [1906] 207) bei der 
Auslegung des §89 BGB. ausdrücklich ausgeſprochenen Regel: 
„in dubio contra fiscum“. Im bürgerlichen Rechtsſtaat, ins⸗ 
bef. ſolange es noch kein Staatshaftungsgeſetz gab, mochte dieſe 
Anſchauung begründet ſein. Daß ſie dem heute geltenden 
nationalſozialiſtiſchen Staats- und Rechtsdenten widerſpricht 
und daher nicht mehr aufrechterhalten werden kann, ſollte keinem 
Zweifel unterliegen. 

Einige Anhänger der herrſchenden Meinung ſtellen zwar 
zutreffend feſt, daß es ſich bei der Unterhaltung der öffentlichen 
Wege nicht um eine bloß privatrechtliche Verrichtung handle, 
wollen bei einer Verletzung der Wegeunierhaltungspflicht aber 
trotzdem die bürgerlich⸗ rechtlichen Haftungsbeſtimmungen zur 
Anwendung bringen (vgl. beſ. Rümelin, „Haftung im klini⸗ 
ſchen Betrieb“ 1913, 67 f.). Sie ſetzen ſich damit in Widerſpruch 
zu Art. 131 RVerf., durch den die Vorſchriften des BGB. in 
allen Fällen ausgeſchloſſen werden, in denen durch eine „in Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt“ begangene Amtspflichtverletzung eines 
Beamten ein Schaden entſteht. „In Ausübung öffentlicher Ge⸗ 
walt“ handelt ein Beamter nicht nur dann, wenn er die ſtaatliche 
Zwangsgewalt geltend macht; vielmehr iſt nach zutreffender, 
heute nahezu allgemein anerkannter Auffaſſung auch die für⸗ 
ſorgende Betätigung, die ſogenannte „ſchlichte Hoheitsverwal⸗ 
tung“, als Ausübung öffentlicher Gewalt i. S. des Art. 181 
RVerf. aufzufaſſen (vgl. RG. 68, 285 JW. 1908, 413; RG. 
91, 274; 126, 28, 32 f. JW. 1930, 1925; RG. 147, 278; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1932 Ziff. 315; Fleiner, „Inſtitutionen des deutſchen 
Verwaltungsrechts“, 8. Aufl. 1928, 281; Brand, „Die Grund⸗ 
rechte und Grundpflichten der Rei II [1930] 277; RGR⸗ 
Komm., Anm. 1 zu § 839). Daß ein Unterſchied zwiſchen der 
„Ausübung öffentlicher Gewalt“ und der ſonſtigen „Tätigkeit 
des öffentlichen Rechts“ beſtehe, kann nicht anerkannt werden. 
Vielmehr ſtellt ſich jede Tätigkeit des öffentlichen Rechts als Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt dar. 

Damit iſt aber die hier zu prüfende Frage entſchieden. Die 
herrſchende Lehre von der bürgerlich⸗rechtlichen Verkehrsſiche⸗ 
rungspflicht der öffentlichen Körperſchaften iſt mit dem gelten⸗ 
den Recht nicht vereinbar. Denn da die Unterhaltung der öffent- 
lichen Wege zu den fürſorgenden Hoheitsbetätigungen gerechnet 
werden muß, haftet die wegebaupflichtige Körperſchaft für die 
unerlaubten Handlungen ihrer Beamten nicht nach den Haf— 
tungsbeſtimmungen des BGB., ſondern grundſätzlich nur nach 
Art. 131 RVerf. 

III. Der Bekl. wird wegen einer in Ausübung öffentlicher 
Gewalt begangenen Amtspflichtverletzung des Straßenwarts Th. 
zur Erſatzleiſtung verurteilt. Bei Anwendung der Haftungsbe⸗ 
ſtimmungen des BGB. hätte die Haftung des Bekl. verneint 
werden müſſen. Th. iſt als Straßenwart zweifellos kein Willens⸗ 
organ des Bekl. i. S. der SS 89, 31 BGB. Eine Haftung nach 
§ 831 BGB. würde deshalb ausſcheiden, weil der Bekl. nach⸗ 
weiſen kann, daß er weder bei der Auswahl noch bei der Be⸗ 
aufſichtigung des Th. eine Sorgfaltspflicht verletzt hat. 

(LG. Tübingen, 1. 3K., Urt. d. 24. Okt. 1936, 10 38/36.) 


* 


3. KG. — 8 134 BGB. Eine nach dem Inkrafttreten der 
Preisſtopperordnung ohne vorherige Genehmigung der zuſtän⸗ 
digen Stelle zwecks Mieterhöhung ausgeſprochene Kündigung iſt 
unwirkſam. 

Die Feſtſtellung des LG., daß die Bekl. die Kündigung e 
21. Dez. 1926 nur ausgeſprochen habe, um eine Mieterhöhung 
zu erreichen, iſt nicht zu beanſtanden. Zwar ill dieſer Grund im 
Kündigungsſchreiben nicht ausdrücklich erwahnt, dieſe Abſicht 
ergibt ſich aber aus dem Hinweis der Bekl. im Kündigungs⸗ 
ſchreiben, daß fie zur Fortſetzung des Mietvertrages bereit ſei 
und daß die Kündigung zwecks Einbaus von Waſſeruhren er⸗ 
folge, und weiter aus dem im Anſchluß an die Kündigung über⸗ 
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mittelten neuen Vertragsangebot v. 2. Jan. 1937, das die Miet- 
zinserhöhung enthält. Danach war beabſichtigt, neben der Stei⸗ 
gerung des Mietzinſes von monatlich 80 ,, auf 82 , die 
Koſten des Warmwaſſerverbrauchs, die bisher in der Miete ent⸗ 
halten waren, umzulegen. 

Wodurch dieſes Streben nach einer Mietzinserhöhung ver⸗ 
anlaßt war, iſt gleichgültig. Es mag geſchehen ſein, um gewiſſe 
Härten, die ſich aus einem allzu reichlichen Waſſerverbrauch er⸗ 
gaben, auszugleichen. Jedenfalls wirkte ſich dieſes Verlangen 
als Mietzinserhohung aus. Denn es iſt unrichtig, daß durch 
dieſes Verlangen die vertraglichen Laſten des Mieters bei ſpar⸗ 
ſamer Verwendung des Waſſers — wozu er vertraglich verpflich⸗ 
tet geweſen ſei — eine Erhöhung nicht erfahren hätten. Die 
Bekl. überſieht, daß ſie dem Mieter die geſamten Koſten des 
Warmwaſſerverbrauchs — alſo auch die Koſten, die bei pfleg⸗ 
lichem Gebrauch entſtehen — hat in Rechnung ſtellen wollen 
und daß ſie außerdem noch eine monatliche Erhöhung des feſten 
Mietzinſes verlangt hat. 

Im übrigen könnten auch Vertragswidrigkeiten beim 
Warmwaſſerverbrauch eine Mieterhöhung nicht rechtfertigen. 
Sie könnten nur vielleicht Schadenserſatzanſprüche gegen die 
Mieter erzeugen, welche die Verſtöße begangen haben. Sie kön⸗ 
nen weiter zu vorbeugenden Maßnahmen führen, die ſich hier 
durch Einbau einer Waſſeruhr leicht durchführen ließen und 
inzwiſchen auch ohne Schwierigkeit durchgeführt ſind. 

Es kann daher kein Zweifel beſtehen, daß die Bekl. mit der 
Kündigung eine geſetzlich verbotene Mietzinserhöhung erſtrebt 
hat. Die Kündigung iſt daher nach § 134 BGB. nichtig, da nach 
§ 2 VO. v. 26. Nov. 1936 alle Handlungen verboten find, durch 
die mittelbar oder unmittelbar die Vorſchriften des Verbots der 
Mieterhöhung umgangen werden oder umgangen werden ſollen. 

Die Kündigung kann auch nicht dadurch wirkſam werden, 
daß die Bekl. den Umfang der anfänglich geforderten Miet⸗ 
erhöhung ſpäter eingeſchränkt und nach Monaten durch die Ein⸗ 
gabe v. 1. März 1937 die Genehmigung der zuſtändigen Stelle 
zu dieſer eingeſchränkten Mietzinserhöhung nachgeſucht hat. Wie 
die Bekl. ſelbſt — wenn auch im anderen Zuſammenhang — 
hervorhebt, iſt für die Beurteilung der Wirkſamkeit der Kündi⸗ 
gung der Zeitpunkt des Zugehens der Kündigung maßgebend. 
Es hätte daher ſchon bei Ausſpruch der Kündigung zwecks Miet⸗ 
zinsſteigerung die Genehmigung zu dieſer Steigerung vorliegen 
müſſen. Denn Kündigungen ſind einſeitige Willenserklärungen, 
die nicht bedingt ausgeſprochen werden können, weil ſie tief in 
fremde Intereſſen eingreifen und dieſe Intereſſen nur einen 
ſofort gewiſſen und ſofort wirkſamen Eingriff zulaſſen. Die 
Kündigung kann alſo nicht unter der Bedingung ausgeſprochen 
werden, daß die erſtrebte Mietzinserhöhung von der zuſtändigen 
Stelle genehmigt werde. Dadurch würde eine Unſicherheit in die 
Rechtslage gebracht, die ſich mit dem Weſen der Kündigung nicht 
vereinbaren läßt. 

Das LG. hat daher mit Recht, da die Kündigung zwecks 
Mietſteigerung geſetzlich unzuläſſig iſt und im übrigen mangels 
anderer beachtlicher Gründe als Rechtsmißbrauch erſcheint, die 
Wirkſamkeit der Kündigung verneint 

(K., 17. ZivSen., Urt. v. 8. Mai 1937, 17 U 1027/37.) 
* 

4. 26. — 88 138, 242 BG B. Verkauf einer ärzt⸗ 
lichen Praxis nicht ſittenwidrig, auch vor 
1933 abgeſchloſſene Verträge nicht. ) 

Ein Arzt hatte mit der Witwe eines anderen Arztes, der 
Mutter von ſieben kleinen Kindern, am 22. März 1933 einen 
notariſchen Vertrag geſchloſſen, damit die ärztliche Praxis des 
geſtorbenen Arztes für 30 000 % übernommen und ſich ver⸗ 
pflichtet, dieſen Betrag in monatlichen Raten von 300 % ab 
1. Jan. 1933 zu zahlen. In einem Rechtsſtreite 1934 wegen 
Zahlung von rückſtändigen Raten, in dem der Arzt den Ver⸗ 
trag wegen argliſtiger Täuſchung über den Wert der Praxis 
als nichtig anfocht, verglichen ſich die Parteien dahin, daß ſie 
den Kaufpreis auf 22 500 RM, zahlbar in monatlichen Raten 
von 225 /, herabſetzten. Es wurden darauf bis zum April 
1936 39 Raten gezahlt, dann wurde aber die Weiterzahlung ein⸗ 
geſtellt. Deshalb wurde jetzt das Guthaben des Arztes bei der 
Bank gepfändet und eine Sicherungshypothek auf ſeinem Grund⸗ 
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beſitz eingetragen. Der Arzt meint, die Vollſtreckung aus en 
Vergleiche fei unzuläſſig; denn der Vertrag v. 22. März jr 
und der gerichtliche Vergleich verſtießen gegen die guten A 
ten und ſeien daher nichtig, da ſeit dem Abſchluſſe ſich die Ge 
ſetze, die Rſpr. und die Rechtsanſchauungen geändert hätten, 
Im 81 Rälrzte O. v. 13. Dez. 1935 ſei feſtgelegt worden, daß 
der Beruf des Arztes kein Gewerbe ſei. Deshalb ſei es ſitten 
widrig, das Vertrauen der Patienten zu einem Arzte zum Han 
delsobjekt zu machen. Damit ſeien Verträge über den Verfall 
einer Arztpraxis nichtig. Von dieſer Anſchauung würden ar 
früher abgeſchloſſene Verträge berührt, wie das KG. am 15. Apr 
1936 entſchieden habe. Das haben die Gegner beſtritten. Das 
LG. in N. hat den Vertrag nicht für ſittenwidrig augeſehen. Vo 
einem Verkaufe einer Arztpraxis, ſo führt das Urteil aus, font 
man im vorl. Falle eigentlich nicht reden, da Dr. NN. | 2 
am 24. Okt. 1932 geftorben ift und das ärztliche Exrmwerbsgeld 
bei feiner beſonderen Eigenart notwendigerweiſe mit dem Tobe 
ſeines Inhabers endet. Seine Erben können einem anderen 
Arzte nur das hinterlaſſen, was ſich von der ärztlichen Prat! 
nach dem Tode ihres Inhabers noch verwerten läßt (RG3. 1 3 
1 = 33. 1934, 1641 ). Der ſich neu niederlaſſende Arzt grün, 
det eine neue Praxis und nutzt dabei nur eine gegebene La 
zu ſeinem Vorteil aus, ohne daß aber rechtlich ein Zuſammen 
hang mit der alten Praxis beſteht. Er kann dafür den Erben 
des Arztes eine Vergütung zahlen. Der Vorteil dieſer gegebenen 
Lage beſteht im weſentlichen in der Überlaſſung der Beztehun 
gen des Publikums zu den Räumen, in denen der geſtorbe 
Arzt feine Praxis ausgeübt hat, und in der Überlaffung ber 
günſtigen Möglichkeiten, die ſich aus dem Weiterarbeiten a l 
gleichen Platze ergeben. Die Erben des früheren Arztes ebnen 
dem neuen Arzte damit die Wege. Sie nutzen ebenfalls dur 
den ſog. Verkauf der Praxis zu ihrem Vorteile die tatſächliche 
Lage aus, die darin beſteht, daß die Bevölkerung vielfach ge 
wöhnt iſt, den Arzt in einem beſtimmten Hauſe aufzuſuchen, 
und die geneigt iſt, nach feinem Tode mit feinem Nachfolger 
mindeſtens einen Verſuch zu machen. Alle dieſe Vorteile ſtelen 
unzweifelhaft einen Vermögenswert dar, der von der Tüchtig 
keit des geſtorbenen Arztes abhängig iſt. Der Beruf des Arztes 
hebt ſich zwar aus dem Rahmen einer Erwerbstätigkeit heraus, 
er läßt den Berufsangehörigen im weiten Maße menſchliche, 
Vertrauen zuteil werden. Gleichwohl kann man es doch nich 
als unſittlich anſprechen, wenn die Erben beſtrebt find, au. 
dieſer Tüchtigkeit ihres Erblaſſers den größtmöglichen Nude 
zu ziehen. An dieſer Auffaſſung hat auch die Rolrzte O. ven 
13. Dez. 1935 nichts geändert; denn es wird bei der Praxis 
abgabe kein Erwerbsgeſchäft verkauft, ſondern eine beſonder; 
günſtige Lage zur Ausnutzung einer ärztlichen Tätigkeit überla 0 
ſen. Grundſätzlich wird man deshalb daran feſthalten müſſen 
daß Verträge über die Übergabe einer ärztlichen Praxis ode 
über die Überlaſſung des Vermögenswertes einer ehemaligen 
Prapis auch heute gültig find und erſt beim Hinzutreten be 
ſonderer Umſtände ſittenwidrig werden, ſo z. B. dan 
wenn der Vertrag dem Übernehmer der Praxis unverhältn, 
mäßig ſchwere Belaſtungen auferlegt, durch die zu befürchten i 
er werde darauf angewieſen ſein, unter Außerachtlaſſen der 2 
lange ſeiner Patienten die Erzielung beſonders hoher Einng“ 
men anzuſtreben. Es kommt bei der Beurteilung der Frage, 5 
die endgültige Überlaffung einer Arztpraxis gegen die gute! 
Sitten verſtößt, immer auf die näheren Umftände den 
Einzelfalles, namentlich auf die Höhe und die Art 5 
bedungenen Zahlung des zu entrichtenden Entgelts an. = 
liegen aber keine ſolchen beſonderen Gründe vor, aus denen 15 
Aufrechterhalten des Vertrags und des Vergleichs mit der 75 
tigen Auffaſſung unvereinbar wäre und geradezu eine Se 
für die heutige Rechtsauffaſſung bedeuten würde. Es wür 
vielmehr gerade das Verhalten des Kl. gegen 2 
und Glauben verſtoßen; denn er hat ſich als Arzt auf den »= 
trag und den Vergleich eingelaſſen, er hat dieſen jahrelang 
füllt, er hat dadurch feine Praxis geſichert und erweitert, un 
jetzt fordert er auf einmal die Löſung des Vertrages und * 
droht dadurch ſeine Vertragsgegner, eine Witwe und ſieben be; 
mündige Kinder, in ihrer Lebensgrundlage, und zwar nur e 95 
halb, weil ſich in der Zeit nach dem Abſchluſſe des Verte, 
und des Vergleich unter dem Einfluſſe der neuen NAH 
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15 Anſchauungen über Praxisabgabeverträge grundſätzlich ge 


andert haben ſollen. 
get Aber auch wenn ein ſolcher Wandel der Anſchauung ein⸗ 
Rauen wäre, ſo muß man doch früher abgeſchloſſene 


Zeit dae regelmäßig nach den Anſchauungen beurteilen, die zur 
In des Vertragsabſchluſſes herrſchten und maßgebend waren. 
zn den Jahren 1933 und 1934 hat man Verträge über die 
folgt e einer Arztpraxis nicht als ſittenwidrig empfunden. Das 
übe ſchon daraus, daß der Vertrag v. 22. März 1933 vom Vor⸗ 
Er des Arztevereins für Jena und Umgebung ausdrücklich 
gt worden iſt. Deshalb haben auch die Erben des ge⸗ 
Not enen Arztes auf die Gültigkeit des vor einem deutſchen 
anſtar geſchloſſenen, vom Vorſitzer des Arztevereins nicht be⸗ 
1934 weten Vertrags und auf die Gültigkeit des am 11. April 
cher vor einem deutſchen Gericht geſchloſſenen, auch vom Vorm⸗ 
auch genehmigten Vergleichs vertraut, und ſie konnten damals 
ſche darauf vertrauen. Wollte man aber jetzt, weil ſich inzwi⸗ 
1 0 ein Wandel in der Anſchauung vollzogen habe, den Ver⸗ 
Io g und den Vergleich als ſittenwidrig und ungültig anſehen, 
15 rde das Folgen haben, die für den anderen Teil untrag⸗ 
als ſind. Man muß deshalb den Vertrag und den Vergleich 
dechtsgültig anſprechen. 

Ec. Rudolſtadt, Urt. v. 7. Dez. 1936, 10 71/36.) 


ie Bemerkung: Vgl. hierzu den Aufſatz des AGR. Dr. Kall- 
3 in dieſem Heft S. 1513 ff. D. S. 
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3 3. RG. — 8249 BGB. Vorteilsausgleichung. 
uſammenhang. 
15 Infolge Amtsverſehens erhielt der Kl. eine zweitrangige 
are Def — ſtatt einer anderen, völligen Sicherheit. Der 
inte Teil der Hypothek war durch den Wert der mit ihr 
{of ten Grundſtücke nicht gedeckt. Das Beſtehen dieſer Be⸗ 
ab ung war aber geeignet, Kaufliebhaber von hohen Geboten 
laßuhalten, da der Kl. bis zum Schlußbetrag der Hypothek 
e anderen leicht ausſchalten konnte. Nach natürlicher Be⸗ 
chtung verdankt es der Kl. dieſer Hypothek und ſomit 
ade dem Amtsverſehen, daß er die Grundſtücke in der 
Öle gsverſteigerung zu einem ſo günſtigen Preis (die Grund⸗ 
an e find im Verſteigerungstermin ohne Widerſpruch des 
ie denden Kl. mit 800 RA bewertet worden. Der Kl. erwarb 
150 Scundſtücke für 650 RA) erwarb. Die Anrechnung der 
Bache RA entſpricht unter ſolchen Umſtänden dem Geſetz (8 249 
B.) und zugleich dem gefunden Rechtsempfinden des Volkes. 
(AG.., V. Ziv Sen., U. v. 26. Febr. 1937, V 209,86.) 
v. B. 


tra 
ger 
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r 6. RG. — 8s 519, 528, 1300 BGB. Die Rechts⸗ 
Nerft eines Urteils, wonach jemandem eine 
ute zuerkannt worden iſt, hindert nicht den 
de zeicherungsanſpruch gemäß 5 528 BGB., wenn 
85 dem Urteil zugrunde liegende Renten⸗ 
Pal prechen in Wirklichkeit nur ſchenkungs⸗ 
05 er gemacht war und die Vorausſetzungen 

8 519 BG B. vorliegen. 

5 Der Kl., der 25 Jahre hindurch, bis er ſich 1925 ver⸗ 
15 atete, ein Verhältnis mit der Bekl. hatte, hat ſich am 
Aa 1919 in notarieller Urkunde dieſer gegenüber zur 
bit; lung einer lebenslänglichen Jahresrente von 4200 % ver⸗ 
Get tet, und zwar nach der Urkunde vergleichsweiſe, weil er 
Gru Bekl. die Ehe verſprochen gehabt, ihr aber nun einen 
die ud gegeben habe, vom Verlöbnis zurückzutreten, nachdem 

vrausſetzungen des 8 1300 BGB. eingetreten geweſen 
ach und deshalb ſchadenserſatzpflichtig geworden ſei. 1926, 
kom dem ſich feine früher glänzenden Vermögens- und Ein⸗ 
ſamſtensverhältniſſe durch die Geldentwertung und den Zu⸗ 
haltetenbruch des Geſchäftes ſeiner Ehefrau ſo mißlich geſtaltet 
dar en, daß er ſogar zum Offenbarungseide geladen wurde, 
ger die Bekl. veranlaßt, ein Verſäumnisurteil v. 2. Juni 
mon gegen ihn zu erwirken, durch das jene Rente auf 200 RM 
Lertttlich aufgewertet wurde. Da die erhoffte Beſſerung ſeiner 

zältniſſe ausblieb, dieſe ſich vielmehr in der Folge weiter 


ſeien 


verſchlechterten, auch ſeine Ehe ſchließlich zerbrach, ſo daß er 
der von ihm getrennt lebenden Frau Unterhalt in Geld ge⸗ 
währen mußte, hat der Kl., um von jener urteilsmäßigen Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. gegenüber befreit zu werden, am 10. März 
1936 Klage gegen ſie erhoben auf Aufhebung dieſes Urteils, 
ſoweit darin der Bekl. eine monatlich im voraus zahlbare 
Rente von 200 AM bis zu ihrem Ableben zugeſprochen ſei, 
und das damit begründet: Sowohl die Vereinbarung von 
1919 wie das Verſäumnisurteil ſeien wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nichtig, jene, weil in Wirklichkeit kein Ver⸗ 
löbnis beſtanden habe, durch deſſen Bruch er ſich hätte ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht haben können, die Rente vielmehr eine 
Entſchädigung für die mit ihm gepflogenen Beziehungen habe 
darſtellen ſollen, dieſes, weil die Bekl. es auf ſeinen Rat er⸗ 
wirkt habe, um anderen Gläubigern zuvorzukommen; zudem 
ſei er berechtigt, die in der Zuwendung der Rente liegende 
Schenkung wegen ſeiner jetzigen ſchlechten Vermögenslage zu 
widerrufen und wegen groben Undanks der Bekl., die in 
der rückſichtsloſeſten Weiſe gegen ihn vorgegangen ſei, zurück⸗ 
zufordern. Das LG. hat ſeinem Begehren in vollem Umfange 
ſtattgegeben. Für die Zeit ſeit der Klagerhebung hat die Bekl. 
das gelten laſſen; für die Zeit bis dahin, alſo vom 1. Junt 
1926 bis zum 14. März 1936, dagegen hat ſie Berufung ein⸗ 
gelegt und damit Erfolg gehabt. Auf die Rev. wurde die 
Sache zurückverwieſen. 

Richtig iſt allerdings, daß die Vorſchrift des § 323 ZPO., 
auf die der Kl. ſich geſtützt hatte, zur Abänderung des Urt. 
v. 2. Juni 1926 nur für die Zeit nach Erhebung der Klage 
führen konnte (Abſ. 3 daſ.), inſoweit aber die landgerichtliche 
Entſch. von der Bekl. mit der Berufung nicht angefochten 
worden war. 

Weiter konnte der Kl. in der Tat jenes rechtskräftige 
Urteil im Verhältnis zur Bekl. nicht damit beiſeiteſchieben, 
daß es von ihr im Einverſtändnis mit ihm erwirkt worden 
ſei, damit fie den ihn damals bebräggenden anderen Gläu⸗ 
bigern zuvorkommen könne. Dieſer Sachverhalt würde allen⸗ 
falls den benachteiligten Gläubigern ein Recht zur Anfechtung 
des Rechtserwerbes der Bekl. gegeben haben; der Kl. ſelbſt 
aber kann daraus ihr gegenüber keinen Einwand gegen die 
Durchſetzung der Urteilsforderung herleiten. 

Endlich iſt dem BG. auch darin beizupflichten, daß der 
Kl. wegen der Rechtskraft jener Entſch. mit dem Vorbringen 
nicht gehört werden kann, der Bekl. ſei aus der dem Urteil 
zugrunde liegenden Vereinbarung v. 15. Juli 1919 in 
Wirklichkeit kein Anſpruch gegen ihn erwachſen, weil dieſe den 
guten Sitten zuwider und deshalb rechtsunwirkſam geweſen ſei. 


Entgegen der Anſicht des BG. war jedoch der Kl. trotz 
der Rechtskraft des Urt. v. 2. Juni 1926 nicht gehindert, zur 
Begründung von Einwendungen gegen die Urteilsforderung, 
die er aus ſpäteren Ereigniſſen ableitete, geltend zu machen, 
daß die Angaben in der Urkunde v. 15. Juli 1919 über den 
Grund des Rentenverſprechens nur vorgeſchützt und dieſes in 
Wirklichkeit ſchenkungshalber gemacht worden ſei. Sein Vor⸗ 
bringen, ein Verlöbnis habe zwiſchen den Parteien niemals 
beſtanden, die Bekl. ſei auch, als er ſie kennengelernt habe, 
Witwe geweſen und habe bereits ein Kind gehabt, ſo daß ſie 
einen Anſpruch aus § 1300 BGB. gegen ihn gar nicht gehabt 
haben könne, war auch zur Erhärtung jener Behauptung recht 
wohl geeignet. Ferner iſt es zwar rechtlich nicht zu beanſtanden, 
wenn das BG. es abgelehnt hat, darin allein ſchon, daß die 
Bekl. trotz der ihr bekannten ſchlechten Vermögenslage des Kl. 
ihre Urteilsforderung mit den geſetzlichen Mitteln durchzuſetzen 
verſucht hat, groben Undank zu erblicken, der den Kl. zum 
Widerruf ſeiner Schenkung befugt hätte. Das BG. hat jedoch 
nicht berückſichtigt, daß der Kl. gem. 8 519 BOB. berechtigt 
iſt, die Erfüllung des ſchenkweiſe erteilten Rentenverſprechens 
zu verweigern, wenn er, was der Kl. in eingehenden Aus⸗ 
führungen darzulegen verſucht hatte, dazu bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen infolge der ſeit dem Urt. vom 
2. Juni 1926 eingetretenen Verſchlechterung ſeiner Verhältniſſe 
außerſtande iſt, ohne daß ſein ſtandesgemäßer Unterhalt oder 
die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden Unterhalts⸗ 
pflichten gefährdet wird, und daß er deshalb, ſoweit das Urteil 
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für die Zeit vor Erhebung der gegenwärtigen Klage noch 
nicht vollſtreckt iſt, gem. § 767 ZBD. verlangen kann, daß 
die Zwangsvollſtreckung daraus für unzuläſſig erklärt wird. 
Darüber hinaus» hat er gen. $ 528 BGB. unter annähernd 
gleichen ſachlichen Vorausſetzungen das Recht, von der Bekl. 
das, was ſie insbe. nach der Klagerhebung etwa an Renten⸗ 
beträgen für die Zeit vorher freiwillig geleiſtet erhalten oder 
beigetrieben hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzufordern. Wenn 
das BG. meint, dem ſtände entgegen, daß die Schenkung bei 
den 25 Jahre langen vertrauten Beziehungen der Parteien 
einer ſittlichen Pflicht entſprochen habe, ſo hat es verkannt, 
daß es hierfür nicht auf den Zeitpunkt des Rentenverſprechens, 
ſondern auf den ſeiner Erfüllung, alſo der Leiſtung der ein⸗ 
zelnen zurückgeforderten Rentenbeträge, ankommt, ſeitdem aber 
hier noch keine zehn Jahre verſtrichen ſind und daß die Bekl. 
zu dieſen Zeiten keinesfalls einen ſittlichen Anſpruch darauf 
gehabt haben kann, beſſer geſtellt zu werden, als wenn der 
Kl. ihr wie einer geſchiedenen früheren Ehefrau kraft Geſetzes 
unterhaltspflichtig wäre; zudem vermag die Tatſache eines 
25jährigen Liebesverhältniſſes mit ihr allein noch keine ſitt⸗ 
liche Pflicht zu ihrem Unterhalt für den Kl. zu begründen. 
(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 8. März 1937, IV 338/86.) 
[W. R.] 
* 

7. RG. — 88737, 723 BGB. Während bei einem 
Verein die Rechtmäßigkeit des Ausſchluſſes 
nur beſchränkt nachgeprüft werden kann, iſt 
das bei einer Geſellſchaft deshalb anders, 
weil ſie ſich als Schuldverhältnis darſtellt, 
während der Verein als perſonenrechtliches 
Gebilde mit Autonomie erſcheint. 

Entgegen der Meinung der Kl. geht das BG. in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem LG. davon aus, daß die Berechtigung der 
Ausſchließung eines Geſellſchafters nach SS 737, 723 Abſ. 1 S. 2 
BB. im Streitfalle der Nachprüfung durch das Gericht unter⸗ 
liegt. Die für einen Streitfall aus dem Vereinsrecht ergangene 
Entſch. des RG.: JW. 1926, 1677, die das BG. erwähnt, könne 
die Zuläſſigkeit der ſachlichen Nachprüfung der Berechtigung des 
Ausſchluſſes eines Geſellſchafters nicht in Frage ſtellen. Denn 
ſoweit in der Rſpr. für das Gebiet des Vereinsrechts dem Ge⸗ 
richt nur ein formelles Prüfungsrecht hinſichtlich des Aus⸗ 
ſchluſſes eines Vereinsmitgliedes zuerkannt werde, gründe ſich 
dieſe Rechtsanſicht auf den nur dem Verein eigentümlichen be⸗ 
ſonderen inneren Ausbau und die ſatzungsmäßige Übertragung 
der Vereinsangelegenheiten an beſondere Organe. Dieſe Rechts⸗ 
anſicht könne, wenn auch (uach § 54 BGB.) auf die nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine die Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwen⸗ 
dung fänden, wegen der grundſätzlichen Verſchiedenheit zwiſchen 
Verein und Geſellſchaft nicht ohne weiteres auf dieſe über⸗ 
tragen werden. Beim Verein beſtehe nur ein loſes Band zwiſchen 
den Mitgliedern. Die Pflichten der Vereinsmitglieder erſchöpf⸗ 
ten ſich in der Regel in der Bezahlung des Vereinsbeitrags und 
in der Teilnahme an Vereinsverſammlungen. Der Verein habe 
kein oder doch kein erhebliches Vermögen. Wo Vermögen vor⸗ 
handen ſei, ſei bei der großen Zahl der Mitglieder der Anteil 
des einzelnen an dem Vermögen praktiſch ohne Bedeutung. Bei 
der Geſellſchaft beſtehe eine viel engere Beziehung und eine ge⸗ 
ſteigerte Treupflicht unter den Geſellſchaftern. Sie ſeien durch 
den Geſellſchaftsvertrag gegenſeitig verpflichtet, die Erreichung 
eines gemeinſamen Zweckes in der durch den Geſellſchaftsver⸗ 
trag beſtimmten Weiſe zu fördern (§S 705 BGB). Das Aus⸗ 
ſcheiden einzelner Geſellſchafter unter Fortbeſtand der Geſell⸗ 
ſchaft ſei zwar im Geſetz vorgeſehen (§ 723 BGB.); im Ergeb⸗ 
nis ſei aber das Ausſcheiden von Geſellſchaftern durch die es 
regelnden Beſtimmungen erheblich eingeſchrankt. Bei der meiſt 
kleinen Zahl der Geſellſchafter ſei der Anteil des einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafters an dem Geſellſchaftsvermögen erheblich, das Aus⸗ 
ſcheiden eines Geſellſchafters habe deshalb beim Fortbeſtehen 
der Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern häufig auch 
erhebliche wirtſchaftliche Folgen im Hinblick auf die für die 
Auseinanderſetzung gegebene Vorſchrift des $ 738 BGB. Nach 
alledem müſſe der auf Grund des § 737 BGB. ausgeſchloſſene 


Geſellſchafter die Möglichkeit haben, die ſachliche Berechtigung 
ſeines Ausſchluſſes durch das Gericht nachprüfen zu [alle 
Diefen Ausführungen, gegen die von der Rev. keine Bedende 
erhoben werden, iſt nur in ihrem Ergebnis zuzuſtimmen. 2 F 
Grund für die verſchiedene Behandlung der — keineswegs ohn 
weiteres zuläſſigen — Ausſchließung beim Verein und bei de 
Geſellſchaft liegt in folgendem: Der Verein — auch der nich 
rechtsfähige (vgl. RG. 122, 268 — ZW. 1929, 245 und NOS 
143, 1 = JW. 1934, 610°) — hat eine Autonomie, eine Bes 
einsgewalt, die der Staat gelten läßt. Der Verein iſt ein 17 
ſonenrechtliches Gebilde; ſeine Mitglieder können daher ſeine 
„Gerichtsbarkeit“ unterworfen werden. Die Geſellſchaft iſt ei 
Schuldverhältnis; fie mag perſonen rechtliche Züge tragen, 3 * 
über den Geſellſchaftern ſteht nicht ein dem einzelnen berg” 
ordnetes Gebilde, das Träger einer Gemeinſchaftsgewalt ſein 
tönnte. Die Ausſchließung des Geſellſchafters ift nichts andere“ 


als die Kündigung von allen verbleibenden Geſellſchaftern, 3 


wichtigem Grunde erklärt; wie die Berechtigung der Kid! 
gung, ſo kann auch ſie ſachlich nachgeprüft werden. 


(Rh., II. Ziv Sen., U. v. 15. Jan. 1937, II 251/36.) [8 


8. Med. — 8 839 BG B.; 813 G VG. Der in $® 
II 14 AL R. wie auch in 822 RAbg O. a 
geſprochene Grundſatz, wonach der ordentlich 
Rechtsweg in Steuerſachen nicht ſtattfinde. 
ſtellt die Beamten der Steuerbehörde und dam 
den Staat von der Verantwortung für Amt > 
bflichtverletzung bei der Bearbeitung 1 
Steuerſachen keineswegs frei. Inſoweit kan 
für die Steuerbeamten eine Sonderſtellung 
gegenüber den ſonſtigen Beamten der Staat? 
verwaltung nicht anerkannt werden. 

Der Kl. und ſeine Ehefrau ſind ſeit 1912 Eigentümer 
eines Hausgrundſtücks in O. Nach Erlaß der PrHauszin 
StB O. v. 2. Juli 1926 bat der Kl. das zuſtändige Kataſten 
amt mit einer Eingabe v. 22. Juli 1926, bei Feſtſezung die 
Hauszinsſteuer zu berückſichtigen, daß das Hausgrund 
am 31. Dez. 1918 ſchuldenfrei war. Für den Kl. kamen 1 
der Hauszins StVO. in mehrfacher Hinſicht Herabſetzunge, 
der Steuer in Betracht. Der Kl. hatte dem Kataſteramt Beleg 
darüber vorgelegt, daß er auf die einzig vorhandene 5 
übrigens ſchon vor dem Kriege eingetragene — Hypothek vos 
27000 am 31. Juli 1917 den Teilbetrag von 5500 
abgetragen hatte und daß die Hypothek nach Zahlung d 
Reſtbetrags am 16. Aug. 1918 gelöſcht war. Der Vorlte 
des Kataſteramts und Vorſitzende des Steuerausſchuſſes 10 
aber das Grundſtück nicht als laſtenfrei behandelt. Den 
entſprechend iſt die Veranlagung durch Beſcheid v. 27. Seb 
1926 auf 625% der vorläufigen Grundvermögenſteuer erfolg 
Der Kl. hatte dagegen ſofort Einſpruch erhoben mit der sr 
gründung, daß der feſtgeſetzte Hundertſatz zu hoch bereit 
ſei. Der Bekl. (Preuß. Staat) hat ihn darauf zur mündlich. 
Verhandlung vorgeladen. Dieſe hat am 15. Okt. 1926 ſta 5 
gefunden und damit geendet, daß der Kl. eine Erklärung 85 
Juhalts unterſchrieb, er ziehe ſeinen Einſpruch nach 
folgter Aufklärung zurück. 

Der Kl. iſt ſpäter darüber aufgeklärt worden, daß 
Grundſtück angeſichts feiner Laſtenfreiheit am 31. Dez. 117 
nicht höher als mit 375% hätte veranlagt werden dürfe 
Der Kl. hat auch in der Folgezeit erreicht, daß die Hai 
zinsſteuer vom Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes mit W 8 
kung v. 1. Okt. 1934 ab herabgeſetzt worden iſt. Dagegen bis 
die Anträge des Kl. auf Rückerſtattung der in der Zeit 11 
zum 1. Okt. 1934 geleiſteten Zuvielzahlungen von insgeſo 
etwa 2000 AA von allen Verwaltungsſtellen abgelehnt wordaf 

Der Kl. hat nunmehr den beklagten Preuß. Staat ge 
Zahlung eines Teilbetrags von 1100 RAM in Anſpruch f. 
nommen. Sein Anſpruch ſtützt ſich auf Art. 131 Weim Verf 
i. Verb. m. § 839 BGB. ach 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das BG. hat n 
Klagantrag verurteilt. 

Die Rev. war erfolglos. ige 

Die Rev. wendet ſich in erſter Linie gegen die Zuläff 


das 
1918 
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endes Rechtswegs. Der Kl. hat ſeinen Anſpruch darauf 
rat ützt, daß er durch ſchuldhaft fehlſame Belehrung und Be⸗ 
ung ſeitens des Vorſtehers des Kataſteramts in der vor⸗ 
sein genden Verhandlung am 15. Okt. 1926 zur Zurücknahme 
gers Einspruchs veranlaßt und damit um die Möglichkeit 
t racht ſei, die Richtigſtellung ſeiner Veranlagung int ſteuer⸗ 
* tlichen Inſtanzenzuge zu erreichen. Beide Vorinſtanzen 
N en angenommen, daß für den ſo begründeten Klaganſpruch 
ordentliche Rechtsweg gegeben ſei. 
— Die Rev. will das aus folgenden Erwägungen nicht gelten 
en: Die dem Kl. in der Verhandlung erteilte Aufklärung 
wine nicht losgelöſt von dem vorausgegangenen Ver⸗ 
detrehringsbeſcheid, wie überhaupt vom Veranlagungsverfahren 
Yu tet werden. Die Veranlagung ſtelle einen vorbereitenden 
a dieſes Verfahrens dar und die Rechtsanſichten, die der 
iorſteher der Kataſteramts dabei zum Ausdruck gebracht habe, 
u ſich daher nicht als ſelbſtändige, vom Verwaltungs⸗ 
fahren getrennte Handlungen werten. Da es ſich um eine 
tau uſammenhang mit der Heranziehung zur Steuer auf⸗ 
ord ende Frage gehandelt habe, ſei der Rechtsweg vor den 
i entlichen Gerichten nicht zuläſſig, und zwar ohne Rück⸗ 
1 darauf, ob der Vorſteher des Kataſteramts die in Be⸗ 
5 t kommenden Steuervorſchriften richtig oder unrichtig 
gelegt habe. 
lch Dieſe Ausführungen der Rev. verkennen ſchon in tatjäch- 
er Hinſicht, daß es ſich nach der — vom Bekl. übrigens 
bel uiderſprochen hingenommenen — Sachdarſtellung des Kl. 
Ander Verhandlung v. 15. Okt. 1926 um mehr als eine bloße 
gehauurung des Kl. über die Rechtsgründe des Steuerbeſcheids 
Wandelt hat. Der Kl. will nach ſeiner ausdrücklichen Behaup⸗ 
und den Vorſteher des Kataſteramts damals um Rat gefragt 
wei von ihm die Belehrung erhalten haben, daß eine ander⸗ 
ſchribe Berechnung der Steuer nach den geſetzlichen Vor⸗ 
hatten ausgeſchloſſen ſei und der Kl. bei Aufrechterhaltung 
wal demnach ausſichtsloſen Anſpruchs hohe Koſten zu ge⸗ 
Vortigen habe. Mit dieſer Einwirkung auf den Kl. ſoll der 
hun Treher des Kataſteramts unbekümmert um die entgegen- 
Kap den geſetzlichen Beſtimmungen bewußt darauf abgezielt 
h Ad den Einſpruch durch Zurücknahme zur Erledigung zu 
aden Damit hatte der Kl. alle grundſätzlichen Voraus⸗ 
ng gen für die Möglichkeit einer Amtshaftung des Bell. 
dard Art. 131 WeimVerf. i. Verb. m. 8839 BGB. ſchlüſſig 
die belegt. Das aber iſt nach Art. 131 Wein Verf. zugleich für 
Nen Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtswegs entſcheidend. Der 
Amte kann nicht zugegeben werden, daß die vom Kl. dargelegte 
Rattspflichtverletzung um deswillen außerhalb der gerichtlichen 


durprüfung ſteht, weil ſie in einer die Einſpruchsentſchei⸗ 
(eh des Steuerausſchuſſes vorbereitenden Verhandlung ge⸗ 
n 


Jing miſt und letztere nach Nr. 178 ff. der Anweiſung des 
Gern, v. 26. Febr. und 14. Juli 1923 zur Ausführung des 
dil t. (FM Bl. 98/431) einen Akt des Einſpruchsverfahren 
pflicht kit dem Hinweis hierauf kann die behauptete Amts⸗ 
Jeſchtverletzung nicht gedeckt und ebenſowenig hinſichtlich der 
li, ung ihrer Rechtsfolgen der Entſcheidung der ordent⸗ 
ah Gerichte entzogen werden. Der in 8 78 II 14 ALR. wie 
don in 8242 (früher 227) RAbg O. ausgeſprochene Grundſatz, 
fing der ordentliche Rechtsweg in Steuerſachen nicht ſtatt⸗ 
San’ ſtellt die Beamten der Steuerbehörde und damit den 
bei 5 von der Verantwortung für Amtspflichtverletzungen 
Nh er Bearbeitung von Steuerſachen keineswegs frei (vgl. 
Ser 111, 65 = JW. 1925, 2007). Inſoweit kann für die 
He uerbeamten eine Sonderſtellung gegenüber den ſonſtigen 
ze Men der Staatsverwaltung nicht anerkannt werden. Die 
künannten geſetzlichen Beſtimmungen haben nur die Bedeu⸗ 
der daß ſich die ordentlichen Gerichte in die Entſcheidung 
top Steuerbehörden über die ſtaatlichen Steueranſprüche als 
geſol nicht einmiſchen dürfen. Freilich hat die Rſpr. daraus 
Bde, daß ein Amtshaftungsanſpruch lediglich mit der 

gründung unzutreffender Steuerfeſtſetzung im ordentlichen 
nich wege nicht geltend gemacht werden kann, da er ſich 
der weſentlich von dem Steueranſpruch ſelbſt unterſcheidet, 
lie dadurch nur umgekehrt wird. Das trifft auf den vor⸗ 

denden Fall aber nicht zu. Denn hier will die Klage den 

ranlagungsbeſcheid als ſolchen unberührt laſſen und ſetzt 


ſeine Rechtskraft ſogar voraus, während die Haftung des 
Staates aus ſolchen amtlichen Handlungen des Steuerbeamten 
hergeleitet wird, die jenſeits ſeiner ſteuerrechtlichen Ent⸗ 
ſcheidungsgewalt liegen. Die von der Rev. gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs geltend gemachten Bedenken greifen 
ſomit nicht durch. 

In der Sache ſelbſt ſind von der Rev. lediglich Angriffe 
zur Verſchuldensfrage erhoben. Das Verſchulden des Vor⸗ 
ſtehers des Kataſteramts iſt aber rechtsirrtumsfrei feſtgeſtellt. 
Der Vorſteher des Kataſteramts ſtand, als er am 15. Okt. 
1926 die Ausſichten des Einſpruchs mit dem Kl. erörterte, 
vor einer ganz einfachen Sach- und Rechtslage. Der Kl. 
hatte ihm nachgewieſen, daß die auf dem Grundſtück ein⸗ 
getragen geweſene Hypothek im Auguſt 1918 gelöſcht, das 
Grundſtück alſo am 31. Dez. 1918 von privatrechtlichen ding⸗ 
lichen Laſten frei war. An dieſe Tatſache knüpfte ſich aber 
nach der unmißverſtändlichen Vorſchrift in § 4 Abſ. 3 Haus⸗ 
zins StVO. die Folge, daß der Kl. eine Herabſetzung der 
Hauszinsſteuer auf den geringſten geſetzlich zuläſſigen Satz 
von 375% der Grundvermögenſteuer zu beanſpruchen hatte, 
während er zu 625% veranlagt worden war. Der Vorſteher 
des Kataſteramts hätte an dem klaren Wortlaut der ein⸗ 
ſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen nicht vorübergehen dürfen. 
Es handelt ſich für ihn nicht um die Ausübung eines ver⸗ 
waltungsmäßigen Ermeſſens, ſondern um die Beratung und 
Belehrung eines geſetzesunkundigen Steuerpflichtigen über 
Fragen des Steuerrechts und die Erfolgsausſichten ſeines 
Einſpruchs. Dieſe Beratung fiel, wenn ſie von dem Vor⸗ 
ſteher des Kataſteramts — ſei es auch in Überſchreitung 
feiner eigentlichen Zuſtändigkeit — übernommen wurde, in 
den Rahmen ſeiner Amtspflicht; ſie hatte daher zuverläſſig 
und ſachgemäß zu ſein und hinſichtlich der Auslegung des 
Geſetzes den Anforderungen zu entſprechen, die füglich an den 
Vorſteher eines Kataſteramts und Vorſitzenden eines Grund⸗ 
ſteuerausſchuſſes zu ſtellen find. Bei einem ſolchen muß aber 
entſprechend ſeiner amtlichen Stellung eine beſondere Sach⸗ 
kunde in allen die Beſteuerung von Grund und Boden be⸗ 
treffenden Rechtsfragen vorausgeſetzt werden, wie ſich denn 
auch der Kl. im Vertrauen darauf nach der erhaltenen Be⸗ 
lehrung ohne weiteres zur Zurücknahme ſeines Einſpruchs 
verſtanden hat. Dem BG. iſt ſomit beizutreten, daß der Vor⸗ 
ſteher des Kataſteramts die geſetzlichen Beſtimmungen gröblich 
verkannt hat. Bei ſorgfültiger pflichtgemäßer Überlegung hätte 
er zu der Auffaſſung gelangen müſſen, daß die Veranlagung 
unzutreffend und der Einſpruch des Kl. begründet war. Zum 
mindeſten aber hätte er die außerordentliche Zweifelhaftigkeit 
ſeiner Rechtsauffaſſung erkennen und dem bei der Erörterung 
des Einſpruchs Rechnung tragen müſſen. Weder im einen noch 
im anderen Falle durfte er dem Kl. raten oder auf ihn ein⸗ 
wirken, den Einſpruch als ausſichtslos zurückzunehmen. Da⸗ 
durch, daß er den Kl. gleichwohl dazu veranlaßt hat, hat er 
die ihm dieſem gegenüber obliegenden Amtspflicht fahrläſſig 
verletzt. (Wird ausgeführt.) 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 5. Febr. 1937, III 126/36.) 
[v. B. 


* 


9. KG. — 8874 BGB. Wird in einem Eintra⸗ 
gungsvermerk auf eine Eintragungsbewil⸗ 
ligung Bezug genommen, ſo iſt die bei den 
Grundakten befindliche Urkunde für den In⸗ 
halt des Grundbuches maßgebend. Weicht dieſe 
Urkunde inhaltlich von der Urſchrift ab, ſo 
iſt das Grundbuch unrichtig. Das Grundbuch 
ift dann unter denſelben Vorausſetzungen 
und in der gleichen Art zu berichtigen, als 
wenn der Eintragungsvermerk ſelbſt fehler⸗ 
haft wäre. 

Im Grundbuch iſt eine Grundſchuld von 9000 GM. für 
die Stadt B. „unter Bezugnahme auf die Bewilligung v. 28. Nov. 
1927“ eingetragen. Im Jahre 1936 wies die Stadt B. darauf 
hin, daß in der bei den Grundakten befindlichen beglaubigten 
Abſchrift der Bewilligung die Fälligkeitsbeſtimmung Nr. 4: „Bei 
Verkauf des Grundſtücks“ ausgelaſſen worden ſei. Sie bean⸗ 
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tragte, die beglaubigte Abſchrift gem. §S 22 GBO. zu berich⸗ 
tigen. Der Rechtspfleger fügte darauf in der beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift der genannten Verhandlung ein: „4. Bei Verkauf eines 
Grundſtückes, und änderte die bisherige Nr. 4 in Nr. 5. An 
den Schluß der Urkunde ſetzte er den Vermerk: „Ergänzt und 
beglaubigt. ..“ Demnächſt berief ſich der Grundeigentümer dar⸗ 
auf, daß er das Grundſtück gutgläubig ohne die hinzugefügte 
Fälligkeitsbeſtimmung erworben habe; er beantragte, den Zu⸗ 
ſatz zu ſtreichen oder einen Amtswiderſpruch in das Grundbuch 
einzutragen. Antrag und Beſchw. hatten keinen Erfolg. Der wei⸗ 
teren Beſchw. gab das KG. ſtatt. 

Das LG. iſt der Anſicht, daß ſich der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs nicht darauf erſtrecke, daß eine bei den Grundakten 
befindliche beglaubigte Abſchrift der Eintragungsbewilligung mit 
der Urſchrift übereinſtimme, und daß die Abſchrift jederzeit be⸗ 
richtigt werden könne. Dieſe Ausführungen beruhen auf Rechts⸗ 
irrtum. Ohne die Vorſchrift des 3874 BGB. müßte bei der 
Eintragung von Rechten am Grundſtück der geſamte Inhalt des 
Rechts in den Eintragungsvermerk ſelbſt aufgenommen werden. 
8874 BGB. will der Überfüllung des Grundbuchs vorbeugen 
und läßt deshalb die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung zu. Das zuläſſigerweiſe in Bezug Genommene iſt als im 
Grundbuch eingetragen anzuſehen (RG. 113, 229 = JW. 1926, 
2429 ). Damit das Grundbuch feinen Zweck erfüllen kann, zu⸗ 
verläſſige Auskunft über die Rechte am Grundſtück zu geben, 
muß die GBO. Vorſorge dafür treffen, daß die zum Inhalt 
des Grundbuches gewordenen Beſtimmungen, die nicht im Ein⸗ 
tragungsvermerk ſelbſt enthalten ſind, ſich jederzeit aus den 
Grundakten ergeben. Dieſem Zweck dient die Vorſchrift des 8 10 
Abſ. 1 GBO. (früher 89 Abſ. 1). Danach muß ſich eine Eintra⸗ 
gungsbewilligung, wenn in einem Eintragungsvermerk auf ſie 
Bezug genommen wird, in Urſchrift oder in beglaubigter Ab⸗ 
ſchrift bei den Grundakten befinden. Aus dem Zweck der Grund⸗ 
bucheinrichtung ergibt ſich, daß die jeweils bei den Grundakten 
befindliche Urkunde dafür maßgebend ſein muß, was im Grund⸗ 
buch eingetragen iſt. Würde man der Anſicht der Vorinſtanzen 
folgen, ſo würde ſich der Inhalt des Grundbuchs niemals durch 
bloße Einſicht des Grundbuchs und der Grundakten mit Sicher⸗ 
heit feſtſtellen laſſen. Die weitere Beſchw. weiſt zutreffend dar⸗ 


auf hin, daß ſich die Urſchrift der Eintragungsbewilligung häu⸗ 


fig beim Notar oder zuſammen mit dem Hypothekenbrief in den 
Händen dritter Perſonen befindet, die nicht verpflichtet ſind, 
jedem Dritten Einſicht zu gewähren, ganz abgeſehen davon, daß 
die Zuverläſſigkeit der Grundbucheinrichtung völlig in Frage 
geſtellt werden würde, wenn der Einſichtnehmende auch noch 
ſämtliche Eintragungsbewilligungen ermitteln müßte, deren Ur⸗ 
ſchriften ſich außerhalb der Grundakten befinden. Deshalb iſt nur 
das als Teil der Grundbucheintragung anzuſehen, was in der 
bei den Grundakten befindlichen in Bezug genommenen Urkunde 
enthalten iſt. Das Geſetz geht in Anbetracht des regelmäßig zu- 
verläſſig arbeitenden Behördenapparates davon aus, daß eine 
zu den Grundakten genommene beglaubigte Abſchrift der in 
Bezug genommenen Eintragungsbewilligung nicht bloßes Be⸗ 
weismittel für den Inhalt des Grundbuches iſt. Vielmehr iſt 
ihr Inhalt, ſoweit die Bezugnahme reicht, ſelbſt Inhalt des 
Grundbuches geworden 

Deckt ſich die bei den Grundakten befindliche Ausfertigung 
oder beglaubigte Abſchrift inhaltlich nicht mit der Urſchrift und 
demzufolge nicht mit der Einigung, ſo iſt das Grundbuch un⸗ 
richtig (gleicher Anſicht Güthe⸗Triebel, 6. Aufl., § 49 
Anm. 3; Planck 5874 Anm. 2). War in der Urſchrift oder der 
Ausfertigung der Eintragungsbewilligung, die mit dem Ein⸗ 
tragungsantrag dem GBA. vorgelegt war, mehr enthalten als 
in der bei den Grundakten zurückbehaltenen beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift, fo find mit der Herausgabe der Urſchrift oder der Aus⸗ 
fertigung aus den Grundakten die in der Abſchrift der Eintra⸗ 
gungsbewilligung nicht enthaltenen Teile aus dem Eintragungs⸗ 
vermerk entfernt; es iſt dann jo anzusehen, als ob fie in dem 
Eintragungsvermerk gelöſcht worden wären. Vorausſetzung hier⸗ 
für iſt, daß die Herausgabe der eingereichten Eintragungsbewil⸗ 
ligung durch einen zuſtändigen Grundbuchbeamten verfügt wor⸗ 
den iſt, alſo den Grundbuchrichter oder den Rechtspfleger, ſeit 
dem Inkrafttreten der neuen GBO. durch den UrkB. der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle (§S 4 Abſ. 1 Buchſt. d Ausf VO. v. 8. Aug. 1935). Wird 


die Eintragungsbewilligung ohne die Verfügung eines zuſtän 
digen Beamten herausgegeben oder ausgetauſcht, ſo iſt es ZZ 
anzuſehen, als wäre fie in Verluſt geraten. In ſolchen 8% fie 
würde die bei den Grundakten geweſene Eintragungsbewil 
gung maßgebend bleiben. Denn unzuſtändige Perſonen kön 
den Inhalt des Grundbuchs weder dadurch verändern, daß 
eine Einſchreibung im Grundbuch vornehmen, noch dadurch, * 
ſie eine in Bezug genommene Eintragungsbewilligung 
ändern, entfernen oder austauſchen. er 
Aus dem Grundſatz, daß die bei den Grundakten befindliche 

Urkunde für den Inhalt der Eintragung maßgebend iſt, fo 1 
weiter, daß ſich auch der öffentliche Glaube des Grundbuchs er 
den Inhalt dieſer Urkunde erſtrecken muß, und ferner, daß ein 
in der in Bezug genommenen beglaubigten Abſchrift enthalten 
Unrichtigkeit nur in der gleichen Art und unter denſelben Bor 
ausſetzungen berichtigt werden darf, wie ein fehlerhafter Ein 
gungsvermerk. Es iſt alſo ordnungswidrig, die Berichtigung 7 
durch vorzunehmen, daß nachträglich der Text der fehlerhafte 
Urkunde durch Ausſtreichen oder Einfügen verändert oder u) 
die Urkunde ſtillſchweigend gegen eine andere ausgetauſcht MM“ 
Vielmehr hat die Berichtigung durch einen datierten und un 5. 
ſchriebenen Vermerk in der Veränderungsſpalte zu erfolgen, he 
bei nichts im Wege ſtehen würde, hierbei im zuläffigen = 
men auf eine genau bezeichnete (neu gefertigte) beglaubigte 
ſchrift der Eintragungsbewilligung Bezug zu nehmen. s 1 
ferner entweder die Unrichtigkeit des Grundbuches nachge wiel 
oder die Bewilligung des Betroffenen beigebracht werden. 3 
Vorausſetzungen waren hier aber nicht gegeben. Seit 1927 90 
das Eigentum zweimal gewechſelt. Anhaltspunkte dafür, daß 5 
Erwerber wußten, daß die Hypothek auch bei einem Verkauf 5s 
Grundſtücks fällig gemacht werden könnte, liegen nicht vor. a 
durch, baß das GBA. die beglaubigte Abſchrift ergänzt hat, he 
es unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften eine Fälligkel“ 
beſtimmung in das Grundbuch eingetragen, die das Grundbus 
unrichtig gemacht hat. Es iſt deshalb zugunſten des Grundſtüc? 
eigentümers ein Amtswiderſpruch in das Grundbuch e 
tragen. 

(KG, 1. ZivSen., Beſchl. v. 11. Febr. 1937, 1 Wx N 


8. 


) 


* 


10. RG. — 88 1612 A b ſ. 2, 1617, 844 BG B. 
1. Ein Vater verliert dadurch, daß fe!", 
Tochter keinen Beruf erlernt hat, nicht * 
Recht, ſie auf eigenen Erwerb zu verwe 


ſen. . 
2. Außerhalb der Familie ſtehende u; 
ſonen, namentlich folde, die zur Leiſtun 


ben 


von Schadenserſatz verpflichtet ſind, ha’, 

auf eine ſolche Stellungnahme des Vate 

keinen Anſpruch. $ 
3. Nach der heutigen Anſchauung iſt e 


nicht unbedingt geboten, daß Töchter pemi 
telter Eltern einen Beruf ausüben und N 
durch vielleicht bedürftigere Berjonen, ®, 
etwa Familienväter, vom Arbeitsmarkt ve 
drängen. 1 
Der Kaufmann M. R. iſt durch Verſchulden der 3 
zu Tode gekommen. Die Kl., die Witwe und zwei Töchter 
Verunglückten, verlangen Schadenserſatz wegen des ihnen , 
zogenen Unterhalts durch Gewährung von Renten. Das — 5 
an das die Sache zurückverwieſen war, hat nunmehr die in 
rufung der Bekl. in Anſehung der beiden Erſtklägerinnen 
vollem Umfang zurückgewieſen. lte 
Die Rev. greift das Urteil nur inſoweit an, als die Rene 
für die S. R. gegenüber dem erſten BU. höher und für bil 
längere Zeit zugeſprochen worden iſt. Die Zweitklägermn og. 
tet um Zurückweiſung der Rev. Die Rev. hatte keinen 67 
Sie wendet ſich gegen den Grund des Anſpruchs für z 
Zeit von 1938 ab. Das BG. geht davon aus, daß grund! s 
lich Töchter verpflichtet ſind, ſich für einen ſelbſtändigen Leb nt 
beruf auszubilden, und daß von einem beſtimmten Zeit den 
ab ihnen ein geſetzlicher Anſpruch auf Unterhalt nur in 
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ſeltenſten Fällen zuſtehe. Die Kl. habe jedoch nur eine ungenü⸗ 
gende Unterweiſung in kaufmänniſcher Buchhaltung gehabt und 
der Vater habe ihr keine Ausbildung zuteil werden laſſen, die 
zum ſelbſtändigen Erwerb ausreiche. Nach dem Tode des Vaters 
hatten der Kl. für eine Ausbildung die Mittel gefehlt und jetzt 
im Alter von 28 Jahren ſei ihr die Beſchaffung ihres Unter⸗ 
alts durch Erlernung eines Berufs nicht mehr zuzumuten. 
enn ihr Vater am Leben geblieben wäre, hätte ſie die bisherige 
debensweiſe fortſetzen können und habe unter den gegebenen 
erhältniſſen nicht nötig gehabt, ſich auf einen eigenen Erwerb 
derweiſen zu laſſen. f 
Ohne Erfolg bekämpft die Rev. dieſe Ausführungen. Sie 
meint, das BG. habe zu Unrecht verneint, daß die Kl. erwerbs⸗ 
fähig jet und deshalb nach § 1602 BGB. keinen Unterhalts- 
anſpruch habe. Sie ſei beim Tode ihres Vaters 22 Jahre alt 
geweſen und hätte mit Hilfe der ihr durch das BI. bis zum 
Ende 1937 zugeſprochenen Renten Zeit und die Pflicht gehabt, 
ihre Ausbildung zu vollenden und einem Erwerb nachzugehen. 
Das BG. hat nicht verkannt, daß auch Töchter wohlhabender 
Eltern grundſätzlich einen Beruf ergreifen und ſich dazu vorbe⸗ 
reiten müſſen. Aber dieſe Regel paßt nicht auf alle Fälle. Der 
Rev. iſt zuzugeben, daß der Vater dadurch, daß die Tochter 
keinen Beruf erlernt hat, nicht das Recht verliert, ſie auf eige⸗ 
nen Erwerb zu verweisen. Allein außerhalb der Familie 
ſtehende Perſonen, namentlich die Schädiger, haben auf eine 
ſolche Stellungnahme des Vaters keinen Anſpruch. Das BG. 
will nach dem Zuſammenhang der Urteilsbegründung anneh⸗ 
men, daß der Vater ſeine Tochter, ſolange ſie nicht verheiratet 
war, bei ſich behalten wollte. Dieſe auf tatſächlichen Erwägun⸗ 
gen beruhende Schlußfolgerung begegnet keinen rechtlichen Be⸗ 
enken. Dann war die Kl. verpflichtet, nach ihren Kräften den 
Eltern in ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte zu leiſten 
($ 1617 BGB.). Andererſeits war alsdann der Vater verpflich⸗ 
bet, der Kl. den Lebensunterhalt zu gewähren (vgl. 8 1612 
Abſ. 2 BGB.). Ging aber der Wille von Vater und Tochter 
übereinſtimmend dahin, das beſtehende Verhältnis fortzuſetzen, 
fo beitand keine Rechtspflicht zur Anderung des Lebenszuſtan⸗ 
des. Nach der heutigen Anſchauung iſt es nicht unbedingt ge- 
boten, daß Töchter bemittelter Eltern einen Beruf ausüben und 
dadurch vielleicht bedürftigere Perſonen, wie etwa Familien⸗ 
bäter, vom Arbeitsmarkt verdrängen. Irrig iſt die Meinung 
der Rev., die Kl. hätte ſich nach dem Tode ihres Vaters ohne 
weiteres umſtellen, ihre kaufmänniſche Ausbildung vollenden 
und einem Erwerb nachgehen müſſen. Im allgemeinen konnte 
fie verlangen, fo geſtellt zu werden, wie fie zu Lebzeiten ihres 
Vaters ſtand. Wenn ſie nunmehr keine Gelegenheit mehr hat, 
im Büro des von einem Bruder übernommenen bäterlichen 
Geſchäfts zu arbeiten, ſo haben auch dieſen Umſtand die Schä⸗ 
iger zu verantworten. Im übrigen ſteht in keiner Weiſe feſt, 
daß die Kl., auch wenn ſie ſich eine vollkommenere kaufmän⸗ 
niſche Ausbildung aneignete, dann alsbald eine ihren Lebens⸗ 
unterhalt deckende Stellung finden würde. Entgegen der Mei- 
nung der Rev. war es nicht geboten, die Feſtſtellung der ein⸗ 
fachen Tatſache, daß die Kl. nur ungenügend in der kaufmän⸗ 
niſchen Buchhaltung unterwieſen worden ſei, beſonders zu be⸗ 
gründen. 


(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 11. Febr. 1937, VI 281/36.) [W. R.] 
* 
11. KG. — 88 1667 ff. BG B. Zu einer Beſchrän⸗ 
ung oder Entziehung der Verwaltung des 
Kindesvermögensgenügtes regelmäßig nicht, 
wenn die ſorgeberechtigte Kindesmutter den 
ihr zuſammen mit dem Kinde in Erben⸗ 
gemeinſchaft gehörenden landwirtſchaftlichen 
eſitz in Erbhofgröße nicht dem Kinde über⸗ 
ragen, ſondern ſelbſt erwerben will. 
Die Witwe W. iſt zuſammen mit ihrem minderjährigen 
Sohn in ungeteilter Erbengemeinſchaft Eigentümerin einer 
Landwirtſchaft, die Erbhofgröße hat. Der Pfleger des Min⸗ 
derjährigen betreibt die Erbauseinanderſetzung und will den 
rundbeſitz für den Minderjährigen erwerben, während die 
Mutter ſelbſt Eigentümerin der Wirtſchaft werden will. 
kachdem es zur Verſteigerung des Grundbeſitzes zum Zwecke 


der Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft gekommen iſt und 
die Kindesmutter das Meiſtgebot für ſich abgegeben hat, hat 
das VormGer. ihr die Verwaltung des Kindesvermögens 
entzogen. Ihre weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Nach 88 1667 ff. BGB. i. Verb. m. 8 1686 BGB. hat 
das VormGer., wenn die Mutter als Inhaberin der elter⸗ 
lichen Gewalt die mit der Verwaltung und Nutznießung am 
Kindesvermögen verbundenen Pflichten verletzt oder in Ver⸗ 
mögensverfall gerät, die zur Abwendung der dadurch dem 
Vermögen drohenden Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. Es iſt den Vorinſtanzen beizutreten, daß dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen hier gegeben find. Der Senat trägt zwar Be⸗ 
denken, eine vormundſchaftsgerichtliche Maßnahme gemäß 
§ 1667 BGB. ſchon deshalb für zuläſſig zu halten, weil 
die Kindesmutter ſelbſt danach ſtrebt, Eigentümerin des bis⸗ 
her ihr und ihrem Sohne in Erbengemeinſchaft gehörenden 
Hofes zu werden. Allerdings ſteht dieſes Beſtreben nicht in 
Übereinſtimmung mit dem Grundgedanken der Reichserbhof⸗ 
geſetzgebung, aus der zu entnehmen iſt, daß der Hof auf den 
Sohn des Bauern übergehen und der Sippe des Mannes er⸗ 
halten bleiben ſoll. Jedoch hält es der Senat bei der hier 
gegebenen Sachlage nicht für angängig, der Mutter ſchon des⸗ 
halb die Verwaltung des Kindesvermögens zu entziehen, 
weil ſie zur Verwirklichung dieſes Zieles nicht beiträgt. Denn 
da fie Miteigentümerin der Wirtſchaft ift, kann es ihr auch 
nicht verwehrt werden, bei der Auseinanderſetzung ihre eigenen 
Intereſſen, die allerdings im Widerſtreit zu denen des Kindes 
ſtehen, ſo wahrzunehmen, wie es nach ihrer Anſicht am beſten 
der Fall ift. Deshalb iſt fie auch mit Rückſicht auf den Inter⸗ 
eſſenwiderſtreit gemäß 88 1795, 1796, 181 BGB. von der 
Vertretung des Kindes bei der Auseinanderſetzung kraft Ge⸗ 
ſetzes und vormundſchaftsgerichtlicher Anordnung durch Be⸗ 
ſtellung eines Auseinanderſetzungspflegers ausgeſchloſſen. 
Wenn ſie aber die Rechte des Kindes gar nicht vertreten 
kann und ſoll, ſo kann ihr auch nicht zugemutet werden, gleich⸗ 
wohl auf die Intereſſen des Kindes dadurch Rückſicht zu neh⸗ 
men, daß ſie ohne weiteres von einem eigenen Erwerb des 
Grundbeſitzes Abſtand nimmt und ſo ihre Intereſſen hinter 
die des Kindes zurückſtellt. Soweit ſie von der Verwaltung 
des Kindesvermögens ausgeſchloſſen iſt, kann ſie durch ihr 
Verhalten irgendwelche Pflichten hinſichtlich der Vermögens- 
verwaltung wicht verletzen. 

(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 15. Jan. 1937, 1a WX 2100/36.) 
* 


12. KG. — 58 1821, 1822 BGB. Das Vorm Ger. 
kann ſeine Genehmigung zu einem Rechts⸗ 
geſchäft unter einer Bedingung erteilen oder 
von dem Eintritt eines beſtimmten dem Wil⸗ 
len der Beteiligten nicht unterliegenden Er⸗ 
eigniſſes abhängig machen. An eine auf⸗ 
löſende Bedingung oder eine offenbar wider ⸗ 
ſiunige, von vornherein unerfüllbare Be⸗ 
dingung darf die Genehmigung nicht ge⸗ 
knüpft werden. 

Der Landwirt St. hat, nachdem ſeine Bauernfähigkeit 
verneint worden iſt, ſeine ſtark verſchuldete Wirtſchaft ſeinem 
minderjährigen Sohn gegen Übernahme der dinglichen Laſten 
und weiterer perſönlicher Schulden verkauft. Das VormGer. 
hat die bedingungsloſe Genehmigung des Vertrages verſagt, 
ihn aber unter der Bedingung genehmigt, daß das Grund⸗ 
ſtück Erbhof wird. Nach Zurückweiſung der erſten Beſchwerde 
iſt der weiteren Beſchwerde des Minderjährigen ſtattgegeben 
worden. 

Es iſt den Vorinſtanzen darin beizutreten, daß die hier 
nach § 1821 Abſ. 1 Nr. 1, § 1822 Nr. 10 BOB. notwendige 
Genehmigung vom VormGer. an beſtimmte Bedingungen ge⸗ 
knüpft werden kann. Durch das geſetzliche Erfordernis der Ge⸗ 
nehmigung beſtimmter Rechtsgeſchäfte durch das VormGer. iſt 
die nach 88 1793, 1915 BGB. dem Vormund und dem 
Pfleger innerhalb ihrer Wirkungskreiſe allgemein verliehene 
Vertretungsmacht für genehmigungspflichtige Geſchäfte der⸗ 
geftalt eingeſchränkt, daß ein ohne Genehmigung geſchloſſener 
Vertrag ſchwebend unwirkſam iſt. Daraus folgt, daß das 


1552 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


VormGer. bei der ihm obliegenden Entſch. befugt iſt, die 
Genehmigung von gewiſſen Vorausſetzungen abhängig zu 
machen oder unter beſtimmten Bedingungen zu erteilen. Es 
iſt dann die unter einer Bedingung erteilte Genehmigung als 
Verweigerung der nachgeſuchten Genehmigung verbunden mit 
der vorherigen Zuſtimmung für den Fall des Eintritts der 
Vorausſetzung oder der Erfüllung der Bedingung zu erachten 
(Mot. IV, 1139; RG. 85, 421; KGJ. 44, 191; 53, 141; 
Staudinger, BGB., 9. Aufl., §§ 1821, 1822 Anm. 6). 
Es kann danach keinem Bedenken unterliegen, daß das Vorm⸗ 
Ger. nicht nur ſolche Bedingungen ſetzen darf, die von den 
Beteiligten ſelbſt im Wege weiterer ihnen überlaſſener Ver⸗ 
einbarungen erfüllt werden können, ſondern es ſteht ihm 
auch frei, ſeine Genehmigung von dem Eintritt beſtimmter 
dem freien Willen der Beteiligten nicht unterliegender Ereig⸗ 
niſſe und Tatſachen abhängig zu machen. Jedoch ſind der⸗ 
artigen bedingten Genehmigungen auch Schranken geſetzt. Es 
erſcheint einmal nicht zuläſſig, die Genehmigung unter einer 
auflöſenden Bedingung zu erteilen. Denn das würde, da die 
Bedingung ſich nur auf die Genehmigung als ſolche erſtreckt, 
an dem Rechtsgeſchäft dagegen nichts ändert, bedeuten, daß die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung unter einer zeitlichen 
Begrenzung erteilt wird. Das iſt geſetzlich nicht zuläſſig und 
mit dem Weſen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
nicht zu vereinbaren. Ferner aber iſt es auch nicht zu billigen, 
daß der Vormundſchaftsrichter ſeine Genehmigung etwa unter 
einer offenbar widerſinnigen Bedingung erteilen oder ſie der⸗ 
art an die Bedingung binden darf, daß der Eintritt der Be⸗ 
dingung und des beabſichtigten Erfolges von vornherein un⸗ 
möglich iſt. Die Intereſſen des Mündels, die der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter zu berückſichtigen hat, erfordern es, daß er ſich 
auch darüber klar iſt, ob die Bedingung, die er für erforder⸗ 
lich hält, erfüllbar iſt oder die Vorausſetzung eintreten kann. 
Andernfalls muß er prüfen, ob ſonſt eine Möglichkeit zur Ge⸗ 
nehmigung des Geſchäfts beſteht und ſelbſt die hierfür er⸗ 
forderlichen Ermittlungen anſtellen. Kommt er trotzdem zu 
dem Ergebnis, daß das Rechtsgeſchäft ſo, wie es vorliegt, 
nicht im Intereſſe des Mündels liegt, aber auch erfüllbare 
Bedingungen nicht erſetzt werden können, ſo muß er die Ge⸗ 
nehmigung bedingungslos verſagen. 

Nach dieſen Geſichtspunkten kann hier die angefochtene 
Entſch. nicht gebilligt werden. 

Wenn die Genehmigung unter der Bedingung erteilt 
worden iſt, daß das Grundſtück Erbhof wird, ſo haben ſowohl 
das AG. als auch das LG. darunter erſichtlich verſtanden, 
daß die Beſitzung nicht nur im Falle der Eintragung des 
Minderjährigen als Eigentümer zunächſt Erbhofeigenſchaft 
erlangt, ſondern daß ihr auch nicht etwa nachträglich in einem 
anſchließenden Verfahren vor dem Anerb®. der Charakter als 
Erbhof wegen mangelnder Bauernfähigkeit des Minderjähri⸗ 
gen oder aus ſonſtigen Gründen (8 1 EH RV.) wieder ge- 
nommen wird. Es mag zwar ſachlich gerechtfertigt ſein, wenn 
die Vorinſtanzen nur dann dem Übergang des Eigentums auf 
den Minderjährigen zuſtimmen wollen, falls dem Minder⸗ 
jährigen der Schutz der Reichserbhofgeſetzgebung fortan zugute 
kommen wird. Der von ihnen hierzu eingeſchlagene Weg zur 
Sicherſtellung des beabſichtigten Inhalts ihrer Genehmigung 
iſt jedoch nicht gangbar. Denn faßt man etwa die Genehmi- 
gung nach Maßgabe der Begründung der Vorentſcheidungen 
als eine auflöſend bedingte auf, ſo würde ſchon aus dieſem 
Grunde die der Genehmigung beigefügte Bedingung, wie aus⸗ 
geführt iſt, nicht aufrechterhalten werden können. Andernfalls 
aber iſt das Verlangen der Vorinſtanzen als Bedingung der 
Genehmigung von vornherein widerſinnig und unerfüllbar. 
Es ſetzt voraus, daß das Anerbenverfahren bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſch. durchgeführt wird, was nicht geſchehen kann, 
ehe nicht der Minderjährige Eigentümer des Grunbbeſitzes 
geworden iſt. Die Grundbucheintragung wiederum iſt infolge 
der bedingten vormundſchaftlichen Genehmigung ſo lange nicht 
möglich, als nicht das Anerb®. rechtskräftig entſchieden hat, 
weil der Grundbuchrichter die Eintragung erſt veranlaſſen 
darf, wenn ihm der Eintritt der Bedingung nachgewieſen iſt. 
Es kann alſo bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage niemals die 
Eintragung des Mündels im Grundbuch erreicht werden, 


weil jedes der beiden Verfahren die abſchließende Entſch. des 
anderen Verfahrens zur Vorausſetzung hat. Unter dieſen 
Umſtänden können daher die Vorentſcheidungen, wenn ſie die 
bedingungsloſe Genehmigung verſagen, die Genehmigung aber 
unter einer widerſinnigen und unerfüllbaren Bedingung er⸗ 
teilen, in ihrer Geſamtheit überhaupt nur als Verſagung der 
Genehmigung verſtanden werden. Für eine ſolche iſt aber der 
Sachverhalt noch nicht genügend aufgeklärt. | 
Den Ausführungen des LG. iſt inſoweit unbedenklich 
beizutreten, daß es keinesfalls im Intereſſe des Mündels 
liegt, wenn er den überſchuldeten Hof einſchließlich der darauf 
ruhenden dinglichen Laſten und dazu noch ferner die ebenfalls 
beträchtlichen perſönlichen Schulden ſeiner Eltern übernimmt, 
ſolange keine Gewähr dafür beſteht, daß auf geſetzlich zuge 
laſſenem Wege die Verbindlichkeiten auf ein für ihn trag⸗ 
bares Maß herabgemindert werden. Denn es kann keinesfalls 
verantwortet werden, daß das Vorm®er. einer Belaſtung des 
Minderjährigen mit perſönlichen Schulden in einer Höhe zu” 
ſtimmt, die er vorausſichtlich niemals aus eigener Kraft tilgen 
kann. Eine ſolche Entich. iſt auch nicht aus ideellen Geſichts⸗ 
punkten, insbeſ. aus der Erwägung zu rechtfertigen, daß er 
auf dieſe Weiſe den Hof für ſich und ſeine Familie zu er⸗ 
halten verſuchen könnte. Nur wenn damit zu rechnen iſt, da 
die Schulden auf ein erträgliches Maß herabgeſetzt werden, 
kann eine vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung in Frage 
kommen. Ob aber dieſe Vorausſetzung ſich erfüllen wird, 
hängt allein davon ab, ob der Grundbeſitz in der Hand des 
Minderjährigen endgültig Erbhofeigenſchafk erlangen und nach 
Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen entfchuldet werden 
wird. Da der von den Vorinſtanzen eingeſchlagene Weg zur 
Aufklärung der Frage, ob dieſer Fall eintreten wird, ni 
gangbar iſt, fo bleibt nur übrig, daß hierüber im vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Verfahren nach Anſtellung der erforder⸗ 
lichen und bisher nicht durchgeführten Ermittlungen entſchie⸗ 
den wird. Es iſt zuzugeben, daß dieſe Prüfung zu einer ab⸗ 
ſolut ſicheren Entſch. deshalb nicht führen kann, weil letzten 
Endes im Verfahren vor dem AnerbG. und auch vor dem 
Entſchuldungsgericht über die Eigenſchaft des Hofes als Erb⸗ 
hof und über ſeine Entſchuldung entſchieden wird. Gleichwohl 
wird, wenn nicht von vornherein die Möglichkeit ausgeſchloſſen 
werden ſoll, daß in Fällen dieſer Art der Minderjährige 
einen Erbhof erwirbt, das VormGer. feine Genehmigung 
dann erteilen dürfen, wenn nach eingehender Prüfung und 
Abwägung aller in Frage kommenden Umſtände mit aller 
Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß der Hof auch vom 
11 0 als Erbhof des Minderjährigen anerkannt werden 
wird. 
(KG., Ziv Sen. 1a, Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 1a WX 118/37.) 
* 


13. KG. — 88 1837, 1886 BGB. Die Abhebung von 
Mündelgeld zur Erfüllung einer Verbind⸗ 
lichkeit des Mündels kann dem Vormund vom 
Vorm Ger. nur verweigert werden, wenn Di? 
beabſichtigte Verwendung des Geldes Anlaß 
zu gerichtlichen Maßnahmen aus 88 1837, 1886 
BG B. gegen den Vormund bietet. 

Die Mündelmutter, die Vormund ihres unehelichen Kin 
des iſt, hat beantragt, den Sperrvermerk bei dem Spargut⸗ 
haben ihres Kindes aufzuheben, da das Geld ihr zuftehe- 
Der Antrag ift von den Vorinſtanzen abgelehnt worden. Die 
weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Das LG. hat das Verlangen der Kindesmutter nur 
unter dem Geſichtspunkt geprüft, ob das Sparguthaben Mn 
delvermögen oder „Eigentum“ der Mutter iſt und ob dem’ 
gemäß der Mündelſperrvermerk bei den Guthaben zu Recht 
beſteht oder nicht. Inſoweit iſt allerdings feinen Ausfüh- 
rungen beizutreten. Denn es kann nach den Berichten des 
früheren Vormundes keinem Zweifel unterliegen, daß er bad 
Geld allein für den Mündel hat anlegen wollen. Demgemäß 
iſt die Anlegung nach $ 1809 BGB. auch richtig mit der 
Beſtimmung erfolgt, daß zur Erhebung des Geldes die Ge 
nehmigung des VormGer. erforderlich ſei. 

Jedoch muß das Vorbringen der Mutter dahin Der“ 
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ſtanden werden, daß fie im Verhältnis zum Mündel 
Anſpruch auf das Geld zu haben vermeint, weil es zum 
Schein oder nur vorläufig auf das Sparkonto des Kindes 
eingezahlt worden ſei, oder weil ſie zuſammen mit ihrem 
jetzigen Ehemann in Höhe der Sparguthaben eine eigene For⸗ 
derung gegen den Mündel habe, ſo daß ihr die Abhebung des 
Geldes zur Tilgung ihrer Forderung vom VormGher. geſtattet 
werden müſſe. Das LG. hätte dies prüfen müſſen und durfte 
nicht die BeſchwF§. auf die Geltendmachung ihrer Anſprüche 
im Prozeßwege verweiſen. 

Beſteht eine Forderung gegen den Mündel, ſo iſt die 
Entſch. darüber, ob die Verbindlichkeit vom Mündel erfüllt 
werden ſoll, vom Vormund nach freiem pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen zu entſcheiden. Das VormGer. kann in dieſe Entſchei⸗ 
dungsbefugnis des Vormunds nur unter den Vorausſetzungen 
ber §8 1837, 1886 BGB. eingreifen. Kommt es auf Grund 
ſeiner Prüfung zu dem Ergebnis, daß die Vorausſetzungen zu 
einem derartigen Eingriff nicht gegeben ſind, ſo kann es auch 
die Freigabe von Mündelvermögen für den vom Vormund 
in Ausſicht genommenen Verwendungszweck nicht verweigern. 

emgemäß hätte das LG. entſcheiden müſſen, ob das Ver⸗ 
langen der Mutter, das Geld zur Tilgung ihrer und viel⸗ 
leicht auch ihres jetzigen Ehemannes Forderung zur Ver⸗ 
lügung zu ſtellen, Anlaß zu vormundſchaftsgerichtlichen Maß⸗ 
nahmen der vorbezeichneten Art bietet und ob demgemäß im 
erneinungsfall die Entſperrung des Sparkontos des Mün⸗ 
els zu erfolgen hat. Die Entſch. hierüber läßt ſich ohne 
nähere Prüfung der materiellen Berechtigung der Anſprüche 
der Mutter nicht treffen. 

(KG., Ziv Sen. 1a, Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 1a WX 2152/36.) 


* 


14. Kö. — 82040 BGB. Iſt eine Erbengemein⸗ 
ſchaft Gläubigerin einer Hypothek und bewil⸗ 
igen einige Erben die Löſchung der Hypothek, 
die übrigen Erben die pfandfreie Abſchrei⸗ 
bung einer Parzelle, ſo liegt eine gemein⸗ 
ſchaftliche Verfügung der Miterben vor, ſo⸗ 
weit es ſich um die Löſchung der Hypothek auf 
der abzuſchreibenden Parzelle handelt. 

Auf dem Grundſtück ruht eine Hypothek für eine Erben⸗ 
gemeinſchaft. Beantragt iſt die pfandfreie Abſchreibung einer 
arzelle. Drei Miterben haben in getrennten Urkunden „die 
Löſchung ihres Erbanteils an der Hypothek“ bewilligt. Die Lö⸗ 
ſchung des Anteils eines einzelnen Miterben an der Hypothek 
kann, ſolange die Miterben Gläubiger in ungeteilter Erben⸗ 
gemeinſchaft ſind, nicht erfolgen, da die Erben nach § 2040 
Abſ. 1 BGB. über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaft⸗ 
ich verfügen können. Die Erklärungen dieſer Miterben ſind 
aber nach 88 133, 140 BGB. dahin zu deuten, daß dieſe Gläu⸗ 
iger in ihrer Eigenſchaft als Miterben die Löſchung der 
ganzen Hypothek im Grundbuche bewilligen wollten. Denn 
durch ihre Löſchungsbewilligung bringen ſie zum Ausdruck, daß 
im Grundbuche das Erlöſchen ihres Rechts eingetragen wer⸗ 
en ſoll; können ſie dieſes Ziel nicht dadurch erreichen, daß ihr 
„Anteil“ an der Hypothek gelöſcht wird, ſo haben ſie jedenfalls 
ie Löſchung der für alle Miterben in ungeteilter Erben⸗ 
gemeinſchaft eingetragenen Hypothek bewilligen wollen. 

Die übrigen Miterben haben in einer Urkunde erklärt, 
daß ſie die Parzelle aus der Pfandhaft entließen und die 
pfandfreie Abſchreibung der Parzelle bewilligten. Die Ent⸗ 

ändungserklärungen, die nach der Entſch. des Senats: JO. 
1. 243 JW. 1934, 2243 3 in ihrem ſachlich rechtlichen Inhalt 
grundsätzlich als Verzichtserklärungen i S. des § 1175 Abj.1 
Satz 2 BGB. aufzufaſſen find, enthalten außer der ſachlich⸗ 
rechtlichen Erklärung noch ausdrückliche Abſchreibungsbewilli⸗ 
gungen, d. h. die Bewilligung der grundbuchlichen Vollziehung 
es Verzichts. Dieſe Vollziehung erfolgt grundſätzlich durch Ein⸗ 
ragung des Verzichts im Grundbuche, ſie kann aber auch in 
er Form des Löſchungsvermerks eingetragen werden (KG.: 
HöchſtatRſpr. 1932 Nr. 513). In der Bewilligung der pfand⸗ 
freien Abſchreibung eines Grundſtücksteils liegt alſo die Be⸗ 
willigung, entweder den Verzicht ausdrücklich in das Grund⸗ 


buch einzutragen oder ihn durch Löſchung zum Ausdruck zu 
bringen; die Löſchung kann auch dadurch erfolgen, daß die 
Hypothek nicht auf das neue Grundbuchblatt mitübertragen 
wird ($ 46 Abſ. 2 GBO.) 

Haben ſonach einige Miterben die Löſchung der Hypothek 
auf dem ganzen Grundſtück, der Reſt der Miterben die Lö⸗ 
ſchung der Hypothek auf der abzuſchreibenden Parzelle, alſo 
einem realen Teil dieſes Grundſtücks, bewilligt, ſo beſtehen, 
wie entgegen der Auffaſſung des LG. angenommen werden 
muß, keine Bedenken, eine „gemeinſchaftliche Verfügung“ der 
Miterben, ſoweit es ſich um die Bewilligung der Löſchung der 
Hypothek auf der abzuſchreibenden Parzelle handelt, als vor⸗ 
liegend zu erachten. Daß die Löſchungsbewilligung eine „Ver⸗ 
fügung“ i. S. des § 2040 Abſ. 1 BGB. tft, ſteht außer Zweifel. 
Unſchädlich iſt es, wie das RG. bereits in der Entſch. RG. 
93, 294 angenommen hat, daß die Erklärungen der Erben zu 
verſchiedenen Zeitpunkten und in verſchiedenen Urkunden ab⸗ 
gegeben ſind. Aber auch Gleichartigkeit der Mitwirkung aller 
Miterben iſt nach der ſtändigen Rſpr. des Senats, der das RG. 
auf Vorlegung des Senats beigetreten iſt (RGZ. 152, 380 = 
JW. 1937, 6210 m. Anm.), nicht erforderlich. In dem letzt⸗ 
genannten Falle handelt es ſich darum, ob die Verfügungen 
eines Teiles der Miterben von den übrigen Miterben gemaß 
§ 185 BGB. genehmigt werden können. Das RG. hat dieſe 
Frage mit der Erwägung bejaht, daß es nicht entſcheidend dar 
auf ankomme, ob ſich die Mitwirkung aller Beteiligten gleich 
artig vollziehe, die Zulaſſung verſchiedenartiger Mitwirkung 
der einzelnen Miterben entſpreche dem Verkehrsbedürfnis; der 
Wortlaut des § 2040 Abſ. 1 BGB. ſtehe dem nicht entgegen. 
Dieſer Grundſatz iſt auch dann anzuwenden, wenn es ſich, wie 
hier, zwar um verſchiedenartige Verfügungen handelt, aber die 
verſchiedenartigen Erklärungen auf das gleiche hinzielen. Da in 
der Bewilligung der Löſchung der Hypothek auf dem ganzen 
Grundſtück die Bewilligung der Löſchung auf einem realen 
Teil des Grundſtücks enthalten ij liegt trotz der Verſchieden⸗ 
artigkeit der Mitwirkung der einzelnen Miterben eine gemein⸗ 
ſchaftliche Verfügung der Miterben über die Hypothek, ſoweit 
ſie auf der abzuſchreibenden Parzelle ruht, vor. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Febr. 1937, 1 WX 44/37.) 
15. 
* 

15. KG. — 88 2100 ff., 2205, 2222 BGB. Durch eine 
übertragung des Nacherbrechts auf den Vor⸗ 
erben wird dieſer nur dann unbeſchränkter 
Vollerbe, wenn ſämtliche Erben und Erſatz⸗ 
nacherben ihre Anwartſchaften übertragen. 
Ein nach 8 2222 BGB. beftellter Teftaments- 
vollſtrecker kann die Anwartſchaft nicht über⸗ 
tragen. 


Beantragt iſt die Berichtigung des Grundbuches durch Lö⸗ 
ſchung des Nacherbenvermerks und des Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
vermerks. Die Beteiligten glauben auf Grund der vorgelegten 
Arkunde nachgewieſen zu haben, daß Graf von P. weder durch 
eine Nacherbſchaft noch durch eine Teſtamentsvollſtreckung be⸗ 
ſchwert ſei, nachdem die Nacherben auf ihr Nacherbrecht ver⸗ 
zichtet hätten. Nach Annahme der Nacherbſchaft kann der Nach⸗ 
erbe jedoch auf ſein Recht mit dinglicher Wirkung nicht mehr 
verzichten (KJ. 51, 217). Das LG. legt die eingereichten Ur⸗ 
kunden deshalb auch zutreffend dahin aus, daß die beiden Nach⸗ 
erben ihre Anwartſchaft auf den Vorerben übertragen wollten. 
Eine ſolche Übertragung iſt rechtlich möglich, und zwar nicht 
nur mit bloß verpflichtender Wirkung, ſondern auch mit ding⸗ 
licher Wirkung. Die Anwartſchaft des Nacherben iſt ein Ver⸗ 
mögensrecht, über das er dinglich verfügen kann. Er kann es 
dergeſtalt auf einen Dritten übertragen, daß dieſer an ſeiner 
Stelle Nacherbe wird (RG. 101, 187). Er kann es aber auch 
auf den Vorerben übertragen mit der Wirkung, daß der Vor⸗ 
erbe von den Beſchränkungen durch die Nacherbſchaft frei wird. 
Sit nur ein Nacherbe vorhanden oder übertragen ſämtliche 
Nacherben ihre Anwartſchaft auf den Vorerben, dann wird der 
Vorerbe dadurch zu einem Vollerben (KGJ. 51, 218; Planck, 
5. Aufl., Anm. 4b vor $ 2100). Hat der Erblaſſer Erſatznach⸗ 
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erben berufen, ſo muſſen auch ſie ihre Anwartſchaft auf den 
Vorerben übertragen, wenn dieſer unbeſchränkter Erbe werden 
ſoll. Allerdings hat der Erſatznacherbe vor dem Nacherbfall 
keine Rechte in bezug auf den Nachlaß. Deshalb iſt eine Zu⸗ 
ſtimmung zu Verfügungen des Vorerben nicht erforderlich, und 
er muß die von dem Nacherben erteilte Zuſtimmung gegen ſich 
gelten laſſen (RG. 145, 317). Der Nacherbe kann aber die 
Anwartſchaft des Erſatznacherben gegen deſſen Willen nicht da⸗ 
durch vernichten, daß er die Rechte aus der Nacherbſchaft auf 
den Vorerben überträgt. Eine Übertragung des Nacherbrechts 
gilt nur für die Anwartſchaft des Nacherben ſelbſt, nicht für 
die Anwartſchaft des Erſatznacherben. Stirbt der Nacherbe nach 
dem Erbfall, aber vor dem Nacherbfall, ſo wird der Erſatznach⸗ 
erbe zum Nacherben auch dann, wenn der zuerſt berufene Nach⸗ 
erbe ſeine Anwartſchaft auf den Vorerben übertragen hatte. 
Werden die Rechte des Nacherben durch einen Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker wahrgenommen ($ 2222 BGB.), jo kann dieſer die An- 
wartſchaft nicht übertragen. Denn innerhalb der durch § 2222 
BGB. gezogenen Grenzen gelten die allgemeinen Grundſätze 
(„RGRKomm.“ § 2222 Anm. 1). Der Teſtamentsvollſtrecker 
kann über den Anteil eines Miterben am Nachlaß nicht ver⸗ 
fügen („RGR Komm.“ § 2208 Anm. 3); er iſt deshalb auch nicht 
für befugt zu erachten, die Anwartſchaft des Nacherben im 
ganzen zu übertragen. Das bleibt vielmehr dem Nacherben 
ſelbſt oder wenn er unbekannt iſt, einem für ihn zu beſtellen⸗ 
den Pfleger vorbehalten. Die Anwartſchaft kann aber wegen 
der Rechtsähnlichkeit mit dem in § 2033 BGB. behandelten 
Fall nur in der Form des § 2033 BGB. übertragen werden 
(KJ. 51, 218). Dieſe Form iſt aber nicht gewahrt. Infolge⸗ 
deſſen iſt das Grundbuch zur Zeit nicht unrichtig; es kommt 
deshalb auch der Erlaß einer Zwiſchenverfügung nicht in Frage. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. Febr. 1937, 1 Wx 1/37.) 


[9.1 
Patentgeſetz und Gebrauchsmuſtergeſetz 
* 16. RG. — 88 1, 13, 35 Pat G. (n. F.). 
1. Im Nichtigkeitsverfahren kann eine 


einſchränkende Anderung der Patentbeſchrei⸗ 


bung oder der Patentzeichnung nicht er- 
reicht werden. 

2. Im Nichtigkeitsverfahren kanu ein 
Mangel des Erteilungs verfahrens nicht 
geltend gemacht werden, um die Vernich⸗ 


tung des Patents zu erreichen. 

3. Für die Feſtſtellung des Gegenſtandes 
eines erteilten Patents iſt neben dem Er⸗ 
teilungsbeſchluß und ſeinen Anlagen eine 
etwa davon abweichende Faſſung der ge⸗ 
druckten Patentſchrift nicht beachtlich. 

Der Bekl. iſt Inhaber des ihm erteilten DRP. 497 224, 
deſſen Erteilung am 10. April 1930 bekanntgemacht ift und def- 
ſen Anſprüche folgendermaßen lauten: 

1. Paßſtift zur Verbindung von Bauteilen, insbeſ. Maſchi⸗ 
nenelementen u. dgl., dadurch gekennzeichnet, daß er in ſeiner 
Längsrichtung Abflachungen (e), Einkerbungen oder Rillen (g) 
und zwiſchen dieſen volle Teile, Vorſprünge oder Rippen (5) in 
ſolcher Anordnung trägt, daß die an der Wandung (b) der 
Bohrung anliegenden Teile beim Eintreiben des Stiftes in die 
Bohrung verdrängt und teilweiſe nach den Abflachungen, Ein⸗ 
kerbungen uſw. hin zurückgedehnt werden, wobei der Anpreſ⸗ 
ſungsdruck dieſer Teile an die Wandung (b) der Bohrung das 
Feſthalten des Paßſtiftes (a) bewirkt. 

2. Paßſtift nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, daß 
der Stift (a) an ſeinen vollen Teilen, Vorſprüngen oder Rip⸗ 
pen (f) ballig gewölbte Paßflächen aufweiſt. 

Mit der am 9. April 1935 beim RPat A. eingegangenen 
Klage hat der Kl. zunächſt beantragt, das Patent des Bekl. 
vollſtändig für nichtig zu erklären, da der Gegenſtand des 
Patents nicht neu und nicht von fortſchrittlicher Wirkung ſei. 
In der mündlichen Verhandlung vor dem RPat A. (Nichtigkeits⸗ 
ſenat) hat er jedoch ſeinen Antrag auf Teilvernichtung des 


Patents durch Beſchränkung des Auſpruchs auf Verwendung bei 
zylindriſchen Bohrungen eingeſchränkt. 

Zur Begründung dieſes Antrags hat der Kl. folgendes aus⸗ 
geführt: Wie die Beſchreibung der Patentſchrift eindeutig er 
gebe, handle es ſich bei der ſtreitigen Erfindung ausſchließlich 
um Verwendung eines Paßſtiftes bei zylindriſchen Bohrungen. 
Das ſei maßgeblich und zur Erläuterung heranzuziehen, da die 
Patentanſprüche hierüber nichts ausdrücklich beſagten. Es 
komme aber auch hinzu, daß die Anmelderin (Rechtsvorgängerin 
des Patentinhabers) in einer Eingabe an das RPat A. v. 2. Juni 
1927 während des Prufungsverfahrens beantragt habe, in der 
Beſchreibung und in Anſpruch 1 durch Einfügungen Harzuftel 
len, daß es ſich bei dem Gegenſtand der Erfindung allein um 
die Einfügung von Paßſtiften in zylindriſche Bohrungen handle. 
Demgegenüber ſei es unerheblich, daß die Abb. 1 der Patent⸗ 
ſchrift eine kegelförmige Bohrung zeige. Die Unklarheit der 
Patentſchrift, die dadurch geſchaffen fei, zwinge dazu, im Nic: 
tigkeitsverfahren den Patentanſpruch 1 auf den vom Anmelder 
ſelbſt allein begehrten Schutz zu beſchränken. 

Der Bekl. hat die Abweiſung der Klage beantragt. Für eine 
Teilvernichtung des Streitpatents ſei kein Raum, weil das 
RPatA. mit Recht für den in den Anſprüchen formulierten 
Gegenſtand ein Patent erteilt habe. Maßgeblich ſei der von 
der Anmeldeabteilung erlaſſene Erteilungsbeſchluß, dem die Ab 
teilung offenbar nur die Faſſung der Patenbeſchreibung und 
der Anſprüche habe zugrunde legen wollen, welche die Anmel 
derin nach Belehrung durch die Prüfungsſtelle gem. dem Vor⸗ 
ſchlag des Prüfers v. 23. Febr. 1927 mit Eingabe v. 19. Okt. 
1927 angenommen habe. Der Anmelderin und offenbar auch der 
die Anſprüche prüfenden Anmeldeabteilung ſei entgangen, daß 
außer den von der Anmelderin hergeſtellten Reinſchriften ein 
— weiteres — „Druckexemplar“ der Beſchreibung und der An⸗ 
ſprüche zur Auslegung gemäß Vfg. v. 31. Okt. 1927 gelangt ſei, 
das ohne Benachrichtigung und ohne Einwilligung der Anmel; 
derin im Text der Beſchreibung unzuläſſigerweiſe derart ge 
ändert worden ſei, daß in der Tat dort durchweg von zylin⸗ 
driſchen Bohrungen die Rede ſei. Daraus ergebe ſich allerdings 
eine Unſtimmigkeit, die aber weder von der Anmelderin noch 
vom Bekl., der die Anmelderechte erſt am 10. Sept. 1929 er⸗ 
worben habe, zu vertreten ſei, auch nicht im Nichtigkeitsver⸗ 
fahren beſeitigt werden könne. 

Das RPatA. hat die Klage abgewieſen. Der Kl. hat Be 
rufung eingelegt und beantragt, entgegen der angefochtenen 
Entſch. das Streitpatent teilweiſe zu vernichten. Schließlich hat 
der Kl. feinen Antrag dahin gefaßt: das unter Nr. 497 224 er⸗ 
teilte Patent inſoweit für nichtig zu erklären, als es die von 
der Nichtigkeitsabteilung des RPatA. feſtgeſtellte und vom 
Bekl. zugegebene Unſtimmigkeit betreffe, und dieſe zu beſeitigen, 
indem entweder in der Abb. 1 der Patentſchrift an Stelle der 
koniſchen Bohrung b eine zylindriſche gezeigt werde, oder in der 
Patentbeſchreibung die Bohrung b nicht mehr als zylindriſche 
Bohrung beſchrieben werde. In der mündlichen Verhandlung 
hat der Kl. noch angeregt, ob nicht vielleicht das von ihm er 
ſtrebte Ziel auch durch Anderung des Patentanſpruchs, z. B. 
durch Streichung der Bezugnahme (b) bei den die „Wandung 
der Bohrung“ betreffenden Wörtern, erreicht werden könne. Die 
Berufung des Kl. wurde zurückgewieſen. h 

1. Der Kl. hat zwar im erſten Rechtszuge zunächſt die 
vollſtändige Vernichtung des DRP. 497 224 beantragt, dann 
aber ſeinen Antrag auf Teilvernichtung des Patents durch Be⸗ 
ſchränkung des Anſpruchs 1 auf Verwendung bei zylindriſchen 
Bohrungen beſchränkt. Daß eine ſolche Beſchränkung möglich il 
wenn entweder der Stand der Technik es rechtfertigt oder wenn 
der Anmelder auf einen weitergehenden Schutz ausdrücklich ver⸗ 
zichtet hatte — beides behauptet der Kl. — unterliegt keinem 
Zweifel. Das muß vorweg im Gegenſatz zu den Rechtsausfüh⸗ 
rungen des Bekl. betont werden. Denn es iſt in der Rſpr. 
niemals zweifelhaft geweſen, daß der Patentſchutz auf die Ver“ 
wendung des patentierten Gegenſtandes für beſtimmte Zwecke 
beſchränkt werden kann. Daß der Kl. nur dieſes erreichen will 
ergibt auch fein Antrag v. 9. Jan. 1937, der in erſter Reihe 
auf dasſelbe hinausläuft, was im erſten Rechtszuge beantragt 
war. Dabei muß freilich geſagt werden, daß dieſem Antrag weder 
in der einen noch in der anderen Form wörtlich entſprochen 
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werden könnte. Der Kl. verkennt dabei die Grenzen des Nich⸗ 
tigkeitsverfahrens, in dem nur eine völlige oder teilweiſe Ver⸗ 
nichtung des Patents, alſo des im Anſpruch feſtgelegten Gegen⸗ 
ſtandes der Erfindung, erreicht werden kann, nicht aber eine 
nderung des Inhalts der Beſchreibung oder der Darſtellung in 
einer Zeichnung. Das hindert aber nicht, im Berufungsver⸗ 
fahren ſachlich zu prüfen, ob die im Grunde angeſtrebte Teil⸗ 
vernichtung mit Recht beantragt wird. Wäre danach eine Be⸗ 
ſchränkung des Anſpruchs gerechtfertigt, ſo würde die aus der 
zeichnung alsdann ſich ergebende Unſtimmigkeit dadurch beſei⸗ 
tigt ſein, daß jetzt dieſe Zeichnung überhaupt bedeutungslos 
würde, weil das rechtskräftige Urteil im Nichtigkeitsverfahren 
allein für den Gegenſtand des Patents maßgeblich wäre, auch 
wo die Patentſchrift etwas anderes ſagt oder zeigt. Aus dem⸗ 
ſelben Grunde iſt eine Anderung des Wortlauts der Patent⸗ 
beſchreibung im Nichtigkeitsverfahren nicht angängig; etwaige 
Unrichtigkeiten werden durch das Urteil im Nichtigkeitsver⸗ 
ahren beſeitigt, das bei poſitivem Inhalt an die Stelle der un⸗ 
zutreffenden Teile der Beſchreibung tritt. Wird dagegen die 
Nichtigkeitsklage abgewieſen, ſo muß es dabei verbleiben, daß 
lich m Gegenſtand der Erfindung der Patentanſpruch maßgeb⸗ 
iſt. 
2. Der Kl. kann das von ihm erſtrebte Ziel aber auch 
nicht dadurch erreichen, daß er die etwa aus der Patentbeſchrei⸗ 
ung zu entnehmende Beſchränkung des Patentgegenſtandes auf 
einen Verzicht des Bekl. im Patenterteilungsverfahren ſtützt. 
ürde damit ein Mangel des Erteilungsverfahrens geltend ge⸗ 
macht, um darauf die beantragte Teilvernichtung des Patents 
zu begründen, ſo könnte dieſer Einwand überhaupt nicht beachtet 
werden. Aber der Kl. will durch ſeinen Hinweis auf einen Ver⸗ 
zicht des Bekl. nur den zuläſſigen Beweis führen, daß das 
RPat A. ihm ein Patent nur unter Beachtung dieſes Verzichts 
habe erteilen wollen und tatſächlich erteilt habe und daß des⸗ 
halb die Faſſung der Patentbeſchreibung, nicht die weitere Faſ⸗ 
ſung des Patentanſpruchs für den Gegenſtand der Erfindung 
maßgeblich ſei. Daraus folgert der Kl., daß durch Anderung 
des Patentanſpruchs eine Beſeitigung der jetzigen Unſtimmig⸗ 
eit der Patentſchrift möglich ſei und demgemäß inſoweit eine 
eilvernichtung des Patents verlangt werden könne. 
Aber dieſe ganze Klagebegründung ſcheitert daran, daß ihr 
die aus einem Verzicht des Bekl. abgeleitete Grundlage fehlt. 
Es iſt nicht richtig, wenn der Kl. wiederholt behauptet, die 
umelderin habe in einer Eingabe auf den Schutz, den der An⸗ 
ſpruch unbeſchränkt gewährt, teilweiſe verzichtet, ſie habe nur 
noch verlangt, was in der Beſchreibung geſagt iſt, und deshalb 
müſſe auch das Patent durch Einfügung des beſchränkten Ver⸗ 
wendungszwecks in den Anſpruch teilweiſe vernichtet werden. 
Dieſes Verlangen iſt unbegründet, wie die angefochtene Entſch. 
einwandfrei aus den Erteilungsakten nachgewieſen hat. Zwar 
war die Anmelderin ausweislich ihrer Eingabe v. 2. Juni 1927 
bereit, auf den urſprünglich begehrten Schutz teilweiſe zu ver⸗ 
zichten, und machte demgemäß Vorſchläge, über eine anderwei⸗ 
tige Faſſung der Patentbeſchreibung und des Anſpruchs 1. Da- 
nach ſollte nun geſchützt werden ein Verfahren, in zylindriſch 
vorgebohrte, nicht aufgeriebene Löcher koniſche, ſich nachträglich 
eformierende Stifte einzutreiben. Der Prüfer riet von der 
eabſichtigten Umgeſtaltung von Beſchreibung und Anſpruch ab 
und empfahl der Anmelderin nachdrücklich die Annahme der 
von ihm mit Beſcheid v. 23. Febr. 1927 vorgeſchlagenen Faſ⸗ 
ſung. Dabei machte er allerdings im weſentlichen Geſichts⸗ 
punkte geltend, die hier nicht von Belang ſind. Er verwies näm⸗ 
ich darauf, daß durch ein Verfahren nur deſſen unmittelbare 
rzeugniſſe, nicht aber gleiche, doch anderswie hergeſtellte Er⸗ 
zeugniſſe geſchützt ſeien. Das hat offenbar die Anmelderin über- 
zeugt; denn ſie hat nicht nur die vorgeſchlagene Anderung an⸗ 
Ienonmen, ſondern auch entſprechende Reinſchrift eingereicht. 
Der Kl. meint, das ſei unbeachtlich, denn es liege ein unwider⸗ 
tuflicher Verzicht der Anmelderin vor. Mit Recht lehnt das 
Rat A. (Nichtigkeitsabteilung) dieſe Auffaſſung ab, erklärt 
vielmehr die Eingabe v. 2. Juni 1927 für einen Teil der un⸗ 
verbindlichen Erörterungen zwiſchen einem Anmelder und der 
Prüfungsſtelle über die zweckmäßigſte Geſtaltung des An⸗ 
pruchs und der Beſchreibung. Maßgeblich war für das weitere 
rüfungsverfahren alſo die hiernach ausdrücklich anerkannte 


Faſſung der Beſchreib ung v. 23. Febr. 1927, die im Gegenſatz 
zur gedruckten Patentſchrift bei dem Wort „Bohrung“ nichts 
von zylindriſch ſagt, ſondern an einer Stelle vom „Eintreiben 
des Stifts in die Bohrung .. die zylindriſch oder keglig fein 
kann“, ausdrücklich ſpricht. Demgemäß hat auch der Prüfer 
im Bekanntmachungsbeſchluß v. 31. Okt. 1927 zur Auslegung 
beſtimmt: Beſchreibung und 2 Patentanſprüche, eingegangen 
am 20. Okt. 1927. Das Patent iſt dann, nach langwierigen Er⸗ 
örterungen über 5 Einſprüche, unverändert erteilt worden, „auf 
Grund der ausgelegten Unterlagen“, die der Erteilungsbeſchluß 
v. 23. Okt. 1929 allerdings nicht näher aufführt. 

Es beſteht danach kein Zweifel, daß das Patent 497 224 in 
der vom Prüfer am 23. Febr. 1927 vorgeſchlagenen Faſſung er⸗ 
teilt iſt. Da für den Beſtand des Patents und deſſen Wortlaut 
allein der Beſchluß der patenterteilenden Behörde, hier der An⸗ 
meldeabteilung, maßgeblich iſt, ſind Abweichungen von den Un⸗ 
terlagen und Anlagen dieſes Beſchluſſes, die ſich in der Patent⸗ 
ſchrift finden, rechtlich unbeachtlich, können auch im Nichtigkeits⸗ 
verfahren nicht beſeitigt werden, weil keiner der geſetzlichen 
Nichtigkeitsgründe des § 10 PatG. (a. F.) vorliegt. Es kann 
auch nicht in Frage kommen, durch zweimalige Streichung der 
Bezugszeichen b im Patentanſpruch etwa deſſen wahren In⸗ 
halt klarzuſtellen. Dadurch würde nichts gebeſſert, vielleicht ſo⸗ 
gar die beſtehende Unſtimmigkeit noch verſtärkt werden. 

Bei dieſer Sachlage iſt alſo dem RPatA. in vollem Um⸗ 
faug zuzuſtimmen, daß die geltend gemachten zuläſſigen Nichtig⸗ 
keitsgründe zu Unrecht angerufen ſind, daß aber die in der 
Patentſchrift enthaltenen Unſtimmigkeiten, beruhend auf einer 
unzuläſſigen nachträglichen Anderung des „Druckexemplars“ der 
Beſchreibung, im Nichtigkeitsverfahren nicht geltend gemacht 
und nur durch die Gründe der vorl. Entſch. richtiggeſtellt wer⸗ 
den können. 

(RG., I. ZivSen., U. v. 18. Fan. 1937, 1200/36.) 
( RG. 153, 315.) 
* 


* 17. RG. — Die Regel des 81 Abſ. 2 S. 2 GebrMuſtG. 
gilt auch für die vor dem 1. Okt. 1936 eingetragenen Ge⸗ 
brauchsmuſter. f) 


Der Kl. iſt Inhaber des am 27. Sept. 1932 angemeldeten 
DRM. 1236912 betr. einen Selbſtablaſſer von Ketten an 
Bandwebſtühlen, gekennzeichnet durch eine Klammer mit Stell⸗ 
ſchraube und Oſe zur drehbaren Lagerung des Drahtbügels mit 
Winkelbiegung und einer zwiſchen den Lagerſtellen der Klam⸗ 
mer angebrachten Gegendruckfeder, ferner gekennzeichnet durch 
einen Klemmſchieber mit Bremsgummi. 

Die Bekl. ſtellt ebenfalls Kettenablaſſer an Bandwebſtühlen 
her, bei denen nach Darſtellung des Kl. der Ablaſſer außerhalb 
der Kettenſcheibe und oberhalb ihrer Drehachſe gelagert iſt, wo⸗ 
bei Selbſtklemmung mit Klemmpunkt unterhalb der Horizon⸗ 
talen durch die Kettenſcheibenachſe möglich wird. Dieſe Ketten⸗ 
ablaſſer vertreibt die Bekl. gewerbsmäßig. In der Herſtellung 
und im Vertrieb ſolcher Erzeugniſſe erblickt der Kl. eine Ver⸗ 
letzung ſeines Gebrauchsmuſters und hat Klage auf Unter⸗ 
laſſung, Rechnungslegung und Feſtſtellung der Schadenserſatz⸗ 
pflicht gegen die Bekl. erhoben. 

Die Bekl. hat Abweiſung der Klage beantragt; zur Be⸗ 
gründung hat ſie ausgeführt, daß Kettenablaſſer der vom Kl. 
angemeldeten Art ſeit langer Zeit allgemein bekannt, aber auch 
deshalb nicht neu zur Zeit der Anmeldung geweſen ſeien, weil 
der Kl. ſelbſt vor dieſem Zeitpunkt mehrfach Kettenablaſſer, die 
von ihm nach ſeinem Muſter hergeſtellt waren, gewerbsmäßig 
vertrieben habe, fo daß ihm die eigene offenkundige Vorbe⸗ 
nutzung entgegenſtehe. Außerdem zeigten die von der Bekl. her⸗ 
geſtellten und vertriebenen Kettenablaſſer nicht die weſentlichen 
Merkmale des Gebrauchsmuſters. 

Das LG. hat nach Beweisaufnahme die behaupteten neu- 
heitsſchädlichen Tatſachen, insbeſ. das Vorliegen eigener offen⸗ 
kundiger Vorbenutzung des klägeriſchen TREM. durch den Kl. 
verneint, die Rechtsverletzung durch die Bekl. im weſentlichen 
feſtgeſtellt und in dieſer Begrenzung nach dem Klageantrag er⸗ 
kannt, im übrigen aber die Klage abgewieſen. 

Das OLG. hat dagegen auf die Berufung der Bekl. die 
Klage vollſtändig abgewieſen. Auf die Rev. des Kl. wurde das 
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angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache an das OLG. 
zurückverwieſen. 

Das Os G. hat die Klage, ohne Stellungnahme zu den 
übrigen Einwendungen der Bekl., ſchon deshalb abgewieſen, 
weil es auf Grund der landgerichtlichen Beweisaufnahmen, 
aber unter abweichender rechtlicher Würdiguig ihres Ergeb- 
niſſes feſtgeſtellt, daß der Kl. ſelbſt in der Zeit vor dem 27. Sept. 
1932, dem Tage der Anmeldung ſeines Gebrauchsmuſters, durch 
Verkauf von Kettenablaſſern, die dem Muſter entſprachen, dieſes 
offenkundig vorbenutzt und dadurch deſſen Neuheit zerſtört habe. 
Es iſt nun allerdings richtig, daß das OLG. ſeinerzeit den Tat⸗ 
beſtand nur nach den Grundſätzen des Geſ. v. 1. Juni 1891 be⸗ 
urteilen konnte. Inzwiſchen iſt aber das GebrMuſtG. vom 
5. Mai 1936 in Kraft getreten, welches die eigene offenkundige 
Vorbenutzung des Anmelders und die auf ſeinen Ausarbei⸗ 
tungen beruhenden offenkundigen Vorbenntzungshandlungen, 
ſoweit fie nur innerhalb der letzten ſechs Monate vor der An- 
meldung erfolgten, in § 1 Abſ. 2 S. 2 als nicht neuheitsſchäd⸗ 
lich bezeichnet. Dieſe Vorſchrift iſt dem § 2 S. 2 PatG. vom 
5. Mai 1936 nachgebildet und kann daher grundſätzlich nicht an⸗ 
ders als dieſe Vorſchrift verſtanden werden. Der Senat hat die 
Regel des § 57 Abſ. 1 PatG. bereits in dem Urt. v. 19. Dez. 
1936 (JW. 1937, 744) dahin ausgelegt, daß § 2 S. 2 Pat. 
auch auf die vor dem 1. Okt. 1936 ſchon erteilten Patente An⸗ 
wendung zu finden habe. Für Gebrauchsmuſter, die zu dieſer 
Zeit bereits eingetragen waren, enthält $ 24 GebMuft®. eine 
dem § 57 PatG. genau entſprechende Vorſchrift, deren Anwen⸗ 
dung bei Prüfung der Neuheit eines Gebrauchsmuſters um ſo 
weniger Bedenken unterliegt, als bei Eintragung dieſer Schutz⸗ 
rechte eine vorgängige und autoritäre Prüfung auf Neuheit 
durch das Pat A. nicht ſtattfindet. Dann muß aber auch noch 
in der Rev Inſt. die Vorſchrift des 8 1 Abſ. 2 S. 2 GebrMuſtG. 
zur Anwendung kommen. 

Betrachtet man die tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. 
unter dieſem Geſichtspunkt, ſo ergibt ſich ganz allgemein, daß 
für die mehreren vom OLG. feſtgeſtellten eigenen offenkundigen 
Vorbenutzungshandlungen des Kl. in keinem Falle feſtgeſtellt 
iſt, daß ſie früher als ſechs Monate vor der Gebrauchsmuſter⸗ 
anmeldung vorgenommen wären. 

(R., I. ZivSen., U. v. 15. Febr. 1937, 1188/36.) P.] 
(NGZ. 153, 354.) 


Anmerkung: Das RG. hat ſich bisher in dret Entſch. mit 
den Rückwirkungen des §2 Satz 2 PatG., § 1 Abſ. 2 Satz 2 
GebrMuſtGG. v. 5. Mai 1936 befaßt, nämlich in den Urteilen 
RG. v. 21. Nov. 1936: JW. 1937, 7447 m. Anm. Ullrich = 
GRUR. 1937, 126; RG. v. 19. Dez. 1936: JW. 1937, 11498 
RZ. 153, 174 ſowie in der vorſtehend abgedruckten Entſch. 
RG. v. 15. Febr. 1937: RG. 153, 354. Auch das RPat A. 
mußte ſich wiederholt mit dem Rückwirkungsproblem beſchäf⸗ 
tigen (R Pata. v. 22. Okt. 1936: Mitt. 1936, 412; 14. Nov. 
1936: Mitt. 1936, 412). 


Die von der Rſpr. herausgearbeiteten Grundſätze ſind für 
das Patentrecht folgende: 1. Im Erteilungs⸗ einſchließlich Ein⸗ 
ſpruchsverfahren „muß auch ein bereits vor dem Inkrafttreten 
des Geſ. v. 5. Mai 1936 angemeldetes Patent trotz offenkundiger 
Vorbenutzung erteilt werden, wenn die Vorbenutzung innerhalb 
von ſechs Monaten vor der Anmeldung ſtattgefunden hat und 
auf der Erfindung des Anmelders oder ſeines Rechtsvorgängers 
beruht“. 2. Im Nichtigkeitsverfahren können vor dem 1. Okt. 
1936 erteilte Patente, die früher wegen mangelnder Neuheit 
vernichtbar waren, im Rahmen des § 2 Satz 2 PatG. nicht 
mehr vernichtet werden. 3. Im Patentverletzungsſtreit kann 
$ 2 Satz 2 PatG. auch bei vor dem 1. Okt. 1936 erteilten Pa⸗ 
tenten für die Frage bedeutſam ſein, welchen Schutzumfang ein 
Patent aufweiſt. 

Dieſe drei Grundſätze werden überwiegend auch vom 
Schrifttum gebilligt, fie finden ſich ſämtlich wieder bei Möl⸗ 
ler: GRUR. 1936, 767 mit weiteren Nachweiſen (dazu Wirth, 
Zur Rechtsfindung in Patentſachen, S. 56—59); der Grund⸗ 
ſatz 1 auch bei Elten, Das neue Pat., 43, Klauer⸗ 


Möhring, Pat., Anm. 8 zu § 2, 116. Anders für Grund⸗ 


ſatz 1 Kettner: GRUR. 1937, 15, für Grundſatz 2 Buſſe, 
PatG., 405, Klauer Möhring a. a. O. 

Nachdem die Rſpr. nunmehr einheitlich und mehrfach Stel⸗ 
lung genommen hat, dürfte es überflüſſig ſein, ſich mit den 
Argumenten der Gegenmeinung auseinanderzuſetzen. 

Eins aber erheiſcht Beachtung: Ullrich a. a. O., 745, hat 
kurz darauf hingewieſen, daß die von der Rſpr. entwickelten 
Grundſätze eine Abwandlung erfahren konnten, falls von einer 
Patenterſchleichung geſprochen werden kann. Inwieweit trifft 
das zu? 

An Grundſatz 1 muß ſtreng und ausnahmslos feſtgehalten 
werden (Möller a. a. O., 769; dagegen Kettner a. a. O, 
16). Jener Anmelder, der ſich ſeit dem 1. Okt. 1936 auf 8 2 
Satz 2 PatG. berufen kann, iſt ſeit der Veroffentlichung des 
Gel. v. 5. Mai 1936 dem Vorwurf der Sittenwidrigkeit ſelbſt 
dann nicht mehr ausgeſetzt, wenn er bei der Anmeldung die vor 
dem Inkrafttreten des $ 2 Satz 2 PatG. neuheitsſchädliche 
Vorwegnahme kannte und verſchwieg. Sofern nämlich die Er’ 
teilung des Patents erſt nach dem 1. Okt. 1936 zu erwarten 
war, hatte der Anmelder es nicht mehr nötig zu „ſchleichen“, 
um ſein Patent zu erlangen; er konnte ſeine Karten aufdecken, 
und trotzdem mußte ihm das Pateut erteilt werden. In einem 
Verſchweigen, das für den Rechtserfolg der Patenterteilung 
nicht kauſal iſt, kann aber keine ſittenwidrige Unterlaſſung, 
keine Patenterſchleichung geſehen werden. 

Unbeachtet iſt bisher die Tatſache, daß Grundſatz 2 nicht 
ausnahmslos gilt. Zwar kann ein Patent nicht deshalb für 
nichtig erklärt werden, weil es erſchlichen iſt Möller, PatG, 
Anm. 4 zu § 13, 154; RG. v. 7. März 1914: RG. 84, 263), 
wohl aber iſt folgendes möglich: Die Nichtigkeitsklage wird auf 
5 13 Abſ. 1 Ziff. 1 PatG., und zwar mangelnde Neuheit, ge⸗ 
ſtützt. Der Bekl. beruft ſich auf den neuen S 2 Satz 2 Pat., 
indem er behauptet und beweiſt, die Vorwegnahme ſei durch 
ihn ſelbſt innerhalb der Sechsmonatsfriſt erfolgt. Kann hier 
der Kl. die Gegeneinwendung der Patenterſchleichung erheben? 
Die Frage dürfte (entgegen Kettner a. a. O., 16) zu bejahen 
ſein: Anders als in dem oben behandelten Fall eines Ertei 
lungsverfahrens, das vor dem 1. Okt. 1936 bereits ſchwebte, hat 
hier der Bekl. ſein Patent wirklich erſchlichen. Die Tatſache, 
daß der Bekl. fein Patent nur durch ein ſittenwidriges Ver⸗ 
halten erlangt hat, läßt ſich nicht aus der Welt ſchaffen. Der 
Wortlaut des § 57 Abſ. 1 PatG. zwingt keineswegs zu der 
Annahme, daß der Einwand der Patenterſchleichung nicht mehr 
geltend gemacht werden könne. Man darf nämlich nicht über⸗ 
ſehen, daß durchaus nicht in allen Fällen, in denen der Bell. 
ſich jetzt auf 8 2 Satz 2 PatG. berufen kann, die Gegenein 
wendung der Patenterſchleichung in Frage kommt. Es iſt im 
Falle des § 2 Satz 2 Pat®. durchaus möglich, daß dem Ar’ 
melder die an und für ſich neuheitsſchädliche Vorwegnahme 
völlig unbekannt war; der Anmelder braucht ja nicht ſelbſt die 
Vorbeſchreibung oder Vorbenutzung vorgenommen zu haben, 
dieſe kann vielmehr von ſeinem Rechtsvorgänger oder einem 
ſonſtigen Dritten bewirkt fein, ſofern nur die zur Vorweg⸗ 
nahme nötige Kenntnis der Erfindungsregel irgendwie von 
der ſpäter angemeldeten Erfindungsregel hergeleitet wurde, 
alfo „auf der Erfindung des Anmelders oder feines Rechtsvor⸗ 
gängers beruht“ (dazu Möller, Pat., Anm. 27 zu § 2, 62). 
Der Einwand der Patenterſchleichung iſt nur bei Gegebenſein 
der Vorausſetzungen des § 826 BGB. möglich (vgl. RG. vom 
25. März 1933: JW. 1933, 1875. = RG. 140, 185 GRUR. 
1933, 562). 

Beſondere Bedeutung dürfte der Patenterſchleichung im 
Zuſammenhang mit Grundſatz 3 zukommen. Auch im Patent- 
verletzungsſtreit ſteht nämlich $ 57 Abſ. 1 PatG. einer Ber 
fung des Bekl. auf die Patenterſchleichung ſeitens des Kl. nicht 
entgegen (Möller: GRUR. 1936, 772; zuſtimmend Kett⸗ 
ner d. a. O., 16). So kann ſich folgende Lage ergeben: Der 
Kl. behauptet, der Bekl. habe in den Schutzumfang feines Pa, 
tentes eingegriffen. Der Bekl. erwidert, der Schutzumfang jet 
eng zu umgrenzen, da eine neuheitsſchädliche Vorwegnahme er“ 
folgt fei, es handle ſich um ein ſogenanntes „ſchlechtes“ Patent, 
Der Kl. beruft ſich demgegenüber auf den neuen $ 2 Satz ? 
PatG. Der Bekl. erhebt nunmehr den Einwand der Patent: 
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deſchleichung. Das iſt in der Tat möglich. Es wird nicht etwa 
die Bedeutung des neuen § 2 Satz 2 PatG. für alte Patente 
— — die Zulaſſung des Einwandes der Patenterſchleichung 
lig aufgehoben, denn, wie oben dargelegt, iſt längſt nicht in 
allen Fällen des § 2 Satz 2 PatG. der Patentinhaber dem Ein⸗ 
wand der Patenterſchleichung ausgeſetzt. 

1 Das neue Patentrecht wirft auch noch eine Reihe weiterer 
ntereſſanter Übergangsprobleme auf, vgl. etwa RG. v. 4. Jan. 
1937: JW. 1937, 11499 RG. 153, 321, wo feſtgeſtellt wird, 
aß während des Prioritätsintervalls entſtandene Vorbe⸗ 
Dutzungsrechte fortbeſtehen, obgleich ſie jetzt gemäß § 7 Abſ. 3 
Fab 1 Patch. nicht mehr entſtehen könnten (ebenſo ſchon Möl⸗ 
er, Patch., 105). 

Dozent Dr. jur. habil. H. Möller, Hamburg. 


Kartellverordnung 


. 18. RG. — 81 Kart O.; 88 1025, 1027, 1048 ZPO. Bei 
Schiedsgerichten eines als Verein geſtalteten Kartells genügt 
in daß bei Gründung des Kartells der SI KartBO. gewahrt 
x und die Schiedsgerichtsbarkeit in der für die Vereinsſatzung 
der, wenn die Einſetzung erſt nach der Entſtehung des Ver⸗ 
Gus erfolgt, in der für Vereinsbeſchlüſſe geſetzlich oder ſatzungs⸗ 
äßig beſtimmten Form eingeſetzt wird. 7) 
Der Kl. war von der Gründung des verklagten Vereins 
im Febr. 1934 bis zum 31. Dez. 1935 deſſen Mitglied. Wegen 
berſchiedener ihm zur Laſt gelegter Verſtöße gegen ſeine Kar⸗ 
"lichten hat der Bekl. gegen ihn im Sommer 1935 die 
Sul des in der Satzung des Bekl. und der zugehörigen 
Schiedsgerichtsordnung vorgeſehenen Schiedsgerichts angerufen. 
a Kl. hat die Einlaſſung auf das ſchiedsgerichtliche Verfahren 
erweigert. Er klagt auf Feſtſtellung, daß die ſechs gegen ihn noch 
nhängig gemachten Schiedsgerichtsverfahren unzuläſſig ſeien. 
ub Während das LG. der Klage ſtattgab, hat das BG. ſie 
gewieſen. Die Rev. wurde zurückgewieſen. 
Die gegenwärtig geltende Vereinsſatzung des verklagten 
Kartells beruht auf einem Beſchluſſe der Mitgliederverſamm⸗ 
Nag v. 30. Jan. 1935, womit die urſprüngliche Satzung vom 
N Febr. 1934 geändert und durch eine Neufaſſung erſetzt wor⸗ 
* iſt. Beide Satzungen unterwerfen alle aus ihnen entſtehen⸗ 
* Streitigkeiten der Entſch. eines Schiedsgerichtes ($ 21), deſ⸗ 
n Zuſammenſetzung und Verfahren durch eine den Satzun⸗ 
0 „als weſentlicher Beſtandteil“ beigefügte Schiedsgerichts⸗ 
nung geregelt iſt und deſſen Zuſtändigkeit auch „nach Beendi⸗ 
dung des Vertragsverhältniſſes“ beſtehen bleiben ſoll. Dieſes 
ſabiedsgericht hat nach § 20 der neuen Satzung auch die Auf⸗ 
ne der Feſtſetzung der im Fall von Pflichtverletzungen der 
i ütglieder vorgeſehenen Vertragsſtrafen (§ 19). Der Kl. will 
werden gegen ihn eingeleiteten Schiedsverfahren nicht unter⸗ 
7 erfen, weil die Satzung v. 30. Jan. 1935 in ſeiner Abweſen⸗ 
N beſchloſſen und von ihm nicht unterſchrieben worden, alſo 
AR Jormerfordernis einer Schiedsabrede nach § 1027 Abſ. 1 
10. nicht genügt ſei, die Satzungsurkunde auch nicht nur 
uf das Schiedsverfahren bezügliche Vereinbarungen enthalte, 
175 Schiedsgerichtsbarkeit ferner nicht in 81 KartVO. auf⸗ 
baübrte Verpflichtungen unterfielen, und die Schiedsverein⸗ 
ig, weil eine Vereinbarung privater Strafjuſtiz enthaltend, 
lauch keine nach § 1025 ZPO. einem Schiedsvertrag zugäng⸗ 
ce Streitigkeit betreffe. 
de Das angefochtene Urteil weiſt dieſe Bedenken des Kl. als 
N Oli unbegründet zurück. Es läßt dahingeſtellt, ob das Gel. 
bei Dez. 1933 betr. den Wegfall der Form des § 1027 ZPO. 
ein Schiedsabreden in Kartellverträgen auf eine durch Beſchluß 
Sabeſetzte Schiedsgerichtsbarkeit zu beziehen iſt, hält aber die 
diedsabrede gegen den Kl. für wirkſam, weil dieſer bei der 
Süchlußfaſſung über die erſte Kartellſatzung in zuſtimmendem 
— 5 mitgewirkt habe, die neue Satzung v. 30. Jan. 1935 aber 
eine Anderung der erſten darſtelle, an die der Kl. ungeach⸗ 
M einer Abweſenheit bei der Abſtimmung ſatzungsgemäß kraft 
der dcheitsbeſchluſſes (813 Ziff. 10% gebunden ſei. Daß nach 
ſteg Satzung dem Schiedsgericht auch die Entſch. über Vertrags⸗ 
Hallen obliege, daß weiterhin auch die Verletzung nicht typiſcher 
'ttellberpflichtungen ($1 KartVO)) unter Vertragsſtrafe ge- 


ſtellt ſei, ſtehe gleichfalls der Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts 
nicht entgegen, wie auch von der Vereinbarung einer unzuläſ⸗ 
ſigen Privatſtraffuſtiz keine Rede fein könne. Auch § 1025 ZPO. 
werde mit der Übertragung der Straffeſtſetzung an ein Schieds- 
gericht nicht verletzt, die zudem auch nicht als offenbar unbil 
lig oder ſittenwidrig bezeichnet werden könne. 

Die Angriffe der Rev. gegen das BU. konnen keinen Er⸗ 
folg haben. Sie gründen ſich in erſter Linie darauf, daß der 
Vorderrichter zu Unrecht von der Anwendung des § 1027 ZPO. 
abgeſehen habe. Indeſſen iſt dem BG. inſoweit mindeſtens im 
Ergebnis beizutreten. Der geſetzgeberiſche Grund für die Form⸗ 
vorſchrift des § 1027 Abſ. 1 ZRO. iſt offenſichtlich der, daß bei 
der Tragweite eines Ausſchluſſes der ordentlichen Gerichtsbar- 
keit eine dahingehende Vereinbarung unter eine beſtimmte 
Gewähr ihrer Zuverläſſigkeit geſtellt und nicht formloſen Ab- 
reden überlaſſen bleiben ſollte. Das Geſ. v. 18. Dez. 1933 hat 
davon zugunſten von Schiedsvereinbarungen in Kartellverträ⸗ 
gen mit Rückſicht auf die durch die Vielzahl der Beteiligten 
bedingten Erſchwerungen (Begründung im „Reichsanzeiger“ 
Nr. 297 v. 20. Dez. 1933) eine Ausnahme gemacht. Sowohl die⸗ 
ſes Geſetz wie der § 1027 ZPO. beziehen ſich aber nur auf 
eine vereinbarte Schiedsgerichtsbarkeit. Unter dieſe fällt 
an ſich nicht eine ſolche, die in der Satzung eines eingetragenen 
Vereins vorgeſehen iſt. Mag auch die Gründung einer ſolchen 
Rechtsperſönlichkeit auf eine Vereinbarung der ſich zur Errich— 
tung zuſammenfindenden Beteiligten zurückgehen, die Rege⸗ 
lung der Schiedsgerichtsbarkeit in der Satzung beruht jeden⸗ 
falls auf einem Willensakt des Vereins als ſolchen und nicht 
auf einem Vertrag. Daraus folgt, daß auf eine derart ein⸗ 
geſetzte Schiedsgerichtsbarkeit der S 1048 ZPO. anzuwenden iſt, 
wonach die Vorſchriften des 10. Buchs der ZPO. nicht unmit⸗ 
telbar, ſondern nur entſprechend anwendbar ſind. Zu den nicht 
unmittelbar anwendbaren Beſtimmungen gehört aber die des 
81027 Abſ. 1 ZPO. (wol. RG. 144, uf. IW. 1934, 
1351 m. Anm.). Es liegt auf der Hand, daß dieſe Vorſchrift 
für außervertragliche Schiedsgerichte, wie in letztwilligen Ver⸗ 
fügungen oder in Satzungen eingeſetzte, nicht gelten kann, da bei 
dem ohnehin urkundlichen Charakter derartiger, nicht auf Ver⸗ 
einbarung beruhender Verfügungen (vgl. für Vereine § 59 
BGB.) eine beſondere Wiederholung der Schriftform für die 
Einſetzung des Schiedsgerichts ſinnwidrig und zum Schutze der 
Beteiligten überflüſſig ſein würde, da ferner auch kein Bedürf⸗ 
nis dafür erſichtlich iſt, daß jene Urkunden — Teſtamente und 
Satzungen — andere Anordnungen nicht enthalten dürften. 
Dementſprechend muß es bei Schiedsgerichten eines als Ver⸗ 
ein geſtalteten Kartells genügen, daß bei Gründung des Kar⸗ 
tells der §1 Kart O. gewahrt iſt und die Schiedsgerichtsbar⸗ 
keit in der für die Vereinsſatzung oder, wenn die Einſetzung 
erſt nach der Entſtehung des Vereins erfolgt, in der für Ver⸗ 
einsbeſchlüſſe geſetzlich oder ſatzungsmäßig beſtimmten Form 
eingeſetzt wird. Dieſe gewährleiſtet ebenſowohl die Nachprü⸗ 
fung des Gegenſtandes der Schiedsgerichtsbarkeit wie ihrer 
näheren Ausgeſtaltung, der Perſonen der Beteiligten und der 
Ernſtlichkeit des dahinterſtehenden Willens. Daß im vorl. Falle 
dieſer Form bei der Gründung des Kartells, der der Kl. zu⸗ 
geſtimmt hat, genügt wurde, iſt außer Streit. Wenn durch die 
ſpätere neue, in Wirklichkeit nur eine Abänderung der erſten 
Satzung darſtellende Satzung v. 30. Jan. 1935 auch Anderun⸗ 
gen in bezug auf die Schiedsgerichtsbarkeit getroffen worden 
find, insbeſ. die Verhängung von Vertragsſtrafen, ſtatt wie in 
der erſten Satzung (§ 20) in die Hände des Gruppengeſchäfts⸗ 
führers mit der Möglichkeit anſchließender Anrufung des 
Schiedsgerichts, von vornherein in die Hände des Schieds⸗ 
gerichts gelegt wurde, ſo folgt die Verbindlichkeit dieſer an und 
für ſich nur zugunſten der Kartellmitglieder getroffenen Ande⸗ 
rung für den an dem Beſchluß über die neue Satzung nicht 
beteiligt geweſenen Kl. daraus, daß die neue Satzung auf einem 
nach § 13 Ziff. 10 der alten gefaßten, für alle Mitglieder 
Recht ſchaffenden Mehrheitsbeſchluſſe beruht. 

Hieraus ergibt ſich, daß die an ſich nur für Schieds ver⸗ 
einbarungen in Kartellverträgen getroffene Vorſchrift des 
Geſ. v. 18. Dez. 1933 für den Streitfall gar nicht in Frage 
kommt, und daß es demgemäß auch unerheblich iſt, ob die Gegen⸗ 
ſtände der in der Satzung des Bekl. angeordneten Schieds⸗ 
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gerichtsbarkeit, insbeſ. die Entſch. über ſatzungsmäßig verwirkte 
Vertragsſtrafen, unter die Verpflichtungen nach §1 Kart BO. 
zu rechnen ſind. 
(RG., VII. Zip Sen., U. v. 5. Febr. 1937, VII 168/36.) 
W. R.] 
(Rz. 153, 267.) 


Anmerkung: Kartellverträge und ⸗ſatzungen enthalten im 
allgemeinen Schiedsabreden, weil dies dringenden wirtſchaft⸗ 
lichen Erforderniſſen entſpricht. Unterbietet z. B. ein Mitglied 
einer Preiskonvention die vorgeſchriebenen Mindeſtpreiſe und 
verwirkt dadurch die vorgeſehenen Vertragsſtrafen, ſo iſt den Be⸗ 
teiligten praktiſch wenig damit gedient, einen Rechtsſtreit vor 
den ordentlichen Gerichten geführt zu ſehen, der infolge des 
Inſtanzenzuges von mehrjähriger Dauer ſein kann. Bis zur 
rechtskräftigen Verurteilung kann ein rückſichtslos vertragsbrü⸗ 
chiger Kartellpartner die Marktordnung völlig zerſtört und der 
Kartellvereinbarung den Todesſtoß verſetzt haben, abgeſehen da⸗ 
von, daß zahlreiche Kartelle oft nur für kurze Zeitſpannen — 
3. B. ein bis zwei Jahre — abgeſchloſſen werden. 

Als die Neufaſſung des § 1027 ZPO., herbeigeführt durch 
das RGeſ. v. 27. Okt. 1933, ſtrenge Formvorſchriften für Schieds⸗ 
abreden feſtlegte — Schriftform ohne anderweitige Zuſätze auf 
der Urkunde — entſtanden für die Kartelle erhebliche Schwie⸗ 
rigkeiten, weil es bei zahlenmäßig ſtarken Verbänden praktiſch 
nahezu unmöglich erſchien, die Unterſchriftsleiſtung aller Mit⸗ 
glieder auf einer Urkunde zu erreichen. 

Andererſeits war klar, daß der Gedanke des Schutzes ge⸗ 
ſchäftlich unerfahrener Perſonen, den die Neuregelung verfolgte, 
bei Gewerbetreibenden, die Kartellverbänden angehören, außer 
acht gelaſſen werden konnte. Dieſer Lage ſollte das auf Vor⸗ 
ſchlag der Reichsgruppe Induſtrie erlaſſene RGeſ. v. 18. Dez. 
1933 Rechnung tragen. Danach bedürfen Schiedsabreden in Kar⸗ 
tellverträgen nicht der Form des § 1027 Abſ. 1 ZPO., ſoweit 
fie ſich auf Verpflichtungen der in §1 VO. gegen Mißbrauch 
wirtſchaftlicher Machtſtellungen v. 2. Nov. 1933 (Kart BO.) be⸗ 
zeichneten Art beziehen. Demgemäß ergaben ſich folgende Mög⸗ 
lichkeiten: 

1. Die Parteien ſind Vollkaufleute. In dieſem Fall brauchte 
die Formvorſchrift des § 1027 Abſ. 1 ZPO. überhaupt nicht ein⸗ 
gehalten zu werden, da Abſ. 2 ſie für Vollkaufleute ausdrücklich 
ausſchließt, wenn die Schiedsabrede für beide Teile ein Han⸗ 
delsgeſchäft iſt, was auf Schiedsabreden in Kartellverträgen 
zweifellos zutrifft. 

2. Eine der Parteien oder beide Parteien ſind keine Voll⸗ 
kaufleute. Dieſer Fall iſt namentlich dann gegeben, wenn ein 
als Prozeßpartei auftretendes Kartellmitglied Minderkaufmann 
iſt oder wenn ein Kartell, welches als rechtsfähiger Verein orga⸗ 
niſiert iſt, einen Rechtsſtreit führt. Dann iſt, wenn die Form 
des § 1027 Abſ. 1 ZPO. nicht eingehalten worden ift, nach dem 
erwähnten RGeſ. v. 18. Dez. 1933 zu prüfen, ob ſich der Rechts⸗ 
ſtreit auf Verpflichtungen der im §1 KartV O, bezeichneten Art 
bezieht. Die in $1 KartVO. aufgezählten Verpflichtungen be⸗ 
treffen „die Handhabung der Erzeugung oder des Abſatzes, die 
Anwendung von Geſchäftsbedingungen, die Art der Preisfeſt⸗ 
ſetzung oder die Forderung von Preiſen“, womit alle bekannten 
Formen kartellmäßiger Verpflichtungen erfaßt werden ſollten. 

Kartellvertrage und ⸗ſatzungen enthalten aber im allge⸗ 
meinen außer ſolchen Vereinbarungen noch andere Beſtimmun⸗ 
gen, insbeſ. ſolche organiſatoriſcher Art, wie Einſetzung und 
Abgrenzung der Befugniſſe beſtimmter Verbandsorgane (Mit⸗ 
gliederverſammlung, Vorſtand, Geſchäftsführung, Ausſchüſſe) 
Aufbringung und Zahlung von Ausfuhrvergütungen, Patent⸗ 
gemeinſchaften, Gemeinſchaftswerbung uſw. Die Abgrenzung iſt 
vielfach zweifelhaft. Klar iſt, daß z. B. eine Klage des Kartells 
gegen ein Mitglied auf Einhaltung vorgeſchriebener Kartell⸗ 
preiſe ſich auf eine Verpflichtung der in § 1 KartVO. bezeich⸗ 
neten Art bezieht, während dies andererſeits bei einer Klage 
auf Zahlung des Verbandsbeitrages beſtimmt nicht zutrifft. 
Weitere Fälle ſind ſehr zweifelhaft, wie z. B. die in der Entſch. 
des RG. in JW. 1935, 1088 u behandelte Frage, ob die Klage 
eines Kartellmitglieds auf Schadenserſatz gegen ein anderes 
Mitglied wegen Verletzung der Kartellbeſtimmungen ſich auf 
eine Verpflichtung der in SI KartVO. bezeichneten Art bezieht. 


Das RG. hat dieſe Frage verneint. Dagegen wendet ſich Wal’ 
ther in einer Anm. a. a. O. aus m. E. zutreffenden Gründen. 
In dem hier vorl. Fall hatte das Kartell — ein eingetra⸗ 
gener Verein — vor dem in der Satzung als zuſtändig verein“ 
barten Schiedsgericht Klage gegen ein Mitglied auf Zahlung 
der ſatzungsmäßig für Verletzung der Kartellbeſtimmungen vor 
geſehenen Vertragsſtrafe erhoben. Da die Form des § 1027 Abl. 1 
3PO. unſtreitig nicht gegeben war, hatten ſich die Vorinſtanzen 
mit der vorſtehend zu 2 behandelten Frage beſchäftigt, die der 
Vorderrichter m. E. mit Recht bejahte; denn in einem ſolchen Ber’ 
fahren iſt darüber zu entſcheiden, ob das beklagte Mitglied et 
nen Kartellpflichten, beſtehend in einer beſtimmten Handhabung 
der Erzeugung oder des Abſatzes, der Anwendung von Geſchäfts 
bedingungen, der Art der Preisfetzſetzung und der Forderung 
von Preiſen, nachgekommen iſt, da nur die Nichterfüllung die 
Vertragsſtrafe nach ſich zieht (vgl. im übrigen Walther 
a. a. O.). Das RE. hat fi) mit dieſem Punkt nicht beſchäftigt, 
da es aus einem anderen Grunde die Notwendigkeit der Form 
des § 1027 Abſ. 1 ZBO. verneinte. Die Vorſchriften des 
10. Buches der ZPO., welches die Überſchrift „Schiedsrichter“ 
liches Verfahren“ trägt, beziehen ſich nach dem Wortlaut der 
SS 1025 ff. ZPO. zunächſt nur auf vertraglich vereinbar te 
Schiedsgerichte. § 1048 ZPO. erklärt aber, daß die Beftimmu 
gen „auf Schiedsgerichte, welche durch letztwillige oder andere 
nicht auf Vereinbarung beruhende Verfügungen“ angeordnet 
werden, entſprechende Anwendungen finden. Das RO- 
ſieht nun in der Regelung der Schiedsgerichtsbarkeit in der 
Satzung eines rechtsfähigen Vereins „einen Willensakt des Ver 
eins als ſolchen“, nicht einen Vertrag. Das Rö. ſtellt ferner 
den in § 1048 ZPO. gewählten Ausdruck der „entſprechen? 
den“ in Gegenſatz zur „unmittelbaren“ Anwendung der 
§§ 1025 ff. ZPO. Es ſchließt daraus, daß zunächſt jede dieſer 
Beſtimmungen daraufhin geprüft werden müſſe, ob ſie entſpre 
chend anwendbar fei. Hinſichtlich des § 1027 Abſ. 1 ZPO. wird 
dies vom RG. verneint, da nach den für letztwillige Verfügun⸗ 
gen wie auch für Satzungen rechtsfähiger Vereine vorhandenen 
ſtrengen geſetzlichen Formvorſchriften (für Vereine 859 BGB. 
die Form des § 1027 Abſ. 1 ZPO. — Schriftform ohne weitere 
Zuſätze — als überflüſſig und ſinnwidrig erſcheine. Es genüge 
daher bei einem rechtsfähigen Verein die für Vereinsgründun 
gen bzw. ⸗beſchlüſſe im BGB. vorgeſehene Form, ſofern weiter 
hin — bei Kartellen — der Formvorſchrift des 8 1 Kart®d- 
genügt jet. Letztere Beſtimmung erfordert bekanntlich Schrift, 
form, jedoch in einer gegenüber § 126 BGB. erleichterten Weiſe 
(vgl. Müllenſiefen⸗Dörinkel, „Das neue Kartell 
Zwangskartell⸗ und Preisüberwachungsrecht“, 1934, S. 17). 2 
Die Darlegungen des RG. tragen zweifellos den prakk! 
{hen Bedürfniſſen des Wirtſchaftslebens Rechnung. Sie beden 
ten, daß in Zukunft Kartelle, die als rechtsfähige Vereine org 
niſiert ſind, in jedem Fall von der Form des 9 
Abſ. 1 ZPO. befreit find, ohne daß es der ſchwierigen, oben 
unter 2 dargelegten Prüfung bedarf, ob der Streit ſich auf 
Verpflichtungen der in $1 KartVO. bezeichneten Art bezieht. 
Es drängt ſich die Frage auf, ob dieſe Rſpr. auf nichtrech? 
fähige Vereine ausgedehnt werden darf, da dieſe Organiſations 
form für Kartelle ſehr oft in Betracht kommt. Der nichtrech“ 
fähige Verein hat — ebenſo wie der rechtsfähige — törperſchaſ 
lichen Charakter (vgl. RRKomm zu § 54 BGB. Anm. J). Alle 
Vereine — rechtsfähige wie nichtrechtsfähige — entſtehen nac 
der Lehre Otto von Gierkes (,Genoſſenſchaftstheorte 
S. 133; „Deutſches Privatrecht“ Bd. I, 486) nicht durch 75 
trag, ſondern durch einen ſozialrechtlichen Geſamtakt (vgl. REN 
Komm. zu 825 BGB. Ben. 2). Aber, abgeſehen von gelegen 
lichen Gleichſtellungen zu beſtimmten Zwecken (88 50 Abſ. 2, * 
3PO.; 8 213 Kart O.), wird der nichtrechtsfähige Verein 1 
unſerer Rechtsordnung grundſätzlich durch 854 BGB. dem Rech 
der bürgerlichen Geſellſchaft unterſtellt. Für ihn beſtehen insbe. 
nicht die ſtrengen Formvorſchriften der 88 59, 71 BiB. N 
welche — bei Kartellen — die Form des §1 KartVO. . 
ausreichenden Erſatz bieten dürfte. Bei nichtrechtsfähigen BT 
einen wie bei Geſellſchaften bürgerlichen Rechts muß alſo 81", 
Abf. 1 ZPO. beachtet werden, ſoweit nicht der Fall des Abl. 
vorliegt, oder das RG. v. 18. Dez. 1933 Ausnahmen zuläßt. 
RA. Dr. Wolfram Dörinkel, Berlin. 
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19. RG. — 88 14, 83, 84, 35 Schuld Reg! G. 
„ Nach dem Geſetz iſt das Ziel der Ent- 
ſchuldung, die Hypothekenſchulden, ſoweit 
le überhaupt beſtehen bleiben, in unfünd- 
zare Tilgungshypotheken zu verwandeln. 
ir die innerhalb der Grenze der Mündel⸗ 
cherheit ſtehenden, vor dem 13. Juli 1931 be⸗ 
dründeten Hypotheken ergibt ſich das aus 
* 58 83, 84, für andere vor dieſem Zeitpunkt 
egründete Hypotheken aus 814 Schuld ReglG. 
fü Die Befreiung, die im $ 35 Schuld Regl. 
er den Fall der Herabſetzung der Forde 
a angeordnet ift, gilt ſinngemäß auch 
78 deren gänzlichem Wegfall, weil die Vor⸗ 
ift in bewußtem Gegenſatz zu 8 193 K O. 
79 8 § 82 VerglO. die Haftung des Bürgen be— 
nden will, ſoweit ſein Erſatzanſpruch gegen 
en Betriebsinhaber im Fall der Befriedi⸗ 
mg des Gläubigers reichen würde — Die 
wefreiung nach § 35 Schuld ReglG. ſetzt eben- 
A wie das Leiſtungsverweigerungsrecht nach 
5 der 2. Durchf VO. voraus, daß der Bürge 
en Erſatzanſpruch gegen den Betriebs⸗ 
nhaber hat. 5) 
105 Die Kl. verkaufte durch notariellen Vertrag v. 30. Sept. 
K 27 ihr Landgut an Rudolf H., einen Sohn des Bekl. Der 
f aufpreis wurde teils bar bezahlt, teils durch Übernahme von 
2 pothekenſchulden belegt, ein Reſtkaufgeld von 499 000 . 
ber de hvpothekariſch eingetragen. Nach § 4 des Vertrages hatte 
50 Käufer bis zum 15. Jan. 1934 den Rang der Reſtkaufgeld⸗ 
beotbek um 150 000 GM. in der Weiſe zu verbeſſern, daß die 
wuden an den erſten Rangſtellen ſtehenden Hypotheken gelöſcht 
Herden. Für die Erfüllung dieſer Verpflichtung übernahm der 
ie U, der mit beträchtlichem Vermögen hinter feinem Sohne 
nd, die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Jene beiden Hypothe⸗ 
In im Betrage von je 75 000 7% ſtanden der Landeshypothe⸗ 
übank zu, die eine (Nr. 8) als Tilgungshypothek mit Be⸗ 
ing "fung der Kündigungsmöglichkeit auf Ausnahmefälle, die 
zu ere (Nr. 9) mit Tilgungspflicht in drei Jahresbeträgen bis 
Er 1. Juni 1931. Dieſe Hypothek (Nr. 9) erwarb der Bekl. 
85 N der Gläubigerin am 30. Juni 1929 durch Abtretung. Rudolf 
ben der das Gut alsbald nach dem Kaufabſchluß übernommen 
te und Anfang 1930 als Eigentümer eingetragen worden 
Nut trat Anfang 1933 an die Kl., Verkäuferin, mit der Bitte 
i wegen Verſchlechterung der landwirtſchaftlichen Verhält⸗ 
9 5 ihre Reſtkaufgeldforderung erheblich zu ermäßigen. Die 
1 8 andlungen darüber führten zu keiner Einigung. Darauf 
ſahreragte Rudolf H. am 2. Jan. 1934, das Entſchuldungsver⸗ 
en nach dem Gel. v. 1. Juni 1933 über ſeinen Betrieb zu 
Men. Das AG. eröffnete das Verfahren am 11. Jan. 1934 
16 ermächtigte die Entſchuldungsſtelle auf ihren Antrag am 
chu, ar; 1934 zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs. Die Lö⸗ 
dung der beiden Hypotheken Nr. 8 und 9 war unterblieben. 
der Kl. meldete eine Geſamtforderung von 637 430 ., an, 
für Bekl. eine ſolche von 620 144,02 %%, worin der Betrag 
te 


er 


0 den Erwerb der Hypothek Nr. 9 mit 76 383,75 % enthal- 
95 war. Im Vergleichsvorſchlag der Eutſchuldungsſtelle wurde 
um Heſamtforderung der Kl. auf 512 122,52 RA berechnet und 
ein 254 162,76. N / gekürzt, die Geſamtforderung des Bekl. mit 
erfler Zuſtimmung ganz geſtrichen. Den Widerſpruch der Kl. 
Sonne das AG. für unbeachtlich, weil ihre Forderung von 
ms, 52 Hall nicht die Hälfte der nach 839 Schuld ReglG. ab 
Zwanungsberechtigten Forderungen erreiche, und beſtätigte den 

ugsvergleich durch Beſchl. v. 23. Juni 1934. 

Ente te gegenwärtige Klage war ſchon vorher, während des 
erg huldungsverfahrens, erhoben worden, das Urteil des LG. 
Klbung noch vor deſſen Abſchluß, nämlich am 11. Juni 1934. Die 
Hauderlangte im erſten Rechtszuge auf Grund des SA des 
0 Ufvertrages, urſprünglich in der Annahme, daß von dem 
küche ntbetrage der Hypotheken 8 und 9 bereits 75 000 , ge⸗ 
derle ſeien, Löſchung eines Teilbetrages von 10 000 %,; fie 

angte ferner Unterlaſſung des Auftretens des Bekl. als 


Gläubiger im Entſchuldungsverfahren. Sie erklärte ſeinen Er⸗ 
werb der Hypothek und ſeine Anmeldung von Darlehnsforderun⸗ 
gen, die nur vorgetäuſcht ſeien, für vertrags- und ſittenwidrig. 
Der Bekl. leugnete das, berief ſich auf das Leiſtungsverweige⸗ 
rungsrecht des Bürgen nach Art. 5 der 2. DurchfVoOO. z. Schuld⸗ 
ReglG. und machte geltend, daß er die Zuwendungen an ſeinen 
Sohn nur darlehnsweiſe gemacht habe und durch nichts gehindert 
ſei, ſeine Forderungen im Entſchuldungsverfahren anzumelden. 

Das LG. verurteilte den Bekl., von den Hypotheken Nr. 8 
und 9 einen Betrag von 10 000 7% zur Löſchung zu bringen, 
und wies im übrigen die Klage ab. Hiergegen legten beide Teile 
Berufung ein. Mit Rückſicht darauf, daß inzwiſchen auf Grund 
des Zwangsvergleichs die Hypothek Nr. 9 gänzlich gelöſcht wor⸗ 
den war, beantragte die Kl., ihr Begehren der Löſchung von 
10 000% hinſichtlich der Hypothek Nr. 9 in der Hauptſache 
für erledigt zu erklären, nicht jedoch hinſichtlich der Hypothek 
Nr. 8, von der auf Grund des Zwangsvergleichs ein Teil in 
bar abgelöſt worden, ein Teil von 48 000 % aber beſtehen 
geblieben war. Ferner ging ſie wegen des Abſchluſſes des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens vom Unterlaſſungsanſpruch zur Schadens⸗ 
erfaßforderung über und beantragte, den Bekl. zur Zahlung 
des Betrags ihrer Kürzung, nämlich von 254 162,76 ,, nebſt 
Zinſen zu verurteilen. Das BG. erklärte den Anſpruch auf 
Löſchung von 10 000 2.4, ſoweit es ſich um die Hypothek Nr. 9 
handelte, in der Hauptſache für erledigt und wies im übrigen, 
dem Antrage des Bekl. entſprechend, die Klage gänzlich ab, 
legte auch der Kl. die geſamten Koſten des Rechtsſtreits auf. 
Die Rev. der Kl. wurde zurückgewieſen. 

Die Anſicht der Rev., daß die Entſchuldung den Löſchungs⸗ 
anſpruch der Kl. unberührt gelaſſen habe, trifft nicht zu. Nach 
dem Geſetz iſt es das Ziel der Entſchuldung, die Hypotheken⸗ 
ſchulden, ſoweit ſie überhaupt beſtehen bleiben, in unkündbare 
Tilgungshypotheken zu verwandeln. Für die innerhalb der 
Grenze der Mündelſicherheit ſtehenden, vor dem 13. Juli 1931 
begründeten Hypotheken ergibt ſich des aus den §§ 83, 84, für 
andere vor dieſem Zeitpunkt begründete Hypotheken aus 8 14 
Schuld ReglG. Die beiden hier in Frage kommenden Hypotheken 
Nr. 8 und 9 ſtanden innerhalb der Grenze. Die Hypothek Nr. 8 
war ſchon als Tilgungshypothek begründet, das Kündigungs⸗ 
recht der Gläubigerin, Landeshypothekenbank, war auf außer⸗ 
ordentliche Fälle beſchränkt worden. Sie war alſo eine unkünd— 
bare Tilgungshypothek i. S. des Geſetzes (vgl. Teil II Nr. 37 
der Richtl. v. 13. Juni 1934, abgedr. bei Harmening⸗ 
Pätzold, „Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung“, 2. Aufl., 
S. 142) und blieb es kraft des § 83 SchuldRegl®. Die Hypo⸗ 
thek Nr. 9 war keine Tilgungshypothek, ſondern bis zum 1. Juni 
1931 rückzahlbar. Aber auch ſie hätte ſich, wenn ſie nicht mit 
Zuſtimmung des Bekl. geſtrichen, ſondern beſtehen geblieben 
wäre, in eine unkündbare Tilgungshypothek verwandelt (§ 84 
Schuld ReglG.). Dieſe Wirkungen treten kraft Geſetzes ein, der 
Entſchuldungsplan und der Zwangsvergleich haben inſoweit 
keine rechtsbegründende, ſondern nur verlautbarende Bedeutung 
(Harmening⸗ Pätzold S. 1063). Die Wirkungen gelten 
nuch nach Art. 15 Abſ. 1 Satz 2 der 3. DurchfVO. v. 15. Sept. 
1933 (RGBl. I, 641) ſchon als im Zeitpunkt der Eröffnung des 
Entſchuldungsverfahrens eingetreten; das muß ſinngemäß auch 
von der Hypothek Nr. 9 gelten, weil auch dieſe nur als un⸗ 
kündbare Tilgungshypothek hätte fortbeſtehen können. Dieſe 
Regelung trifft zwar unmittelbar nur das Verhältnis zwiſchen 
dem Glaubiger der Forderung und dem Betriebsinhaber, wäh- 
rend ſich im vorl. Fall die Kl. das Recht hat einräumen 
laſſen, die Löſchung der nicht ihr zuſtehenden Hypotheken 
Nr. 8 und 9 zu verlangen. Es wäre aber mit der geſetzlichen 
Regelung unvereinbar, wenn man das Fortbeſtehen einer ſol⸗ 
chen Löſchungspflicht des Betriebsinhabers, die er gegenüber einem 
Dritten eingegangen iſt, annehmen wollte. Sie iſt hier durch den 
beſtätigten Zwangsvergleich weggefallen, und dieſe Wirkung gilt 
ſchon als im Zeitpunkt der Eröffnung des Verfahrens eingetreten. 

Auch die Rev. nimmt an, daß der Käufer Rudolf H. nicht 
mehr verpflichtet iſt, den Reſtbetrag der Hypothek Nr. 8 zur 
Löſchung zu bringen. Wenn ſie das mit „Unmöglichwerden“ 
der Leiſtung erklärt, ſo iſt das in dem Sinne richtig, daß eine 
Löſchungspflicht der geſetzlichen Anorduung zuwiderlaufen 
würde. Die Rev. ſetzt ſich aber mit ihrer eigenen Auffaſſung 
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in Widerſpruch, wenn ſie mit ihrem erweiterten Antrag auf das 
Berufungsbegehren der Kl. im vollen Umfang zurückkommt, 
alſo auch auf den Antrag, der darauf zielte, von der Hypothek 
Nr. 8 noch einen Teilbetrag von 10 000 % zur Löſchung zu 
bringen. Darüber hinaus will die Rev. einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch wegen Verzuges nach § 287 ZPO. daraus herleiten, 
daß die Kl., wenn die Hypotheken Nr. 8 und 9 vertragsgemäß 
am 15. Jan. 1934 gelöſcht worden wären, mit 84 825 % ihrer 
Hypothek in die Mündelſicherheit gelangt wäre und daran keine 
Kürzung um 50% erlitten hätte. Sie meint, der Anſpruch auf 
Rangbeſſerung ſei wie ein Sachleiſtungsanſpruch zu behandeln; 
Rudolf H. und der Bekl. ſeien am 15. Jan. 1934 trotz des 
ſchon eröffneten Entſchuldungsverfahrens mit ihrer Löſchungs⸗ 
pflicht in Verzug geraten; der Bekl. habe durch die Anmeldung 
der von ihm erworbenen Hypothek Nr. 9 gegen den Vertrag, 
gegen 8774 BGB. und gegen die guten Sitten verſtoßen; das 
Verlangen der Löſchung ſei von vornherein begründet geweſen, 
fo daß er die Koſten des Rechtsſtreits auch inſoweit tragen muſſe, 
als durch Löſchung der Hypothek Nr. 9 der Rechtsſtreit in der 
Hauptſache erledigt ſei. Der Rev. mag zugegeben werden, daß 
das Entſchuldungsverfahren Sachleiſtungsanſprüche im allge⸗ 
meinen unberührt läßt. Auch greift hier, da das Entſchuldungs⸗ 
verfahren ſchon vor dem 1. Juli 1934 rechtskräftig abgeſchloſſen 
war, die erſt mit dieſem Tage in Kraft getretene Vorſchrift des 
Art. 10 der 6. DurchfVO. v. 7. Juli 1934 (RGBl. I, 609) noch 
nicht ein, wonach die ſeit der Eröffnung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens eingetretenen Verzugsfolgen mit der Rechtskraft des 
beſtätigten Entſchuldungsplans oder Vergleichsvorſchlages als 
aufgehoben gelten. Allein die Rev. beachtet nicht die beſondere 
Natur des Löſchungsanſpruchs, die ihn von andersgearteten An⸗ 
ſprüchen unterſcheidet. Während das Beſtehenbleiben von Sach⸗ 
leiſtungsanſprüchen im allgemeinen mit dem Entſchuldungsver⸗ 
fahren vereinbar iſt (vgl. Harmening⸗Pätzold S. 479 ff.), 
liegt es bei dem Löſchungsanſpruch anders. Deſſen Beſtehen⸗ 
bleiben war mit dem Ziele der Entſchuldung unvereinbar. Er 
iſt darum weggefallen, und der Betriebsinhaber Rudolf H. 
konnte nach der von der Rev. ebenfalls außer acht gelaſſenen 
Rückbeziehungsvorſchrift des Art. 15 der 3. Durchf VO. ſchon 
ſeit der Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens nicht mehr mit 
der Erfüllung des Löſchungsanſpruchs in Verzug geraten. Für 
dieſen Anſpruch bedurfte es alſo nicht der erſt ſpäter erlaſſenen 
Vorſchrift des Art. 10 der 6. DurchfVO. Für den Bekl. als 
Bürgen entſtand aber nach Art. 5 der 2. DurchfVO. v. 5. Juli 
1933 (RGBl. I, 459) bereits mit dem Eingang des Entſchul⸗ 
dungsantrags ein Leiſtungsverweigerungsrecht, das den Ein⸗ 
tritt des Verzuges ebenfalls ausſchloß. Mit der Beſtätigung 
des Zwangsvergleichs wurde er nach § 35 SchuldRegl&. von 
ſeiner Bürgſchaft endgültig befreit. Denn die Befreiung, die 
dort für den Fall der Herabſetzung der Forderung angeordnet 
iſt, gilt ſinngemäß auch bei deren gänzlichem Wegfall, weil die 
Vorſchrift in bewußtem Gegenſatz zu § 193 KO. und 882 
VerglO. die Haftung des Bürgen beenden will, ſoweit ein Er⸗ 
ſatzanſpruch gegen den Betriebsinhaber im Fall der Befriedi⸗ 
gung des Gläubigers reichen würde. Das Geſetz will den Bür⸗ 
gen nicht darunter leiden laſſen, daß er ſeinen Erſatzanſpruch 
gegen den entſchuldeten Betriebsinhaber nicht verwirklichen 
kann (HFarmening⸗ Pätzold S. 894). Freilich ſetzt die Be⸗ 
freiung nach §S 35 Schuld Regl G. ebenſo wie das Leiſtungs⸗ 
verweigerungsrecht nach Art. 5 der 2. Durchf VO. voraus, 
daß der Bürge einen Erſatzanſpruch gegen den Betriebsinhaber 
hat. Aber das war nach den Feſtſtellungen des BG. bei dem 
Bekl. der Fall. Ob und wie ihm der geſetzliche Forderungsüber⸗ 
gang nach 8774 BGB. hätte zuſtatten kommen können, mag 
dahinſtehen, da ein Fortbeſtehen des Löſchungsanſpruchs nach 
der Löſchung nicht denkbar geweſen wäre (vgl. Planck, 8 774 
BGB., Erl. 2 c). Aber in jedem Fall hätte der Bekl. für ſeine 
zum Zweck der Löſchung gemachten Aufwendungen nach 8670 
BGB. von ſeinem Sohne Rudolf Erſatz verlangen können, da 
er die Bürgſchaft im Einverſtändnis mit dieſem übernommen 
hatte und nach den Feſtſtellungen des BG. ſeine Zuwendungen 
unter der Vereinbarung ſpäterer Rückforderung machte. 
Hiernach kann weder die Aufrechterhaltung des Löſchungs⸗ 
anſpruchs Erfolg haben noch das Bemühen der Rev., aus einem 
Verzuge des Rudolf H. oder des Bekl. mit der Erfüllung dieſes 


Anſpruchs eine Forderung herzuleiten. Auch iſt die Anſicht des 
BG. nicht zu beanſtanden, daß das Löſchungsbegehren ſchon zur 
Zeit der Klagerhebung unbegründet und daß der Bekl. durch nichts 
gehindert war, die von ihm erworbene Hypothek Nr.9 anzumelden. 
(Rh., VI. Ziv Sen., U. v. 14. Jan. 1937, VI 247/36.) [N. 


Anmerkung: Die Kl. hatte vor Einleitung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens über das Vermögen ihres Schuldners gegen 
dieſen eine hypothekariſch geſicherte Forderung von run 
512 000 %% aus dem Verkauf ihres Gutes. Dieſe Forderung 10 
durch beſtätigten Zwangsvergleich um etwa die Hälfte gekürz! 
worden. Die Kl. will ſich hierfür am Bekl. ſchadlos halten, 
weil er ſich dafür verbürgt hatte, daß die ihrem Reſtkaufgelb 
vorgehenden Hypotheken von insgeſamt 150 000 % bis zum 
15. Jan. 1934 durch den Käufer zur Löſchung gebracht würden. 
Der Käufer hat die Löſchungsverpflichtung nicht erfüllt, er 
reichte aber, daß am 2. Jan. 1934 (alſo noch bevor er mit Er⸗ 
füllung der Löſchungsverpflichtung in Verzug geraten konnte) 
über ſein Vermögen das Entſchuldungsverfahren eröffnet wurde. 

Der Streit geht nun darum, ob die Kl. von ihrem Schuld 
ner auch jetzt noch die Löſchung der (im Zwangsvergleich nur 
teilweiſe beſeitigten) vorgehenden Hypotheken oder ſtatt deſſen 
Erſatz des Verzugsſchadens von ihrem Schuldner und vom Bell. 
als Bürgen verlangen kann. 2 

Das RG. hat beides verneint. Der Löſchungsanſpruch IE 
hinfällig geworden, weil die vorgehenden Hypotheken durch den 
Zwangsvergleich kraft Geſetzes in unkündbare Tilgungshypo 
theken verwandelt ſeien, und zwar gem. Art. 15 der 3. Durchſ⸗ 
VO. bereits von der Eröffnung des Entſchuldungsverfahren? 
an; infolgedeſſen habe der Schuldner (und demgemäß auch der 
Bürge) mit Erfüllung der Löſchungsverpflichtung nicht mehr 
in Verzug geraten können. F 

Dieſes Ergebnis ift für die Kl. hart, zumal da der Bell. 
ein vermögender Mann iſt, der für ſeine Perſon eine jo wen 
gehende Schonung wohl kaum beanſpruchen konnte. Die Ausfüh' 
rungen des Urteils ſtimmen aber mit der Rechtslage überein 
Das ShuldReglG. mutet den Gläubigern erhebliche Opfer zu⸗ 
weil es die landwirtſchaftlichen Betriebe retten will. Wenn e 
hierbei auch die Anſprüche des Gläubigers gegen zahlungsfähige 
Bürgen kürzt, fo erklärt ſich dies aus dem Beſtreben, den Be 
triebsinhaber auch vor dem Erſtattungsanſpruch des Bürgen 
zu ſchützen. 

Beachtlich erſcheint übrigens, daß die Kl. ihr Gut wohl 
zu einem übermäßig hohen Preis veräußert hat. Der Käufer 
konnte, obwohl ſein vermögender Vater hinter ihm ſtand, die 
aus dieſem ungünſtigen Ankaufspreis entſtehenden Verpflichtun 
gen nicht erfüllen. Wenn der Zwangsvergleich den Nennwer 
der Forderung des Kl. gekürzt hat, ſo dürfte er hierbei den 
inneren Wert der Forderung kaum weſentlich unterſchritten 
haben. Min. Dr. Vogels, Berlin. 

* 

20. KGG. — 852 Schuld ReglG.; Art. 31 de! 
7. Dur chf VO. zur landwirtſchaftlichen Schul“ 
denregelung. Das Entſchuldungsamt iſt £ 
fugt, das GBA. zuerfuden, die Erſtreckungeine! 
Hypothek auf bisher nicht belaſtete, von dem 
Entſchuldungsverfahren betroffene Grun 
ſtücke in das Grundbuch einzutragen. 

Auf den Grundſtücken Blatt 1 und 2 des im Entſchu 
dungsverfahren befindlichen Eigentümers ſind u. a. einge", 
gen: auf Blatt 1 eine Hypothek von 3000 GM., auf Blatt . 
eine Hypothek von 6060 GM. Das Entſchuldungsamt en 
ſuchte das GBA. u. a., die Hypothek von 3000 GM. anf 
dem Grundbuchblatt 2, die Hypothek von 6000 GM. auf den 
Grundbuchblatt 1 zur Mithaft einzutragen, und zwar d 
Hypothek von 3000 GM. an erſter, die Hypothek 0% 
6000 GM. an zweiter Rangſtelle. 8 

In den Gründen des Beſchluſſes des Senats iſt u. 0 
folgendes ausgeführt: 

Das GBA. iſt nach der Rechtſprechung des er 
(1 Wx 683/36 v. 14. Jan. 1937) lediglich berechtigt und r 
pflichtet, zu prüfen, ob das Entſchuldungsamt im Rahme? 
feiner geſetzlichen Zuſtändigkeit handelt und ob die beautrag 
ten Eintragungen als ſolche geſetzlich zuläſſig ſind, d. h. 
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das Entſchuldungsamt im allgemeinen befugt iſt, um die ge- 
imnſchte Eintragung zu erſuchen. Dagegen hat das GBA. 
m Einzelfalle die materiellen Grundlagen des Erſuchens 
icht nachzuprüfen. 
5 Betrachtet man das Erſuchen des Entſchuldungsamts von 
ieſen Grundſätzen aus, fo ergibt ſich, daß das Erſuchen, . all⸗ 
mein betrachtet, nach Art. 31 der 7. Durchf VO. zur land⸗ 
Feſchaftlichen Schuldenregelung zuläſſig iſt. Art. 31 der 
J.Durchf Sd. verleiht — i. Verb. m. Art. 25 der 6. Durchf⸗ 
„. — dem Entſchuldungsamt zwar nicht ausdrücklich die 
deefugnis, Hypotheken auf bisher nicht belaſtete Grundſtücke 
> Betriebsinhabers zu erſtrecken. Art. 31 der 7. Durchf VO. 
ur Art. 25 der 6. DuchfBD. laſſen aber erkennen, daß das 
Meſchuldungsamt bei der Geſtaltung der Belaſtung einer 
tehrheit von Grundſtücken völlig freie Hand haben ſoll. Das 
ſhulſchuldungsamt kann Geſamthypotheken entweder in der 
bonn angemeſſenen und zweckmäßig erſcheinenden Weiſe auf die 
nteiligten Grundſtücke verteilen oder überhaupt von einer Ver⸗ 
eilung abſehen; weiterhin kann es mehrere, auf Grundſtücken 
es Betriebsinhabers laſtende Hypotheken eines Gläubigers als 
eſamthypotheken vereinigen; ſchließlich kann es die Vereini⸗ 
ung einzelner Grundſtücke oder Grundſtücksteile im Grundbuch 
chordnen; dabei iſt unter „Vereinigung“ ſowohl die Ver⸗ 
natgung nach 8890 Abſ. 1 BGB. als auch die Zuſchreibung 
ach 8 890 Abſ. 2 BOB. zu verſtehen (Harmening⸗Patzold, 
Dandwirtſchaftliche Schulden regelung“, 2. Aufl., §S 14 Anm. 93 
5 632). Eine ſolche Zuschreibung hat nach 8 1131 BGB. 
i Wirkung, daß eine auf dem Hauptgrundſtück ruhende Hypo⸗ 
ek ſich auch auf das zugeſchriebene Grundſtück erſtreckt. 
Die vorgenannten Beſtimmungen ergeben, daß das Ent⸗ 
uldungsamt über die Belaſtung der Grundſtücke des Be⸗ 
ebsinhabers nach billigem Ermeſſen unter Berückſichtigung 
55 wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit und der Umſtände des 
Zinzelfalles entſcheiden ſoll. Berückſichtigt man weiter den 
weck des Entſchuldungsverfahrens, die Belaſtung landwirt⸗ 
Maftticher Betriebe auf ein erträgliches, der Leiſtungsfähig⸗ 
5 des Betriebsinhabers angepaßtes Maß unter tunlichſter 
di nung der Gläubiger zurückzuführen, fo rechtfertigt ſich 
fü Auffaſſung, daß zur Erreichung dieſes Zweckes alle ver⸗ 
0 Gbaren Vermögenswerte des Betriebsinhabers herangezogen 
been müſſen, das Entſchuldungsamt alſo auch zur Aus⸗ 
rung einer Hypothek auf bisher nicht belaſtete von dem 
wuſchuldungsperfahren betroffene, Grundſtücke berechtigt ſein 
ben, (ebenſo Schwalbe, A M. E Heft 222 S. 75, an- 
Dr Meinung ohne nähere Begründung von Rozycki⸗ 
Art Hoewel, „Schuld Reglcz.“, 5. Aufl., S. 289 Anm. 1 zu 
115 31). Auf einem ähnlichen Rechtsgedanken beruht übrigens 
du Schuld Reglch., wonach im Entſchuldungsverfahren „nicht 
Eirch ein Recht am Grundſtück geſicherte Forderungen durch 
ne Tagung von Hypotheken .. zu ſichern“ find. Der dort vor⸗ 
ebenen hypothekariſchen Sicherung einer bisher nicht durch ein 
m. t am Grundſtück geſicherten Forderung entſpricht hier die 
itverhaftung der übrigen Grundſtücke des Betriebsinhabers. 
a Keine Bedenken werden daraus herzuleiten ſein, daß ſich 
Ber einer Mitbelaſtung bisher nicht belaſteter Grundſtücke des 
5 riebsinhabers eine Anderung der Rangfolge der auf den 
„selten Grundſtücken ruhenden Belaſtungen ergeben kann 
Act ſich im vorliegenden Falle tatſächlich ergibt. Denn nach 
1 der 7. DurchfVO. iſt das Entſchuldungsamt befugt, 
Gre Anderung der Rangfolge bezüglich der Belaſtung mehrerer 
unandſtücke des Betriebsinhabers mit rechtsändernder Wir⸗ 
Jag herbeizuführen. Das iſt zwar in Art. 31 nicht auedrück⸗ 
en bansgeſprochen, ergibt ſich aber daraus, daß Art. 31 die 
mer führung einer wirtſchaftlich zweckmäßigen Belaſtung der 
ieh deren Grundſtücke des Betriebsinhabers bezweckt, eine wirt⸗ 
gentlich zweckmäßige Regelung der Belaſtung aber auch eine 
lig dbuchmäßige Klarſtellung der Rangverhältniſſe erſorder⸗ 
N machen kann (Harmening⸗ Pätzold a. a. O., § 14 
weſen 83 S. 625; Schwalbe a. a. O.; ſo ſchon für die im 
17 Rillen gleiche Zwecke verfolgende Oſthilfe Sich O. vom 
Nov. 1931, 1 X 430/33 = Höchſtagtſpr. 1933 Nr. 1692) 
Sr, Sie danach die Erſtreckung einer Hypothek auf andere 
ein e ubſtücke des Betriebsinhabers möglich, ſo ſteht dem GBA. 
Prüfung darüber, ob das Entſchuldungsamt im Einzel- 


falle ordnungsgemäß verfahren it, insbeſ. einen Zwiſchen⸗ 
beſchluß nach Art. 31 Abſ. 5 der 7. DurchfVO., Art. 4 der 
6. DurchfVO. erlaſſen und die Belange der Gläubiger hin⸗ 
reichend berückſichtigt hat, nicht zu. Die Verantwortung für 
die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens des Entſchuldungs⸗ 
amts trägt allein das Entſchuldungsamt ſelbſt. 

Liegt ſonach ein zuläſſiges Erſuchen des Entſchuldungsamtes 
vor, jo bedarf es nach Art. 33 Abſ. 2 der 6. DurchfVO. keiner 
anerbengerichtlichen Genehmigung für die Mitbelaſtung der 
bisher nicht belaſteten Grundſtücke. Auch ein Antrag oder eine 
Eintragungsbewilligung der Betroffenen iſt nicht erforderlich. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 25. Febr. 1937, 1 WX 64/37.) 
[9-] 


* 

21. KG. — 8 57 Ab ſ. 2d GB O.; Art. 54 der 
7. Durchf VO. zum Schuld ReglG. v. 30. April 
1935 (RG Bl. I, 572). Eine im Grundbuch ein⸗ 
getragene Entſchuldungsrente (im Sinneder 
7. Durch f VO. Art. 53 A bſ. 2, 54 A bſ. 1, 2) iſt in 
einen Hypothekenbrief über eine auf dem 
Grundſtück laſtende Hypothek ohne Rangver⸗ 
merk aufzunehmen. 

Auf Erſuchen des Entſchuldungsamts löſchte das 
GBA. zwei Hypotheken der Beſchw. und trug ſtatt deſſen 
eine neue Hypothek von 2100 GM. für die Beſchw. ein. 
Gleichzeitig wurde auf Grund des Erſuchens des Entſchul⸗ 
dungsamts in Abt. II des Grundbuchs eine Entſchuldungs⸗ 
rente — ohne Hinzufügung eines Rangvermerks — eingetragen. 

In dem der BeſchwF. erteilten neuen Hypothekenbrief iſt 
u. a. die Entſchuldungsrente als dem verbrieften Recht im 
Range vorgehend vermerkt. Die Beſchw. regte bei dem 
GBA. an, den Vermerk auf dem Hypothekenbrief, daß 
die Entſchuldungsrente ihrer Hypothek im Range vorgehe, 
zu löſchen. Das GBA. lehnte eine Abänderung des Hy⸗ 
pothekenbriefes ab. Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde 
vom LG. als unzuläffig verworfen, da die BeſchwF. durch 
die angegriffene Entſch. nicht beſchwert ſei; denn tatſächlich 
gehe die Entſchuldungsrente allen Rechten an dem Grundſtück 
vor. Die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Unzutreffend iſt zunächſt die Rechtsauffaſſung des LG., 
daß beſchwerdeberechtigt nur der ſei, der durch die von ihm 
angegriffene Entſch. beſchwert ſei, und daß daher die vor⸗ 
liegende Beſchwerde unzuläſſig ſei. Beſchwerdeberechtigt iſt viel⸗ 
mehr derjenige, deſſen Rechtsſtellung durch die Entſch. des GBA. 
beeinträchtigt würde, falls dieſe Entſch. in dem vom Beſchwỹ. 
behaupteten Sinne unrichtig wäre. Ob der Beim. durch die 
Entſch. des GBA. tatſächlich beſchwert, die Beſchwerde alſo 
ſachlich begründet iſt, kann erſt entſchieden werden, wenn auf 
ſeine an ſich zuläſſige Beſchwerde hin die maßgebenden tat- 
ſächlichen Verhältniſſe und Rechtsfragen geklart ſind (Henfe- 
Mönch, GBDO., 871 Anm. 10 KA a, § 77 Anm. 5 B b). 

Auch in der Sache ſelbſt beruht die Auffaſſung des LG. 
auf Rechtsirrtum. Wie der Senat in der Entſch. IFG. 14, 
435 = JW. 1937, 898 mit eingehender Begründung aus⸗ 
einandergeſetzt hat, kommt der Entſchuldungsrente ein „Rang“ 
weder i. S. des BGB. (88 879 ff.) noch der GBO. (8 45) 
zu; ſie ſteht vielmehr zu den übrigen Grundbucheintragungen 
nicht in einem Rangverhältnis. In Art. 54 Abſ. 1 der 
7. Durchf VO. zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung vom 
30. April 1935 (RGBl. I, 572) — dieſe Vorſchrift, nicht der 
vom LG. irrtümlich angezogene Art. 5 der 8. DurchfVO., 
findet hier Anwendung — iſt nur die Reihenfolge der Be⸗ 
friedigung i. S. von § 10 3G. geregelt. 5 

Nach § 57 Abſ. 2d GBO. iſt in den Hypothekenbrief 
aufzunehmen: „die kurze Bezeichnung der Eintragungen, die 
der Hypothek im Range vorgehen oder gleichſtehen.“ Dieſe 
Beſtimmung zielt, wie in der Rſpr. des RG. (JW. 1929, 
772) und des Senats (JW. 1933, 2708) anerkannt iſt, darauf 
ab, in dem Hypothekenbrief nicht nur Rechte, die der ver⸗ 
brieften Hypothek im Range vorgehen oder gleichſtehen, ſon⸗ 
dern überhaupt alle Umſtände, die für die Sicherheit der ver⸗ 
brieften Hypothek von Bedeutung ſind, erkenntlich zu machen. 
Daraus folgt, daß es für die Frage, ob eine Entſchuldungs⸗ 
vente in den Hypothekenbrief aufzunehmen iſt, nicht darauf 
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ankommt, ob die Eutſchuldungsrente in einem Rangverhältnis 
zu der Hypothek ſteht, ſondern vielmehr darauf, ob die Ent⸗ 
ſchuldungsrente für die Sicherheit der Hypothek von Bedeutung 
iſt. Nun iſt nicht zu bezweifeln, daß die Entſchuldungsrente, 
ſoweit die Rentenbeträge im Zwangsverſteigerungsverfahren 
vor der Hypothek befriedigt werden müſſen, für die Sicher⸗ 
heit der verbrieften Hypothek keineswegs bedeutungslos iſt. 

Selbſtverſtändlich können Grundſtücksbelaſtungen, die 
nicht im Grundbuche eingetragen find, auch nicht in dem 
Hypothekenbrief vermerkt werden, da dieſer ja nach 8 57 
Abſ. 1 GBO. nur einen Auszug aus dem Grundbuche ent 
halten kann. Hat aber der Geſetzgeber die Eintragung einer 
öffentlichen Laſt im Grundbuche angeordnet, obgleich dieſe 
Eintragung nicht Vorausſetzung für die Entſtehung der öffent⸗ 
lichen Laſt iſt (vgl. Sauermann: AME. Heft 215 S. 74), ſo 
kann die Eintragung nur den Zweck verfolgen, alle Grundbud)- 
beteiligten auf das Vorhandenſein dieſer Laſt aufmerkſam zu 
machen. Dann muß die Laſt aber auch in dem Hypothekenbrief, 
der ja ein Spiegelbild der die Hypothek in ihrer Sicherheit 
berührenden Grundbucheintragungen enthalten ſoll, erſcheinen. 

Auch die hier verbriefte Hypothek bleibt von der Ent⸗ 
ſchuldungsrente nicht unberührt. Nach Art. 54 Abſ. 1 a. a. 3 
ſind nur die laufenden und gewiſſe rückſtändige Zins⸗ und 
Tilgungsbeträge dieſer Hypothek vor den laufenden und rück 
ſtändigen Rentenbeträgen der Entſchuldungsrente zu befrie⸗ 
digen; im übrigen muß auch dieſe Hypothek ſich das Vor⸗ 
recht der Entſchuldungsrente im Zwangsverſteigerungsverfah⸗ 
ren gefallen laſſen. Die Entſchuldungsreute muß alſo auch 
bei einer Hypothek der vorliegenden Art, einer ſogenannten 
Althypothek, in dem Hypothekenbrief erſcheinen. 

Freilich kann dies im Hypothekenbrief nicht in der Weiſe 
zum Ausdruck kommen, daß die Entſchuldungsrente als im 
Range vorgehend bezeichnet wird; denn ein „Rang“ beſteht 
zwiſchen der Entſchuldungsrente und der Hypothek nicht. Die 
beſondere Rechtslage bei der Entſchuldungsrente, die als 
öffentliche Grundſtückslaſt im Grundbuche ohne Rangvermerk 
einzutragen iſt, macht es vielmehr erforderlich, die Entſchul⸗ 
dungsrente auch auf dem Hypothekenbrief ranglos zu ver⸗ 
merken. Dieſer Vermerk, der auf den Hypothelenbrief hinter 
die Angaben über vorgehende und gleichgehende Eintragungen 
zu ſetzen ſein wird, wird etwa folgendermaßen zu lauten haben: 

„Auf dem belaſteten Grundſtück iſt eine Entſchuldungs⸗ 
rente (i. S. von Art. 53 Abſ. 2, 54 Abſ. 1 und 2 der 
7. DurchfVO. zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung vom 
30. April 1935) von ... RM jährlich auf die Dauer von 
37 Jahren vom .. an eingetragen.“ 

Dementſprechend wird das GBA. den Hypothekenbrief 
zu berichtigen haben. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. März 1937, 1 Wx 
Be H. 
* 

22. LG. — Art. 1, 10 der 8. DurchfVO., Art. 1, 2 
der 4. Durchf VO. z. Sch RG. Die Neueröffnung 
eines Entſchuldungsverfahrens findet nicht 
ſtatt, wenn eine erneute Entſchuldungs⸗ 
bedürftigkeit nicht nachgewieſen iſt. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt der Antrag des Be- 
triebsinhabers auf Eröffnung des Schuldenregelungsverfahrens 
nach der 8. DurchfVO. z. SchuldfteglG. mit der Begründung 
zurückgewieſen worden, daß ein Entſchuldungsverfahren bei dem 
Entſchuld A. in S. zu LòW E 319 bereits durchgeführt worden 
ſei und daß eine erneute Entſchuldungsbedürftigkeit zu vernei⸗ 
nen ſei. Gegen dieſen, ihm am 19. Jan. 1937 zugeſtellten Be⸗ 
ſchluß hat der Betriebsinhaber ſofortige Beſchw. eingelegt. 

Der Beſchw. war jedoch der Erfolg zu verſagen. 

Dem angefochtenen Beſchluß kann zunächſt dahin beige⸗ 
treten werden, daß für ein erneutes Schuldenregelungsverfah⸗ 
ren grundſätzlich dann kein Raum iſt, wenn ein ſolches Verfah⸗ 
ren bereits mit Erfolg durchgeführt worden iſt. Die Wieder 
aufnahme eines durch Beſtätigung eines Entſchuldungsplans ab⸗ 
geſchloſſenen Verfahrens wird auf Grund der Art. 1, 10 der 
8. DurchfVO. z. Schuld ReglG. nur ausnahmsweiſe und nur 
dann für zuläſſig erachtet werden können, wenn ſich die aus 


dem beſtätigten Entſchuldungsplan ergebenden Verpflichtungen 
des Bauern nach der tatſächlichen Zinsleiſtungsfahigte 
des Erbhofs als unerfüllbar erweiſen (vgl. Pätzold: D. 
1937, 145). Über die Behandlung ſolcher Anträge und über die 
Möglichkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens ſind amtliche 
Richtlinien zu erwarten (vgl. Pätzold a. a. O.). In vorl. Falle 
erſcheint jedoch nicht geboten, dieſe Richtlinien abzuwarten, da⸗ 
wie das Entſchuld A. zutreffend ausgeführt hat, ſchon jetzt fell 
geftellt werden kann, daß eine erneute Entſchuldungsbedürftig 
keit des Betriebsinhabers nicht gegeben iſt. Nach dem Entſchul 
dungsplan v. 3. Mai 1935, der in dem früheren Entſchuldungs 
verfahren des Betriebsinhabers, LW E 319, aufgeſtellt und be⸗ 
ftätigt worden ift, iſt die Zinsleiſtungsgrenze auf jährl 
916,74 %% errechnet worden. Die Jahreslaſt beträgt jedoch nach 
der in dem Entſchuldungsplan vorgeſehenen Regelung u 
546. AM, fo daß die Zinsleiſtungsgrenze bei weitem nicht er 
reicht wird. Der Betriebsinhaber hat auch jetzt nur die Schul 
den angegeben, die in dem Entſchuldungsplan aufgeführt wo, 
den ſind. Schon hiernach iſt die Feſtſtellung gerechtfertigt, daß 
es einer erneuten Entſchuldung nicht bedarf. 1 
Auch das Vorbringen des Betriebsinhabers zur Begrün 
dung feiner Beſchw. kann eine andere Beurteilung nicht recht 
fertigen. Es mag ſein, daß der Einheitswert auf 11000 RN 
herabgeſetzt worden iſt. Selbſt wenn von dieſem Einheitstvet 
ausgegangen wird, ergibt ſich eine Zinsleiſtungsgrenze von 
742,50 F., fo daß auch in dieſem Falle die Jahreslaſt von 
546 .2.A hinter der errechneten Zinsleiſtungsgrenze zurückbleibt. 
Nach Art. 1 Abſ. 2 der 4. DurchfVoO. z. Schuld ReglG. iſt dem 
Verfahren jedoch der für den 1. Jan. 1931 feſtgeſtellte Ein 
heitswert zugrunde zu legen. Eine Herabſetzung der Zinslei“ 
ſtungsgrenze iſt nach Art. 2 der 4. DurchfVO. bis zu 25 /ĩ 3 
läſſig, wenn die dort feſtgeſetzten Vorausſetzungen vorliegen. 
Die Zinsleiſtungsgrenze würde aber auch bei weitmöglich 5 
Herabſetzung noch 687,55 Ke betragen und daher von der 108 
ſächlichen Jahreslaſt bei weitem nicht erreicht werden. Hiernach 
muß feſtgeſtellt werden, daß bei dem vorhandenen Schulden 
ſtand eine erneute Entſchuldungsbedürftigkeit in keinem Falle 
gegeben iſt. Die künftigen Koften für Ergänzung des BI 
beſtandes und die Ausgaben für notwendige Inſtandſetzung? 
arbeiten ſtellen ebenfalls keinen ausreichenden Grund für 
Wiedereröffnung des abgeſchloſſenen Verfahrens dar. 
(LG. Schneidemühl, Beſchl. v. 24. Febr. 1937, 3 J 75/37.) 


Kleingartenordnung f 
a 23. RG. — KI Gart O. v. 31. Juli 1919; Bel. zu; 


Ergänzung der KlGart O. v. 26. Juni 1935. . 
von den Inhabern von Dauerwohnlauben den 
Verpächter geſchuldeten Beträge für die BE 
nutzung von Lauben zu Wohnzwecken find 25 
dem Zwiſchenpächter (Gleingartenverein 
Körperſchaft, Gemeinnütziges Unternehme. 
ufw) zu zahlen. Der Verpächter braucht ſie 
nicht an die einzelnen Unterpächter zu halten 
Durch Vertrag vom 23. Juni 1925 haben die Kl. der 1 
klagten Stadtgruppe der Kleingärtner e. V. ihr Grundſtüch 0 
Berlin zur Weiterverpachtung zu kleingärtneriſcher Nutzt r 
verpachtet. Von den Unterpächtern ſind darauf insgeld 
135 Wohnlauben errichtet worden, die ſtändig zu Wohuzwecke. 
benutzt werden. Gemäß Anordnung des Oberbürgermeijter® © 
Stadt Berlin v. 15. Sept. 1935 find hierfür je 5 Au monall! 
au den Verpächter zu entrichten, die ſich bei beſonderer 91 
bedürftigkeit der Bewohner auf 3,50 % ermäßigen. Mit n 


1. Juli 1935 bis zum 29. Febr. 1936 3500 % nebſt Zim 
abzüglich am 4. Febr. 1936 gezahlter 452,12 . Die Bekl.“ . 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges eingewandt und geltend N 
Schuldner des Entgelts ſei nicht fie, ſondern der einzelne Dabu 
wohner; ein Teil von ihnen könne auch die Ermäßigung 3 
3,50 24 verlangen. Gegen das der Kl. ſtattgebende Urteil 0 
LG. hat ſie Berufung eingelegt und außer Klageabweiſe . 
widerklagend die Feſtſtellung begehrt, daß den Kl. ihr geg 
über keinerlei Anſprüche auf Entgelt für die Wohnlauben 
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nutzung zuſtänden. Das KG. hat die Berufung unter Abweiſung 
er Widerklage zurückgewieſen. 

Die Rev. war erfolglos. 

Dem BG. iſt zunächſt darin beizutreten, daß für An⸗ 
ſprüche auf Zahlung des Entgelts für die Wohnlanbenbenutzung, 
wie ſie hier im Streite ſind, der Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen 
iſt, da nur die Feſtſetzung der Höhe des Entgelts durch das Gel. 
zur Ergänzung der KlGartO. v. 26. Juni 1935 der Verwal⸗ 
tungsbehörde übertragen iſt (88 1, 2). Es iſt ihm ferner auch 
darin zu folgen, daß für den gegenwärtigen Rechtsſtreit dahin⸗ 
geſtellt bleiben kann, ob dem Gericht oder der Verwaltungs 
behörde die Entſch. darüber zufteht, inwieweit ſich hier das Ent- 
gelt auf den Mindeſtſatz von 3,50 %% je Monat und Wohn⸗ 
laube ermäßigt, weil gemäß den getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen die Klageforderung ſelbſt dann nicht überſetzt ſein 
würde, wenn die Ermäßigung hinſichtlich aller Wohnlauben 
gefordert werden könnte. 

Mit Recht hat aber auch das BG. die Bekl. als die den 
Kl. gegenüber zur Zahlung dieſer Entgelte Verpflichtete be- 
trachtet, obſchon ſie nur Zwiſchenpächterin iſt 

Ebenſo wie die KlGartO. v. 31. Juli 1919 ſelbſt enthält 
auch das Geſ. zu deren Ergänzung v. 26. Juni 1935 keine be⸗ 
ſonderen Vorſchriften für den Fall, daß zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer des Pachtlandes und dem Pächter eine Körperſchaft oder 
Anſtalt des öffentlichen Rechts oder ein als gemeinnützig an⸗ 
erkanntes Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens 
als Zwiſchenpächter ſteht (§S 5 KlGartO.). Die Beſtimmungen 
es Ergänzungsgeſetzes gelten nun aber ſowohl, wenn die Ver⸗ 
wendung des Pachtlandes zu ſtändig zu Wohnzwecken benutzten 
Lauben im Pachtvertrag vorgeſehen war, wie wenn der Pächter 
das Land bisher unberechtigt dazu gebraucht hat. Wenn das 
Geſetz nunmehr auch für die letztbezeichneten Fälle die Ver⸗ 
pächter mit gewiſſen Einſchränkungen verpflichtet hat, dieſe Be⸗ 
nutzung zu dulden, und für beide Gruppen von Fällen gleich⸗ 
mäßig die Vorſchriften der KlGartO. auch inſoweit für an⸗ 
wendbar erklärt und Beſtimmungen über die Bemeſſung des 
Entgelts hierfür getroffen hat, ſo kann vernünftigerweiſe nur 
angenommen werden, daß es damit hier wie dort lediglich 
regelnd in die beſtehenden Pachtverhältniſſe eingreifen, nicht 
aber nebenher davon unabhängige, auf die Wohnlanbenbe⸗ 
nutzung allein bezügliche Schuldverhältniſſe zwiſchen den 
Beteiligten ſchaffen und ſo wirtſchaftlich zuſammengehörige 
und für die natürliche Betrachtung eine Einheit darſtellende 
Dinge künſtlich trennen wollte. Da, wo die Verwendung des 
Pachtlandes zu ſtändig zum Wohnen benutzten Lauben bisher 
vertragswidrig war, iſt daher durch das Geſetz das Pachtver⸗ 
hältnis auf dieſe Art der Benutzung des Pachtlandes erſtreckt 
worden. Daß die geſetzliche Regelung zeitlich begrenzt iſt, ſteht 
dem nicht im Wege; denn es iſt, wie das KG. zutreffend aus⸗ 
geführt hat, recht wohl möglich, daß ein und dasſelbe Pacht 
verhältnis für verſchiedene Zeiten verſchiedenen Inhalt hat. 

ie Annahme zweier, voneinander unabhängiger Schuldver⸗ 
hältniſſe hingegen, wie ſie die Rev. vertritt, muß ſchon daran 
ſcheitern, daß eine Auflöſung allein des Schuldverhältniſſes über 
die dauernde Benutzung der Laube zum Wohnen praktiſch zu⸗ 
meiſt undurchführbar wäre, da ſich die Fortſetzung ſolcher Be⸗ 
nutzung bei Fortbeſtand des Kleingartenpachtverhältniſſes regel⸗ 
mäßig gar nicht verhindern ließe. Gegen die dargelegte Auf- 
faſſung des Geſetzes läßt ſich auch nicht die Bemerkung der amt⸗ 
lichen Geſetzesbegründung (RAnz. Nr. 155) verwerten, daß bis⸗ 
er ſchon von den ordentlichen Gerichten ein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch der Verpächter nach den Grundſätzen der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung anerkannt worden ſei. Denn die Be⸗ 
gründung hebt ausdrücklich hervor, daß ſich mit den allgemei- 
nen Rechtsbehelfen des bürgerlichen Rechtes allein in dem Zu⸗ 
ſtand der Rechtsunſicherheit und ſtarker Gegenſätze zwiſchen den 
Verpächtern und den Laubenbeſitzern keine ausreichende Ab⸗ 
hilfe habe ſchaffen laſſen; das weiſt darauf hin, daß der Geſetz⸗ 
geber gerade einen anderen, geeigneteren Weg hat einſchlagen 
wollen als jene Rſpr., als welcher ſich ihm der ſchon von der 
KlcgartO. ſelbſt zu verwandten Zwecken beſchrittene einer Re 
gelung innerhalb der beſtehenden Pachtverhältniſſe ohne wei⸗ 
teres darbot. Das Geſetz ſelbſt enthält entgegen der Meinung 


der Rev. ebenfalls nichts, was darauf hindeutete, daß der von 
ihm den Verpächtern gewährte Anſpruch auf Entgelt ein ſolcher 
aus ungerechtfertigter Bereicherung ſein ſollte; die für dieſe 
Anſprüche getroffene Regelung erſcheint im Gegenteil mit einer 
ſolchen Auffaſſung von ihrem Weſen geradezu unvereinbar, da 
ſie von den bürgerlich-rechtlichen Vorſchriften über ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung überhaupt nichts übernommen hat. 


Entſprechendes muß nun auch für die Fälle der Zwiſchen⸗ 
ſchaltung einer Körperſchaft oder Anſtalt des öffentlichen Rechts 
oder eines als gemeinnützig anerkannten Unternehmens zur 
Förderung des Kleingartenweſens zwiſchen Landeigentümer und 
Kleingärtner i. S. des $ 5 KlGartO. gelten, Hier greift das 
Ergänzungsgeſetz regelnd ſowohl in die Unterpachtverhältniſſe 
zwiſchen den Kleingärtnern und dem Zwiſchenpächter wie in 
das Hauptpachtperhältnis zwiſchen dieſem und dem Eigentümer 
des Pachtlandes ein. Dort, wo — wie bei den Parteien bisher — 
die Verwendung des Pachtlandes zu ſtändig bewohnten Lauben 
nicht Gegenſtand der Pachtverträge war, werden Hauptpacht⸗ 
vertrag und Unterpachtverträge gleichmäßig nunmehr auf dieſe 
erſtreckt. So wie der Zwiſchenpächter bis dahin ſchon nach der 
KlGartO. neben der Pachtzinszahlung auch für jeden ſchuld⸗ 
haften Mißbrauch des Pachtlandes durch die Unterpächter zu 
haften hatte, muß er auch, nachdem den Unterpächtern durch 
das Ergänzungsgeſetz der Weitergebrauch der bisher unberech⸗ 
tigt ſtändig zu Wohnzwecken benutzten Lauben geſtattet worden 
iſt, dem Verpächter für das nunmehr dieſem hierfür zukom⸗ 
mende Entgelt einſtehen. Die gegenteilige Rechtsauffaſſung 
würde zu dem ſicherlich vom Geſetzgeber nicht gewollten unge⸗ 
reimten Ergebniſſe führen, daß die den Laubenbeſitzern nun 
geſtattete ſtändige Benutzung der Lauben zu Wohnzwecken im 
Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem Zwiſchenpächter 
nach wie vor vertragswidrig bliebe mit allen daraus zwiſchen 
ihnen erwachſenden Rechtsfolgen. Gegen ſie ſpricht ferner die 
Erwägung, daß dem Eigentümer bei der Einziehung des Ent⸗ 
gelts unmittelbar von den Laubeſkbeſitzern, die ihm häufig nicht 
einmal der Perſon nach bekannt ſein werden, in vielen Fällen 
kaum überwindliche Schwierigkeiten entgegentreten würden, 
während dem Zwiſchenpächter hierfür weit beſſere Hilfen zu 
Gebote ſtehen, und daß, was das BG. mit Recht hervorhebt, 
eine öffentliche Körperſchaft oder Anſtalt und ein als gemein⸗ 
nützig anerkanntes Unternehmen, wie ſie allein als Zwiſchen⸗ 
pächter in Betracht kommen, bei Bedürftigkeit eines Klein⸗ 
gärtuers weit leichter und ſchneller als der Landeigentümer die 
Hilfe der zur Unterbringung Obdachloſer verpflichteten Stellen 
und die Vermittlung der Wohlfahrtsbehörden erlangen können, 
wobei es belanglos iſt, ob das das Eintreten dieſer Behörden, 
wie die Rev. einwendet, einen Antrag des zu Unterſtützenden 
vorausſetzt. Ins Gewicht fallen muß ſchließlich, daß die 
KlGartO. offenſichtlich gerade auch zum Schutze des Eigen⸗ 
tümers vor Ausfällen an Pacht bei bedürftigen oder böswil⸗ 
ligen Kleingärtnern eine Zwangs verpachtung nur an eine 
öffentliche Körperſchaft oder Anſtalt oder ein ſolches als ge⸗ 
meinnützig anerkanntes Unternehmen vorgeſehen hat; es ließe 
ſich nicht rechtfertigen, dem Eigentümer hinſichtlich des Ent⸗ 
gelts für die ſtändige Benutzung von Lauben zu Wohnzwecken, 
zu deren Duldung ihn das Ergänzungsgeſetz verpflichtet, dieſe 
Sicherung zu verfagen. Dem läßt ſich nicht entgegenhalten, daß 
die Belaſtung mit dem Entgelt für eine ſolche Verwendung des 
Pachtlandes für die Zwiſchenpächter wirtſchaftlich zu ſchwer ſei. 
Denn es iſt nicht einzuſehen, weshalb ſie dieſe nicht ebenſo 
ſollten tragen können wie die Verpflichtung zur Entſchädigung 
des Eigentümers für die kleingärtneriſche Nutzung des Pacht⸗ 
landes. Wäre der Geſetzgeber anderer Anſicht geweſen, ſo würde 
er dem ſicherlich durch eine ausdrückliche entſprechende Rege⸗ 
lung Rechuung getragen haben. Eine ſolche findet ſich in dem 
Ergänzungsgeſetz aber nicht. Namentlich kann fie entgegen den 
Ausführungen der Rev. nicht darin erblickt werden, daß das 
Geſetz den Anſpruch auf das Entgelt dem Verpächter gibt. 
Daß damit auch da, wo eine Zwiſchenverpachtung vorhanden 
iſt, nur der Landeigenlümer gemeint ſein könne und nicht auch 
der Zwiſchenpächter im Verhältnis zu den Unterpächtern, kann 
nicht zugegeben werden. Jene Bezeichnung des Berechtigten für 
das zuſätzliche Entgelt ſpricht im Gegenteil entſchieden dafür, 
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daß der Anſpruch vom Geſetz als ein ſolcher innerhalb eines 
ſchon ohnedies beſtehenden kleingärtneriſchen Pachtverhältniſſes 
gedacht iſt und daher beim Vorhandenſein eines Zwiſchenpäch⸗ 
ters, wo unmittelbare pachtrechtliche Bezi- hungen zwiſchen dem 
Landeigentümer und dem Kleingärtner fehlen, von ihm in die 
beiden kleingärtneriſchen Pachtverhältniſſe zwiſchen jenem und 
dem Zwiſchenpächter und zwiſchen dieſem und dem Kleingärt⸗ 
ner eingefügt worden iſt. Ob die geforderte Entſchädigung ihrer 
Höhe nach der beſonderen Lage der der Bekl. als eines gemein⸗ 
nützigen Unternehmens und bloßer Zwiſchenpächterin ange⸗ 
meſſen iſt, kann hier nicht unterſucht werden, da die von der 
Verwaltungsbehörde getroffene Feſtſetzung für die Gerichte 
bindend iſt. Es kann auch nicht darauf ankommen, ob die 
Satzung der Bekl. den ihr durch das Ergänzungsgeſetz aufer⸗ 


legten neuen Pflichten hinreichend Rechnung trägt; ſollte das 


nicht der Fall ſein, ſo muß ſie eben entſprechend geändert wer⸗ 
den. Die Bekl. darf nicht unberückſichtigt laſſen, daß die Zah⸗ 
lung des Wohnlaubenentgelts in aller Regel weniger dem 
Landeigentümer als dem Grundſteuerberechtigten zugute kommt 
und inſoweit den Belangen der Allgemeinheit dient. 

(RG., IV. ZivSen., U. v. 18. Febr. 1937; IV 288/36.) [L.] 
(= RG. 153, 361.) 


Verordnung über das verbot von Preiserhöhungen 


24. KG. — Die VO. über das Verbot von Preiserhöhungen 
v. 26. Nov. 1936 findet auf die anderweite Feſtſetzung des Pacht⸗ 
zinſes durch das VEN. und das LG. Anwendung. 

Der Pächter hat beantragt, einen Rechtsentſcheid über die 
Frage einzuholen: 

Findet die VO. über das Verbot von Preiserhöhungen 
v. 26. Nov. 1936 auch auf Pachtverträge über Landgüter An⸗ 
wendung? 
Das LG. hat die Einholung eines Rechtsentſcheides abgelehnt, 
da die Rechtsfrage keine ſtreitige Frage ſei, ihre Verneinung 
ſich vielmehr aus der 1. AusfVO. zur VO. über das Verbot 
von Preiserhöhungen v. 30. Nov. 1936 ergebe. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Pächter friſtgemäß Beſchw. 
eingelegt. Die Beſchw. entſpricht den Erforderniſſen des § 47 a 
PrpachtſchO., iſt alſo zuläſſig. Sie iſt auch begründet. Denn 
die Vorausſetzungen des Rechtsentſcheides ſind gegeben. Die ge⸗ 
ſtellte Frage iſt eine Rechtsfrage von grundſätzlicher Bedeutung. 
Wie das LG. ſie beantworten will, iſt nach der wiederholt aus⸗ 
geſprochenen Anſicht des KG. ohne Bedeutung für die Entſch. 
der Frage, ob die Rechtsfrage grundſätzlich iſt. Daß die Frage 
ſtreitig iſt, ergibt ſich nicht allein daraus, daß die Beteiligten 
über ihre Beantwortung ſtreiten, ſondern auch daraus, daß der 
Landesbauernführer ſie anders beantwortet als das LG. Es 
genügt aber, daß überhaupt Zweifel an der Beantwortung der 
Rechtsfrage geäußert werden, die nicht jedes Rechtsſchutzbedürf⸗ 
niſſes entbehren. Das iſt bei der vom Pächter geſtellten Rechts⸗ 
frage, wie ausgeführt, der Fall. Da die Frage in der Sache auch 
erheblich und vom KG. noch nicht durch Rechtsentſcheid beant⸗ 
wortet ift, find die Vorausſetzungen des Rechtsentſcheids gegeben. 

Die Rechtsfrage iſt im Gegenſatz zur Anſicht des LG. zu 
bejahen. 

Die VO. über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 
1936 beſtimmt in 81 Abf. 1: Preiserhöhungen für Güter und 
Leiſtungen jeder Art, insbe. für alle Bedürfniſſe des täglichen 
Lebens, für die geſamte landwirtſchaftliche, gewerbliche und in⸗ 
duſtrielle Erzeugung und für den Verkehr mit Gütern und 
Waren jeder Art ſowie für ſonſtige Entgelte ſind verboten. Die⸗ 
ſes Verbot gilt rückwirkend v. 18. Okt. 1936 ab. Durch dieſe 
Vorſchrift ſoll jede Erhöhung von Preiſen und Entgelten für 
ſämtliche Leiſtungen, die die Bedürfniſſe des täglichen Lebens 
berühren, über den Stand v. 18. Okt. 1936 verhindert werden. 
Daß der Begriff der Leiſtungen im weiteſten Umfang zu ver⸗ 
ſtehen iſt, ergibt ſich aus dem Zweck der VO. und folgt unter 
anderm aus der Mitteilung des Reichskommiſſars für die Preis⸗ 
bildung („Deutſche Wohnwirtſchaft“ 1937, 195), daß ſelbſt Grund⸗ 
ſtückskaufpreiſe unter das Verbot der Preiserhöhung fallen. Daß 
auch die Erhöhung von Miet⸗ und Pachtzinſen die Bedürfniſſe 
des täglichen Lebens berührt, bedarf keiner weiteren Begrün⸗ 


dung und iſt auch aus der Ziff. III der 1. Ausf O. v. 30. Nov. 
1936 erſichtlich. Dieſe Ausf BO. iſt, wie in ihrem Eingang er⸗ 
klärt iſt, auf Grund des §3 VO. über das Verbot von Preis⸗ 
erhöhungen erlaſſen. Sie ordnet alſo, wie $3 zeigt, aus volks⸗ 
wirtſchaftlichen Gründen oder zur Vermeidung beſonderer Här- 
ten Ausnahmen vom Verbot der Preiserhöhung an. Sie trifft 
in Ziff. III eine Sonderregelung für Miet⸗ und Pachtzinſen, in⸗ 
dem ſie bei Härten, die ſich für den Vermieter oder Verpächter 
aus dem Verbot der Preiserhöhung ergeben, Ausnahmen zu⸗ 
läßt. Aus Ziff. III der 1. Ausf VO. iſt alſo erſichtlich, daß auch 
Miet⸗ und Pachtzinſen grundſätzlich vom Erhöhungsverbot be 
troffen werden. Die Sonderregelung der Ziff. III bezieht ſich 
zwar nur auf die Miete und Pacht von Räumen. Hieraus folgt 
jedoch entgegen der Anſicht des LG. nicht, daß die Pacht von 
landwirtſchaftlichen Grundſtücken überhaupt nicht dem Verbot 
der Preiserhöhung unterliegt, ſondern nur, daß auf ſie die 
Sonderregelung der Ziff. III keine Anwendung findet. Denn es 
ſteht außer Zweifel, daß ebenſo wie durch die Höhe des Miet⸗ 
und Pachtzinſes von Räumen die Löhne, Gehälter und Waren⸗ 
preiſe ſo durch die Höhe des landwirtſchaftlichen Pachtzinſes die 
Preiſe der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe beeinflußt werden. 
Dieſe Beeinfluſſung zum Steigen ſoll aber gerade durch das 
Verbot von Preiserhöhungen vermieden werden. Das all⸗ 
gemeine, ſchon in 81 VO. v. 26. Nov. 1936 ausgeſprochene 
Verbot von Preiserhöhungen findet ſomit auch auf die Pacht 
landwirtſchaftlicher Grundſtücke Anwendung. 

Die PachtſchO. läßt die Erhöhung des Pachtzinſes zu. Dieſe 
Geſetzesvorſchrift iſt aber inſoweit durch die neuere Vorſchrift 
außer Kraft geſetzt. Dies beſtätigt der Reichskommiſſar für 
Preisbildung in dem Runderlaß („Der Vierjahresplan“, 1937, 
89 Heft 2), indem er erklärt: „Zahlreiche Geſetze und VO. ent⸗ 
halten Beſtimmungen, die beſtimmte Preiſe vorſchreiben. So⸗ 
weit dieſe geſetzlichen Vorſchriften nicht durch Ziff. I der 1. Ausf⸗ 
VO. ausgenommen find, gilt für das Verhältnis dieſer VO. 
zu derartigen Sonderbeſtimmungen der Grundſatz, daß die VO. 
v. 26. Nov. 1936 ein Steigen der Preiſe über die Stichtage hin⸗ 
aus unter allen Umſtänden verhindern ſoll. Laſſen die Sonder⸗ 
vorſchriften ein Steigen der Preiſe über die Grenzlinie zu, 
die die VO. v. 26. Nov. 1936 gezogen hat, ſo gelten ſie mithin 
inſoweit nicht.“ Denn, wenn durch das Verbot ſelbſt geſetzliche 
Vorſchriften, die beſtimmte Preiſe vorſchreiben, berührt werden, 
ſo muß dies um ſo mehr für Vorſchriften gelten, die, wie die 
PachtſchO. für die Preisbildung das billige Ermeſſen der ent 
ſcheidenden Stelle zulaſſen. 

Auch dem Umſtand, daß der Antrag auf Pachtzinserhöhung 
vor dem 18. Okt. 1936 geſtellt iſt, und daß die Entſch. der Pacht⸗ 
ſchutzgerichte auf die Zeit bis zum 1. Juli 1936 zurückwirken 
würde, iſt ein Bedenken gegen die Anwendung der VO. über 
das Verbot von Preiserhöhungen nicht zu entnehmen. Denn 
die Entſch. der Pachtſchutzgerichte find rechtsgeſtaltender Natur, 
die rechtsgeſtaltende Wirkung tritt erſt mit ihrer Rechtskraft ein. 
Es kommt deshalb für die Frage der Anwendbarkeit der PO- 
nicht auf die Zeit der Stellung des Antrags auf Pachtzins⸗ 
erhöhung an, ſondern auf die Zeit der Entſch. des BG. 

Durch die Anwendung der VO. über das Verbot von Preis- 
erhöhungen iſt aber eine Erhöhung des Pachtzinſes nicht unter 
allen Umſtänden verboten, ſondern im Rahmen des 83 der 
VO,, alſo wenn der Preiskommiſſar für die Preisbildung oder die 
von ihm beauftragten Stellen eine Ausnahme zulaſſen, möglich. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 15. April 1937, 17 Y 2„37.) 


Reichsſiedlungsgeſetz 


25. AG. — 829 RSiedl. Gebührenfreiheit eines 
Erbauseinanderſetzungsvertrages, der au 
familienrechtlichen Gründen notwendig war, 
gleichzeitig aber auch der Durchführungeeines 
Siedlungs verfahrens gedient hat. }) 

Der im Jahre 1932 verſtorbene Landwirt R. war Käufer 
einer Rentengutsſtelle gemäß dem Rezeß des Kulturamts G. 
betr. die Beſiedlung des Ritterguts S. Als die Witwe im Jahre 
1935 ihre bevorſtehende Wiederverheiratung anzeigte und um 
den Heiratsſchein bat, ergab ſich, daß die Auseinanderſetzung 


66. Jahrg. 1937 Heft 24/25 
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der Erben nach R. noch nicht erfolgt war, die ſonach vor dem 
AG. dahin vorgenommen wurde, daß die Witwe R. Miteigen⸗ 
tümerin des Rentenguts zu /, ihre Kinder je zu / werden 
ſollten. Demgemäß wurde das Rentengut für die drei Miterben 
gebildet. Für die Beurkundung des Auseinanderſetzungsver⸗ 
trages hat der Urkundsbeamte die Gebühr des 8 84 Abſ. 4, 8 34 
Pr SKG. erfordert. Die Witwe R. hat Erinnerung eingelegt, 
mit der ſie die Gebührenfreiheit nach 8 29 RSiedlG. in An⸗ 
ſpruch nimmt. 

Die Erinnerung hatte Erfolg. Nach § 29 Abſ. 2 RSiedlG. 
unterliegt die Frage, ob ein an ſich gebührenpflichtiges Rechts⸗ 
geſchäft der Durchführung eines Siedlungsverfahrens gedient 
hat, nicht der Prüfung des Gerichts, wenn das Siedlungsunter⸗ 
nehmen verſichert, daß dies der Fall geweſen ſei. Dieſe Ver⸗ 
icherung liegt hier vor. Das KG. iſt nun allerdings der Au⸗ 
ſicht, daß außer jener Tatfrage noch die Rechtsfrage zu prüfen 
lei, ob ein Geſchäft vorgelegen habe, das überhaupt der Durch⸗ 
ührung eines Siedlungsverfahrens dienen konnte; dieſe Frage 
habe allein das Gericht zu prüfen (JVerwBl. 1934, 65). Das 

G. iſt dem nicht gefolgt. Wenn das Siedlungsunternehmen 
verſichert hat, daß die betr. Rechtshandlung der Durchführung 
s Verfahrens gedient hat, und wenn dieſe Verſicherung „ohne 
weiteres“ zur Gebührenfreiheit führt, dann folgt daraus zwin⸗ 
gend und jedenfalls für das Gericht nicht mehr nachprüfbar, 
daß die Rechtshandlung auch geeignet war, dem Siedlungsver⸗ 
ahren zu dienen. Schon aus dieſer Erwägung war die Ge⸗ 
bührenfreiheit anzunehmen. Sie würde aber auch anzunehmen 
ein, wenn man dieſer Erwägung nicht beitritt. Das KG. be⸗ 
tont in der erwähnten Entſch., daß § 29 weit auszulegen ſei, 
während der Bezirksreviſor die Gebührenfreiheit offenbar ſchon 
dann ablehnt, wenn das Rechtsgeſchäft „nicht ausſchließlich“ 
dem Siedlungsverfahren gedient hat. Für eine ſolche einſchrän⸗ 
ende Auslegung bietet das Geſetz jedoch keinen Anhalt. 

(AG. Lübben, Beſchl. v. 19. Jan. 1937, 5 VII R 191.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt beizutreten 
Es handelt ſich um den Meinungsſtreit darüber, wie § 29 
Abſ. 2 RSiedlG. v. 11. Aug. 1919 (RGBl. I, 1429) i. d. Faſſ. 
des ErgG. v. 7. Inni 1923 (RGBl. I, 364) und 8. Juli 1926 
(RG Bl. I, 398) auszulegen iſt. 

§ 29 Abſ. 2 in ſeiner jetzigen Faſſung lautet: 

„Die Gebühren⸗, Stempel⸗ und Steuerfreiheit iſt durch die 
zuſtändigen Behörden ohne weitere Nachprüfung zuzugeſtehen, 

enn das gemeinnützige Siedlungsunternehmen ($ 1) verſichert, 
daß ein Siedlungsverfahren i. S. des RSiedlG. vorliegt und 
daß der Antrag oder die Handlung zur Durchführung eines 
ſolchen Verfahrens erfolgt. Die Verſicherung unterliegt nicht 
der Nachprüfung durch die Finanzbehörde.“ 

Die Worte „daß ein Siedlungsverfahren i. S. des 
RSiedlh. vorliegt und“ ſind ebenſo wie der letzte Satz erſt 
durch das Gef. v. 7. Juni 1923 eingefügt 
Der Streit geht nun darum, ob die Verſicherung des Sied⸗ 
lungsunternehmens ſchlechthin genügt oder ob in irgend⸗ 
welcher Richtung ein Nachprüfungsrecht derjenigen 
Stelle beſteht, der gegenüber die an ſich gebührenpflichtige 
Handlung vorzunehmen iſt, alſo insbeſ. der Gerichte und Fi⸗ 
nanzbehörden. Beide find nicht unterſchiedlich zu behandeln, ob⸗ 

ohl nur letztere ausdrücklich aufgeführt ſind. Die Hinzufügung 
es letzten Satzes in Abſ. 2 hat nämlich nur den Grund gehabt, 
zen auch ſchon vordem beſtehenden Rechtszuſtand klar zu 
ſtellen, weil gerade die Finanzbehörden glaubten, ein Nach⸗ 
prüfungsrecht für ſich in Anſpruch nehmen zu dürfen (RG. vom 
April 1930: Arch. f. inn. Koloniſat. 22, 213 zu 3). 

Vornehmlich das KG. (Ziv Sen. 1 a) hat nun in ſeiner Rſpr. 
Entſch. v. 16. Sept. 1921: KG J. 53, 272 und v. 24. Nov. 1933 
JBl. 1934, 65) für die Gerichte das Recht in Anſpruch ge⸗ 
nommen, die Rechtsfrage, ob das fragliche Geſchäft zur 

urchführung eines Siedlungsvorhabens dienen kann, nach⸗ 
zuprüfen. Erſt wenn dies zu bejahen iſt, iſt nach ſeiner Auf⸗ 
aſſung die Tatfrage zu prüfen, ob der einzelne Akt zur 
Durchführung eines ſolchen Verfahrens dient. Dieſe Prü⸗ 
born erübrige ſich aber, wenn die entſprechende Verſicherung 
iege. 


Doch wird dieſer Standpunkt, ſoweit erſichtlich, ſonſt nir⸗ 
gends vertreten und von der Rechtslehre abgelehnt, und 
zwar wohl mit Recht, wie auch AG. Lübben es tut. 

Haack, „Komm. z. RSiedlG.“ 1935, Anm. 6 zu § 29 jagt, daß 
„dieſe ſchwer verſtändliche Unterſcheidung (d. h. eben in Rechts⸗ 
und Tatfrage und damit eine Zerlegung in nachprüfbar und 
nicht nachprüfbar) mit der Abſicht des Geſetzgebers nicht im 
Einklang ſtehe“. Dieſe ſei offenbar geweſen, das Siedlungs⸗ 
unternehmen bei Abgabe der Verſicherung von jeder Nach⸗ 
prüfung durch die zuſtändige Behörde freizuſtellen. Haack 
weiſt dabei mit Recht darauf hin, daß andernfalls S. 1 und 2 
des Abſ. 2 im Widerſpruch miteinander ſtünden und damit der 
ganze Abſ. 2 unverſtändlich würde. Denn ſonſt müßte man 
einen Unterſchied zwiſchen Gerichten und Finanzbehörden ma⸗ 
chen, der aber vom Geſetz nicht, am allerwenigſten zuungunſten 
der letzteren, gewollt iſt. 

In der Tat läßt ſich eine Unterſcheidung, wie ſie die 
genannten Entſch. machen, gar nicht durchführen. Die Tren⸗ 
nung zwiſchen Rechts⸗ und Tatfrage iſt hier einfach nicht mög⸗ 
lich. Es iſt aber auch nicht erſichtlich, weshalb, wenn ſchon das 
Geſetz es auf eine beſtimmte Verſicherung des Siedlungsunter⸗ 
nehmens abſtellt, ſolche Unterſcheidung und damit die Einfüh⸗ 
rung einer teilweiſen Nachprüfung erforderlich ſein ſollte. 
Gewiß iſt der vom KG. dargelegte Geſichtspunkt, es könne nie⸗ 
mand in eigener Sache Richter ſein, und die Entſch von Rechts⸗ 
fragen ſei allein Sache der Staatsbehörden, theoretiſch 
richtig. Nur paßt er da nicht, wo das Geſetz aus wohlerwoge⸗ 
nen Gründen dieſe Entſch. den Staatsbehörden abnimmt, z. B. 
in der Form, daß dieſe ſich mit einer nach Inhalt und Wort⸗ 
laut vorgeſchriebenen ausdrücklichen Verſicherung 
einer beſtimmten Stelle zu begnügen haben. Diesfalls bedeutet es 
eine Korrektur des Geſetzgebers, wenn man ihm entgegenhält, 
daß doch dieſe „Stellen“ immerhin nur „privatwirtſchaftliche 
Formen“ beſitzen, inſofern alſo zur Abgabe ſolcher Verſiche⸗ 
rungen gar nicht geeignet ſeien yınd folglich eine gewiſſe 
Nachprüfung eben ſtattfinden müſſe. 

Man wird deshalb dem KG. auch weiterhin nicht darin 
folgen können, daß Abſ. 2 nur der Regelung der Be⸗ 
weis la ſt diene. Er regelt vielmehr die Vorausſetzungen, unter 
denen ohne weiteres, nämlich „ohne weitere Nachprüfung“ Ge⸗ 
bührenfreiheit eintritt. Das iſt alſo weit mehr als nur die Be⸗ 
weislaſtregelung. Sie iſt, wenn man von einer ſolchen Laſt 
hier überhaupt ſprechen darf, vielmehr als Teil der Verſiche⸗ 
rung miteingeſchloſſen. 

Ausſchlaggebend zu ſein hat aber letzten Endes, wenn eine 
Auslegung des Abſ. 2 in Frage kommt, die Tendenz, der 
dieſe beſondere Beſtimmung entſprungen iſt. Bereits der Kom⸗ 
mentar von Ponfick⸗ Wenzel, 2. Aufl. 1922, weiſt in der 
„Anm. 1 zu $ 29 darauf hin, daß in dieſem Recht des Siedlungs⸗ 
unternehmens, durch feine Verſicherung die völlige Gebühren⸗ 
freiheit herbeizuführen, die ganze Bedeutung des 8 29 
eingeſchloſſen ſei und daß nach dem klaren Wortlaut des 
Geſetzes weder dem Gericht noch den Finanzbehörden ein ſol⸗ 
ches Recht zuſtehe. Auch Haack, 1a zu § 29, betont, daß kein 
Zweifel beſtehe, daß nach Abſicht des Geſetzes § 29 weitgehendſt 
im Intereſſe der Förderung der Siedlung auszulegen ſei. Das 
heißt, er enthält eine Ausnahmevorſchrift, die — aus⸗ 
nahmsweiſe — ihrer Grundtendenz nach nicht eng, ſondern 
möglichſt weit auszulegen iſt. Mit dieſer ausgeſprochenen 
Grundtendenz verträgt ſich aber die Inanſpruchnahme minde⸗ 
ſtens einer teilweiſen Nachprüfbarkeit der Vorausſetzungen der 
Gebührenfreiheit und damit alſo der Richtigkeit der abge- 
gebenen Verſicherung nicht. 

In der Tat iſt ſchon der urſprüngliche Wortlaut des 
Geſetzes unnzißverſtändlich klar. Ob man das Wort „weitere“ 
(Nachprüfung) als an ſich überflüſſig wegläßt oder durch den 
Zuſatz „jede“ (weitere Nachprüfung) noch beſonders klarſtellt, 
die Befreiung alſo ohne „jede weitere Nachprüfung“ oder „ohne 
Nachprüfung“ eintreten läßt, bleibt ſich gleich. Denn trotz⸗ 
dem eine — auch nur teilweiſe — Nachprüfung für zuläſſig 
zu erklären oder für irgendeine Behörde unter irgendeinem 
Geſichtspunkt in Anſpruch zu nehmen iſt nur unter Außeracht⸗ 
laſſung des eigentlichen Zwecks der ganzen Vorſchrift möglich. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Gerade letztere Erwägung ſollte ein für allemal alle 
Zweifel — ſofern für ſolche überhaupt Raum wäre — reſtlos 
beſeitigen. Dieſe Tendenz will das Siedlungsunternehmen nach 
Möglichkeit fördern und dazu auch die Inanſpruchnahme der 
Gebührenfreiheit möglichſt erleichtern. Sie hat dazu den — wie 
zugegeben werden muß, außer gewöhnlichen, dafür aber 
auch beſonders wirkſamen — Weg gewählt, auf die bloße — 
vorgeſchriebene — Verſicherung hin die Gebührenfreiheit „ohne 
weitere Nachprüfung“ eintreten zu laſſen. 

Die erſte Entſch. des KG. iſt noch vor der Ergänzung des 
Abſ. 2 ergangen. Selbſt wenn damals noch Zweifel hätten be- 
ſtehen können, würden ſie mindeſtens eben durch die Ergänzung 
ausgeräumt ſein. Denn nicht nur der Inhalt der Verſicherung 
iſt noch etwas erweitert worden, ſondern die Nachprüfung durch 
die Finanzbehörden (und damit durch die Gerichte, wie oben 
dargelegt iſt) nochmals ausdrücklich ausgeſchloſſen worden. Nun⸗ 
mehr noch eine Zergliederung der Verſicherung in einen recht⸗ 
lichen und tatſächlichen Teil vornehmen zu wollen würde auf 
jeden Fall eine gewaltſame Herabminderung der dieſer Ver⸗ 
ſicherung vom Geſetz beigemeſſenen Bedentung mit ſich bringen 
und damit das dem Siedlungsunternehmen eingeräumte Recht 
erheblich entwerten. Die zweite Entſch. des KG. läßt nicht er⸗ 
kennen, ob fie auch nach der geänderten Faſſung des Abſ. 2 den 
bisherigen Standpunkt nochmals geprüft hat. Denn ſie be⸗ 
ſchränkt ſich auf eine Verweiſung auf die frühere Entſch. 

Verneint man jede Nachprüfungsmöglich⸗ 
keit, dann wird damit allerdings die Verantwortung für die 
Richtigkeit der Verſicherung allein dem Siedlungsunternehmen 
aufgebürdet. Dieſe Konſequenz könnte ſchrecken einmal in der 
Richtung, daß dann die Gebührenfreiheit abſichtlich oder auch 
nur irrtümlich zu Unrecht in Anſpruch genommen werden 
könnte, ſo daß dadurch dem Staat Einnahmen entgehen wür⸗ 
den. Auch dieſe Erwägung rechtfertigt indes kein anderes Er⸗ 
gebnis. Denn ſelbſtverſtändlich hat der Geſetzgeber ſie ebenfalls 
angeſtellt und trotzdem das Riſiko wegen des damit erſtrebten 
Zwecks in Kauf genommen. 

Das einzige Gegengewicht, das möglich iſt und natur⸗ 
gemäß auch möglich ſein muß, iſt die Einwirkung auf das 
Siedlungsunternehmen durch die Aufſichtsbehörde. 
Denn es handelt ſich ja nicht um ein beliebiges privates Unter⸗ 
nehmen, ſondern ausſchließlich um ſolche, die ihren beſonderen 
Charakter durch die ſtaatliche Anerkennung als „gemeinnützige“ 
Siedlungsunternehmen erhalten haben, aus der für das Sied⸗ 
lungsunternehmen öffentlich-rechtliche Befugniſſe reſultieren. 
Für ein derartiges Unternehmen gilt, was ſonſt nur im Ver⸗ 
kehr der Behörden untereinander gilt, daß nämlich eine im 
Rahmen ihrer Zuſtändigkeit abgegebene Beſcheinigung für die 
andere Behörde bindend iſt und ſachlich keiner Nachprüfung in 
irgendwelcher Richtung unterliegt (Ponfick⸗Wenzel 1 IV 
zu § 29). 

Die vorſchriftsmäßig abgegebene Verſicherung des Sied⸗ 
lungsunternehmens iſt alſo der alleinige und abſolute 
Befreiungsgrund. KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Geſetz über Hupothekenzinſen 

26. LG. — 82 Hypothekenzinſen G. Die „Richt⸗ 
linien über die Höhedes augemeſſenen Hypo⸗ 
thekenzinſes“ ſind Rechtsvorſchriften. Von den 
in den „Richtlinien“ beſtimmten Zinsſätzen 
darf der Richter nicht abweichen. 

Das AG. hat gem. § 2 Abſ. 2 Hypothekenzinſen G. v. 2. Juli 
1936 beſtimmt, daß der Antragsgegner in der Zeit v. 1. Juli 
1936 bis 30. Juni 1939 mit der Zinsforderung aus der Hypothek 
nicht über 5 ½ % hinausgehen dürfe. Den Zuſchlag von % 
zu dem Normalſatz von 5% hat das AG. damit begründet, daß 
beinahe die Hälfte der Hypothekenforderung von 20 000 GM. 
außerhalb der erſten Hälfte des Grundſtückswertes ſtehe. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Antragsgegner ſofortige 
Beſchw. eingelgt mit dem Antrage, auf einen Zinsſatz von 
6% zu erkennen. 

Die ſofortige Beſchw. iſt nach §7 Hypothekenzinſenc. zu: 
läſſig, aber ohne Erfolg. 


Nach § 2 Abſ. 2 HypothekenzinſenG. hat der Richter, wenn 
er eine Einigung der Parteien über die Höhe des Hypotheken⸗ 
zinſes nicht herbeiführen kann, ſeinerſeits den angemeſſenen 
Zins, über den der Gläubiger während der Geltungsdauer 
des Geſetzes nicht hinausgehen darf, zu beſtimmen. Welcher 
Zinsſatz als „angemeſſen“ anzuſehen iſt, ergibt ſich aus den 
„Richtlinien über die Höhe des angemeſſenen Hypothekenzinſes“, 
die in Form einer „1. VO. zur Durchführung des Hypotheken- 
zinfen®. v. 2. Juli 1936“ gleichzeitig mit dem Geſetz erlaſſen 
worden find. 

Nach Art. 1 Abſ. 1 S. 1 der Richtlinien iſt für die vom 
Geſetz betroffenen Hypotheken grundſätzlich ein Zinsſatz von 5 % 
augemeſſen. 

Dieſer Zinsſatz erhöht ſich nach Art. 1 Abſ. 1 S. 2 der 
„Richtlinien“ nur dann um ½ bis 1%, wenn die Hypothek 
ganz oder zum überwiegenden Teil über 50% des Grund⸗ 
ſtückswertes liegt und dieſer Nachteil nicht durch anderweitige 
Sicherheit, insbef. durch Bürgſchaft einer Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts, ausgeglichen wird. Die Vorſchrift des Art. 1 Abſ. 1 
S.2 der „Richtlinien“, die eine Erhöhung des Zinsſatzes vor⸗ 
ſieht, kann im vorliegenden nicht zur Anwendung kommen, da 
die fragliche Hypothek weder ganz, noch zum überwiegen 
den Teil, ſondern nur zum geringen Teil über 50% des 
Grundſtückswertes liegt. Denn der Grundſtückswert, bei deſſen 
Berechnung nach Art. 1 Abſ. 2 der „Richtlinien“ von dem Ein⸗ 
heitswert des Grundſtückes auszugehen iſt, beträgt 22 700 , 
und die Hypothek beziffert ſich auf 20 000 GM. Die Hypothek 
liegt daher mit einem Betrage von 11350 GM. innerhalb von 
50 %% des Grnndſtückswertes, während fie mit einem Betrage 
von 8650 GM., alſo nur zum geringen Teil über 50% des 
Grundſlückswertes hinausgeht. Folglich kann für die Hypothek 
ein höherer Zinsſatz als 5% nicht verlangt werden. 

Demnach iſt bereits durch den Beſchluß des AG. in unzu⸗ 
läſſiger Weiſe ein zu hoher Zinsſatz von 5 / % für die Hypo⸗ 
thek feſtgefetzt worden. Da jedoch die Antragſteller den Beſchluß 
nicht angefochten haben, bedarf die feſtgeſetzte Höhe der Zinſen 
keiner Anderung. 

Zu Unrecht beruft ſich der Antragsgegner darauf, daß die 
„1. VO. zur Durchführung des HypothekenzinſenG. v. 2. Juli 
1936“ lediglich „Richtlinien“, d. h. Anhaltspunkte für die grund⸗ 
ſätzliche freie Meinungsbildung des Richters enthalte, und daß 
der Richter im Einzelfall von dieſen „Richtlinien“ abweichen 
könne, da es nach § 2 Abf. 2 des HypothekenzinſenG. den au⸗ 
gemeſſenen Zins nach freiem Ermeffen zu beſtimmen habe. 

Der Antragsgegner verkennt damit die Bedeutung des 82 
Abſ. 2 des Geſetzes. Dieſe Vorſchrift beſagt lediglich, daß der 
Richter, wenn keine Einigung zwiſchen den Parteien zu erzie⸗ 
len iſt, den angemeſſenen Zins von ſich aus beſtimmen ſoll. 
Von einem freien Ermeſſen des Richters iſt in dieſer Vorſchrift 
keine Rede. Welcher Zinsſatz als angemeſſen anzuſehen iſt, er⸗ 
geben die Richtlinien über die Höhe des angemeſſenen Hypothe⸗ 
kenzinſes. Dieſe „Richtlinien“ find nach der amtlichen Erläute⸗ 
rung des Hypothekenzinſen ö. Rechtsvorſchriften, die für die 
Gerichte bindend find (DJ. Nr. 28 v. 10. Juli 1936, 1036). Der 
Richter kann daher von den in den „Richtlinien“ beſtimmten 
Zinsſätzen nicht abweichen. Das hat auch bereits das LG. in 
der Enutſch. v. 2. Sept. 1936 in einem entſprechenden Falle ent 
ſchieden (vgl. JW. 1936, 3141). 

Wenn der Antragsgegner dieſer Entſch. den Vorwurf macht, 
daß ſie mit dem geſunden Rechtsempfinden nicht in Einklang zu 
bringen ſei, ſo muß ihm entgegengehalten werden, daß er dur 
fein Feſthalten an Zinsſätzen, die nach der gegenwärtigen Wirt‘ 
ſchaftslage nicht mehr gerechtfertigt ſind und im Widerſpruch zu 
den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftspolitik ſtehen, 
den Beweis für eine dem gefunden Volksempfinden widerſpre⸗ 
chende Einſtellung erbracht hat. Eines der Hauptziele national‘ 
ſozialiſtiſcher Wirtſchaftspolitik ift die Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft. Der Verwirklichung dieſes Zieles ſoll das Hypotheken 
zinſench. v. 2. Juli 1936 dienen. Dieſem Geſetz muß ſich auch 
der Antragsgegner unterordnen, wenn er zu einer freiwilli— 
gen Zinsermäßigung nicht bereit iſt. 

(LG. Guben, 4. 3K, Beſchl. v. 9. Jan. 1937, 4 T 640/86.) 
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| Reichserbhofgericht | 


ur SE HN 

1. Die Entwicklung einer Gemeinde zur 
Vorſtadtgemeinde eines Großſtadtlomplexes 
kann die landwirtſchaftliche Nutzung eines 
Grundbeſitzes nicht in Frage ſtellen, wenn 
die Bebauung nicht unmittelbar und ſicher 
bevorſtand, ſondern erſt nach und nach er⸗ 
folgen könnte. 

2. Wenn auch unmittelbar bevorſtehende 
und unbedingt ſicher eintretende Ereigniſſe 
bei der Entſcheidung über die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft berückſichtigt werden können, ſo geht 
es doch nicht an, bloß mit mehr oder minder 
großen Wahrſchein lichkeiten und Ausſichten 
die kraft Geſetzes eintretende Erbhofeigen⸗ 
ſchaft zu verneinen. 

Die weitere Beſchwerde des LBF iſt begründet. 

Das LEHG hat die Ackernahrung mit Recht be⸗ 
jaht. Die Bedenken, die es dabei geäußert hat, beſtehen nicht 
in vollem Maße. Die Ackernahrung einer Beſitzung von 36 ha, 
darunter 29 ha Kulturland von zum großen Teil guter 
Bodenbeſchaffenheit, mit einer guten bäuerlichen Hofſtelle, 
einem Viehbeſtand von 15 Kühen, 10 Stück Jungvieh, 4 Pfer⸗ 
den und mehreren Schweinen, mit einem Einheitswert von 
40000 AA und einem Grundſteuerreinertrag von rund 
380 Talern kann nicht, und zwar auch nicht wegen der vom 
LEHE und vom Eigentümer geſchilderten Verhältniſſe ernft- 
lich in Frage geſtellt werden. Wenn bei Tage das Vieh nicht 
getrieben und der Dünger nicht gefahren werden darf, ſo fällt 
das kaum ins Gewicht. Erheblicher iſt ſchon neben der Schä⸗ 
digung durch die Spaken- und Taubenplage der Verluſt durch 
menſchliche Einwirkung. Die Entwendung von Einfriedigungs⸗ 
pfählen, von Pumpeneinrichtungen auf der Weide, wohl auch 
von Grünfutter, das Ausmelken von Kühen, das Ableſen von 
Kuhdünger auf den Weiden, ſchließlich auch das Betreten der 
Ländereien durch Siedlungsbewohner, Schrebergärtner und 
Ausflügler können empfindliche Verluſte bringen. Solche Ein⸗ 
griffe werden auch wegen der örtlichen Verhältniſſe nie ganz 
zu verhindern ſein. Sie müßten aber ſchon ein außerordenk⸗ 
liches Maß erreichen, wenn fie die Ackernahrung eines fo 
großen und guten Hofes gefährden ſollten. Sie können 
ſchwache Höfe in Gefahr bringen, nicht aber dieſen großen 
und ſtarken Hof. Bleiben werden die Belaſtungen mit höheren 
Löhnen und Handwerkerkoſten und beſonders mit Steuern 
und Beiträgen. Die Gemeindezuſchläge zur Grundvermögen⸗ 
ſteuer, die 644,80 K., jährlich betragen, die höheren Löhne 
und Handwerkerkoſten, die jährliche Sielgebühr von 12 AM, 
die Bewachungskoſten von 54 Am jährlich und die Hunde⸗ 
ſteuer von 24 AM erhöhen gewiß die allgemeinen Betriebs⸗ 
koſten erheblich, können aber auch die Ackernahrung der großen 
und guten Beſitzung nicht in Frage ſtellen. Übrigens bringt 
die bequeme Verſorgung mit Waſſer, Kraftſtrom und Licht 
immerhin eine geringe Erleichterung des Betriebes. Der 
Eigentümer iſt weiter durch den Beſcheid des Bürgermeiſters 
v. 24. Sept. 1936 zu 7404 AA Straßenbaukoſten heran⸗ 


JW. 1937, 15817 


1937, 1573 5⁰ 


1937, 1577 35 
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371/35, Beſchwerderecht des Anerben bei 
Teilveräußerung: JW. 1937, 1006 22 

RErbhGer. 3, 408: 10. Dez. 1936, 3 RB 
1016/35, Ausſtattung der Tochter mit Land: 


Nerbhber. 3, 412: 17. Dez. 1936, 2 RB 
1075/35, Sielrente. Ackernahrung: JW. 


NErbhber. 3, 424: 10. Dez. 1936, 
408/36, Ausſcheiden des Anerben: JW. 


1936, 3 RB NRErbhßer. 3, 438: 22. Dez. 1936, 2 RB 
753/35, Erbhofzugehörigkeit von Ausſtat 
tungsland der Tochter: JW. 1937, 1573 5 

NErbhGer. 3, 444: 10. Dez. 1936, 3 RP 
505/36, Vollmacht des Notars: JW. 1937, 
1575 34 

MErbhGer. 3, 449: 17. Dez. 1936, 2 RP 
832/34, Erbhofeigenſchaft einer Baumſchule: 
JW. 1937, 1569 8 


RErbhözer. 3, 459: 10. Nov. 1936, 2 RE 
1302/35, Unehrlich erworbenes Gut kein 
Erbhof: JW. 1937, 1571 25 


gezogen worden. Eine ſolche Summe kann allerdings nicht 
aus der Landwirtſchaft herausgewirtſchaftet werden und iſt 
für dieſe nicht tragbar. Der landwirtſchaftliche Betrieb braucht 
fie aber auch nicht aufzubringen. Die Beiträge beruhen bar“ 
auf, daß das an den Straßen liegende Land als Bauland 
verwertet werden kann. Es iſt alſo eine Laſt, der die Wert⸗ 
erhöhung des Landes gegenüberſteht. Dieſe Erhöhung hat 
zwar für den Eigentümer keine Bedeutung, wenn er die 
Grundſtücke landwirtſchaftlich nutzt, wozu er bei Annahme der 
Erbhofeigenſchaft verpflichtet iſt. Die Verwertbarkeit einzelner 
Parzellen als Bauland hat ihm aber ſchon große geldliche 
Vorteile gebracht und wird auch noch weitere bringen. Er 
hat ſeit 1925 für 22 Bauplätze insgeſamt 51766 N, bar er 
(öft, darunter durch Verkäufe aus 1934 allein rund 8300 l. 
Wenn nun auch die Verkäufe ſich nur zum Teil auf die 
Straßen beziehen, zu deren Baukoſten er jetzt herangezogen 
iſt, ſo kann doch der Eigentümer, der bereits ſeit 1924 über 
51000 AA aus Baulandverkäufen erzielt hat, die Beiträge 
nicht gegen die Erbhofeigenſchaft mit der Begründung ver⸗ 
werten, daß der landwirtſchaftliche Betrieb fie nicht aufbringe- 
Mit dieſer Anſicht wird der Eigentümer nicht zur Bezahlung 
von deu Hof treffenden Schulden auf ſein erbhoffreies Vor⸗ 
mögen verwieſen, ſondern nur darauf, daß er auch die Vor 
teile, die ihm aus der Baulandeigenſchaft zugefloſſen ſind und 
weiter zufließen werden, gegenüber den wiederum aus der 
. entſprungenen Beiträgen in Rechnung 
lellt. 

Den Gründen, aus denen das LEHG gleichwohl die Erb“ 
hofeigenſchaft verneint hat, vermag das RE nicht ber 
zutreten. Das LEHG meint: Weil die Entwicklung der 
Gemeinde L. zu einer Vorſtadtgemeinde ſchon weill 
vorgeſchritten ſei und unaufhaltſam weiter fortſchreite, ſei der 
Hof auf die Dauer nicht mehr zu halten; aus denſelben Grin“ 
den paſſe die Unveräußerlichkeit nicht für dieſen Hof; der 
Anerbe werde auf Koſten feiner Geſchwiſter übermäßig PC 
reichert; das REG könne und ſolle nicht auf die ſtädtiſche 
bauliche Entwicklung einwirken. Der erk. Sen. hat in ſeinem 
Beſchluß v. 13. März 1936 (REH G. 2, 258 — JW. 1936, 
2329 21) bereits zu dieſen Erwägungen Stellung genommen. 
Auch hier iſt davon auszugehen, daß der Hof am 1. Okt. 
1933 kraft Geſetzes Erbhof geworden iſt, wenn die ſachlichen 
und perſönlichen Vorausſetzungen vorliegen. Von dieſen Bor 
ausſetzungen könnte die Entwicklung der Gemeinde nur die 
landwirtſchaftliche Nutzung i. S. des § 1 REG in Frage 
ſtellen. Es ſteht nun außer Zweifel, daß die Beſitzung am 
1. Okt. 1933 landwirtſchaftlich genutzt wurde und daß ſie 
auch heute nach 3 Jahren noch ebenſo landwirtſchaftlich 9 
nutzt wird, und zwar durch eine nach wie vor echt bäuerlich 
eingeſtellte Familie. Bei jenem Beſchluß war der Haupttel 
der Beſitzung, ohne den keine Ackernahrung beſtand, auf der 
einen Seite von dem Kaſernenviertel, auf der zweiten von 
einem Vorort und auf der dritten von einer Vahnlinie ein, 
geſchloſſen; er war in den Bebauungsplan einbezogen, und 
die Straßenzüge waren feſtgelegt. Hier liegt ein großer Teil, 
etwa 8 ha Acker, noch in der Hauptſache frei; die Bebauung 
macht ſich nur in der näheren Umgebung bemerkbar; die 
meiſten Grundſtücke liegen an Straßen, an denen auf DE 
anderen Seite ſchon Einzelhäuſer ſtehen; der reſtliche Teil 
liegt in der Nähe von Laubenkolonien. Die Verhältniſſe ſind 


—_. 


Rechtſprechung 


1569 


W. ne nicht weſentlich ungünſtiger als in jenem Falle. 
dende > mag der Drang nach Ausdehnung in der Ge⸗ 
nicht e L. ſtärker ſein als in B.; auch ſind hier die Straßen 
werd nur feſtgelegt, ſondern angelegt; einzelne Parzellen 
müſſen ſicher noch bald der Bebauung zugeführt werden 
— Das iſt aber bei der Größe der Beſitzung von 36 ha 
ſchaf erheblich. Bis einmal bei Verneinung der Erbhofeigen⸗ 
deal die ganze Beſitzung zur Bebauung kommt, werden noch 
te und vielleicht Jahrzehnte vergehen. Auf den Ge- 
30 punkt, daß die Veräußerung einer Beſitzung von rund 
ſol ° zu Baulandzwecken doch wohl erſt nach und nach er⸗ 
%x Ss könnte und die Abveräußerung einzelner Parzellen die 
f nahrung nicht gefährden würde, iſt auch ſchon in jenem 
dier laß hingewieſen worden. Aus dieſen Gründen kann auch 
ban nicht anerkannt werden, daß am 1. Okt. 1933 die Be⸗ 
nahrun von Grundſtücken in einem Umfang, der die Acker⸗ 
eben gefährden würde, ſchon ſo unmittelbar und ſicher 
vorſtand, daß ſie die kraft Geſetzes eintretende Erbhofeigen⸗ 
36 J. hätte verhindern können. Auch heute werden noch rund 
60 da rein landwirtſchaftlich genutzt. Deshalb kann der Senat 
deß ier zur Zeit aus tatſächlichen Gründen nicht zugeben, 
9 am 1. Okt. 1933 an einer Vorausſetzung der Erb⸗ 
chat fehlte. Im einzelnen gilt für die allgemeinen 
unh gar des LEHG: Unmittelbar bevorſtehende und 
fig; ingt ſicher eintretende Ereigniſſe können vielleicht berück⸗ 
bie igt werden. Es geht aber nicht an, von einem Blick in 
Be Zukunft auf Jahre und Jahrzehnte hinaus zu be⸗ 
bunten, der Hof werde nicht gehalten werden können und 
FR deshalb nicht Erbhof fein. Mit mehr oder minder 
en Wahrſcheinlichkeiten und Ausſichten kann die kraft 
Es des eintretende Erbhofeigenſchaft nicht verneint werden. 
; Darf auch nicht überſehen werden, daß die Erbhofeigen⸗ 
8 dem Beſtehen der Beſitzung gerade Dauer verleihen will 
ind ſoll. Die Zweifel des LB, ob nicht wegen der von 
Wo geſchilderten Beſtrebungen, Induſtriebetriebe und damit 
zu rung und Arbeitsſtätte der Gefolgſchaft auf das Land 
de erlegen, die Beſiedlung ins Stocken geraten oder in andere 
Bet geleitet würde, mögen nicht erheblich ſein, weil ſolche 
ben ungen wohl vieler Jahrzehnte zu ihrer Durchführung 
ob rfen werden. Es darf aber die Frage aufgeworfen werden, 
olchen in der Beſiedlung ſtehenden früheren ländlichen 
einden nicht ein bäuerlicher Einſchlag durch die beſtehen⸗ 
für Erbhöfe erhalten werden kann, und ob es nicht auch 
wen das Volk von ſittlichem und geſundheitlichem Vorteil iſt, 
füllt ſein Wohnort nicht ganz der Verſtädterung anheim⸗ 
Lebe, ſondern ihm ein Stück Verbundenheit mit ländlichem 
An en und mit der Natur erhalten bleibt. Die hier vertretene 
0 licht bedeutet keinen Eingriff in die Bebauungspolitik, ſon⸗ 
der nur eine Schranke gegen Eingriffe der Bebauungspolitik 
® Städte in das bäuerliche und Erbhofgebiet und einen 
Mt für ein wertvolles Stück alten Bauerntums. — Es iſt 
Erb nicht anzuerkennen, daß die Unveräußerlichkeit eines 
zu hofes hier nicht anwendbar ſei. Die Bebauung wird, nicht 
5855 t auch wegen der Einſtellung des Eigentümers, erſt nach 
hof ift ach erfolgen und vorausſichtlich, wenn der Hof Erb⸗ 
geſähtz überhaupt nicht ſo weit gehen, daß die Ackernahrung 
ertbrdet wird. Den nach und nach nötig werdenden Ab⸗ 
naaußerungen kann durch die Genehmigung Rechnung ge⸗ 
Mer werden. Daß die Entſch. über die Genehmigung die 
unerf enbehörden vor immer ſchwierigere Aufgaben ſtellt, iſt 
au heblich. Bei der Genehmigung einer Veräußerung oder 
Sch, der Entziehung der Erbhofeigenſchaft einzelner Grund⸗ 
geba kann durch entſprechende Auflagen für eine dem Erbhof⸗ 
eg een entſprechende Verwertung der Verkaufserlöſe geſorgt 
5 en Auf bieſe Weiſe kann auch verhindert werden, daß 
10 en die Vorteile der Werterhöhung des Bau⸗ 
> erhalt. 
nn Nach allem muß die kraft Geſetzes eingetretene Erbhof⸗ 
Ei, uſchaft dieſer nach der Perſönlichkeit und Einſtellung des 
fi un ümers und nach ihrer Größe und Güte wertvollen Be⸗ 
des g. auf den Antrag des LTB feſtgeſtellt und der Einſpruch 
( igentümers zurückgewieſen werden. 
NEHG., 2. Sen., Beſchl. v. 17. Dez. 1936, 2 RB 633,35.) 
Rex 3, 352. 
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* 28. 88 1, 6 RE. Grundbeſitz, auf dem neben 
der Landwirtſchaft eine Baumſchule betrieben 
wird, kann Erbhof ſein, wenn nicht durch die 
Baumſchule ein überwiegendes kaufmänniſches 
Gepräge gegeben iſt. 

Dem Verfahren liegt ein Genehmigungsantrag zugrunde. 
Das AEG hat den Antrag zurückgewieſen, weil der Hof kein 
Erbhof und die Genehmigung deshalb nicht nötig ſei. Der 
Vorſitzende des AEch hat in den Beſchluß ferner die An⸗ 
ordnung aufgenommen, daß der Hof im gerichtlichen Ver⸗ 
zeichnis zu löſchen und nicht in die Erbhöferolle aufzunehmen 
ſei. Dieſe Anordnung, deren verfahrensrechtliche Zuläſſigkeit 
hier nicht zur Prüfung ſteht, iſt kein mit der Beſchwerde an⸗ 
fechtbarer Teil des Beſchluſſes, ſondern eine ſelbſtändige, dem 
Einſpruch unterliegende Verfügung; der Vorſitzende des AEG 
hat es für praktiſch gehalten, die Verfügung in dert Beſchluß 
mit aufzunehmen. Der Eigentümer hat auch Einſpruch ein⸗ 
gelegt; über ihn iſt noch nicht entſchieden. Beſchwerdefähig 
war alſo nur die Entſch. über die Genehmigung. Der Eigen⸗ 
tümer hat ſich aber in ſeiner Beſchwerde dagegen gewandt, daß 
ſeine Beſitzung im gerichtlichen Verzeichnis gelöſcht werden 
ſolle; daneben hat er zugleich Einſpruch eingelegt. Den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Beſchwerde gegen den Beſchluß über die 
Genehmigung und dem Einſpruch gegen die Anordnung der 
Löſchung wird er nicht genügend erkannt haben; er hat wohl 
alle Mittel der Anfechtung anwenden wollen, die in dem Be⸗ 
ſchluß angeführt waren. Die Beſchwerde muß ſo ausgelegt wer⸗ 
den, wie ſie zuläſſig war; ſie konnte ſich aber nur gegen den 
Beſchluß über die Genehmigung richten. Das iſt auch mit der 
Beſchwerdebegründung in dem Sinne vereinbar, daß der 
Eigentümer ſich gegen den Kern der Begründung des Be⸗ 
ſchluſſes, nämlich gegen die Feſtſtellung, daß die Beſitzung 
kein Erbhof ſei, wandte. Das EH hat die Beſchwerde zu⸗ 
rückgewieſen; es ſagt aber in der Begründung, das AEG habe 
mit Recht angeordnet, daß der Beſitz im gerichtlichen Ver⸗ 
zeichnis geſtrichen werde. Der LBFöobeantragt jetzt, feſtzuſtellen, 
daß der Grundbeſitz ein Erbhof ſei. Ihm ſtand zwar auch die 
Beſchwerde gegen die Entſch. über die Genehmigung zu (88 49 
Abs. 2, 48 Abf. 2, 37 Abſ. 2 NEG). Er hat aber die nur 
in den Gründen enthaltene Verneinung der Erbhofeigenſchaft 
angreifen wollen. Mit dem Genehmigungsantrag kann, jeden⸗ 
falls dann, wenn die Entſch. über die Genehmigung von der 
Erbhofeigenſchaft abhängt, ein Feſtſtellungsverfahren ver⸗ 
bunden werden. Zwar iſt es in ſolchem Fall zuläſſig und oft 
geboten, die Beteiligten darauf zu verweiſen, daß ſie ein Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren beim Ach beginnen müßten, und bis zur 
Entſch. in einem ſolchen Verfahren den Beſchluß über die 
Genehmigung auszuſetzen. Das iſt aber nicht praktiſch, wenn 
die Sache ſchon bis zur 3. Inſtanz gediehen iſt und bisher 
allein die Frage der Erbhofeigenſchaft den Streitpunkt gebildet 
hat und von den Vorinſtanzen geprüft iſt. In einem ſolchen 
Fall erſcheint es deshalb zuläſſig, daß mit dem Genehmi⸗ 
gungsverfahren auch noch in der 3. Inſtanz ein Feſtſtellungs⸗ 
verfahren verbunden wird. Falls, was ungeprüft bleiben 
kann, die Beſchwerde dann auch gegen die bisher allein vor⸗ 
liegende Entſch. über die Genehmigung gerichtet fein muß, 
kann der Antrag des LBF fo aufgefaßt werden, daß über den 
Feſtſtellungsantrag und zugleich neu über die Genehmigung 
entſchieden werden ſolle. Nur ſo erhalten die Beteiligten in 
dieſem Verfahren die gewünſchte Entſch., während ſie ſonſt ein 
neues Verfahren von Anfang an einleiten müßten. 

Sachlich ſteht in Frage, ob Blumenzüchtereien und Baum⸗ 
ſchulen Erbhof ſein können. Denn die 6 Morgen, welche der 
verſtorbene Eigentümer rein landwirtſchaftlich nutzte, und die 
Obſtbaumplantage von 14 Morgen mit Wieſe und Feld für 
landwirtſchaftliche Zwecke darunter bilden zuſammen noch 
keine Ackernahrung. Die weitaus überwiegende Meinung im 
Schrifttum und in der Rſpr. — ſo beſonders die Rſpr. des 
LEHG in Celle — verneint ſchlechthin die Erbhofeigenſchaft 
von Blumenzüchtereien und Baumſchulen. Das LEßch hat 
folgende Gründe herausgearbeitet: Baumſchulen und Blumen⸗ 
züchtereien gehörten zwar wie andere gärtneriſche Betriebe zum 
weiteren Begriff der Landwirtſchaft, wie ſie auch dem Reichs⸗ 
nährſtand angegliedert ſeien und von den Entſchuldungs⸗ 
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beſtimmungen ergriffen würden. Das habe aber feine Be- 
deutung für die Erbhoffrage. §1 RES betreffe nur die rein 
landwirtſchaftliche Nutzung in Geſtalt von Ackerbau und 
Viehwirtſchaft. In 86 habe das Geſetz ſeine Geltung nur auf 
Wein⸗, Obſt⸗ und Gemüſebau ausgedehnt. Gärtnereien und 
Baumſchulen ſeien alſo im Gegenſatz zum preuß. bäuerlichen 
Erbhofrecht von der Erbhofeigenſchaft ausgeſchloſſen. Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung der Vorſchriften des REG ſei nicht 
zuläſſig. Dem ſtehe das rein kaufmänniſche Weſen ſolcher Be⸗ 
triebe, die ja auch für die Volksernährung nichts bedeuteten, 
entgegen. Das Hauptgewicht der Tätigkeit liege bei ſolchen 
Betrieben in dem Verkauf; die Inhaber müßten zum Abſatz 
ihrer Waren eine ausgebildete Verkaufsorganiſation haben; 
ſie ſeien Kaufleute und oft im Handelsregiſter eingetragen. 
Das Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbot ſei für ſolche Be⸗ 
triebe untragbar. — Das REHG kann die Anſicht, daß die 
Gärtnereibetriebe durch das Geſetz von der Erbhofeigenſchaft 
ausgeſchloſſen ſeien, nicht billigen. Die Anſicht gründet ſich 
darauf, daß 81 RES nur die Landwirtſchaft im engeren 
Sinne, den Ackerbau und die Viehwirtſchaft, erfaſſe. Zu 
dieſer Auslegung könnte zwar der Wortlaut des 8 6 Abſ. 1 
Rech, wonach die Vorſchriften der 88 1—5 REG auch für 
Grundſtücke gelten ſollen, die durch Wein⸗, Gemüſe⸗ oder 
Obſtbau genutzt werden, Anlaß geben. Sie kann gleichwohl 
nicht als richtig angeſehen werden. In zahlreichen anderen Ge⸗ 
ſetzen und VO. findet ſich der Ausdruck „landwirtſchaftliches 
Grundeigentum“, ſo in den Beſtimmungen über den Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz, über die Entſchuldung, über das landwirt⸗ 
ſchaftliche Vermittlungsverfahren u. a. Dabei iſt ſtets die 
Landwirtſchaft im weiteren Sinne, alſo ein Betrieb gemeint, 
der außer der Viehzucht durch Bearbeitung des Bodens 
pflanzliche Erzeugniſſe hervorbringt und ſie verwertet. So 
iſt auch der in 81 Rech gewählte Ausdruck „landwirtſchaftlich 
genutztes Grundeigentum“ zu verſtehen (ogl. auch Vogels, 
„Erläuterungsbuch zum REG“, 3. Aufl., Anm. II 1 a zu 8 1 
KEG). Das preuß. bäuerliche Erbhofrecht hatte in § 22 à aus⸗ 
drücklich auch gartenbauliche Betriebe „nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Juſt Min. und des Landwirtſchaftsminiſters“ 
zur Landwirtſchaft gerechnet. Es liegt nichts dafür vor, daß 
das NE im Gegenſatz dazu die Gärtnereibetriebe ſchlechthin 
von der Erbhofeigenſchaft hat ausſchließen wollen. Im 
Gärtnereibetriebe findet, auch wenn er nicht dem Gemüſe⸗ 
oder Obſtbau dient, eine ſogar beſonders intenſive Bearbei⸗ 
tung des Bodens zur Erzeugung pflanzlicher Erzeugniſſe ſtatt. 
Solche Betriebe erzeugen zwar keine Nahrungsmittel. Das gilt 
aber von der Forſtwirtſchaft und z. B. von dem Flachs⸗ und 
Tabakanbau auch. Übrigens dienen Obſtbaumſchulen mittelbar 
auch der Erzeugung von Nahrungsmitteln und Forſtbaum⸗ 
ſchulen ebenſo mittelbar der Forſtwirtſchaft. Jene Anſicht läßt 
ſich auch nicht durch 86 REG rechtfertigen. Der Inhalt des 
8 6 hat nur die Bedeutung, daß für die dort genannten Be⸗ 
triebe die Frage der Ackernahrung beſonders geregelt it. 
Dieſe Regelung war geboten, weil bei dieſen Betrieben kleine 
und kleinſte Flächen zur Ernährung einer Familie ausreichen 
können, ſolche Zwergbetriebe aber, die in ſchlechten Zeiten 
oder bei ungünſtiger Konjunktur nicht beſtandsfähig ſind, 
keine ſichere Grundlage für einen Erbhof bieten. Das war 
der Grund der beſonderen Regelung in 86 REG. Die Vor⸗ 
ſchrift bedeutet aber nicht, daß außer der Landwirtſchaft im 
engeren Sinne nur die in ihr erwähnten Betriebe als erb- 
hoffähig anerkannt und alle übrigen von der Erbhofeigenſchaft 
ausgeſchloſſen ſein ſollten. Vielmehr dürfte es dem Geſetz und 
dem Erbhofgedanken entſprechen, nach Möglichkeit auch ſolchen 
ländlichen und vom Eigentümer durch Urproduktion genutzten 
Grundbeſitz der Sippe zu erhalten, deſſen Bodennutzung zwar 
zur Zeit nicht der Landwirtſchaft im engeren Sinne dient, 
der aber bei der möglichen Umſtellung auf Ackerbau und Vieh⸗ 
wirtſchaft eine Ackernahrung darſtellt. Baumſchulen gehören 
aber zu den Gärtnereibetrieben und fallen damit unter den 
weiteren Begriff der Landwirtſchaft. Das iſt auch in dem 
Rundſchreiben der Miniſter für Landwirtſchaft, Wirtſchaft, 
Arbeit und Juſtiz v. 15. Mai 1933 (mitgeteilt in Harme⸗ 
ning⸗ Pätzold, „Erläuterungsbuch über die landwirtſchaft⸗ 
liche Schuldenregelung“ S. 250) ausgeführt. Übrigens gehört 
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die Verwertung der aus eigener Bodenwirtſchaft gewonnenen 
Erzeugniſſe auch zu dem landwirtſchaftlichen Betrieb. Sonſt 
könnte beſonders auch Obſt⸗ und Gemüſebau nicht Erbhof 
ſein; denn auch bei ihnen tritt der Verkaufsbetrieb hervor und 
fordert oft eine beſondere Einrichtung. Dadurch werden die 
Betriebe nicht ſchlechthin Handelsbetriebe. Handelsgewerbe 
können ſie ſchon deshalb nicht ſein, weil ſie durch Urproduktion 
ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe abſetzen. Nur ſoweit fie gekaufte 
Erzeugniſſe weiter veräußern, kommen ſie als Handelsgewerbe 
in Betracht, mögen fie auch die gekauften Pflanzen zeitweiſe 
in eigenen Boden einpflanzen; das geſchieht nur, um die 
ſchon verkaufsfähigen Pflanzen zu erhalten. Baumſchulen, 
Roſenzüchtereien und ähnliche Betriebe find alſo nicht ſchlecht⸗ 
hin durch das Geſetz von der Erbhofeigenſchaft ausgeſchloſſen. 
Es handelt ſich deshalb um eine unmittelbare und nicht um 
eine entſprechende Anwendung der Vorſchriften des NEO. 
Übrigens ſchließt auch die Abhängigkeit von Witterung‘ 
einflüſſen und von der Zahlungsfähigkeit der Abnehmer die 
Erbhofeigenſchaft nicht aus. Denn auch der Gemüſe⸗ und be⸗ 
ſonders der Obſtbau hängen von ſolchen Einflüſſen und Ver 
hältniſſen im großen Maße ab; trotzdem ſind dieſe Betriebe 
ausdrücklich vom Geſetz als erbhoffähig anerkannt. Die Ab⸗ 
hängigkeit von der Konjunktur ſpielt keine weſentliche Rolle 
mehr, ſeitdem der Markt auch für Baumſchulerzeugniſſe 9 
regelt iſt. Auch die Kreditfrage kann nicht ſchlechthin ent“ 
ſcheiden, wenn z. B. auch Gräſereiwirtſchaft, die ein noch 
weit ſtärkeres Kreditbedürfnis hat, mit Recht als erbhoffähig 
angeſehen wird. Die Anſicht des LEHE, daß der Eigentümer 
einer Baumſchule nach gewiſſer Zeit ſein Land abſtoßen un 
neues erwerben müſſe, weil das Land bald baumſchulmübe 
werde, trifft auch nicht zu. Oft nutzen die Baumſchulenbeſitzer 
ſtändig einen Teil ihres Landes rein landwirtſchaftlich un 
wechſeln mit dieſen Flächen ab, damit während der rein land 
wirtſchaftlichen Nutzung ſich die durch die Baumſchule dem 
Boden entzogenen Nährſtoffe wieder anſammeln. Wenn ſchließ⸗ 
lich dieſer Wechſel nicht mehr hilft und das Land endgültig 
baumſchulmüde iſt, ſo liegt nichts näher als die Annahme, 
daß der Eigentümer dann ſein Land wieder der rein landwirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzung zuführt, es ſei denn, daß er, was immer 
zu prüfen bleibt, nur kaufmänniſch denkt und handelt. Die 
Erwägung, daß das Land über kurz oder lang endgültig baum“ 
ſchulmüde werde, könnte alſo ſogar in manchen Fällen zu der 
Frage führen, ob dieſe Art der Nutzung nicht nur eine vor 
übergehende iſt. Baumſchulen können alſo Erbhof ſein. Dabe 
muß die Frage der Ackernahrung unter entſprechender An 
wendung der in §6 Abſ. 3 RES für den Gemüſe⸗ und Obi, 
bau gegebenen Vorſchriften beurteilt werden; denn der Zwe— f. 
Zwergbetriebe von der Erbhofeigenſchaft auszuſchließen, triff 
auch hier zu. + 
Das bedeutet nun keineswegs, daß alle derartigen = 
triebe, die eine Ackernahrung in jenem Sinne bilden, dis 
ſämtlichen Vorausſetzungen eines Erbhofes erfüllen. Se 
oft wird vielmehr der kaufmänniſche Charakter des Betriebe? 
ſowie die Einſtellung und Berufstätigkeit des Betriebsinhaber 
den Betrieb als ungeeignet erſcheinen laſſen, Sitz und Arbeits 
ſtätte einer bäuerlichen Familie und der ihr folgenden Gene 
rationen zu ſein und damit der Erhaltung oder Neubildung 
von Bauerntum zu dienen. Deshalb iſt von den Zielen AR 
RES aus in jedem Einzelfall zu prüfen, ob dem Betrieb d' 
Erbhofeigenſchaft zuerkannt werden kann. 10 
Die Beſitzung von 49 Morgen guten Landes bildet 11 
völliger Umſtellung auf reine Landwirtſchaft ohne Zweif, 
eine gute Ackernahrung. Auch die Gebäude reichen ſür m, 
Umſtellung aus. Eine Scheune fehlt zwar; in einem Nebe 
gebäude und zwei Schuppen iſt aber genügend Platz für mE 
Heu und Getreide, bis eine neue Scheune nötigenfalls g 
richtet wird. Es darf nicht ohne weiteres davon. ausgegangen 
werden, daß der Baumſchul⸗ und Blumenzüchtereibetrieb“ 
kaufmänniſcher ſei. Der Betrieb bedarf ſelbſtverſtändlich el! 
Verkaufstätigkeit, zu der auch Buchführung, Aufnahme . 
Beziehungen zu den Abnehmern, Werbung, zumeiſt durch? — 
ſendung von Verkaufsliſten, und Kreditbeziehungen gehöne 
In Frage ſteht aber, ob dieſe Seite des Betriebes, die b 
übrigens auch bei Gemüſe⸗ und Obſtbau oft findet, das Weſen 
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Geſamtbetriebes und die Berufstätigkeit des Eigentümers be⸗ 
Eat und ob die erzeugende Tätigkeit dahinter zurücktritt. 
n iſt hier zu verneinen. Von den rund 49 Morgen werden 
dig etwa 6 Morgen rein landwirtſchaftlich genutzt, wobei 
wi Flächen in einem Wandel von 6 Jahren zwiſchen land⸗ 
iutſchaftlicher und Baumſchulnutzung wechſeln. 14 Morgen 
5 dauernd Obſtplantage mit Wieſe und Feld für land⸗ 
Hurtſchaftliche Zwecke darunter. Solange bis Herbſt 1935 noch 
d hinzugepachtet war, hat die rein landwirtſchaftlich ge⸗ 
0 Fläche — abgeſehen von der Obſtplantage — ſogar 
10 Morgen betragen. Pachtland darf zwar nicht berückſichtigt 
or Den. Bei der Frage aber, ob der Eigentümer einen rein 
ei er überwiegend kaufmänniſchen Betrieb unterhält und wie er 
wicheſtellt iſt, kann jede mit der Beſitzung verbundene land⸗ 
2 utſchaftliche Betätigung mitſprechen. Aber auch das jetzt nur 
och vorhandene Eigenland weiſt nach dem geſchilderten Sach⸗ 
alt einen erheblichen rein landwirtſchaftlichen Einſchlag 
5 91 Totes landwirtſchaftliches Inventar iſt auch ausreichend 
2 rhanden. Bis vor mehreren Jahren hat der Erblaſſer auch 
S übe gehalten; jetzt find noch 3 Pferde und mehrere 
chweine vorhanden. Der Zukauf von verkaufsfähigen Jung⸗ 
Ilanzen beträgt nur bei für die Erzeugung ungünſtigen 
Fahren etwa 25%. Im übrigen werden die Pflanzen auf der 
Veſczung ſelbſt herangezogen. Es liegt alſo hinſichtlich dieſes 
Ur riebes gärtneriſche Urproduktion vor. Dabei gehört zur 
os oduftion nicht nur die Aufzucht verkaufsfähiger Pflanzen 
© ſelbſtgezogenen Jungpflanzen oder Samen, ſondern auch 
verk. die Aufzucht angekaufter Wildlinge der Jungpflanzen zu 
ſei kaufsfähigen Pflanzen. Der Erblaſſer hat den Betrieb mit 
an Kindern, vor allem mit feinen Söhnen Hans und Leo, 
a nittfchaftet. Keiner dieſer beiden Söhne iſt Kaufmann; viel⸗ 
1 iſt Hans geprüfter Gartenmeiſter und Leo landwirtſchaft⸗ 
cher Verwalter. Das ſpricht wieder deutlich gegen ein Über⸗ 
gen der kaufmänniſchen Seite und für den landwirtſchaft⸗ 
en Einſchlag. Daß dies der Einſtellung des Erblaſſers ent⸗ 
u) ach und dieſer feinen Betrieb nicht als ein kaufmänniſches 
a ternehmen anſah, beweiſen auch ſeine Teſtamente. Darin 
de er die genannten beiden Söhne als ſeine Nachfolger in 
Tun Betrieb gerade deshalb beſtimmt, weil fein Betrieb zum 
und aus Landwirtſchaft, zum Teil aus Baumſchule beſtehe 
bl ihm deshalb zwei Erben eine beſſere Bewirtſchaftung ver⸗ 
Bechten. Die Teſtamente, in denen den übrigen Kindern nur 
ind wächtniſſe und der Witwe auch ein Altenteil ausgeſetzt 
Far izeigen auch, daß der Erblaſſer den Beſitz in ſeiner 
Bar lie erhalten und für eine gute auch landwirtſchaftliche 
15 ſchaftung ſorgen wollte. Deswegen und mit Rückſicht 
Aut die langjährige eigene Bewirtſchaftung muß auch das zur 
itſtehung der Erbhofeigenſchaft ausreichende Maß von Boden⸗ 
rbundenheit anerkannt werden. 
Nach allem war die Erbhofeigenſchaft der Beſitzung feſt⸗ 


ſaclelen. Weil die Vorinſtanzen den Genehmigungsantrag 
Pchlich noch nicht geprüft haben, war die Sache zur weiteren 


zunlſung und Entſcheidung über dieſen Antrag an das ACH 
rückzuverweiſen. 

MEHG, 2. Sen., Beſchl. v. 17. Dez. 1936, 2 RB 832/34.) 
Reßc 3, 449.) 


* 


29. 88 1, 38, 56 REG; 5 138 BG B. Unehrlich 
orbener Beſitz kann, ſolange ihm dieſer 
akelanhaftet, nicht Treugut ſein und daher 
Wil hohen Aufgaben eines Erbhofes nicht für 
a dig befunden werden. Er wird auch in der 
„and des Sohnes des unredlichen Erwerbers 
in Erbhof, wenn der Makel fortbeſteht. 


193 Als Eigentümer des Grundbeſitzes ſtand bis zum 17. Dez. 
Be Ludwig L. eingetragen. Die Wohn⸗ und Wirtſchafts⸗ 
Warende des Hofes ſowie die darin befindliche bewegliche Habe 
gefcen ſeit Juni 1930 bei der W. Feuerſozietät gegen Feners⸗ 
aß ahr verſichert. Am 25. Jan. 1932 brannte die Hoſſtelle 
die Die W. Feuerſozietät zahlte auf Verlangen des Ludwig L. 
ſich Brandentſchädigung an dieſen aus. Im Jahre 1933 ſtellte 
felbſt dch die Ermittlungen der StA. heraus, daß Ludwig L. 

t den Hof in Brand geſteckt hatte. Er legte vor der 


er 
N 
de 


Polizei und vor dem Amtsrichter ein Geſtändnis ab. Lud⸗ 
wig L. wurde im Dez. 1933 vom Schwurgericht wegen Brand⸗ 
ſtiftung in Tateinheit mit Verſicherungsbetrug und wegen Be⸗ 
truges zu einer Geſamtſtrafe von zwei Jahren und drei Mo⸗ 
naten Zuchthaus verurteilt. Im März 1934 beantragte Lud⸗ 
wig L. bei dem AC, feſtzuſtellen, daß die Beſitzung ein 
Erbhof ſei. Das AES verneinte durch den nichtangefochtenen 
Beſchl. v. 7. März 1934 die Erbhofeigenſchaft, weil der Eigen⸗ 
tümer Ludwig L. nicht bauernfähig ſei. Darauf übertrug 
Ludwig L. durch den notariellen Vertrag v. 28. Juni 1934 
den Hof auf ſeinen am 20. Juni 1924 geborenen Sohn 
Johannes L. und beſtellte gleichzeitig ſeiner Ehefrau ein un⸗ 
beſchränktes lebenslängliches Verwaltungs- und Nießbrauchs⸗ 
recht an dem Hof; die Auflaſſung der Beſitzung erfolgte 
gleichzeitig. Der Vertrag fand die Genehmigung des Vorm⸗ 
Ger. Eigentumsänderung und das Nießbrauchsrecht wurden 
im Grundbuch eingetragen. Die W. Feuerſozietät focht die 
Übereignung wegen Gläubigerbenachteiligung an. Der Pro⸗ 
zeß ſchwebt in der BerInſt. 

Im Dez. 1934 hat Ludwig L. bei dem AEG beantragt, 
feſtzuſtellen, daß die Beſitzung ein Erbhof ſei. 

Das AEG hat feſtgeſtellt, daß die Beſitzung kein Erbhof 
ſei. Es hat ausgeführt: Die Übertragung des Hofes auf 
Johannes L. ſei in der ausgeſprochenen Abſicht erfolgt, die 
Beſitzung dem drohenden Zugriff der Gläubiger, beſonders der 
W.⸗Feuerſozietät zu entziehen; die Erbhofeigenſchaft müſſe 
deshalb nach der ſtrengeren Auffaſſung, die ſich allmählich im 
Schrifttum und in der Rſpr. durchgeſetzt habe, zum mindeſten 
wegen Anfechtbarkeit der Übertragung auch in der Hand des 
Johannes L. verneint werden, wenn man die Übertragung 
nicht ſchon als nur zum Schein erfolgt und deshalb als nich⸗ 
tig anſehen wolle. 

Das LEHG hat die Beſchw. des Johannes L. und des 
Landesbauernführers zurückgewieſen und ausgeführt: Jo⸗ 
hannes L. ſei nicht Eigentümer und jedenfalls nicht Allein⸗ 
eigentümer des Hofes geworden; durch die Übereignung habe 
er nur das Bucheigentum wegen des Verwaltungs⸗ und 
Nießbrauchsrechts ſeiner Mutter, aber nicht die Rechte eines 
Eigentümers erlangt; an den tatſächlichen Verhältniſſen ſei 
durch die Übereignung nichts geändert worden und habe nichts 
geändert werden ſollen; die Übereignung ſei zu dem Zwecke 
erfolgt, den Hof dem Zugriff der Gläubiger zu entziehen; die 
Übereignung ſei nach allem nichtig. Selbſt wenn aber eine 
wirkſame Übereignung vorliegen ſollte, ſo ſei Johannes L. doch 
nicht Alleineigentümer i. S. des 81 Ré 5geworden, weil 
dem die berechtigte Anfechtung der Übereignung durch die 
W. Feuerſozietät und die Beſchlagnahme des Hofes ent⸗ 
gegenſtänden. 

Die weitere Beſchw. des Johannes L. iſt unzuläſſig, weil 
die Entſch. des LEch keinen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund enthält (8 49 Abſ. 4 REG). Das LEHG und das 
AEG verneinen die Erbhofeigenſchaft mit der inſoweit über⸗ 
einſtimmenden Begründung, daß die Anfechtbarkeit des Eigen⸗ 
tumserwerbes die Erbhofeigenſchaft ausſchließe. 

Die weitere Beſchw. des Landesbauernführers iſt zuläſſig, 
aber unbegründet. 

Der Hof war zur Zeit der Übereignung auf den Sohn 
des Ludwig L. kein Erbhof, weil Ludwig L. am 1. Okt. 1933 
nicht bauernfähig geweſen und auch bauernunfähig geblieben 
war. Der Hof war ſeit Ende 1933 zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verſteigerung beſchlagnahmt. Die Beſchlagnahme ſchloß nicht 
ſchlechthin aus, daß der Hof in der Hand des Sohnes die Erb⸗ 
hofeigenſchaft erlangte, wenn die Übereignung wirkſam und 
der Sohn bauernfähig war. Der erk. Sen. hat im Beſchl. 
v. 6. März 1935 (Rech 1, 287 — SR. 1935, 2560 8 
m. Anm.), den er inzwiſchen durch mehrere weitere Be⸗ 
ſchlüſſe beſtätigt hat, ausgeführt: Es dürfe keinem unlauteren 
Verhalten Vorſchub geleiſtet werden; das Rech ſehe aber 
noch keine Unlauterkeit darin, daß der Eigentümer durch ſeine 
Maßnahme den Vollſtreckungsſchutz für ſeinen Hof zu er⸗ 
reichen ſuche; beſondere Umſtände könnten das Verhalten des 
Eigentümers als unlauter und verwerflich erſcheinen laſſen; 
dieſer Möglichkeit dürfe aber nicht damit begegnet werden, 
daß der Vollſtreckungsſchutz in jedem Fall der Veräußerung 
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nach Beſchlagnahme verſagt werde; vielmehr ſei jeder einzelne 
Fall daraufhin zu prüfen, ob — abgeſehen von einem Schein⸗ 
geſchäft — beſondere erſchwerende Umſtände vorlägen, welche 
die Nichtigkeit der Veräußerung herbeiführen oder dem mit⸗ 
wirkenden Erwerber die Ehrbackeit nehmen und ſo die Ent⸗ 
ſtehung des Erbhofes verhindern könnten. Im vorliegenden 
Falle iſt das Verſteigerungsverfahren im Okt. 1935 auf⸗ 
gehoben worden, nachdem die beteiligten Gläubiger, zu denen 
die W. Feuerſozietät nicht gehörte, wegen der zur Vollſtrek⸗ 
kung ſtehenden verhältnismäßig geringen Beträge befriedigt 
waren und deshalb die Anträge zurückgenommen hatten. Das 
entbindet nicht von der Prüfung, ob die Übereignung nichtig 
war. Eine nichtige Übereignung würde durch das Erlöſchen 
der Beſchlagnahme ſelbſt dann nicht wirkſam werden, wenn 
die Nichtigkeit auf Gründen beruhte, die mit der Beſchlag⸗ 
nahme und dem Verhalten des Eigentümers gegen die be⸗ 
treibenden Gläubiger zuſammenhingen. Ob hier ſolche Gründe 
vorlagen, braucht nicht geprüft zu werden. Die Übereignung 
iſt auch dann nichtig, wenn von der Beſchlagnahme und den 
Anſprüchen der betreibenden Gläubiger abgeſehen wird. 

Die Anſicht des Landesbauernführers, daß die Nichtigkeit 
nur dann in Frage kommen könne, wenn die Vertragspar⸗ 
teien dem Gläubiger größere Nachteile, als fie das RES dem 
Gläubiger auferlege, hätten zufügen wollen, verkennt, daß es 
nicht oder doch nicht nur auf das Maß der Nachteile an⸗ 
kommt, ſondern auf die geſamten Umſtände des Falles und 
beſonders auch auf den Weg, auf dem die Nachteile herbei⸗ 
geführt werden oder werden ſollen. Jene Anſicht kann auch 
nicht damit begründet werden, daß die W. Feuerſozietät die⸗ 
ſelben Nachteile erlitten haben würde, wenn Ludwig L. ſeine 
Straftaten erſt verübt hätte, nachdem der Hof ein Erbhof 
geworden wäre. Ein beſtehender Erbhof hat zwar die Kraft, 
jede noch ſo verwerfliche Maßnahme ſeines Eigentümers zu 
überdauern. Entſtehen kann ein Erbhof aber nur, wenn die 
Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft erfüllt ſind. Bei der 
Prüfung dieſer Vorausſetzungen, die Sittenwidrigkeit eines 
auf die Erbhofeigenſchaft zielenden Rechtsgeſchäfts deshalb zu 
verneinen, weil ein beſtehender Erbhof durch dieſelben Maß⸗ 
nahmen nicht erſchüttert werden würde, wäre ſchon deshalb 
falſch, weil die Erbhofeigenſchaft an der Sittenwidrigkeit nichts 
ändert, ſondern ein ſolches Verhalten des Eigentümers nur 
überwindet. Es war und iſt erwünſcht, daß landwirtſchaftlicher 
Beſitz aus der Hand eines bauernunfähigen Eigentümers in 
die eines Bauernfähigen gebracht wird und alter Familien⸗ 
beſitz mit einer ausreichenden Ackernahrung Erbhof wird und 
der Familie erhalten bleibt. Dafür treten hier die Organe 
des Reichsnährſtandes ein, wie dies auch der Vormundſchafts⸗ 
richter durch die Genehmigung des Vertrages getan hat. Sie 
überſehen aber und haben überſehen, daß hier die Vorgänge 
die Übereignung als unſauber erſcheinen laſſen und die Erb⸗ 
hofeigenſchaft unehrlich erworbenes Gut der Sippe des un⸗ 
ehrlichen Erwerbers erhalten würde. Das und nicht die Rück⸗ 
ſichtnahme auf die Gläubiger, iſt der Grund, der zur Ver⸗ 
neinung der Erbhofeigenſchaft zwingt. 

Ludwig L. hat ſeine Hofſtelle im Jan. 1932 in Brand 
geſteckt, von der W. Feuerſozietät, bei welcher gemeinnützigen 
Vereinigung er erſt ſeit rund 1½ Jahren verſichert war, die 
Entſchädigungsſumme angefordert und in Empfang genommen 
und alsdann mit dem ſo erlangten Geld eine neue Hofſtelle 
errichtet. Es iſt alſo eine nicht nur unerlaubte und ſtrafbare, 
ſondern auch ehrloſe und volksſchädliche Handlung, aus der 
die Forderung der W. Feuerſozietät entſtanden it. Anftatt 
nun wenigſtens zu verſuchen, den Schaden nach Kräften wie⸗ 
der gutzumachen, hat Ludwig L., ſobald er nach ſeinem Ge⸗ 
ſtändnis mit dem Rückforderungsanſpruch rechnen mußte, 
ſich bemüht, dieſem berechtigten Anſpruch zu begegnen und 
ſeine Befriedigung zu vereiteln. Zu dieſem Zweck hat er 
am 1. Juli 1933 eine Briefgrundſchuld von 7000 RM auf 
der bereits mit 7700 RM belaſteten Beſitzung für feine Ehe⸗ 
frau wegen eines angeblich von ihr eingebrachten Heirats⸗ 
gutes eintragen laſſen, welche Grundſchuld die Ehefrau durch 
alsbaldige Abtretung an einen Dritten ſich zu ſichern ſuchte. 
Es bedarf hiernach keines Nachweiſes mehr, daß Ludwig L. 
auch die Übereignung der Beſitzung auf ſeinen Sohn nur vor⸗ 


genommen hat, um dem Anſpruch der W. Feuerſozietät ent⸗ 
gegenzuwirken und das unehrlich Erworbene zu erhalten. 
Einem Brandſtifter und Betrüger, der noch 
dazu den aus feinen verbrecheriſchen Hand 
lungen entſtandenen Schadenserſatzanſpruch 
ſchon durch Belaſtung feines Beſitzes zu ver“ 
eiteln verſucht, kann nicht geglaubt werden, 
daß er dem Sippen⸗ und Erbhofgedanken habe 
Geltung verſchaffen wollen. Die Übereignung per 
ſtößt vielmehr nach dieſen Vorgängen und dem erſtrebten 
Zweck in grober Weiſe gegen die guten Sitten, nämlich gegen 
das Anſtandsgefühl der Volksgenoſſen von einer dem Durch 
ſchnitt entſprechenden billigen, gerechten und anſtändigen 
Geſinnung und beſonders auch gegen die Anſchauungen des 
Bauerntums. Die Übereignung war das Schlußglied in der 
Kette der verbrecheriſchen und verwerflichen Maßnahmen, 
durch die Ludwig L. ſich die hohe Geldſumme von der ge⸗ 
meinnützigen Verſicherungsgeſellſchaft verſchafft hat und das in 
der Hofſtelle angelegte unehrliche Gut ſich zu ſichern bemüh⸗ 
war. Es iſt unerheblich, daß RA. K., der den Ludwig L. ber 
dem Vertrage und der Übereignung vertreten hat, nicht au 
die Sittenwidrigkeit geglaubt, ſondern, wie er glaubhaft vor 
trägt, die Übereignung für zuläſſig und wirkſam gehalten 
hat. Er handelte nach Weifungen des Ludwig L., der ſchon 
am 2. März 1934 in einer Eingabe an das AEG die Über” 
tragung des Hofes an ſeinen Sohn angekündigt hatte. Dazu 
genügt es, daß der Bevollmächtigte im Rahmen der Bol“ 
macht einen Rechtsakt vornimmt, zu dem der Vollmachtgeber 
ihn veranlaſſen wollte; das trifft hier zu. Deshalb kommt @ 
nicht auf die Anſicht des RA. K., ſondern auf die des vers 
tretenen Ludwig L. an (vgl. auch 8166 Abſ. 2 BOB.) 
Außerdem iſt es zur Nichtigkeit der Übereignung nicht er 
forderlich, daß Ludwig L. oder fein Vertreter ſich der Sitten“ 
widrigkeit ſeines Handelns bewußt waren, es genügt bie 
Kenntnis von den Tatumſtänden, die der Übereignung den 
Stempel der Sittenwidrigkeit aufdrücken, und dieſe beſtane. 
Dies gilt auch für den Pfleger des Johannes L., den Wa 4 
arbeiter Th. aus G., der die Übereignung namens jene“ 
Pfleglings entgegengenommen hat. Auch er wußte, ſchon 
als Einwohner desſelben Dorfes, mindeſtens, daß der dan 
mals bereits im Zuchthaus befindliche Ludwig L. dur 
Brandſtiftung und Betrug ſich die Mittel zu einer neue 
Hofſtelle verſchafft hatte und daß durch die Übereignung auch 
dem daraus entſtandenen Schadenserſatzanſpruch begegnet wer 
den ſollte. Damit kannte er Tatumſtände, welche die Sitten 
widrigkeit der Übereignung genügend begründen. Es brauch 
deshalb nicht geprüft zu werden, ob nach der beſonderen 
Sachlage, die keine beſondere Rückſichtnahme auf den ne 
werber, den Sohn L., erfordert und nach den heute geltend“, 
Anſchauungen der Übereignung die Wirkſamkeit nicht all! 
verſagt werden könnte und müßte, wenn der Pfleger keim 
Kenntnis von den Vorgängen gehabt hätte. * 

Die Übereignung iſt deshalb nach 8 138 BGB. wei 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig. Der Hof iſt a 5 
noch Eigentum des bauernunfähigen Ludwig L. und deshal 
kein Erbhof. 8 

Die Erbhofeigenſchaft iſt aber zur Zeit auch dann zu be : 
neinen, wenn die Übereignung gültig war. Wie der Barz, 
aus ſeinem Berufskreiſe, ſo iſt auch der Bauernhof, der Er f 
hof, aus der Maſſe der landwirtſchaftlichen Beſitzungen 
eine höhere Ebene emporgehoben; er iſt für würdig befunbel⸗ 
höchſten Aufgaben und Belangen des Staates und des Dies 
ſchen Volkes zu dienen; er ſoll ewiges Treugut des Volke 


und der Sippe ſein. Von dieſer Betrachtung aus kann — 
Hof nicht als Erbhof anerkannt werden. Seine Hofſtelle ON, 
e 


die er nicht beſtehen kann, ift aus Mitteln entſtanden, di 5 
damalige Eigentümer Ludwig L. ſich durch Brandſtiftung el 
Betrug zu dieſem Zweck verſchafft hat. Solange der Mol 
dieſes unehrlichen Erwerbs nicht getilgt iſt, kann der or 
jedenfalls in der Hand der Sippe L., den Adel der Erbhen 
eigenſchaft nicht erlangen; unehrlich erworbener Beſitz kant 
ſolange ihm dieſer Makel anhaftet, nicht Treugut ſein = 
der hohen Aufgaben eines Erbhofes für würdig befunden wer 
den. Dieſe Auffaſſung entſpricht dem hohen Sinne 
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NER und des Erbhofgedankens, der alle erbhofrechtlichen 
eurteilungen leiten muß. 
(Reg, II. Sen., Beſchl. v. 10. Nov. 1936; 2 RB 1302/35.) 
I REHG 3, 459.) 
* 

30. 882, 56 REG. Eine auf dem Grundſtück 
laſtende und noch Jahrzehnte währende Siel⸗ 
rente fällt nicht deshalb fort, weil das Beſitz⸗ 
zum Erbhof wird. Die Höhe der Rente kann zur 

erneinung der Ackernahrung führen. 

N Der Hof liegt im Stadtgebiet von Groß-Hamburg. Au 

er durch den Ort führenden Straße iſt in den Jahren 1926 
* 1929 ein Siel angelegt. Das Siel führt an Grundſtücken 
des Hofs vorbei. Die bis 1977/79 laufende Sielrente betrug 
5 den Hof zunächſt 1385,41 Rn jährlich. Verhandlungen 
gaben dazu geführt, daß die Sielrente zur Beſeitigung von 
Härten auf 954,49 AM jährlich herabgeſetzt wurde. Die 
käundſteuer einſchließlich einer Siel⸗Benutzungsgebühr von 
9,50 K % für das Haus beträgt 514,08 AM jährlich. 

Das AUCG hat feſtgeſtellt, daß der Hof ein Erbhof ſei. 

„ Das CHG hat den Beſchluß des AEG aufgehoben und 
zeſtgeſtellt, daß der Hof kein Erbhof ſei. Der Hof bilde keine 

ernahrung. 
Der Hof iſt 11,9958 ha groß. Die Landwirtſchaft beruht 
in der Hauptſache auf den 26 ha Pachtland. Ein Teil des 
feuchtlandes iſt inzwiſchen, allerdings erſt nach dem 1. Okt. 
983, fortgefallen, und der Reſt wird auch in kurzer Zeit fort⸗ 
allen. Darauf kommt es aber nicht einmal an. Das Pachtlaud 
darf überhaupt nicht berückſichtigt werden. Deshalb iſt die 
Erwägung des AEG, daß der Hof eine Ackernahrung bilde, 
wlange die Pachtungsmöglichkeit beſteht, unrichtig. Das eigene 
Land allein muß eine Ackernahrung darſtellen. Das iſt aber 
bert der Größe von rund 12 ha zu verneinen. Die Boden⸗ 
wſchaffenheit iſt nicht günſtig. Der nur noch 12 ha große Hof 
ird ferner durch die Steuern und Unterhaltungskoſten der 
deoßen Villa, in die der Wohnteil des Hauſes umgebaut iſt, 
gelaſtet. Der Einheitswert von 21000 RM iſt zwar für die 
0 röße der Beſitzung ſehr hoch; wieviel davon auf die Villa 
anfällt, kann ungeprüft bleiben. Die Ackernahrung iſt ſchon 
u den angeführten Gründen ſehr gefährdet. Jedenfalls iſt 
die Beſitzung nicht mehr lebensfähig, wenn ſie an Grund⸗ 
Keuern 514,06 AM und eine jährliche Sielrente von jetzt noch 
54,49 Ke aufbringen muß. Das EHG meint zwar, die Siel⸗ 
dente dürfe nicht mehr erhoben werden, wenn der Hof Erbhof 
55 Die Frage, ob und wieweit öffentliche Laſten bei der Be⸗ 
mieilung der Ackernahrung berückſichtigt werden dürfen und 
gen, it von dem Geſichtspunkt der Betriebskoſten aus zu 
fen. Steuern — wie Grund⸗ und Gebäudeſteuern, Umſatz⸗ 
a Einkommenſteuer — erwachſen aus der Beſitzung und 
. Betrieb und müſſen berückſichtigt werden. Dasſelbe gilt 
8 er auch von Beiträgen, die auf die beſondere Lage und Art 
r Grundſtücke zurückzuführen find, jo von Beiträgen zu 
nö raßenbaukoſten und Kanaliſationskoſten. Das Siel bringt 
ee den Grundſtücken, abgeſehen von dem Haufe, bei rein 
nia wirtſchaftlicher Nutzung keinen Vorteil, weil das Land 
Daht ohne Genehmigung als Bauland verwertet werden darf. 
das ſchließt aber die Erhebung der Sielrente im vorliegenden 
En e nicht aus. Ob einem Erbhof ſolche Beiträge neu auf⸗ 
iſt egt werden dürfen, braucht nicht geprüft zu werden. Hier 
m die Beitragspflicht ſchon zu einer Zeit entſtanden, als nie⸗ 

und an einen Erbhof denken konnte, der Hamburger Staat 
9 Mehr ebenſo wie der Eigentümer mit Recht von der Bau⸗ 
da genfchaft der Grundſtücke ausging. Für die Annahme, 
er die Beitragspflichten in ſolchem Falle mit der Entſtehung 
la Erbhofeigenſchaft fortfallen, fehlt die geſetzliche Grund⸗ 
m „ jo erwünſcht der Fortfall vom Erbhofgedanken aus fein 
in Das RES will zwar Höfe als Erbhöfe erhalten, es 
bar aber die Ackernahrung voraus und aus ihm zu folgern, 
ihr Beiträge für eine Anlage, die mit der Erbhofeigenſchaft 
Ci, Bedeutung für den Hof einſtweilen verliert, mit dem 
ſolctritt der Erbhofeigenſchaft fortfielen, geht zu weit. Ein 
beh er Eingriff in das Abgabenrecht muß dem Geſetzgeber vor⸗ 
Halten bleiben. Übrigens könnte es ſich auch nur um ein 


Ruhen der Beitragspflicht handeln, denn ſobald das eine 
oder andere der Grundſtücke als Bauparzelle veräußert würde, 
müßte für die entſprechende Frontlänge doch die Beitrags⸗ 
pflicht wieder aufleben. Nach den beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften wäre nur an die Entſchuldung zu denken. Aber die 
Entſchuldungsvorſchriften ſehen vor, daß die nach der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens fällig werdenden Beiträge von dem 
Betriebsinhaber gezahlt werden müſſen. Die Sielrente muß 
deshalb berückſichtigt werden. Selbſt wenn ſie weiter ermäßigt 
würde, wofür nichts vorliegt, und zuſammen mit der Grund⸗ 
ſteuer etwa nur 1000 Rs — anſtatt 1500 AM — jährlich be⸗ 
trüge, würde ſie dem Hof die Ackernahrung nehmen. Wenn 
der Hof von rund 12 ha, der ſchon infolge der oben ge⸗ 
ſchilderten Umſtände ſehr ſchwach iſt, auf viele Jahre hinaus 
einen Barbetrag von 1000 %% jährlich allein für Grundſteuer 
und Sielrente aufbringen ſoll, bleibt er für ſeine eigentlichen 
Aufgaben nicht genügend ſtark. Er reicht dann nicht mehr aus, 
eine bäuerliche Familie von etwa ſieben Köpfen zu ernähren 
und zu bekleiden ſowie den Wirtſchaftsablauf zu erhalten 
(82 Ré). 
Die Erbhofeigenſchaft der Beſitzung muß nach allem 

mangels der Ackernahrung verneint werden. 

(REG, 2. Sen., Beſchl. v. 17. Dez. 1936, 2 RB 1075/35.) 
<= REHG 3, 412.) 

x 

** 31. 87 REG; 885, 29 D II. Sind Grundſtücke, 
die bei der Verheiratung der Tochter dieſer zur 
eigenen Bewirtſchaftung zugeteilt waren, nach 
der 1927 erfolgten Scheidung der Ehe wieder von 
der Hofſtelle der Eltern aus bewirtſchaftet wor⸗ 
den und im Eigentum der Eltern verblieben, ſo 
gehören ſie zum Erbhof der Eltern. Die Teilung 
des Ertrages zwiſchen Eltern und Tochter iſt 
hierbei bedeutungslos. 


* 

Die Eheleute H. ſind als Eigentümer eines Grund⸗ 
beſitzes eingetragen, der einſchließlich der Hofſtelle 7,504 ha 
Land umfaßt, ſein Einheitswert beträgt 18 000 Ast. Die 
Grundſtücke ſtehen zum Teil auf den Namen des Mannes, 
zum Teil auf den Namen der Ehefrau, zum Teil auf die 
amen beider Ehegatten, die in Fahrnisgemeinſchaft leben, 
eingetragen. 

Aus der Ehe der Eigentümer ſind zwei Kinder hervor⸗ 
gegangen, eine Tochter im Alter von 36 Jahren und ein ver⸗ 
heirateter Sohn im Alter von 30 Jahren. Beide Kinder leben 
auf dem Anweſen und helfen in der Wirtſchaft. Die Tochter 
hatte ſich 1925 mit dem Landwirt M. verheiratet und hatte bei 
ihrer Verheiratung etwa 6 Morgen Land ohne Umſchreibung 
im Grundbuch zur Bewirtſchaftung zugeteilt erhalten, die vom 
Anweſen ihres Ehemannes aus erfolgte. Die kinderlos ge⸗ 
bliebene Ehe iſt nach 2½ Jahren geſchieden worden und die 
Tochter in das Elternhaus zurückgekehrt. Die Bewirtſchaftung 
des ihr zugeteilten Landes erfolgt ſeit 1927 zuſammen mit 
dem elterlichen Grundbeſitz wieder von der Hofſtelle aus. 

Gegen die Eintragung des Anweſens in das gerichtliche 
Verzeichnis der Erbhöfe hat der Ehemann H. zugleich auf 
Grund Vollmacht ſeiner Ehefrau Einſpruch eingelegt mit der 
Begründung, das der Tochter zugeteilte Land gehöre nicht 
mehr zum Erbhofe. Ferner babe der Sohn im Jahre 1931 bei 
Erreichung ſeines 25. Lebensjahres ebenfalls 6 Morgen Land 
zugeteilt erhalten. Alles Land werde durch die Familie ge⸗ 
meinſam von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet, da dies wirt⸗ 
ſchaftlicher ſei. Die Tochter und der Sohn erhielten aber je 
¼ der Erträgniſſe und müßten ihrerſeits zu den Unter⸗ 
halts⸗ und Betriebskoſten entſprechend beiſteuern. Für ſpäter 
ſei beabſichtigt, das Land an die Kinder gleichmäßig auf⸗ 
zuteilen. Nebenverdienſt habe keiner der Familienangehörigen, 
auch ein Nebenbetrieb ſei nicht vorhanden. Der Ehemann hat 
ein Verzeichnis der ſeinen Kindern zugeteilten Grundſtücke 
vorgelegt, wonach die Tochter 1,51,60 ha und der Sohn 
1,50,60 ha erhalten hätten. Der Reſtbeſitz von etwa 18 Morgen 
Größe reiche als Ackernahrung nicht aus. 

Das AEG hat den Einſpruch zurückgewieſen und die 
Eintragung des Grundbeſitzes in die Erbhöferolle angeordnet. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrit 


Hiergegen haben die Eigentümer ſofortige Beſchwerde 
eingelegt und die Auffaſſung des AEG hinſichtlich der Zu⸗ 
gehörigkeit des der Tochter zugeteilten Landes für unzu⸗ 
treffend erklärt. Sie haben die von dem Ehemann überreichte 
Aufſtellung, in die die Grundſtücke mit den Plan⸗Nummern 
vor der Flurbereinigung aufgenommen worden ſeien, dahin 
berichtigt, daß die Tochter tatſächlich 1,821 ha zugeteilt er⸗ 
halten habe, die auszuſcheiden ſeien. Dieſes Land ſei zwar 
nach der Rückkehr der Tochter gemeinſchaftlich von der Hof⸗ 
ſtelle aus bewirtſchaftet worden. Es habe aber zwiſchen den 
Beteiligten nie eine Meinungsverſchiedenheit darüber be⸗ 
ſtanden, daß der Grundbefiß der Tochter ein von dem übrigen 
Teil der elterlichen Grundſtücke abgeſchiedener und ſelbſtändiger 
Beſitz der Tochter ſei, der ihr wirtſchaftliches Eigentum dar⸗ 
ſtelle. Da dieſe Teile ausgeſchieden werden müßten, liege für 
den Reſtbeſitz keine ausreichende Ackernahrung mehr vor. Der 
Tochter gehöre auch eine eigene Kuh und die nach Scheidung 
ihrer Ehe von ihr zurückgebrachte Fahrnis. Sie habe ferner 
ihrem Vater zum Kauf der auf ſeinen Namen eingetragenen 
Parzelle Plan Nr. 1674 in Größe von 0,384 ha Ackerland, 
deren Preis 1800 KN. betragen habe, 1000 RAM aus eigenen 
Mitteln zur Verfügung geſtellt und ſei daran entſprechend 
beteiligt. Der Grundbeſitz ſtehe im übrigen an der unteren 
Grenze einer Ackernahrung und habe wohl zum Unterhalt der 
Familie, ohne Schulden zu machen, ausgereicht. Erſparniſſe 
hätten die Eltern aber nicht gemacht und eine Ausſtattung der 
Tochter würde ſich nur durch Zuteilung von Land ermöglichen 
laſſen, als deren Folge der Verluſt der Erbhofeigenſchaft ein⸗ 
treten müßte. Schließlich haben die Eigentümer darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Hofſtelle räumlich ſtark beſchränkt und der 
vorhandene Scheunenraum zur Unterbringung der Erntevorräte 
unzureichend ſei, ſo daß die Lagerung teilweiſe auf einem 
anderen Hofe erfolgen müſſe. Mittel zur Behebung dieſes 
Mißſtandes ſtänden nicht zur Verfügung. 

Das Ec hat der Beſchwerde der Eigentümer ſtatt⸗ 
gegeben und ausgeſprochen, daß der Beſitz kein Erbhof ſei. 
Es hat angenommen, daß die der Tochter überlaſſenen Grund⸗ 
ſtücke auszuſcheiden ſeien, weil ſie nur vorübergehend mit den 
übrigen Grundſtücken der Eigentümer zur Bewirtſchaftung 
wieder vereinigt worden ſeien. Ohne ſie reiche der Beſitz als 
Ackernahrung aber nicht aus und die weitere Frage, ob auch 
die dem Sohne zugeteilten 6 Morgen auszuſcheiden ſeien, 
könne dahingeſtellt bleiben. 

Die ſofortige weitere Beſchwerde des LB iſt begründet. 

Nach §7 Abſ. 1 REG gehören zum Erbhof alle im Eigen⸗ 
tum des Bauern ſtehenden Grundſtücke, die regelmäßig von 
der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden. Die Eigentumsverhält⸗ 
niſſe an dem Grundbeſitz entſprechen hier denen, die das 
Geſetz für die Entſtehung eines Erbhofes verlangt. Die Be⸗ 
ſitzung ſtand am 21. Dez. 1933 zum Teil im Alleineigentum 
und zum Teil im gemeinſchaftlichen Eigentum der beiden 
Ehegatten. Sie hat nach §5 DB II zum NEG i. Verb. m. 
§ 29 DV II zum NEG am 21. Dez. 1933 Erbhofeigenſchaft 
erlangt, falls an dieſem Tage die ſonſtigen Vorausſetzungen 
hierfür erfüllt waren. Ob die Tochter ihrem Vater 1000 . 
zum Ankauf eines Grundſtücks von 0,384 ha, das 1800 ARM 
gekoſtet hat, hinzugegeben hat, iſt für die Eigentumsverhält⸗ 
niſſe ohne Bedeutung; der Vater hat das Land in ſeinem 
Namen gekauft und zu Eigentum erworben. Auch die Tat⸗ 
ſache, daß die Eigentümer ihren beiden Kindern je 1½ ha 
Land zugeteilt hatten und den Grundbeſitz gemeinſam unter 
Teilung der Erträge und Unkoſten bewirtſchafteten, ändert 
die für das REG maßgebenden ſachenrechtlichen Eigentums⸗ 
verhältniſſe nicht (Beſchl. v. 5. Juli 1935, 2 RB 422/34: 
Rſpr. in Erbhofſachen § 7 Nr. 34). Alles Land wird regel⸗ 
mäßig von der Hofitelle aus bewirtſchaftet. Entſcheidend für 
den Verluſt der Erbhofeigenſchaft von Teilgrundſtücken iſt, 
ob ſie nach dem durch eutſprechende, eindeutige Maßnahmen 
betätigten Willen der Hofeigentümer dauernd aus dem Wirt⸗ 
ſchaftsbereich des Hofes ausgeſchieden find. Das iſt weder 
für das der Tochter noch für das dem Sohne überlaſſene 
Land anzunehmen. Die Bewirtſchaftung des abgeteilten Lan⸗ 
des iſt am 21. Dez. 1933 von der Hofſtelle der Eigentümer 
aus durchgeführt worden. Das der Tochter zugeteilte Land 


war zwar von 1925 bis 1927 während des Beſtehens ihre! 
Ehe von der Hofſtelle ihres damaligen Ehemannes aus A 
wirtſchaftet worden. Nach erfolgter Scheidung der Ehe um 
Rückkehr der Tochter auf den elterlichen Hof iſt das Lan 
aber ſeit 1927 wieder von der Hofſtelle der Eltern aus 9° 
meinſam mit dem anderen Land bewirtſchaftet worden. Ma 
kann dieſen Zuſtand nicht als einen nur vorübergehenden 
bezeichnen, da am 21. Dez. 1933 eine andere Art der Be 
wirtſchaftung von keiner Seite in Ausſicht genommen war. 
Selbſt wenn man davon ausgeht, daß die Zuteilung del 
11, ha Land an die Tochter im Jahre 1925 bei ihrer Ve 
heiratung als eine dauernde gedacht und von den Beteiligten 
gewollt war, fo iſt diefer Zuſtand von allen Beteiligten MM 
der Rückkehr der Tochter in das Elternhaus endgültig wiede 
aufgehoben worden. Es mag ſein, daß den Beteiligten dabel 
vorgeſchwebt hat, die Tochter ſolle bei Eingehung einer neuen 
Ehe mit einem Hofbeſitzer das gleiche Land wieder zur M 
wirtſchaftung vom Hof ihres Mannes aus erhalten. Es war 
aber noch in keiner Weiſe zu überſehen, ob das früher I 
übergebene Land von der neuen Hofſtelle aus tatſächli 
würde bewirtſchaftet werden können. Ob die Zukunftshoffnung 
ſich im übrigen in dieſer Form erfüllen würde, ſtand auch 
völlig dahin. Das rechtfertigt die Annahme, daß es meh 
auf die gleiche Menge Land als auf unbedingt dieſelben 
Grundſtücke ankam, ſoweit dieſe nach der inzwiſchen erfolgter 
Flurbereinigung überhaupt noch mit denſelben Grenzen vor 
handen ſind. Der Wille der Beteiligten war es, nunmehr WE 
der alles Land einheitlich vom Hofe aus zu bewirtſchaften, 
und ſo wurde er auch durchgeführt. Dafür, daß der Umfang 
und die Zuſammenſetzung des der Tochter zugedachten Land“? 
nicht endgültig feſt ſtand, ſpricht ferner, daß es zunächſt mit 
1,51,60 ha, ſpäter aber mit 1,821 ha angegeben worden 
Auch die Lagebezeichnungen der Grundſtücke weichen wenig 
ſtens zum erheblichen Teil von denen der urſprünglich 9 
Tochter zugeteilten Ländereien ab. — Das dem Sohne Br 
gedachte Land iſt anders als von der Hofſtelle aus niemal® 
bewirtſchaftet worden. Die Bewirtſchaftung iſt ferner eil 
einheitliche. Die beiden Kinder bewirtſchaften nicht ein je 
die ihnen zugedachten Grundſtücke, ſondern Eltern und Kinde 
haben den geſamten Beſitz gemeinſchaftlich bewirtſchaftet. * 
mit iſt der Wirtſchaftseinheit auch dann genügt, wenn DI 
äußere Tatſache der Bewirtſchaftung von einer Hofitelle a. 
nicht ausreichen ſollte. Die Teilung der Früchte, die dur 
die gemeinſame Bewirtſchaftung erzielt werden, nach Maß 
gabe der den beiden Kindern zugeteilten und den Eltern vor 
behaltenen Flächen berührt die Wirtſchaftseinheit nicht. 10 
Die ſchuldenfreie Geſamtbeſitzung von 7,504 ha i 
einem Einheitswert von 18000 RM bietet eine ausreichend 
Ackernahrung. Es iſt auch nicht ſo, daß die Tochter bei ein 
etwaigen Wiederheirat oder Selbſtändigmachung ohne I. 
Ausſtattung daſtehen würde. Vielmehr verfügt ſie bereits 5 
eine eigene Kuh, 1000 AM Forderung und die nach Scheidung 
der erſten Ehe zurückgebrachte Fahrnis. Inwieweit der laſten. 
freie Hof die Möglichkeit einer weiteren Ausſtattung zufall“ 
wird, bedarf zur Zeit keiner Erörterung. 70 
(REHS, 2. Sen., Beſchl. v. 22. Dez. 1936, 2 RB 753,5 


(= Reéßd 3, 438.) 


der 


* 


+32, § 7 REG; 8 12. DV I; 8 891 BG B. b. 
öffentliche Glaube des Grundbuchs darf im Er 
hof verfahren nicht in der Weiſe verwandt wet 
den, daß dem Beteiligten der Gegenbeweis geg! 
die Vermutung des 8891 BGB. auferlegt win 
Die im Zuſammenlegungsverfahren einem 9 ⁰ 
als Erſaß für abgetrennte Grundſtücke zugew! 
jenen Grundſtücke gehören zur Wirtſchafk 
einheit des Hofes. Hierfür iſt es belanglos 
wenn der Eigentümer dieſe Grundſtücke BD. 
Zeichen des Proteſtes gegen das Zuſamme! 
legungsverfahren unbeſtellt läßt. 


Der 
2 


; : 5 erhhof⸗ 
Der Bauer Wilhelm F. iſt Eigentümer des Grobe. 
Jr. 1 in B. Der Hof ist mit 29,6823 ha in das geridtlll, 


Verzeichnis aufgenommen worden. Davon ſtehen 17,69 
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im Grundbuch von B. Bd. 1 Bl. 1 und 5,0288 ha im Grund⸗ 
buch von S. Bd. 3 Bl. 159 eingetragen. 
8 Der Eigentümer hat Einſpruch eingelegt und vorgebracht: 
In den Jahren 1901, 1909 und 1910 ſeien die Grundſtücke 
ſeines Hofes, der damals noch ſeinem Vater gehört habe, in 
Juſammenlegungsverfahren einbezogen; eine Reihe von Grund⸗ 
ſrücken ſei abgetrennt, andere hinzugegeben worden; ſein 
Vater und er hätten ſich damit nie einverſtanden erklärt, weil 
ihr Hof bei der Zuſammenlegung ſehr benachteiligt worden 
ei; gegen ſeinen Willen könne ihm kein Grundſtück ab⸗ 
genommen und ein anderes zugewieſen werden. Er beantragt 
deshalb, das Verzeichnis der Grundſtücke ſeines Hofes nach 
dem Beſitzſtand vor 1901 aufzuſtellen und die fehlenden Par⸗ 
zellen in das Verzeichnis aufzunehmen. ö 
Das AEG hat den Einſpruch des Bauern zurückgewieſen 
und ausgeführt: Die Feldmark B. ſei in zwei Teilen ver⸗ 
koppelt, nämlich durch den Rezeß 8 VI Nr. 41 und den 
Rezeß B VI Nr. 42; dieſe ſeien am 9. Juli 1904 und am 
28. Dez. 1911 durch die Generalkommiſſion in Kaſſel beſtätigt 
worden, nachdem die verweigerte Unterſchrift der Eigentümer 
urch rechtskräftige Urt. der Generalkommiſſion und des 
Preuß. Oberlandeskulturgerichts erſetzt worden ſei. Die Zu⸗ 
ſammenlegungsverfahren ſeien ordnungsmäßig durchgeführt; 
ie zur Verkoppelung gezogenen Grundſtücke jeten in der 
aſſe aufgegangen, die Beteiligten hätten das Eigentum an 
en zur Maſſe gezogenen Grundſtücken verloren und dafür 
neue Grundſtücke zu Eigentum erhalten; die früheren Grund⸗ 
tücke ſeien nicht mehr Eigentum des F. 
Das LEHG Hat die ſofortige Beſchwerde des Eigen⸗ 
tümers zurückgewieſen und ausgeführt: Der Eigentümer ſei 
mit den Grundſtücken, die für ihn im Grundbuch eingetragen 
ſeien, in das gerichtliche Verzeichnis aufgenommen worden. 
Benn er glaube, daß die Eintragungen im Grundbuch un⸗ 
richtig oder unvollſtändig ſeien, müſſe er zunächſt das Grund⸗ 
uch berichtigen laſſen, was er nach den Grundakten mehrfach 
erfolglos verſucht habe. Nach § 891 BGB. habe die Ein⸗ 
tragung im Grundbuch die Vermutung der Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit für ſich. Dieſer öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs gelte allgemein. Solange alſo F. nicht den Nachweis 
der Unrichtigkeit des Grundbuchs geführt habe, könne ſein 
Antrag auf Berichtigung oder Ergänzung der Erbhöferolle 
keinen Erfolg haben. 8 
Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die ſofortige weitere 
Beſchwerde des Eigentümers. a 
Die Entſch. des LEHE enthält einen neuen jelbitändigen 
Beſchwerdegrund (8 49 Abſ. 4 REG). In Frage ſteht, welche 
Grundſtücke Eigentum des Bauern ſind und zum Erbhof ge⸗ 
hören. Das Acc hat das ſachlich geprüft und feſtgeſtellt, 
daß die im Grundbuch für den Eigentümer eingetragenen und 
nur dieſe ſein Eigentum ſeien. Das LEchch hat dagegen die 
Einwendungen des Eigentümers mit der Begründung zurück⸗ 
gewieſen, daß die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Grund⸗ 
buchs nach 8891 BGB. zu vermuten fei, und der Eigen⸗ 
tümer, wenn er die Eintragung für unrichtig und unvollſtändig 
halte, zunächſt das Grundbuch berichtigen laſſen und den 
Nachweis der Unrichtigkeit führen müſſe. Die jo begründete 
Zurückweiſung der Beſchwerde beruht auf einem Verfahrens- 
verſtoß. Nach 8 12 DVI hat das Gericht von Amts wegen 
die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittlungen 
anzustellen und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzu⸗ 
nehmen. Wenn nun auch 8891 BGB. allgemein gilt und die 
Anerbenbehörden deshalb, falls kein Grund zu Zweifeln be⸗ 
teht, für die Eigentumsfrage von der Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs ausgehen dürfen, ſo kann das gegenüber 812 DB I 
nicht dazu führen, einem Beteiligten eine Art Beweislaſt auf⸗ 
zuerlegen und auch von ihm den Nachweis der Unrichtigkeit 
des Grundbuchs zu verlaugen. Eine ſolche Anwendung der 
Vermutung des 8891 BGB. wird durch § 12 D I, der das 
Kmts verfahren vorschreibt, ausgeſchloſſen (dgl. auch Ed Rſpr. 
Nr. 37 zu § 48 Rc, Beſchluß des NEHG v. 6. Febr. 1936). 
Das LEHG hat es alſo entgegen feiner aus $12 DV folgen⸗ 
den Pflicht unterlaſſen, über die Eigentumsverhältniſſe die 
nach der Sachlage gebotenen Ermittlungen anzuſtellen. Daß 
dieſe Verletzung der Ermittlungspflicht auf eine unrichtige 
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Anwendung des 8891 BGB. und auf Verkennung ſeines 
Verhältniſſes zu § 12 DV! zurückzuführen iſt, nimmt ihr 
nicht die Bedeutung eines Verfahrensverſtoßes. Wenn übrigens 
das LEHG, wie es ſcheint, ſogar den Nachweis nur bei Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs als geführt anſehen wollte, jo 
hätte es den Eigentümer vor der Entſcheidung unter Friſt⸗ 
ſetzung dazu auffordern müſſen; davon durfte es auch nicht 
allein deshalb abſehen, weil der Eigentümer bereits vergeb⸗ 
liche Verſuche, eine Anderung des Grundbuchs herbeizuführen, 
angeſtellt hatte. Der Eigentümer durfte annehmen, daß das 
LEHS ſelbſt die nötigen Ermittlungen über die Eigentums⸗ 
verhältniſſe anſtellen würde. 

Die hiernach zuläſſige weitere Beſchwerde iſt aber un⸗ 
begründet. (Es folgen Ausführungen darüber, daß das Zu⸗ 
ſammenlegungsverfahren ordnungsgemäß geweſen it.) Der 
Eigentümer hat zwar die ihm im Zuſammenlegungsverfahren 
zugewieſenen Grundſtücke nicht beſtellt. Das hindert aber ihre 
Erbhofzugehörigkeit nicht. Wenn nun auch der Wille des 
Eigentümers bei der Prüfung, ob Grundſtücke zur Wirtſchafts⸗ 
einheit des Hofes gehören, regelmäßig zu berückſichtigen iſt, 
ſo kann doch die Erbhofzugehörigkeit von Grundſtücken und 
damit u. U. die Erbhofeigenſchaft des Geſamtbeſitzes nicht 
daran ſcheitern, daß ein unbelehrbarer Eigentümer ſie aus 
Widerſpruch gegen die Zuſammenlegung nicht beſtellt. Viel⸗ 
mehr iſt die Nichtbewirtſchaftung der Grundſtücke nur als eine 
mit der Perſon dieſes Eigentümers verbundene und nur vor⸗ 
übergehende Maßnahme zu betrachten. 


(Red, 2. Sen., Beſchl. v. 16. Okt. 1936, 2 RB 738/34.) 
= RCHE 3, 309.) 


* 


** 33. 88 7, 37 A bſ. 2, 49 A bſ. 4 REG; 88 10 Abi. 1, 
15 A b ſ. 1 DV O II. 

1. Die Ermächtigung des Notars, namens 
der Antrags berechtigtem die anerbengericht⸗ 
liche Entſch. zu beantragen ($ 10 Abſ. 1 DVO II), 
ift nur als widerlegbare geſetzliche Vermu⸗ 
tung der Bevollmächtigung aufzufaſſen. Die 
Abſicht der Beteiligten, die geſetzlich vermu⸗ 
tete Bollmacht aus zuſchließen, kann aus dem 
Inhalt der vom Notar aufgenommenen Ur⸗ 
kunde oder aus ſonſtigen Erklärungen her 
vorgehen. 

2. Bringt der Notar bei der Antragitel- 
lung nicht zum Ausdruck, für welchen von meh⸗ 
reren Beteiligten er handelt, jo iſt regel- 
mäßig anzunehmen, daß er für alle antrags 
berechtigten Beteiligten auftritt. 


Durch notariellen Vertrag vom 12. Dez. 1931 hat die 
Witwe W. das Grundſtück Flur 7 Nr. 52 in Größe von 60,40 ar 
für 1337,50 N an die Gemeinde M. verkauft. Dieſes Grund⸗ 
ſtück iſt am 14. Febr. 1934 auf das Grundbuchblatt 205 über⸗ 
tragen worden, das anſcheinend auf den Namen der Ecwer⸗ 
berin lautet. Die Erwerberin hat das Grundſtück ſogleich nach 
Vertragsſchluß in Beſitz genommen und es ſeitdem verpachtet. 

Der Notar Dr. S. beantragte beim AEG mit Schriftſatz 
vom 13. Dez. 1933, die Genehmigung zur Veräußerung des 
Grundſtücks Flur 7 Nr. 52 zu erteilen. Er führte an, daß die 
Gemeinde das Grundſtück als Gegenwert für geſchuldete Pacht 
zinſen, Koſten und Steuern übernommen habe. Die Verkaäufe⸗ 
rin Witwe W. hat ohne Kenntnis dieſes Antrages in einem 
am 13. Jan. 1934 beim AEG eingegangenen, nicht zu dieſen 
Akten gelangten Schreiben beantragt, die Veräußerung des 
Grundſtücks Flur 7 Nr. 52 an die Gemeinde M. nicht zu 
genehmigen. Das AEG, das die Witwe W. zu dem Verfahren 
nicht hinzugezogen hat, hat die Genehmigung zu dem nota⸗ 
riellen Akte vom 12. Dez. 1931 erteilt. Der Beſchluß iſt dem 
Notar Dr. S. am 5. Febr. 1934 zugeſtellt worden. Der Witwe 
W. iſt der Beſchluß nicht zugeſtellt worden. 

Die Veräußerin Witwe W. hat mit der am 15. Juni 1934 
bei dem AEG eingegangenen Schrift vom 13. Juni 1934 ſo⸗ 
ſortige Beſchw. eingelegt Sie machte geltend, daß ihr Grund 
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beſitz mit Hofſtelle in Größe von 13,1902 ha am 1. Okt. 1933 
Erbhofeigenſchaft gehabt habe. Da nur derjenige Land erwer⸗ 
ben ſolle, der es ſelbſt bearbeite, ſei die Genehmigung zur Ver⸗ 
äußerung an die Gemeinde M. zu verſagen. Das LEG hat die 
Beſchw. mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß der angefoch⸗ 
tene Beſchluß folgenoe Faſſung erhält: „Es wird feſtgeſtellt, 
daß es zur Veräußerung des Grundſtückes Flur 7 Parzelle 52 
einer anerbengerichtlichen Genehmigung nicht bedurft hatte.“ 
Das LES geht davon aus, daß die geſetzliche Ermächtigung des 
Notars nach § 10 Abſ. 1 DO II Anträge namens der An⸗ 
tragsberechtigten zu ſtellen und die Zuſtellung der Entſch. in 
Empfang zu nehmen, durch die Partei aufgehoben werden 
könne. Das ſei durch das Schreiben der Witwe W. vom 12. Jan. 
1934 geſchehen. Die Beſchwerdefriſt ſei daher ihr gegenüber noch 
nicht in Lauf geſetzt worden und ihre am 15. Juni 1934 ein⸗ 
gegangene ſofortige Beſchw. ſei friſtgerecht. In der Sache ſelbſt 
meint das LEG, es ſei möglich, daß dem W.ſchen Grundbeſitz 
in einzelnen Teilen Erbhofeigenſchaft zukomme. Das in Rede 
ſtehende Grundſtück ſei aber bereits im Jahre 1931 der Er⸗ 
werberin übergeben und ſeitdem von ihr genutzt worden. Das 
Grundſtück ſei danach beim Inkrafttreten des REG nicht mehr 
regelmäßig von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet worden und 
gehöre nach $ 7 REG nicht mehr zum Erbhofe. Die Veräuße⸗ 
rung der Parzelle habe daher einer anerbengerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung nicht bedurft. 

Die Witwe W. hat ſofortige weitere Beſchw. erhoben. Sie 
hält 8 7 REG nicht für anwendbar. 

Das vorl. Genehmigungsverfahren nach $ 87 REG iſt auf 
Antrag des Notars Dr. S. eingeleitet worden. Der Notar, der 
ein genehmigungsbedürftiges Rechtsgeſchäft beurkundet hat, gilt 
nach § 10 Abſ. 1 DVD II als ermächtigt, namens des Antrags⸗ 
berechtigten die anerbengerichtliche Entſch. zu beantragen. Bei 
einem Veräußerungsgeſchäft ſind der Eigentümer und der Er⸗ 
werber antragsberechtigt ($ 15 Abſ. 1 DVO II). Der Notar, 
der den Kaufvertrag beurkundet hat, iſt danach befugt, namens 
der Veräußerin, der Witwe W., wie namens der Erwerberin, 
der Gemeinde M., den Antrag auf Genehmigung zu ſtellen. 
Wenn der Notar bei der Antragſtellung nicht zum Ausdruck 
bringt, für wen er handelt, ſo iſt regelmäßig anzunehmen, daß 
er für alle Beteiligten auftritt, die in Anſehung des von ihm 
beurkundeten Rechtsgeſchäfts antragsberechtigt find. Da hier der 
Notar eine Angabe, für wen er den Antrag geſtellt, unterlaſſen 
hat, würde an ſich der Antrag auch als für die Veräußerin ge⸗ 
ſtellt anzuſehen ſein. 

Die Ermächtigung des Notars nach § 10 Abſ. 1 DVO II 
iſt aber nur als eine geſetzliche Vermutung der Bevollmächti⸗ 
gung des Notars durch den Antragsberechtigten aufzufaſſen. 
Dieſe Vermutung iſt widerlegbar. Die Abſicht eines Beteilig⸗ 
ten, die geſetzlich vermutete Vollmacht des Notars auszu⸗ 
ſchließen, kann aus dem Inhalt der von dem Notar aufge⸗ 
nommenen Urkunde oder aus ſonſtigen Erklärungen des Be⸗ 
teiligten hervorgehen. Hier hat die Veräußerin in einem Zeit⸗ 
punkt, in dem ihr das Schweben eines Genehmigungsantrages 
des beurkundenden Notars unbekannt war, dem NES mit⸗ 
geteilt, ſie bitte, die Veräußerung des Grundſtücks an die Ge⸗ 
meinde M. nicht zu genehmigen, da der Genehmigung wichtige 
Gründe entgegenſtünden. Damit hat ſie zum Ausdruck gebracht, 
daß ſie ihrerſeits einem etwaigen Genehmigungsantrage der 
Erwerber entgegentreten würde und die Befugnis des beur⸗ 
kundenden Notars ausſchließen wolle, für ſie ſelbſt die Geneh⸗ 
migung zu beantragen. Die Erklärung der Witwe W. iſt gegen⸗ 
über dem AEG abgegeben, gegenüber dem die Ermächtigung 
des Notars nach § 10 Abſ. 1 DO II gilt. Die Witwe W. hat 
demnach die Vollmacht des Notars, für ſie einen Genehmi⸗ 
gungsantrag zu ſtellen, wirkſam ausgeſchloſſen. Die geſetzliche 
Vermutung der Vollmacht des Notars iſt alſo im vorl. Falle 
widerlegt. 

Fehlt aber dem Notar die Vertretungsbefugnis für die 
Veräußerin Witwe W., jo konnte ihm auch die Entſch. des 
AEc nicht mit Wirkung für die Witwe W. zugeſtellt werden. 
Der Beſchluß des AEc hätte vielmehr der Veräußerin ſelbſt 
zugeſtellt werden müſſen. Da dies unterblieben iſt, lief die 
Beſchwerdefriſt nicht ihr gegenüber; ihre ſofortige Veſchw. ift 


daher vom LES mit Recht für zuläſſig erachtet und ſachlich 
geprüft worden. 

Das AES hat die Erbhofeigenſchaft des Wiſchen Grund⸗ 
beſitzes bejaht und die beantragte Genehmigung zur Veräuße⸗ 
rung erteilt. Das LEHG dagegen hält eine anerbengerichtliche 
Genehmigung zur Veräußerung nicht für erforderlich, weil das 
abzutrennende Grundſtück nach S 7 RES am 1. Okt. 1933 nicht 
mehr zum Erbhofe gehörte; es erteilte alſo im Gegenſatze zum 
ACS die beantragte Genehmigung nicht. Bei dieſer Sachlage 
ſtimmen die Entſch. des AE und des LESS nicht überein, 
und es iſt ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund (§ 49 Abſ. 4 
RES) gegeben (NEHG 2, 283 = JW. 1936, 2320 19), 

Die Erteilung der anerbengerichtlichen Genehmigung nach 
§ 37 Abſ. 2 RES iſt nur erforderlich, wenn der Grundbeſitz 
der Verkäuferin ein Erbhof iſt. Die Genehmigung kann aller⸗ 
dings vorſorglich erteilt werden, wenn die Erbhofeigenſchaft 
nicht unzweifelhaft iſt. Ergibt ſich aber aus dem im Genehmi⸗ 
gungsverfahren vorgetragenen Sachverhalt ohne weiteres das 
Fehlen der Erbhofeigenſchaft, fo kommt die Erteilung der er 
nehmigung nach § 37 Rec nicht in Betracht und der Geneh⸗ 
migungsantrag iſt als gegenſtandslos zurückzuweiſen (RE SG 
2, 284 = JW. 1936, 2320 15). 

Im vorl. Falle fehlt die Erbhofeigenſchaft, weil am 1. Okt 
1933 keine Hofſtelle mehr beſtand. (Wird näher ausgeführt.) 

(RESG, 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 505/36.) 

(= NREHE. 3, 444.) 
* 

** 34. 88 18, 20, 24 A bſ. 1, 25, 37 A b ſ. 2 REG; 8 62 
Abſ. 2 und 4 DO I: 88 5 A bſ. 2, 6 A bſ. 1, 7, 12 
DV O II; § 1 Ab ſ. 3 DV O III. 

1. Eine Anerbenbeſtimmung nach 8 25 A bſ. 5 
REG ift nur dann wirkſam, wenn beim Ein’ 
tritt des Erbfalls tatſächlich anerbenbered* 
tigte Perſonender Erbordnungen des 8 20 REG 
fehlen. Im voraus kann eine ſolche Beſtim⸗ 
mung weder durch Einholung der Zuſtimmung 
des AEG h noch durch die Feſtſtellung des AEG, 
daß anerbenberechtigte Perſonen nicht vor- 
handen find, wirkſam gemacht werden. 

2. Dem Bedürfniſſe, ſchon zu Lebzeiten de? 
Bauern die Hofnachfolge zu regeln, i ſt durch 
§ 37 A bſ. 2 REG, wonach unter Umſtänden der 
Hof auch an eine familienfremde Perſon ver’ 
äußert werden darf, Rechnung getragen. 

Der kinderloſe Bauer Konrad H. hat nur einen einzigen 
lebenden anerbenberechtigten Verwandten Karl S., den Sohn 
ſeiner verſtorbenen Schweſter. Karl S., der zur fünften Ord⸗ 
nung des § 20 REG gehört, ift ſomit der geſetzliche Anerbe. 
Der Bauer H. hat aber den Wunſch, abweichend von der An⸗ 
erbenordnung den Hof der ſeit elf Jahren in ſeinem Haushalt 
tätigen, ledigen Bauerntochter Nofina St. zu vererben, die mit 
ihm nicht verwandt iſt. Abweichungen von der geſetzlichen An’ 
erbenfolge des 8 20 REG find unter den in § 25 REG be 
ſtimmten Vorausſetzungen zuläſſig. Danach kann auch eine 
nicht anerbenberechtigte Perſon (eine entfernter 
verwandte Perſon oder eine überhaupt nicht blutsverwandte 
Perſon) von dem Erblaſſer zum Anerben beſtimmt 
werden, wenn Anerbenberechtigte der Ord- 
nungen des § 20 REGenicht vorhanden ſind (68 25 
Abſ. 5 REG). Dieſe Vorſchrift würde alſo eine Handhabe bieten, 
um die ſippenfremde Roſina St. zur Anerbin zu beſtimmen. Um 
klarzuſtellen, ob anerbenberechtigte Perſonen vorhanden ſind, 
hat der Bauer H. bei dem AEG beantragt, feſtzuſtellen, daß 
Perſonen der in $ 20 bezeichneten Ordnungen bei ihm ni 
vorhanden ſeien. Das Verfahren ſoll nach der Abſicht des 
Bauern H. dazu dienen, die rechtswirkſame Einſetzung der ni 
anerbenberechtigten Roſina St. als Anerbin zu ermöglichen. 

Das Ziel des REG iſt, wie in dem Vorſpruche zum Gr 
ſetze zum Ausdruck gebracht iſt, das Bauerntum unter Beibehal⸗ 
tung ſeiner herkömmlichen Erbſitten als Blutquelle des deut 
ſchen Volkes zu erhalten. Um die Erreichung dieſes Zieles zu 
ſichern, iſt für die ungeteilte Vererbung des Bauernhofes in 
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der Sippe eine feſte Erbfolgeordnung gegeben. Als Anerben 
ſind nach S 20 RES die näheren Blutsverwandten unter Be⸗ 
vorzugung des Mannesſtammes der Bauernfamilie berufen. Die 
geſetzlich feſtgelegte Erbfolge der Sippe im Erbhofrechte kann 
der Hofeigentümer grundſätzlich durch eine Verfügung von 
Todes wegen nicht ändern ($ 24 Abſ. 1 REG). Nur in be⸗ 
ſtimmten Ausnahmefällen, die im einzelnen in $ 25 Abſ. 1 bis 4 
und den dazugehörigen Durchführungsvorſchriften (8 62 Abſ. 2 
und 4 DO 1; 8 5 Abſ. 2, § 6 Abſ. 1, 8 7, 8 12 DB O II; 8 1 
Abſ. 3 DBO III) geregelt find, hat der Erblaſſer ein eigenes 
Beſtimmungsrecht. In allen dieſen Fällen (abgeſehen von der 
eſtimmung eines unehelichen Sohnes des Bauern zum An⸗ 
erben nach § 25 Abſ. 2 RES) darf aber der Erblaſſer den An⸗ 
erben nur aus der Zahl der nach den Ordnungen des § 20 
RES anerbenberechtigten Perſonen wählen. Hierin kommt wie⸗ 
derum das Vorrecht der Sippe zum Ausdruck, das den 
Grundſtock der Anerbenfolge bildet. Übrigens iſt die 
in § 25 Abs. 2 REG zugelaſſene Beſtimmung eines unehelichen 
Sohnes des Hofeigentümers zum Anerben gleichfalls aus dem 
Geſichtspunkte der Blutsverwandtſchaft und der Begünſtigung 
des männlichen Geſchlechts bei der Vererbung des Hofes ge⸗ 
rechtfertigt (vgl. RE HG. 3, 208 = JW. 1937, 101°). 
Das das RES beherrſchende Vorrecht der anerbenberech⸗ 
tigten Sippenangehörigen findet ſeine natürliche Grenze, wenn 
beim Tode des Hofeigentümers Anerben der Ordnungen des 
$ 20 REG nicht vorhanden find. Für dieſen Fall muß daher 
der Hofeigentümer in der Lage ſein, anderweit für die Hof⸗ 
nachfolge Vorſorge zu treffen. § 25 Abſ. 5 NEG gibt demgemäß 
dem. Bauern das Recht, in einem derartigen Fall eine be⸗ 
liebige Perſon zum Anerben zu beſtimmen. Da die nach der 
Anerbenordnung des § 20 REG bevorrechtigten Sippenange⸗ 
örigen keinesfalls benachteiligt werden dürfen, kann aber eine 
ſolche Anerbenbeſtimmung erft Wirkſamkeit er⸗ 
langen, wenn beim Eintritte des Erbfalles tat- 
ſächlich anerben berechtigte Perſonen der Erb⸗ 
ordnungen des § 20 REG fehlen. Im voraus kann 
eine ſolche Anerbenbeſtimmung nach $ 25 Abſ. 5 REG weder 
durch die — im Geſetze nicht vorgeſehene — Zuſtimmung des 
AES wirkſam gemacht werden (vgl. REG. 1, 197 JW. 
1935, 1418 18) noch durch die hier vom Erblaſſer beantragte an⸗ 
erbengerichtliche Feſtſtellung, daß anerbenberechtigte Perſonen 
nicht vorhanden ſind. Eine ſolche Feſtſtellung würde nämlich nur 
die Sachlage zur Zeit der anerbengerichtlichen Entſch. zugrunde 
legen können. Damit wäre aber für den Erblaſſer nichts ge⸗ 
wonnen. Denn die Wirkſamkeit der Anerbenbeſtimmung nach 
3 25 Abſ. 5 REG hängt allein davon ab, daß im Zeitpunkt des 
Todes des Hofeigentümers keine anerbenberechtigte Perſon der 
Ordnungen des § 20 RE vorhanden iſt. Ob der noch lebende 
nerbenberechtigte Karl S., um den es ſich hier mangels ſon⸗ 
ſtiger Anerben in Wirklichkeit allein handelt, wegen Bauern⸗ 
unfähigkeit als Anerbe ausſcheiden würde, kann daher mit Wir⸗ 
kung für eine Anerbenbeſtimmung nach § 25 Abſ. 5 REG erſt 
nach dem Eintritte des Erbfalles feſtgeſtellt werden. 

„Die Wirkſamkeit der beabſichtigten Einſetzung der nicht zur 
Sippe gehörenden Roſina St. als Anerbin kann auch nicht dadurch 
geſichert werden, daß dem allein in Frage kommenden Anerben 
Karl S. in einem Verfahren nach $ 18 REG die Bauernfähig⸗ 
keit abgeſprochen wird. Eine ſolche Entſch. würde für den aus⸗ 
ſchließlich maßgebenden Zeitpunkt des Eintritts des Todes des 

ofeigentümers keine Bedeutung haben. Das rechtliche Intereſſe 
an dieſer Feſtſtellung, das der Antragſteller nach $ 61 DIDI 

eſitzen muß, müßte darum verneint werden. 

Nach alledem fehlt dem Antrage des Bauern H. die geſetz⸗ 

liche Grundlage. Der Antrag iſt vom EHG mit Recht als unzu⸗ 

läſſig abgewiefen. Dem Bedürfniſſe, ſchon zu Lebzeiten des 
auern die Hofnachfolge endgültig zu regeln, trägt das REG, 

Rechnung durch die in § 37 Abſ. 2 vorgeſehene Möglichkeit der 
eräußerung des Hofes, die unter Umſtänden auch an eine 
amilienfremde Perſon geſchehen darf. 


(REHES, 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 1761/35.) 
Re. 3, 388.) 


Rechrſprechung 


. 35. 88 20, 21, 22, 25, 28, 29, 40, 41 REG; § 8 DO I; 
89 DO I; 88 129, 1924, 1944, 1945, 1953, 2346, 2348 B GG.; 
83 167 A b ſ. 2, 191 A bſ. 1 F GG.; Art. 36 Pr GG. i. d. 
Faſſ. des Geſ. v. 18. März 1914 und des Gef. vom 
30. No v. 1927, Art. 1. 

1. Der Ur k B. der Geſchäftsſtelle des AEG 
iſt als ſolcher zur Unterſchriftsbeglaubigung 
nicht befugt. Die Geſchäftsſtelle des AEG iſt 
nicht gleichbedeutend mit der Geſchäftsſtelle 
des A G. 

2. Ein Erbverzicht kann nur in der Form 
eines gerichtlichen oder notariellen Erbver⸗ 
zichtsvertrags ausgeſprochen werden; ein ein⸗ 
ſeitiger Verzicht auf das Anerbenrecht vor 
dem Erbfall iſt rechtlich bedeutungslos. 

3. Ein Erbbrauch, wonach jeweils der 
Jüngſte aus der letzten Ehe des Hofeigentü⸗ 
mers Anerbe wurde, kann mit Rückſicht auf das 
in § 21 A bſ. 4 REGfeſtgelegte Vorrecht der erſt⸗ 
ehelichen Söhne des Bauern nicht fortbeſtehen. 

4. Ein Anerbe, der bereits einen Erbhof 
hat, ſcheidet wegen dieſes eigenen Erbhofs 
nicht ſchlechthin als Anerbe aus; es ſteht ihm 
vielmehr das in § 22 RES geregelte Austauſch⸗ 
recht zu. Dieſes Austauſchrecht kommt jedoch 
erſt in Betracht, wenn der Hof dem Anerben 
tatſächlich angefallen iſt. 

5. Dem REG iſt das Überſpringen eines 
lebenden Elternteils durch einen zum jünge⸗ 
ren Geſchlecht gehörigen Abkömmling grund⸗ 
ſätzlich nicht fremd. Der Bruder des Erblaj- 
ſers darf gegebenenfalls zugunften feines 
Sohnes übergangen werden. Da jedoch das 
freie Beſtimmungsrechtz des Erblaſſers nach 
§ 25 A bſ. 4 Satz 1 REG nur für die Wahl einer 
ausdrücklich in der dritten Anerbenordnung 
berufenen Perſon gilt, bedarf die Beſtim⸗ 
mung des Sohnes eines nicht weggefallenen 
Bruders zum Anerben der Genehmigung des 
A EG (§ 25 Abſ. 4 Satz 2 REG). 


Auguſt T. in F. hat feinen 71,4848 ha großen Grund⸗ 
beſitz ſeinem Sohn erſter Ehe, Guſtav T., überlaſſen, der am 
30. Dez. 1932 als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen 
worden iſt. Guſtav T. iſt am 27. Aug. 1934 geſtorben. 

Guſtav T. hat einen einzigen vollbürtigen Bruder, Otto 
T. in F. Otto T. hat im Jahre 1923 ein von dem väterlichen 
Beſitz abgezweigtes Siedlungsrentengut erhalten, das ein Erb⸗ 
hof iſt. Otto T. hat zwei minderjährige Kinder, Johannes und 
Helga. Guſtav T. hat ferner einen aus der zweiten Ehe ſeines 
Vaters ſtammenden Halbbruder Johann T. Johann T., der 
einen Sohn Hans ſowie eine Tochter hat, iſt Eigentümer eines 
Erbhofes in L. Hans T. iſt in dem am 10. Okt. 1934 eröffneten 
Teſtamente des Guſtav T. vom 24. Juli 1934 als Anerbe ein⸗ 
geſetzt worden. 

Otto T. hat ſich gegen dieſe Anerbeneinſetzung gewandt. 
Er erklärte zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des AEG, fein 
Vater August T. habe ihm am 11. Sept. 1934 mitgeteilt, daß 
er den Hof wegen ſeines hohen Alters nicht übernehmen könne; 
der Hof ſei dadurch an ihn gefallen, und er wolle ihn über⸗ 
nehmen. Auguſt T. hat am 14. Sept. 1934 auf der Geſchäfts⸗ 
ſtelle des AEG erklärt, daß er auf die Rückübertragung des 
Hofes an ihn zugunſten ſeiner anderen Kinder verzichte. Das 
AG. hat am 9. Nov. 1934 einen Erbſchein ausgeſtellt, in dem 
Hans T. als Anerbe bezeichnet iſt. Der Antrag des Otto T., 
den Erbſchein einzuziehen, iſt von dem Nachlaßgericht abgelehnt 
worden. Auguſt T. iſt am 5. März 1935 geſtorben. 

Am 4. Juli 1935 beantragte Otto T. beim AEG, die Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Teſtamente ſeines verſtorbenen Bruders 
Guſtav T. vom 24. Juli 1934 zu verſagen und ſeine Kinder oder 
ihn als Anerben einzuſetzen. Das AEG erklärte ſich als für 
die Entſch. unzuſtändig. Es nahm an, daß Otto T. lediglich den 
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Erbſchein zu Fall bringen wolle. Dieſen Zweck könne er nur 
im Prozeßweg erreichen; das AEG ſei dafür nicht zuſtändig. 

Auf die von Otto T. eingelegte ſofortige Beſchw. hat das 
LEHS die Entſch. des AEG aufgehoben und ausgeſprochen, 
daß das Teſtament des Guſtav T. der anerbengerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung nicht bedürfe, und daß die Anerbenbehörden über 
die Frage, wer Anerbe geworden ſei, nicht zu befinden hätten. 

Otto T. hat gegen die Enid. des LEHG. ſofortige weitere 
Beſchw. erhoben. 

Das anhängige Verfahren beruht auf den Anträgen des 
Otto T., durch die er die Verſagung der anerbengerichtlichen 
Zuſtimmung zur Einſetzung des Hans T. als Anerbe des ver⸗ 
ſtorbenen Guſtav T. und ferner die Feſtſtellung ſeines An⸗ 
erbenrechts oder des Anerbenrechts ſeiner Kinder nach Guſtav 
T. erſtrebt. 

Bei der Prüfung des Antrages des Otto T. die Geneh⸗ 
migung zur Beſtimmung des Hans T. zum Anerben zu ver⸗ 
ſagen, iſt folgendes zu erwägen: 

Hans T., deſſen Vater Johann T. einen Erbhof in L. hat, 
iſt von dem am 27. Aug. 1934 verſtorbenen Halbbruder ſeines 
Vaters, Guſtav T., durch Teſtament vom 24. Juli 1934 zum 
Anerben eingeſetzt worden. Der Erblaſſer Guſtav T. hat die 
anerbengerichtliche Genehmigung der Anerbenbeſtimmung nicht 
nachgeſucht. Nach dem Tode des Erblaſſers kann jeder den An⸗ 
trag auf Entſch. des AEG ſtellen, der ein berechtigtes Inter⸗ 
eſſe an dieſer Entf). beſitzt (§S I DUO II). Antragsberechtigt iſt 
danach derjenige, der durch die von dem Erblaſſer errichtete 
Verfügung von Todes wegen zum Anerben beſtimmt worden 
it. Eine Entſch. des AEG über die Anerbenbeſtimmung kann 
aber auch derjenige herbeiführen, der bei Verſagung der Ge- 
nehmigung zum Anerben berufen wäre. 

Wenn hier die Beſtimmung des Hans T. zum Auerben 
durch Verſagung der anerbengerichtlichen Zuſtimmung unwirk⸗ 
ſam wird, tritt die geſetzliche Anerbenfolge ein. Guſtav T. war 
kinderlos. Sein Vater Auguſt T., der zur Zeit des Erbfalles 
noch lebte, iſt nach § 20 Ziff. 2 REG der nächſtberufene geſetz⸗ 
liche Anerbe. Auguſt T. hat am 14. Sept. 1934 zur Niederſchrift 
der Geſchäftsſtelle des AEG Bad S. erklärt, daß er den ihm 
durch den Tod feines Sohnes Guſtav angefallenen Erbhof 
wegen ſeines hohen Alters nicht mehr bewirtſchaften konne 
und zugunſten ſeiner anderen Kinder auf die Rückübertragung 
an ihn verzichte. Auguſt T. hat die Niederſchrift der Geſchäfts⸗ 
ſtelle des AEG unterſchrieben und feine Unterſchrift iſt be⸗ 
alaubigt worden. Der Beglaubigungsvermerk lautet: „Die vor⸗ 
ſtehende Unterſchrift des Altenteilers Auguſt T. aus F. wird 
hiermit beglaubigt. Bad S., den 14. Sept. 1934. Name, Juſtiz⸗ 
rentmeiſter als UrkB. der Geſchäftsſtelle.“ Beigedrückt iſt ein 
Stempel mit der Inſchrift „Preuß. AEG Bad. S.“. Dieſe nach 
dem Tode des Erblaſſers Guſtav T. von Auguſt T., dem geſetz⸗ 
lichen Anerben, abgegebene Erklärung vom 14. Sept. 1934 ſtellt 
inhaltlich eine Ausſchlagung des angefallenen Erbhofes dar. 
Die Ausſchlagung des Anfalles eines Erbhofes iſt in S 29 RES 
geregelt. Danach finden die Vorſchriften des BGB. über die 
Ausſchlagung der Erbſchaft entſprechende Anwendung; die 
Ausſchlagung des angefallenen Erbhofes iſt jedoch gegenüber 
dem AGG, nicht gegenüber dem Nachlaßgericht zu erklären. Die 
Ausſchlagung muß in öffentlich beglaubigter Form erklärt 
werden ($ 1945 BGB.). Sie darf nicht zur Niederſchrift der 
Geſchäftsſtelle des AEG erklärt werden. Eine dahingehende 
Vorſchrift, wie fie z. B. § 22 Abſ. 2 RES für die dort vorge⸗ 
ſehene Erklärung des ſchon im Beſitz eines Erbhofes befind⸗ 
lichen Anerben enthält, fehlt im § 29. In gllen Fällen, in denen 
die öffentliche Beglaubigung einer Erklärung geſetzlich vorge⸗ 
ſchrieben iſt, alſo auch im Falle der Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft nach § 1945 BGB., hat die Beglaubigung in der in § 129 
BGB. beſtimmten Weiſe zu geſchehen. Die Erklärung, für die 
eine öffentliche Beglaubigung erforderlich iſt, muß ſchriftlich 
abgefaßt ſein und die Unterſchrift des Erklärenden muß von 
der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Beamten oder 
Notar beglaubigt werden. Gegenftand der Beglau⸗ 
bigung iſt allein die Unterzeichnung der ſchriftlichen 
Erklärung durch den Erklärenden; die Beglaubigung ſoll den 


öffentlichen Glauben für die Echtheit der Unterſchrift er⸗ 
bringen. Die ſchriftliche Erklärung braucht deshalb nicht von 
dem Erklärenden ſelbſt abgefaßt zu ſein. Es genügt auch eine 
von einer Behörde abgefaßte Niederſchrift, die die Erklärung 
des Unterzeichners wiedergibt. In dieſer Hinſicht beſtehen ſo⸗ 
mit gegen die Ausſchlagungserklärung des Auguſt T. keine Be⸗ 
denken. Nach § 167 Abſ. 2 FGG. find für die öffentliche Be⸗ 
glaubigung einer Unterſchrift die AG. und die Notare zu⸗ 
ſtändig. Auf Grund des Vorbehalts in § 191 Abſ. 1 FGG. find 
in Preußen außerdem die UrkB. der Geſchäftsſtelle bei den AG. 
für die öffentliche Beglaubigung einer Unterſchrift zuſtändig 
(Art. 36 Pr§cgG. i. d. Faſſ. des Gef. v. 18. März 1914 [GS. 35 
und des Art. 1 Gef. v. 30. Nov. 1927 [GS. 201). Nach der 
näheren Beſtimmung des Art. 60 Abſ. 4 Pr§cG. darf der 
UrkB. der Geſchäftsſtelle des AG. eine Unterſchrift nur be 
glaubigen, wenn die Unterſchrift in ſeiner Gegenwart voll⸗ 
zogen oder anerkannt wird. Die Beglaubigung geſchieht 
durch einen unter die Unterſchrift zu ſetzenden Vermerk. 
Der Vermerk muß die Bezeichnung desjenigen enthalten, der 
die Unterſchrift vollzogen oder anerkannt hat, und den Ort 
und den Tag der Ausſtellung angeben, ſowie mit Unterſchrift 
und Siegel oder Stempel verſehen fein. Der Vermerk ſoll 
ferner die Angabe enthalten, daß die Vollziehung oder Aner- 
kennung der Unterſchrift in Gegenwart des UrkB. der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle geſchehen iſt. Dieſe Angabe fehlt hier; das iſt jedoch 
unſchädlich, weil es ſich nur um eine Sollvorſchrift handelt. 
Dagegen iſt zwingende Vorſchrift, daß der beglaubigende Urf®. 
der Geſchäftsſtelle des AG. den Beglaubigungsvermerk mit 
ſeiner Unterſchrift und einem Siegel oder Stempel zu verſehen 
hat. Die Unterſchrift des Beamten in Verbindung mit dem 
Siegel oder Stempel muß erkennen laſſen, daß die Beglau⸗ 
bigung von dem UrkB. der Geſchäftsſtelle des AG. vorgenom⸗ 
men iſt. Ein Mangel in dieſer Beziehung macht die Beglaubigung 
der Unterſchrift nichtig. Im vorl. Falle iſt aus dem Beglaubigungs⸗ 
vermerke nicht zu erſehen, daß die Beglaubigung durch einen 
ULB. der Geſchäftsſtelle des AG. bewirkt iſt. Da der beglau⸗ 
bigende Beamte in dem Beglaubigungsvermerke lediglich als 
„UrkB. der Geſchäftsſtelle“ bezeichnet und ein Stempel des 
ACH verwendet iſt, muß angenommen werden, daß die Be: 
glaubigung durch einen UrkB. der Geſchäftsſtelle des Acc 
geſchehen iſt, der als ſolcher zur Unterſchriftbeglaubigung nicht 
befugt iſt. Die Geſchäftsſtelle des AEG iſt nach der 
Faſſung des §8 8 DO J i. Verb. m. §§ 40, 41 REG nicht 
gleichbedeutend mit der Geſchäftsſtelle des 
A G. Der UrkB. der Geſchäftsſtelle des AEG kann bei der be 
ſtehenden geſetzlichen Regelung daher nicht als UrkB. der Ge 
ſchäftsſtelle des AG. gelten. Die Beglaubigung der Unterſchrift 
des Auguſt T. vom 14. Sept. 1934 iſt demnach ungültig und 
die Ausſchlagungserklärung des Auguſt T. entbehrt mangels 
der vorgeſchriebenen Form der Rechtswirkſamkeit. Auguſt T. 
hat zwar bereits zu Lebzeiten ſeines Sohnes Guſtav in der 
notariellen Urkunde vom 22. Aug. 1934 auf ſein geſetzliches An⸗ 
erbenrecht nach feinem Sohn Guſtav T. verzichtet. Ein Erb’ 
verzicht kann aber nur in der Form eines gerichtlichen oder 
notariellen Erbverzichtvertrages mit dem Erblaſſer gemäß 
SS 2346, 2348 BGB. ausgeſprochen werden, ein einſeitiger 
Verzicht auf das Anerbenrecht vor dem Erbfall iſt rechtlich be 
deutungslos (REHG. 2, 232 = FW. 1936, 1847). Weder der Erb 
verzicht des Auguſt T. noch die Ausſchlagung des Erbhofes 
durch ihn iſt hiernach wirkſam. Der Hof würde ſomit im Falle 
der geſetzlichen Anerbenfolge dem Vater Auguſt T. ange: 
fallen ſein. 

Auguſt T. iſt nach dem Erbfall am 5. März 1935 ge⸗ 
ſtorben. Die geſetzliche Nachfolge in den Hof richtet ſich nun 
mehr nach der Perſon des Auguſt T. Anerben erſter Ordnung 
des Auguſt T. find nach § 20 Ziff. 1 REG ſeine Söhne. Unter 
den Söhnen gehen die Söhne der erſten Frau den anderen 
Söhnen vor ($ 21 Abſ. 4 REG). Otto T. als der einzige no 
lebende Sohn erſter Ehe des Auguſt T. würde demnach der ge⸗ 
ſetzlich berufene Hoferbe fein. Für das Anerbenrecht des Otto 
T. ſpielt es keine Rolle, ob in F. Alteſtenrecht Brauch war, 
wie der OBF annimmt, oder ob Jüngſtenrecht gegolten hat, 
wie der KrBF und der Gemeindeſchulze von F. meinen. Denn 
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infolge des Fehlens anderer voll bürtiger Brüder würde 
Otto T. in jedem Falle der Anerbe ſein. Der Vorſitzende des 
Acc hat allerdings angegeben, im Amte S., zu dem F. ge: 
höre, habe Jüngſtenrecht in der Weiſe beitanden, daß der 
Jüngſte der letzten Ehe des Hofeigentümers Anerbe wurde. 
Mit Rückſicht auf $ 21 Abs. 4 Ré, wonach die Söhne der 
erſten Ehe den Söhnen aus ſpäteren Ehen des Bauern vor⸗ 
gehen, kann aber unter der Herrſchaft des REG ein Erbbrauch, 
nach welchem der Jüngſte der letzten Ehe des Bauern Anerbe 
iſt, nicht fortbeſtehen. Otto T. wäre daher mit dem Tode 
ſeines Vaters Auguſt T. geſetzlicher Erbe des Hofes, wenn nicht 
der von Guſtav T. erwählte Hans T. Anerbe geworden iſt. 
Otto T. iſt ſomit nach $ I DO II berechtigt, eine Entſch. des 
AEG über die Beſtimmung des Hans T. zum Anerben zu 
eantragen. 

Für die Frage, ob die Anerbenbeſtimmung des Erblaſſers 
Guſtav T. der anerbengerichtlichen Genehmigung unterliegt, 
kommt folgendes in Betracht: Ein Erblaſſer iſt unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 25 REG befugt, von der geſetzlichen Anerben⸗ 
folge des § 20 REG abzuweichen. Der geſetzliche Anerbe des 
kinderloſen Guſtav T. iſt fein Vater, der zur zweiten Ordnung 
der Anerbenberechtigten gehört. Zur Übergehung des Vaters 
bedurfte der Erblaſſer Guſtav T. nach § 25 Abſ. 4 Satz 2 REG 
der Zuſtimmung des AEG. Aus der, wenn auch nicht rechts⸗ 
gültigen Verzichtserklärung des Vaters Auguſt T. vor dem 
Notar am 22. Aug. 1934, ebenſo aus ſeiner nicht formgerechten 
Ausſchlagung des angefallenen Hofes vom 14. Sept. 1934 iſt zu 
entnehmen, daß er auf den Erwerb des Hofes, den er bereits 
im Jahre 1932 in Anbetracht ſeines hohen Alters an ſeinen 
Sohn Guſtap, den Erblaſſer, abgegeben hatte, keinen Wert 
legte. Seine Übergehung iſt daher zu billigen. 

Nach dem Vater des Erblaſſers ſind die Brüder des Erb⸗ 
laſſers in der dritten Ordnung zu Anerben berufen. Inner⸗ 
halb der zweiten und der folgenden Ordnungen kann der Erb⸗ 
laſſer nach 8 25 Abſ. 4 Satz 1 RES den Anerben frei (d. h. 
ohne Mitwirkung des AEG) beſtimmen. Guſtav T. konnte daher 
unter ſeinen beiden Brüdern Otto und Johann nach ſeinem 
Belieben wählen und durfte ſeinen Bruder Otto ohne weiteres 
übergehen. 

Der von dem Erblaſſer beſtimmte Anerbe Hans T. iſt der 
Sohn des Bruders Johann T. Nur die Söhne und Sohnes⸗ 
ſöhne eines verſtorbenen Bruders find nach $ 20 Ziff. 3 NEO 
zur Anerbenfolge berufen. Hans T. iſt allerdings der Anſicht, 
daß er an die Stelle ſeines Vaters gerückt ſei, weil ſein Vater 
mit Rückſicht auf den Beſitz eines eigenen Erbhofes nach 8 22 
Abſ. 1 REG als Anerbe weggefallen ſei. Durch die genannte 
Vorſchrift iſt beſtimmt, daß der Anerbe, der bereits einen Erb⸗ 
of hat, als Anerbe ausſcheidet, und der Hof demjenigen an⸗ 
fällt, der berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit 
des Erbfalles nicht gelebt hätte. Der im Beſitz eines Erbhofes 
befindliche Anerbe wird alſo als beim Erbfalle nicht mehr 
lebend behandelt. Die Vorſchrift des § 22 Abſ. 1 REG gleicht 
dem Wortlaute nach der Beſtimmung in $ 21 Abf. 1 REG, 
daß eine nicht bauernfähige Perſon als Anerbe ausſcheidet und 
an ihre Stelle als Anerbe derjenige tritt, der zum Anerben 
berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erb⸗ 
falles nicht gelebt hätte. Ein Ausſcheiden des Anerben tritt 
auch ein, wenn der Anerbe zu Lebzeiten des Erblaſſers durch 
formgerechten Erbverzichtvertrag gemäß 88 2346, 2348 BGB. 
auf das Anerbenrecht verzichtet oder nach dem Eintritte des 
Erbfalles den Erbhof gemäß 8 29 REG ausgeſchlagen hat. In 
dieſen beiden Fällen hat der Wegfall des Anerben gleichfalls 
die Wirkung, daß der Erbhof demjenigen anfällt, der berufen 
ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erbfalles 
nicht gelebt hätte (bal. 88 1953, 2346 BGB.). Von den vor⸗ 
erwähnten Fällen, in denen wie im Todesfall ein endgültiges 
Ausſcheiden des Anerben eintritt, unterſcheidet ſich jedoch das 
Ausſcheiden des im Beſitz eines eigenen Erbhofs befindlichen 
Anerben. Ein Anerbe, der ſelbſt einen Erbhof 
hat, ſcheidet nicht ſchlechthin aus, vielmehr ſteht 
ihm ein in $ 22 Abſ. 2 Rech näher geregeltes Austauſch⸗ 
recht zu. Der Anerbe kann danach innerhalb von ſechs Wochen 
nach Kenntnis von dem Anfalle des Erbhofs gegenüber dem 


Ach in öffentlich beglaubigter Form oder zur Niederſchrift der 
Geſchäftsſtelle des AEc erklären, daß er den angefallenen Erb⸗ 
hof übernehme. Nur wenn der Anerbe innerhalb der ange⸗ 
gebenen Friſt eine ſolche Ubernahmeerklärung nicht abgibt, gilt 
er als ausgeſchieden. Sein Ausſcheiden iſt alſo gewiſſermaßen 
durch die Nichtausübung des Wahlrechts aufſchiebend bedingt. 
Wenn der Anerbe bereits einen Erbhof hat, entſteht demnach 
ſtets zunächſt ein Schwebezuſtand. Der eigene Erbhofbeſitz des 
Anerben bewirkt alſo nicht ohne weiteres ſeinen Wegfall als 
Anerbe. 

Wie ſchon in der Überſchrift des 8 22 Rech („Austauſch 
eines Erbhofes“) hervorgehoben iſt, handelt es ſich ferner bei 
dem Wahlrecht um einen Tauſch zweier Höfe. Der Anerbe, dem 
ein Erbhof anfällt, kann innerhalb der erwähnten ſechswöchigen 
Friſt gegen Hingabe des eigenen Erbhofes den ererbten Hof 
übernehmen. Dieſes Tauſchrecht kann alſo nur in Be⸗ 
tracht kommen, wenn der fremde Hof dem Anerben 
angefallen iſt. Das Austauſchrecht nach S 22 REG iſt auf 
den jeweils nächſtberechtigten Anerben beſchränkt, dem der Hof 
tatſächlich angefallen iſt. Wenn der nächſtberufene Anerbe, der 
bereits einen Erbhof hat, die im § 22 Abſ. 2 REG vorgeſehene 
Übernahmeerklärung abgibt, wird er endgültig Anerbe; gibt 
er dagegen eine ſolche Erklärung in der geſetzlich beſtimmten 
Friſt nicht ab, ſo ſcheidet er mit dem Ablaufe der Friſt als 
Anerbe aus. Ein Ausſcheiden als Anerbe nach § 22 Abſ. 1 RES 
kann demnach nur für den jeweils zur Nachfolge berufenen 
Anerben in Frage kommen, dem der Erbhof wirklich anfällt. 
Ein nachſtehender Anerbenberechtigter kommt überhaupt nicht 
in die Lage, zwiſchen dem eigenen und dem ererbten Hofe zu 
wählen, weil der fremde Hof ihm nicht anfällt. Wenn einem 
Anerbenanwärter, der ſelbſt einen Erbhof beſitzt, nur möglicher⸗ 
weiſe ein Erbhof anfallen würde, kann deshalb von einem 
Wegfalle dieſes Anerbenberechtigten i. S. des 8 22 Abſ. 1 REG 
nicht die Rede fein (vgl. auch den die gleiche Auffaſſung ver⸗ 
tretenden Beſchl. des KG. v. 12. Dez. 1935: ErbhRſpr. § 25 
Abſ. 4 REG Nr. 5 = JW. 1936, 609). 

Johann T., der Halbbruder des Erblaſſers Guſtav T., iſt, 
wie bereits erörtert, nicht der nächſtberechtigte geſetzliche An⸗ 
erbe. Die Beſtimmung des § 22 Abſ. 1 Rech über das Aus⸗ 
ſcheiden eines Anerben mit eigenem Erbhof iſt daher nach den 
vorſtehenden Ausführungen auf ſeine Perſon nicht anwendbar. 
Die Anſicht des Hans T., daß ſein Vater weggefallen ſei, iſt 
ſomit unzutreffend. Nach allgemeinem Rechtsgrundſatze ſchließt 
der beim Erbfalle lebende Erbe ſeine durch ihn mit dem Erb⸗ 
laſſer verwandten Abkömmlinge von der Erbfolge aus (vgl. 
§ 1924 Abſ. 2 BGB.). Auch die Regelung der Erbfolge kraft 
Anerbenrechts beruht auf dieſem Grundſatze, wie die einzelnen 
Vorſchriften in § 20 Ziff. 1, 3, 4 und 5 REG zeigen. Solange 
ein lebender Elternteil nicht weggefallen iſt, iſt demgemäß der 
Abkömmling von der geſetzlichen Anerbenfolge ausgeſchloſſen. 

Es fragt ſich, ob es nach dem REG zuläſſig iſt, daß der 
Erblaſſer den Sohn eines noch lebenden, nicht weggefallenen 
Bruders durch Teſtament oder Erbvertrag ($ 28 REG) zum 
Anerben beſtimmt. Ausdrücklich iſt dieſe Befugnis in dem 
RES und den bisher geltenden DurchfBeſt. nicht vorgeſehen. 
Das REG hat jedoch bereits in § 25 durch die Zulaſſung ver⸗ 
ſchiedener Abweichungen von der geſetzlichen Anerbenordnung 
zu erkennen gegeben, daß der Hofeigentümer mit gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen in die Lage geſetzt werden ſoll, denjenigen An⸗ 
erben auszuſuchen, der nach der Lebenserfahrung des Bauern 
und ſeiner Kenntnis der Perſönlichkeiten der in Betracht kom⸗ 
menden Anwärter als der Beſte und Tüchtigſte erſcheint. Eine 
aus ähnlichen Erwägungen vorgenommene Wahl des Sohnes 
eines lebenden Anerbenberechtigten zum Hoferben würde deshalb 
den leitenden Gedanken des REG nicht widerſprechen. Dazu 
kommt, daß nach § 25 Abſ. 4 Satz 2 Rech mit Zuſtimmung 
des AEG der zur zweiten Ordnung gehörige Vater des Erb⸗ 
laſſers zugunſten eines Abkömmlings, nämlich eines Bruders 
des Erblaſſers, der zur nachfolgenden dritten Ordnung zählt, 
überſprungen werden kann. Ebenſo darf nach dem Wortlaute 
des § 25 Abſ. 4 REG mit Zuſtimmung des AEG die zur 
vierten Ordnung gehörende Tochter des Erblaſſers durch ihre 
Tochter, die in der ſechſten Ordnung anerbenberechtigt iſt, über⸗ 
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ſprungen werden. Dem RES iſt danach das Überſpringen eines 
lebenden Elternteils durch einen zum jüngeren Geſchlechte ge⸗ 
hörigen Abkömmling nicht fremd. Der Wahl des Abkömmlings 
eines lebenden Bruders des Erblaſſers zum Anerben ſteht auch 
nicht entgegen, daß ein Bruderfohn, ſolange fein Vater nicht 
weggefallen iſt, nach der Anerbenordnung des § 20 REG über- 
haupt nicht als Anerbe in Betracht kommt. Da ein Bruderſohn 
bedingt durch den Wegfall ſeines Vaters in der dritten Ord⸗ 
nung als Anerbe berufen iſt und die Anerbenordnung allge⸗ 
mein den näheren Kreis der Blutsverwandten bei der Anerben⸗ 
ſolge berückſichtigt, iſt ein Bruderſohn jedenfalls im weiteren 
Sinne zur dritten Ordnung zu zählen. Grundſätzliche Be⸗ 
denken ſind alſo gegen die Beſtimmung eines Abkömmlings 
eines lebenden Anerbenberechtigten zum Anerben vom Stand⸗ 
punkte des geltenden Erbhofrechts nicht zu erheben. Durch eine 
ſolche Anerbenbeſtimmung wird freilich die natürliche Fami⸗ 
lienordnung unterbrochen und möglicherweiſe der Frieden der 
Familie geſtört werden. Die Verhältniſſe des einzelnen Falles 
konnen aber ſo liegen, daß der zunächſt berufene Anerbe infolge 
charakterlicher Mängel oder ungenügender Wirtſchaftsbefähi⸗ 
gung (ohne daß die Vorausſetzungen der Bauernunfähigkeit ge⸗ 
geben ſind) oder wegen ſeiner Haltung gegenüber dem Hof 
eigentümer oder deſſen Familienangehörigen oder mangels 
Bereitſchaft zur Übernahme und Bewirtſchaftung des anfallen- 
den Hofes nicht als geeigneter Hofnachfolger erſcheint, während 
bei ſeinem Sohn alle Bedingungen eines brauchbaren, dem 
Erblaſſer genehmen Nachfolgers erfüllt ſind. In ſolchen Fällen 
kann es dem Beſten des Hofes und der auf ihm ſitzenden 
Bauernfamilie dienen, wenn ein Sohn unter Übergehung ſeines 
lebenden Elternteils vom Erblaſſer zum Anerben gewählt wird. 
Vom Standpunkte des praktiſchen Bedürfniſſes iſt daher die Zu⸗ 
laſſung des Überſpringens eines lebenden Elternteils gerecht⸗ 
fertigt. 


Iſt aber die Übergehung des lebenden Bruders des Erb- 
laſſers durch ſeinen Sohn im Fall einer Beſtimmung des An- 
erben durch den Erblaſſer nach dem REG ſtatthaft, ſo iſt weiter 
zu prüfen, ob es zu dieſer Übergehung der Zuſtimmung des 
ACH bedarf. Innerhalb der dritten Ordnung (Brüder des Erb⸗ 
laſſers) kann der Erblaſſer nach § 25 Abſ. 4 Satz 1 REG den 
Anerben frei wählen. Dieſes freie Beſtimmungsrecht des Erb⸗ 
laſſers gilt aber nur für die Wahl einer Perſon, die ausdrück⸗ 
lich vom RES in der dritten Ordnung berufen iſt. Auf den 
Sohn eines nicht weggefallenen Bruders des Erblaſſers er⸗ 
ſtreckt ſich das freie Wahlrecht des Erblaſſers nicht von ſelbſt, 
wenn ein ſolcher Verwandter auch, wie bereits erörtert iſt, im 
erweiterten Sinn in die dritte Ordnung einzureihen iſt. Die in 
§ 25 REG geregelte Beſtimmung des Anerben durch den Erb⸗ 
laſſer, die eine Abänderung der feſten Anerbenordnung zwecks 
Anpaſſung an die beſonderen Verhältniſſe des einzelnen Erb⸗ 
falles ermöglichen ſoll, iſt nur unter genau feſtgeſetzten Vor⸗ 
ausſetzungen dem freien Ermeſſen des Erblaſſers überlaſſen 
(vgl. § 25 Abf. 1 Ziff. 1 und 2, Abſ. 4 Satz 1 und Abſ. 5). Auf 
einen Fall, wie den vorliegenden, der vom REG nicht aus⸗ 
drücklich geregelt iſt, darf daher das freie Beſtimmungsrecht des 
Erblaſſers nicht ausgedehnt werden. Die Einſchaltung des AEG 
iſt in Fällen der vorliegenden Art erforderlich, damit im Einzel⸗ 
fall eine willkürliche, dem bäuerlichen Empfinden nicht ent⸗ 
ſprechende Übergehung einer dem älteren Geſchlecht angehören⸗ 
den Perſon verhindert werden kann. Das Überſpringen eines 
Bruders des Erblaſſers durch ſeinen Sohn iſt demnach in An⸗ 
lehnung an § 25 Abſ. 4 Satz 2 REG, der dem Schutze der 
beſſer berechtigten Ordnung dient und ſomit auf einem ähn⸗ 
lichen Rechtsgedanken beruht, an die Zuſtimmung des AEG zu 
knüpfen. Es muß ſo angeſehen werden, als wenn der Sohn 
eines lebenden Bruders des Erblaſſers im Berhältniffe zu ſei⸗ 
nem nicht weggefallenen Vater in einer ſpäteren Ordnung be⸗ 
rufen wäre. Das AEG hat im Falle der Beſtimmung des 
Sohnes eines noch lebenden, nicht weggefallenen Bruders des 
Erblaſſers zum Anerben in entſprechender Anwendung des 
§ 25 Abſ. 4 Satz 2 REG zu prüfen, ob nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles, insbeſ. nach der Perſönlichkeit und den 
Verhältniſſen des lebenden Elternteils und dem Nutzen des 
Hofes, ſowie ferner bei Beachtung der Grundſätze des Erbhof⸗ 


rechts die Überſpringung des lebenden Elternteils durch den 
Sohn zu billigen iſt. 

Hiernach bedarf die Übergehung des Halbbruders Johann 
T. durch ſeinen Sohn Hans T. der Zuſtimmung des AEG. Die 
Gerichte der vorgehenden Rechtszüge haben die Frage, ob die 
Beſtimmung des Hans T. zum Anerben unter Übergehung 
ſeines Vaters Johann T. zu billigen iſt, noch nicht er⸗ 
örtert. Um den Beteiligten keinen Rechtszug zu nehmen, iſt 
es angebracht, die Sache zur erneuten Entſch. zurückzuverweiſen, 
und zwar an das AEG, das den für die Entſch. in Betracht 
kommenden Verhältniſſen am nächſten ſteht. Dementſprechend 
find die Entſch. des AEch und des LEH aufzuheben, ſoweit 
der Antrag auf Verſagung der Genehmigung der in dem Teſta⸗ 
mente des Guſtav T. vom 24. Juli 1934 enthaltenen Beſtim⸗ 
mung des Hans T. zum Anerben in Betracht kommt. 

„Otto T. hat in dem gegenwärtigen Verfahren noch be 
antragt, ihn oder ſeine Kinder als Anerben des Erbhofes ſeines 
Bruders Guſtav T. einzuſetzen. Mit dieſem Antrage wird die 
Feſtſtellung bezweckt, daß Otto T. oder eines ſeiner Kinder der 
Anerbe des verſtorbenen Guſtav T. ſei. Eine ſolche Feſtſtellung 
liegt aber dem ordentlichen Gericht (Nachlaß⸗ oder Prozeß⸗ 
gericht) ob, nicht dagegen den Anerbenbehörden, deren Auf⸗ 
gabenkreis hierauf nicht ausgedehnt iſt (vgl. § 40 Abſ. 2 REG). 
Inſoweit hat alſo das AE unter Zuſtimmung des LEHÖ 
infolge fehlender ſachlicher Zuſtändigkeit mit Recht eine Eutſch. 
abgelehnt. Die ſofortige weitere Beſchw. des Otto T. iſt in 
dieſem Punkt unbegründet. 

(R Ec, 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 408/36.) 

(= REßG. 3, 424.) 
* 

** 36.837 A b ſ. 2 REG. 

1. Befindet ſich ein Erbhof im Schulden- 
regelungsverfahren, ſo kann die Veräuße⸗ 
rung von Erbhofgrundſtücken, deren Abtren⸗ 
nung dem ganzen Anweſen ſchaden würde, auch 
dann nicht genehmigt werden, wenn der Erlös 
aus dem Verkaufe zur Abdeckung von Schulden 
verwendet werden ſoll. Die Genehmigung kann 
um ſo weniger erteilt werden, wenn der Ber’ 
kaufserlös keine nennenswerte Schuldent⸗ 
laſtung bringen würde. 

2. Der Umſtaud, daß die für die Veräuße⸗ 
rung in Betracht kommenden Grundftüde von 
der Gemeindeals Induſtriegeländeauserſehen 
ſind, kanu für ſich allein keinen wichtigen 
Grund zur Genehmigung der Veräußerung ab⸗ 
geben. 

Frau H. iſt als befreite Vorerbin Eigentümerin eines 
Erbhofes von 45, 43,56 ha. Der Hof hat einen Einheitswert von 
84 000 %%, einen Grundſteuerreinertrag von 428,41 Talern, iſt 
mit 192 000 . Hypotheken belaſtet und befindet ſich im Schul⸗ 
denregelungsverfahren. Frau H. hat das Anweſen bis 1945 ver⸗ 
pachtet. Der Kaufmann B. hat Frau H. notariell angeboten, 
ihr eine Fläche von zwei Morgen für 3600 Rn abzukaufen. 
Das Entgelt ſoll an die Entſchuldungsſtelle bezahlt werden. B. 
will auf dem Gelände eine Drahtfabrik errichten und beantragt, 
unterſtützt von Frau H., die geplante Veräußerung zu ge 
nehmigen. 

Das AEG hat dem Antrage ſtattgegeben, weil es ſich um 
einen geringfügigen Teil des Erbhofes handele und der Gegen⸗ 
wert zur teilweiſen Abdeckung der Schulden diene. 

Das LEß hat die Genehmigung zur Veräußerung ver’ 
ſagt. Es hat ausgeführt: Die beanſpruchte Fläche ſei nach Gute 
des Bodens und Lage zur Hofſtelle von jo großem Wert für 
den Hof, daß nur beſondere, hier nicht vorl. Gründe die Ab⸗ 
trennung aus der geſchloſſenen Hoflage rechtfertigen könnten. 

Gegen dieſen Beſchluß hat B. ſofortige weitere Beſchw. 
eingelegt und weiter vorgebracht: Die Stadt W. habe gerade 
das Gelände um das Grundſtück der Frau H. herum als In⸗ 
duſtriegelände vorgeſehen, weil der dort vorbeifließende Olbach 
als einziger Bach in der Gegend vollſtändig kanaliſiert fer und 
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große Klärbaſſins zum Abſetzen der Sentſtoffe habe. Das An⸗ 
veſen bleibe auch nach der Abtrennung der zwei Morgen lebens⸗ 
big. Bei der Höhe der vorhandenen Schulden ſei eine Ent- 
ſchuldung ohne Veräußerung von Teilen des Erbhofes unmög⸗ 
Ich. Deshalb diene jede kleine Summe zur Verringerung der 
Oinſenlaſt. 

Frau H. erklärt: Sie wolle den Hof ſelbſt entſchulden. Der 
Verkauf ſolle zur Schuldentilgung dienen. 

Der O8 hält die ſofortige weitere Beſchw. für unbe⸗ 
gründet und weiſt darauf hin, daß der Siedlungsverband den 
Vauplan ablehne. 

. Das Entſchuld A. gibt an, der Verkauf von zwei Morgen 
Ka unerwünſcht, zumal der Hof in den letzten Jahren ſchon 
urch Verkauf erheblich verkleinert ſei. 

Die ſofortige weitere Beſchw. iſt zuläſſig. Zu der Veräuße⸗ 
g des Grundſtücks von zwei Morgen an B., einen Familien⸗ 
remden, iſt die Genehmigung der Anerbenbehörden erforderlich, 
ie nur aus einem wichtigen Grunde erteilt werden darf ($ 37 
11 2 REG) Da der Erbhof grundſätzlich unveräußerlich iſt 
und nach dem Willen des Geſetzgebers ungeteilt der Sippe des 
Sauern erhalten werden fol, müſſen ſehr ſchwerwiegende Um⸗ 
fände für die Veräußerung vorliegen, wenn ein wichtiger Grund 
anerkannt werden ſoll. Da der Erbhof der Frau H. 45,53,56 ha 
groß iſt, ſcheint zwar auf den erſten Blick die Abſplitterung von 
zwei Morgen ſeine Bedeutung nicht herabzumindern. Die nähere 

erechnung führt aber zu einem ganz anderen Ergebnis, weil 
on dem Grundſtück rund 30 Morgen Wald find, und der Reſt 
5 Acker und Wieſen beſteht, während die zwei Morgen wert⸗ 
ollſten, für die Ernährung ſehr wichtigen und für den Erbhof 
unentbehrlichen Ackerboden enthalten. Die Abtrennung würde 
zem ganzen Anweſen ſchaden, ohne daß der Erlös aus dem 

erkauf eine nennenswerte Entlaſtung bringen würde. Um die 
auf dem Hofe ruhende Verſchuldung zu beſeitigen und den Be⸗ 
ab wieder lebensfähig zu machen, wird das landwirtſchaftliche 

chuldenregelungsverfahren durchgeführt. Nach der Schulden⸗ 
regelungsgeſetzgebung werden auch überſchuldete Erbhöfe ſoweit 
entſchuldet, daß die verbleibenden Verbindlichkeiten der tat⸗ 
ſächlichen Leiſtungsfahigkeit des Hofes entſprechen. Es muß alſo 
erwartet werden, daß nach Durchführung des Schuldenrege⸗ 
ungsverfahrens der Hof wieder in einen ordnungsmäßigen Zu⸗ 
fand verſetzt wird, daß insbeſ. auch nach Beendigung der Pacht⸗ 
zeit das erforderliche lebende Inventar wieder beſchafft werden 
für Das Entſchuld A. hält den Verkauf von zwei Morgen nicht 
r erwünſcht. Aus der Auskunft des Entſchuld A. ergibt ſich 
ſernerhin, daß das Entſchuldungsverfahren weiter ſchwebt und 

In einer Selbſtentſchuldung, die Frau H. nach ihren Erklä⸗ 
dungen zu beabſichtigen ſcheint, nicht die Rede ſein kann. Der 
Siedlungsverband, der als Landesplanungsſtelle dem Erwerb 
e Grundſtückes feine Zuſtimmung erteilen muß, lehnt dieſe 

: weil die von B. beabſichtigte Nutzung des Grundſtücks dem 
boſetzlich aufzuſtellenden Wirtſchaftsplan widerſprechen würde 
und die Belange des Siedlungsverbandes und der Landwirt⸗ 
Haft geſchädigt würden. Der Erwerb ſtößt alſo auch an dieſer 
Stelle auf Widerſtand. Ob die Stadt W., wie B. behauptet, ge⸗ 
dude das Gelände um den Erbhof der Bäuerin herum als In⸗ 
uſtriegelände vorgeſehen hat, mag demgegenüber auf ſich be- 
uhen. Denn ein ſolcher Plan, deſſen Verwirklichung zudem 
eineswegs feſtſteht, kann einen wichtigen Grund für die Ge⸗ 
nehmigung der Abſplitterung von Erbhofland nicht abgeben. B. 
a nicht überzeugend dargetan, daß er nur in der 
65 Ausſicht genommenen Gegend feine Fabrik 
ten kann, und daß die Fortführung feines 
8 ternehmens ernſtlich gefährdet wird, wenn 
r nicht gerade die Parzelle von dem Erbhof der 
Grau H. erwerben darf. 


Die ſofortige weitere Beſchw. war demgemäß zurückzu⸗ 
weiſen 


run 


f 


REHB, 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 2390/85.) 
(= KReßc. 3, 377.) 


* 37. § 37 A b ſ. 2 RE G; 5 10 A b ſ. 1, 2 D VO II zum 
REG. 

1. In der Übergangszeit nach dem Inkraft⸗ 
treten des REGſkann in beſonders gelagerten 
Fällen zur Vermeidung von Härten die Ver⸗ 
äunßerung von Grundſtücken zum Zwecke der 
Ausſtattung eines Kindes genehmigt werden. 

2. Das Beſchwerderecht des Notars nach 8 10 
A bſ. 2 D VO IM iſt auch dann gegeben, wenn er 
das Rechtsgeſchäft zwar noch nicht beurkundet 
hat, aber mit der Beurkundung im Falle der 
Erteilung der anerbengerichtlichen Zuſtim⸗ 
mung beauftragt iſt. 

Die Eheleute Fabian und Adelheid M. in W. ſind Eigen⸗ 
tümer eines Erbhofes von 11,520 ha. Ihre Tochter Anna iſt 
mit dem Landwirt Heinrich B. aus W. verlobt, der ſelbſt 4,93 ha 
Land beſitzt. Sein Vater Guſtav B. iſt Eigentümer einer Hof⸗ 
ſtelle mit 7,02 ha, die keinen Erbhof bildet. 

Der Bauer Fabian M. hat dem Notar Dr. R. in M. unter 
Bezugnahme auf eine vorherige Rückſprache durch Schreiben 
vom 14. Okt. 1934 ſeine Abſicht mitgeteilt, ſechs in W. be⸗ 
legene, zu ſeinem Erbhof gehörige, Grundſtücke in der Größe 
von zuſammen 1,226 ha ſeiner Tochter Anna nach ihrer Ver⸗ 
heiratung als Ausſtattung zu übertragen, und hat den Notar 
gebeten, das Weitere zu veranlaſſen. Der Notar hat unter Hin⸗ 
weis darauf, daß die Eltern zu einer Geldausſtattung nicht in 
der Lage wären, bei dem AEG beantragt, die Abtretung zu ge⸗ 
nehmigen. In der mündlichen Verhandlung vor dem AEG war 
der Notar an Stelle der Eheleute M. erſchienen. Das AEG hat 
die Veräußerung genehmigt. 

Auf die ſofortige Beſchw. des KrBß hat das EHS die 
Genehmigung verſagt. 

Gegen dieſe Entſch. hat der Notar unter Vorlage einer 
Vollmacht des Fabian M. ſofortige weitere Beſchw. 
erhoben und beantragt, die Genehmigung unter der Bedin⸗ 
gung zu erteilen, daß Anna M. Heinrich B. heirate, die Grund⸗ 
ſtücke auf Heinrich B. übertragen würden und in der Hand des 
Heinrich B. zu einem neuen Erbhofe kämen. Wenn nämlich 
Guſtav B. ſeinem Sohne Heinrich die Hofſtelle mit etwa 4 ha 
abtrete, jo würde dieſer mit feinem eigenen Beſitze von 4,93 ha 
und den Ausſtattungsgrundſtücken in Größe von 1,226 ha einen 
Grundbeſitz von 10,156 ha erlangen, der als Erbhof anzuſpre⸗ 
chen ſei. Die Eheleute M. und das Brautpaar B. haben ſich 
hierauf mit einer Abtretung der Grundſtücke der Eheleute M. 
an Heinrich B. unter den Bedingungen einverſtanden erklärt, 
daß die Ehe zwiſchen Heinrich B. und Anna M. zuſtande komme 
und daß dieſe Grundſtücke in einen Erbhofverband hineinkämen. 

Der Notar, der ein der Zuſtimmung des AEG bedürftiges 
Rechtsgeſchäft beurkundet oder beglaubigt hat, iſt nach der geſetz⸗ 
lichen Vermutung des § 10 Abſ. 1 DVO II als ermächtigt an⸗ 
zufehen, die Entſcheidung des KEG namens des Antragsberech⸗ 
tigten zu beantragen. Nach § 10 Abſ. 2 DVO II iſt der Notar 
auch befugt, ohne Hinzuziehung eines Rechtsanwalts namens 
des Antragsberechtigten ſofortige weitere Beſchw. einzulegen, 
wenn er für den Beſchw§. einen Antrag beim AEB geſtellt hat. 
Nach der Rſpr. des REH (NEHS 2, 336 = FW. 1936, 2333 2°) 
beſteht das Recht des Notars, für den Antragsberechtigten ſo⸗ 
fortige weitere Beſchw. einzulegen, nicht bloß, wenn der Notar 
für den Antragsberechtigten in demſelben Verfahren bei dem 
AES einen Antrag geſtellt hatte, der ſich auf ein bereits von 
ihm beurkundetes oder beglaubigtes, der Genehmigung des AEG 
unterliegendes Rechtsgeſchäft bezieht, ſondern das Be⸗ 
ſchwerderecht des Notars iſt auch gegeben, wenn 
er das Rechtsgeſchäft zwar noch nicht beur⸗ 
kundet hat, aber mit der Beurkundung im Falle 
der Erteilung der anerbengerichtlichen Zuſtimmung beauf⸗ 
tragt iſt. 

Im vorl. Fall iſt die von den Eheleuten M. beabſichtigte, 
nach § 37 Abſ. 2 RES genehmigungsbedürftige Veräußerung 
von Grundſtücken zur Ausſtattung der Tochter Anna noch nicht 
von dem Notar beurkundet. Es iſt aber nach der ganzen Sach⸗ 
lage unbedenklich davon auszugehen, daß der Notar nach Er⸗ 
teilung der anerbengerichtlichen Genehmigung das Veräuße⸗ 
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rungsgeſchäft beurkunden ſoll. Darauf weiſt ſchon der Inhalt 
des Schreibens des Fabian M. v. 14. Okt. 1934 hin, in welchem 
er den Notar von der Veräußerungsabſicht ſchriftlich unterrich⸗ 
tet und ihn bittet, das Weitere zu veranlaſſen. Demnach iſt der 
Notar Dr. R. ermächtigt, gemäß § 10 Abſ. 2 DLO II ohne Hin⸗ 
zuziehung eines Anwalts für Fabian M., der als Eigentümer 
nach § 15 Abſ. 1 DO II antragsberechtigt iſt, ſofortige weitere 
Beſchwerde einzulegen. Die ſofortige weitere Beſchw. 
iſt alſo formgerecht erhoben. Auch die Beſchwerdefriſt iſt 
gewahrt. Die ſofortige weitere Beſchw. iſt daher nach § 49 Abſ. 1 
REG zuläſſig. Sie ift auch fachlich begründet. 

In der Übergangszeit kann in beſonders gelagerten Fällen 
zur Abwendung einer Härte die Genehmigung zur Abtrennung 
von Land an ein Kind ausnahmsweiſe nach § 37 Abſ. 2 REG 
erteilt werden. 

Beſondere Umſtände, die eine ſolche Ausnahme rechtfer⸗ 
tigen, liegen hier vor. Die Eheleute M. ſind nicht in der 
Lage, ihre Tochter Anna, die jetzt heiraten will, mit Geld 
auszuſtatten. Sie beabſichtigen darum, ihrer Tochter 
Grundſtücke im Umfange von 1,226 ha als Ausſtattung zu über⸗ 
laſſen. Durch die Abtrennung dieſer Fläche wird die 
Lebensfähigkeit des Erbhofes nicht berührt. 
Andererſeits beſteht die Möglichkeit, einen 
neuen Erbhof zu ſchaffen. Der künftige Ehemann der 
Anna M. iſt bereits Eigentümer von 4,93 ha. Sein Vater iſt 
in der Lage, die Hofſtelle mit 4 ha Land an ſeinen Sohn ab⸗ 
zugeben. Dieſer würde unter Hinzurechnung der zur Aus⸗ 
ſtattung ſeiner künftigen Ehefrau beſtimmten Grundſtücke 
in röße von 1,226 ha im ganzen einen Grundbeſitz 
von 4,93 + 4,00 + 1,226 = 10,156 ha erlangen, der, wie der 
LBF meint, als Ackernahrung anzuſehen wäre. Die Ausſtat⸗ 
tung der Tochter Anna mit einer für den elterlichen Erbhof 
entbehrlichen Fläche würde alſo die Möglichkeit ſchaffen, daß 
eine bäuerliche Familie auf einem neu gebildeten Erbhofe ge⸗ 
gründet wird. Die Verwendung des abzutrennenden Landes iſt 
dadurch zu ſichern, daß die Veräußerung unter der aufſchieben⸗ 
den Bedingung genehmigt wird, daß der Erwerber, der künftige 
Ehemann Heinrich B., mit Anna M. die Ehe ſchließt und er zu 
ſeinem bisherigen Grundbeſitze von 4,93 ha von ſeinem Vater 
Guſtav B. deſſen Hofſtelle nebſt 4 ha Land zu Eigentum erhält. 

Mit der vorſtehenden Maßgabe iſt die Genehmigung nach 
§ 37 Abſ. 2 RES zu erteilen. 

(RESG, 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 1016/35.) 
(= REHG. 3, 408.) 
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38. 8 Lund2 REG. Bei gemiſchten Betrie 
ben iſt der maßgebende Zeitpunkt dafür, wel 
cher Betriebals Hauptbetrieb gilt, der 1. Okt. 
1933 (Tag des Inkrafttretens des REG). Die 
einmal vorhandene Erbhofeigenſchaft kann 
nicht dadurch, daß ein Nebenbetrieb in der Zu⸗ 
kunftſichbedeutendauswächſt, verlorengehen. 

Die Eheleute X. und K. J. find Eigentümer eines An⸗ 
weſens von 21,122 ha. X. J. geht auch dem Pferdehandel nach. 

Gegen die Aufnahme des Beſitzes in das gerichtliche Ver⸗ 
zeichnis hat J. rechtzeitig Einſpruch erhoben und geltend ge⸗ 
macht, daß er ſeine Familie mit ſechs Kindern durch die Land⸗ 
wirtſchaft allein nicht ernähren könne. Seine Haupteinnahmen 
ergäben ſich vielmehr aus dem von ihm betriebenen Pferde⸗ 
handel. 

Das UCS hat den Einſpruch zurückgewieſen. 

Gegen den Beſchluß hat X. J. Beſchw. eingelegt. 

In der Beſchw. wird geltend gemacht, der Pferdehandel 
überwiege die Landwirtſchaft. Dieſer ſei ſeit der Ausſchaltung 
der Juden auf dieſem Gebiet beträchtlich geſtiegen. 

Auf Grund der Erhebungen beſteht kein Zweifel, daß eine 
kriſenfeſte Ackernahrung unabhängig von den Einnahmen aus 
dem Gewerbebetrieb gegeben iſt. 

Es handelt ſich um einen gemiſchten Betrieb. Eine 


» u 


Trennung der Betriebe iſt aus räumlichen und wirtſchaftlichen 
Gründen nicht möglich. 

Bet der zur Zeit vorhandenen Knappheit an Pferden 
einerſeits und dem großen Bedarf an Pferden andererſeits mag 
es vielleicht augenblicklich zutreffen, daß die Einnahmen au 
dem Pferdehandel etwas größer find als die der Landwirtſchaft. 

Der BeſchwF. iſt jedoch im Hauptberuf Bauer. Den 
Pferdehandel betreibt er nur nebenbei. Beſondere Einrichtun- 
gen, wie eigene Ställe hierfür, beſondere Transportmittel uſw. 
ſind nicht vorhanden. Selbſt wenn es richtig iſt, daß der Pferde⸗ 
handel durch die Ausſchaltung der Juden aus dem Viehhande 
nach der nationalſozialiſtiſchen Erhebung an Umfang und De 
deutung gewonnen hat, fo iſt dies für die hier zu entſcheidende 
Frage bedeutungslos; deun der allein maßgebende Zeitpunkt 
dafür, welcher Betrieb als Hauptbetrieb gilt, iſt der 1. Okt. 1933 
(Tag des Inkrafttretens des REG), wie ſich aus § 62 der 
DO V ergibt. Die einmal vorhandene Erbhofeigenſchaft kann 
nicht dadurch, daß ein Nebenbetrieb in der Zukunft ſich bedeu⸗ 
tend auswächſt, verloren gehen. 

Die Beſchw. konnte daher keinen Erfolg haben. 

(EIS Nürnberg, Beſchl. v. 4. Nov. 1936, We 187/36.) 


* 

39 S 2 RCG. Eine ſelbſtändige Ackernah⸗ 
rung i. S. des REG, deſſen Auswirkungen au 
Jahrhunderte bemeſſen ſind, iſt nicht ſchon 
gegeben, wenn ſich die Familie des gegenwär⸗ 
tigen Eigentümers gerade recht und ſchlecht ernähren 
kann. Sie iſt vielmehr erſt dann vorhanden, 
wenn die Erträgniſſe der eigenen Wirtſchaft 
— alſo ohne Pachtland und ohne alle ſonſtigen 
Einkünfte aus einem Nebenerwerb — nicht 
nur zum Unterhalt einer ſtarken ſechsköpfigen 
Familie und von Altenteilern, ſondern au 
zur Erfüllung angemeſſener Ausſteuer⸗, Ans’ 
ſtattungs⸗ und Zufluchtsanſprüche der wer 
chenden Erben ausreichen, ohne daß der Ho 
ſchon durch dieſe ihm durch das Geſetz ſelbſt 
auferlegten Laſten in Schwierigkeiten kommt, 
Dabei ſind ſchlechte Ernten und Krankheit des 
Eigentümers im gewiſſen Umfange in Rech- 
nung zu ſetzen. Außerdem muß durch die Er“ 
träge noch der Wirtſchaftsablauf des Betrie“ 
bes (Erhaltung des wirtſchaftlichen Beſtan? 
des des Hofes, Beſtreitung der öffentlichen 
Laſten und der Koſten einer angemeſſenen Gt’ 
bäude⸗ und In ventarverſicherung) gewähr? 
leiſtet werden, insbeſ. muß alſo auch die Mög⸗ 
lichkeit beſtehen, aus den Erträgen des Hofes 
einmal die Gebäude zu erneuern. f) 

LEHS Celle, 6. Sen. v. 21. Jan. 1937, 2 [6] We 1511/36.) 


Anmerkung: Es würde zu weit führen, hier alle Eniſch. 
und Schrifttumsſtellen anzuführen, die ſich mit der Frage be⸗ 
ſchäftigt haben, wie § 2 Abſ. 2 NES in bezug auf Einzelheiten 
auszulegen ſei. Es iſt allgemein bekannt, daß heftige Mel 
nungsverſchiedenheiten hierüber entbrannt ſind, die ſich aller 
dings in ziemlich gerader Entwicklung immer mehr in Rich? 
tung des Standpunktes, den hier das LEHG in Celle ein 
nimmt, befriedet haben. Es iſt trotzdem für jeden, der ſich mit 
diefen Fragen beſchäftigt hat und ſich in der Praxis künftig 
damit zu beſchäftigen hat, ganz beſonders erfreulich, daß das 
Gericht mit aller Klarheit ausſpricht und zuſammenſtellt, 
welche Leiſtungen durchweg bei Beantwortung der Frage was 
einer ausreichenden Ackernahrung zu berückſichtigen find. = ie 
Praxis wird dem Senat dafür dankbar ſein. Die vorſtehend 
nur in kurzem Auszug wiedergegebene Entſch. kann durchweg 
unterſchrieben werden, lediglich mit einem Hinweis darauf, da 
eine ſechsköpfige Familie zwar im Augenblick noch als a 
(Eltern und vier Kinder) bezeichnet werden muß, hoffentli@ 
aber bald ſchon, wenigſtens und gerade beim Bauern, als ein 
zahlenmäßig an der unterſten Grenze des Erwünſchten liegend. 
erſcheint, fo daß es zu vertreten wäre, in dem vorſtehenden 
Auszug an die Stelle ſechsköpfig das Wort achtköpfig zu ſetzen. 

Notar Schleck, München. 


66. Jahrg. 1937 Heft 24,25) 
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& 40. 8 17 ERV. Der Befreiungsantrag nach § 17 Abſ. 4 
RB iſt nutzlos, wenn der Beſitz zu mehr als 70 % des Ein⸗ 
Ertswertes verſchuldet iſt und demgemäß nach 8 1 Ep RV keine 
derdbofeigenſchaft mehr erlangen kann. Ein früherer Antrag 
des KrBß aus § 10 RES auf Feſtſtellung der Erbhofeigen⸗ 
"haft (trotz Fehlens der Bauernfähigkeit eines der Ehegatten) 
kann nicht als Befreiungsantrag nach § 17 Abſ. 4 EHV an⸗ 
geſehen werden. f) 
(ErbhGer. Celle, Veſchl. v. 15. Jan. 1937, 4 We 272/36.) 
n 
Abgedr.: JW. 1937, 1018 35. 


Anmerkung A.: Über die Frage, ob bei einem Ehegattenerb⸗ 
hof beide Ehegatten bauernfähig ſein müſſen, waren längere 
Zeit hindurch die verſchiedenſten Anſichten im Umlauf. Der 
Geſetzgeber hat ſich in der ERV v. 21. Dez. 1936 dahin ent- 
Idieden, daß grundſätzlich beide Ehegatten bauernfähig fein 
dialen. Für etwaige beſondere Fälle iſt jedoch im $ 17 Abſ. 4 
ieſer VO. die Möglichkeit der Befreiung von dieſem Erfor⸗ 
dernis zur Beſeitigung möglicher Härten geſchaffen. In dieſem 
Abſatz iſt ausdrücklich beſtimmt, daß die Befreiung als erteilt 
gilt, wenn der ſie ausſprechende Beſchluß rechtskräftig gewor⸗ 
den iſt, und zwar mit Wirkung von Beginn des Tages ab, an 
am der Befreiungsantrag am AEG eingegangen iſt. Eine 
Kückwirkung der Befreiung über den Zeitpunkt des Eingangs 
des Befreiungsantrages beim AE hinaus iſt alſo nicht ge- 
geben. Da der Befreiungsantrag erſt durch die EHRV neu ge 
ſchaffen worden iſt, kann er in jedem Falle früheſtens nach 
aß der EH RW geſtellt werden. Die gleiche VO. beſtimmt 
aber, daß vom Zeitpunkt ihres Erlaſſes an nur noch ſolche 
e Erbhöfe werden können, die zu nicht mehr als 70 % ihres 
Dinheitswertes verſchuldet ſind. Hieraus ergibt ſich unzwei⸗ 
dantig, daß ein Befreiungsantrag nach § 17 Abſ. 4 EHRD nur 
ann überhaupt einen Sinn haben kann, wenn der Hof, deſſen 
mer den Befreiungsantrag ſtellen, zu nicht mehr als 
% verſchuldet iſt. Der Entſch. des LEHE iſt alſo durchaus 
züzuſtimmen. Ein Zweifel könnte lediglich beſtehen mit Rück⸗ 
ücht auf die darin erwähnte Meinung von Vogels, wonach 
wolleicht von der Schuldengrenze abgeſehen werden könnte, 
enn alle übrigen Vorausſetzungen für die Entſtehung der Erb⸗ 
delgemeinſchaft am 23. Dez. 1936, dem Tage des Inkrafttretens 
in EHRT, vorhanden waren. Auch wenn dieſe Anſicht richtig 
15 ändert ſie aber nicht die Richtigkeit der vorl. Entſch., denn 
5 dürfte wohl ſicher fein, daß die am 15. Jan. 1937 vorhan⸗ 
mie Schuldenlaſt auch am 23. Dez. 1936 ſchon vorhanden war. 
Tas LEHS ſcheint überdies die Außerung von Vogels un⸗ 
achtig aufzufaſſen. Es nimmt an, daß Vogels in derartigen 
Fällen von der Einhaltung der Schuldengrenze überhaupt ab 
ehen wolle. Dies iſt aber nicht der Fall. Der einzige Unter⸗ 
chied zwiſchen beiden Meinungen beſteht darin, daß Vog els 
glaubt, es vertreten zu können, wenn man bei Ehegattenerb- 
wüen als Stichtag der Schuldenfeſtſtellung den 23. Dez. 1936 
ählt an Stelle des Tages des Einganges des Befreiungs⸗ 
antrages beim AEG. Für eine gewiſſe, nicht zu lange dauernde 
uͤbergangszeit dürfte dieſer Meinung von Vogels zuzuſtim⸗ 
nen ſein. An der vorl. Entſch. ändert ſie beſtimmt nichts. 
Notar Schieck, München. 


Anmerkung B: Die Entſch kenn wohl kaum im Ergebnis 
und in der Begründung voll befriedigen (vgl. Johae in der 
um. zu dieſer Eutſch.: Rd. 1937, 287). 
de Mit der Entſch. wird eine erbhoffähige Beſitzung von 
m Schutz des Geſetzes ausgeſchloſſen, obwohl alle Voraus 
uungen in ſachlicher Hinſicht für einen Erbhof gegeben ſind 
58 die Betriebsinhaberin unzweifelhaft bauernfähig iſt, auch 
10 Hof von ihr und dem Anerben ordentlich bewirtſchaftet 
ird (in einem völlig gleichliegenden Fall hat Stuttgart vor 
90 a der EHRB die Erbhofeigenſchaft bejaht: RdRN. 1935, 
SR Die Rechtslage für die Beurteilung dieſes Falles vor 
rlaß der EßRV war folgende: 
fe Es galt der Grundſatz, daß beide Eheleute bauernfähig 
ein müſſen, man folgerte dies aus dem Geſetz ſelber, das in 
en Beſtimmungen über die Ehegattenhöfe auf § 1 REG ver⸗ 


wies, wonach nur in der Hand bauernfähiger Eigentümer ein 
Erbhof entſtehen kann. Ansnahmen von dieſem Grundſatz wur⸗ 
den von der Rſpr. hauptſächlich bei mangelnder Wirtſchafts⸗ 
fähigkeit eines Ehegatten — den praktiſch häufigſten Fällen — 
zugelaſſen, wenn die Mängel eines Teils durch die beſondere 
Tüchtigkeit des anderen Ehegatten ausgeglichen wurden (ſo in 
ſtändiger Rſpr. das RCH z. B. in REG. 3, 10). Danach 
würde hier fraglos über die mangelnde Wirtſchaftsfähigkeit des 
Ehemanns hinweggegangen werden können. Wenn der Ehe⸗ 
mann etwa auch die Ehrbarkeit verwirkt haben ſollte, ſo war 
für ſolche Fälle die frühere Rſpr. nicht jo leicht geneigt, die 
Erbbofeigenſchaft zu bejahen, weil man einen Ausgleich von 
Ehre und Unehre der beiden Ehegatten ablehnte. Nichtsdeſto⸗ 
weniger wurde aber doch anerkannt, daß auch bei fehlender 
Ehrbarkeit eines Ehegatten die Erbhofeigenſchaft zugeſtanden 
werden kann — wie dies auch jetzt nach der EHRV möglich 
iſt — Entſch. des REHG: RdRN. 1936, 72 und Stuttgart 
a. a. O.). Man wird dabei an Fälle denken müſſen, in denen 
der unehrbare Teil als Miteigentümer des Hofes äußerlich nicht 
in die Erſcheinung tritt, z. B. infolge Abweſenheit vom Hofe, 
durch Krankheit oder aus ſonſtigen Gründen ganz im Hinter⸗ 
grunde bleibt und der ehrbare Teil allein als Betriebsinhaber 
den Hof leitet und vertritt. Danach würde man auch hier über 
eine etwaige Unehrbarkeit des Ehemannes hinwegſehen können. 
Somit ergibt ſich, daß vor Erlaß der EHRB der Beſitz — we⸗ 
nigſtens ſoweit der Tatbeſtand bekannt iſt — Erbhof war 
und als ſolcher in einem früheren Feſtſtellungsverfahren auch 
hätte anerkannt werden müſſen (wie dies auch bei völlig 
gleichliegendem Tatbeſtand von dem EHG in Stuttgart a. a. O. 
geſchehen iſt), während die Erbhofgemeinſchaft auf Grund der 
EHNB nicht gegeben und vom LEHG (a. a. O.) deshalb ab- 
gelehnt worden iſt. Daß ein ſolches Ergebnis nicht ſehr ein⸗ 
leuchtend iſt, liegt auf der Hand; es iſt ganz beſonders auf⸗ 
fällig angeſichts der in allen ſonſtigen Beſtimmungen der neuen 
Verordnung feſtzuſtellenden Neigung des Geſetzgebers, den Rah⸗ 
men der zu erfaſſenden Ehegattenerbhöfe noch weiter als 
früher zu ſpannen (ogl. Abſ. 1—3 der SS 17 und 18 ERV). 
Die Urſache für eine gewiſſe Schlechterſtellung der Ehegatten⸗ 
beſitzungen ſeit dem Erlaß der ER liegt in der Vorſchrift 
des Abſ. 4 § 17, wonach ein beſonderer Antrag wegen Be⸗ 
freiung von dem Erfordernis der Bauernfähigkeit beider Ehe⸗ 
leute geſtellt werden muß, während früher von Amts wegen 
geprüft wurde, ob die Bauernfähigkeit eines Teils ausnahms⸗ 
weiſe genügte; die eigentlichen materiellen Vorſchriften über 
die Banernfähigkeit der beiden Eheleute und über mögliche 
Ausnahmen von dieſem Grundſatz ſind die gleichen geblieben 
(ogl. Vogels, 4. Aufl., zu 8 17 ER Erl. 8). Infolge der 
beſchränkten Rückwirkung der Befreiung von dem Erfordernis 
der Bauernfähigkeit beider Teile kann jetzt ein Ehegattenerbhof 
erſt nach Inkrafttreten der EHND entſtehen, was zur Folge 
hat, daß nach § 1 EH RV als weitere Vorausſetzung für die 
Entſtehung eines Erbhofes der Schuldenſtand unter 70 % des 
Einheitswertes liegen muß. Es erhebt ſich nun die Frage, ob 
alte, ſchon vor Erlaß der EH RV beſtandene Beſitzungen, deren 
Erbhofeigenſchaft nach der früheren Rſpr. feſtgeſtellt bzw. bei 
Streit gegebenenfalls zu bejahen geweſen wäre, nach Erlaß 
der ERV einer anderen Beurteilung unterworfen werden 
können, ob überhaupt dieſe Rückwirkung der Vorſchriften auf 
frühere alte Tatbeſtände vom Geſetzgeber gewollt iſt oder ob 
die neuen Vorſchriften in § 17, ſoweit ſie gegenüber der frühe⸗ 
ren Rſpr. eine Einſchränkung brachten, nur für neu ent⸗ 
ſtehende Ehegattenbeſitzungen gedacht und nach dem Zweck 
des Geſetzes gerechtfertigt ſind. Gegen eine Rückwirkung der 
neuen, einſchränkenden Vorſchrift des § 17 Abſ. 4 ſpricht die 
Rechtsnatur der Erbhofentſtehung, die nicht durch eine rechts⸗ 
geſtaltende richterliche Entſch. begründet wird, ſondern auf der 
Grundlage der geſetzlichen Vorausſetzungen bei Erlaß des 
REG bzw. der DB für die zutreffenden Tatbeſtände ohne wei⸗ 
teres eingetreten war. Es ſcheint danach ausgeſchloſſen, daß 
die Ed R noch Einfluß ausüben könnte auf Tatbeſtände, in 
denen auf Grund der früheren Rſpr. von den Anerbenbehörden 
ein Ehegattenerbhof trotz fehlender Banernfähigteit eines Teils 
rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt (ſo Joh ae a. a. O. S. 288). 
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Was aber für rechtskräftig abgeſchloſſene Verfahren gilt, muß 
mit Rückſicht darauf, daß die Entſch. über die Erbhofeigenſchaft 
nur rechtserklärende Wirkung hat, für alle Fälle gelten, in 
denen tatbeſtandsmäßig vor Erlaß der EHRWV ein Erbhof ge⸗ 
geben war. Daß die rechtskröftige Feſtſtellung keine Rolle 
ſpielen darf, ergibt ſich auch daraus, daß trotz Rechtskraft ein 
am erſten Verfahren nicht Beteiligter (3. B. ein Glaubiger) 
jederzeit von neuem ein von dem alten Verfahren gänzlich un⸗ 
abhängiges Verfahren einleiten könnte, mit der Folge, daß, 
wenn man die Anwendbarkeit der neuen Verordnung auf alte 
Tatbeſtände bejaht, die frühere rechtskräftige Feſtſtellung um⸗ 
geſtoßen werden könnte. Es wären danach mehr oder weniger 
alle früheren Entſch. über die Erbhofeigenſchaft einer Ehe⸗ 
gattenbeſitzung, in denen von dem Erfordernis der Bauern⸗ 
fähigkeit beider Ehegatten Abſtand genommen iſt, in ihrer 
weiteren Wirkſamkeit in Frage geſtellt. Die Annahme einer 
Rückwirkung der neuen Vorſchrift auf alte Tatbeſtände er⸗ 
ſcheint danach ſchon mit Rückſicht auf die praktiſchen Folgen 
undenkbar. Die Rückwirkung entſpricht aber auch nicht dem 
Willen des Geſetzgebers, nämlich den von ihm mit den neuen 
Vorſchriften erſtrebten Zwecken. Die geſetzliche Regelung in 
§§ 17 und 18 wollte ertennbar keine Schlechterſtellung für alte, 
erbhoffähige Höfe bringen, denn ſtrengere Anforderungen hat 
die EH RV allgemein nur für neue, nach Erlaß der Verordnung 
entſtehende Beſitzungen gebracht, wie aus den Beſtimmungen 
in $$ 1, 17 und 18 u. a. zu entnehmen ift. Daß auch die — hier 
allein intereſſierende — Verfahrensvorſchrift in S 17 Abſ. 4 
nur künftig entſtehende Höfe betreffen ſoll, iſt aus dem Ge⸗ 
ſetz ſelbſt zu entnehmen, denn ſonſt würde, da dieſe Antrags⸗ 
vorſchrift die Anwendung des 8 1 EHRW auslöſt, dieſe nur 
für neu entſtehende verſchuldete Beſitzungen geſetzte Schranke 
auch gegenüber alten Höfen aufgerichtet werden. Das hat aber 
das Geſetz ſicherlich nicht gewollt (ebenfo Vogels zu § 17, 
Deutſch. freiw. Gerichtsb. 1937, S. 2), die Auslegung und An⸗ 
wendung einer Vorſchrift der EHRV mit dem Erfolg, daß § 1 
auch alten Beſitz, ja ſelbſt rechtskräftig feſtgeſtellte Ehegatten⸗ 
erbhöfe treffen würde, kann danach nicht richtig ſein. Die neuen 
Vorſchriften in 88 17 und 18 können deshalb für alte Ehe⸗ 
gatienerbhofe nur mit der Einſchränkung zur Anwendung kom⸗ 
men, daß die von der früheren Rechtslage abweichende Ver⸗ 
fahrensvorſchrift des Abſ. 4 nicht gilt, daß es vielmehr bzgl. der 
Notwendigkeit der Bauernfähigkeit beider Eheleute bei den bis⸗ 
herigen Amtsverfahren verbleibt und daß der beſondere Antrag 
aus & 17 Abſ. 4 nur für künftige Ehegattenbeſitzungen gedacht 
und gültig iſt (ſo auch wohl Hopp in ſeinem Erläuterungs⸗ 
buch für die neuen Verordnungen § 17: „Abſ. 4 behandelt eine 
Frage, die im Hinblick auf die Neuzulaſſung von Ehegatten⸗ 
erbhöfen einer eindeutigen Löſung bedurfte“). 


Wenn man, um zu dem gleichen Ergebnis zu kommen, als 
weiteren Ausweg vorſchlägt, in dem Feſtſtellungsantrag eines 
ſchon anhängigen Verfahrens gleichzeitig einen Befreiungs⸗ 
antrag nach Abf. 4 § 17 zu erblicken — eine Löſung, die das 
LEHG in der obigen Entſch. ſchon wegen der verſchiedenartigen 
Rechtsnatur der beiden Anträge abgelehnt hat —, ſo erſcheint 
ein ſolcher Weg auch deswegen bedenklich, weil dann — ohne 
innere Berechtigung — diejenigen Verfahren den neuen ſtrenge⸗ 
ren Vorſchriften unterworfen würden, die anf Antrag eines 
Gläubigers betrieben werden; ſoweit ein Verfahren noch gar 
nicht anhängig iſt oder neu anhängig gemacht würde, könnte 
dieſer Weg überhaupt nicht die Anwendung der § 17 Abſ. 4, 
§ 1 EHRW auf alte Ehegattenhöfe verhindern. 


EG R. Dr. Schlie, Berlin. 
* 


41. § 18 REG. 8 54 EH Bf O. Dem Gläubiger 
ſteht nicht die Befugnis zu, eine Entſchei⸗ 
dung über die jetzige Bauernfähigkeit des 
Bauern herbeizuführen. 


Der BeſchwF. will die Bauernfähigkeit feines Bruders für 
die Zeit nach dem 1. Okt. 1933 feſtgeſtellt wiſſen, indem er be⸗ 
hauptet, daß ſein Bruder durch ſein Verhalten nach dieſem 
Zeitpunkt die Bauernfähigkeit verloren habe. Er bezweifelt nicht, 


daß der Hof am 1. Okt. 1933 Erbhof geworden iſt, und will 
mit ſeinem Antrage bezwecken, daß ſeinem Bruder die Verwol⸗ 
tung des väterlichen Hofes entzogen wird, um die weitere Ver⸗ 
ſchuldung des Hofes zu verhüten und letzteren den Nachkome 
men ſeines Bruders zu erhalten. Er ſelbſt hält ſich für fähig, 
den Hof in Bewirtſchaftung zu nehmen. Es handelt ſich alſo 
um einen Antrag nach § 18 REG, den grundſätzlich die Per 
ſon, über deren Bauernfähigkeit Zweifel beſtehen, oder der 
KrBBß ſtellen kann. Nach 854 EH VfO (früher 861 DOW J) kann 
ein ſolcher Antrag aber auch von demjenigen geſtellt werden, 
der ein rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung der 
Bauernfähigkeit der betr. Perſon nachweiſt. Der Begriff des 
rechtlichen Intereſſes deckt ſich nicht mit dem eines berechtigten 
Intereſſes, insbeſ. nicht mit dem eines wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſes aller Art. Ein rechtliches Intereſſe iſt mehr als ein be⸗ 
rechtigtes und wirkſchaftliches Intereſſe; es liegt dann vor, wenn 
der Rechtslage des Antragſtellers eine gegenwärtige Gefahr 
droht und die auf ſeinen Antrag erfolgende Feſtſtellung ohne 
weiteres geeignet und nötig iſt, dieſe Gefahr zu beſeitigen (ol. 
Jonas und Baumbach zu $256 ZPO., der für die dor 
gegebene Feſtſtellungsklage ebenfalls ein rechtliches Intereſſe 
des Kl. vorausſetzt). Die begehrte Entſch. muß daher un mit’ 
telbare Einwirkungen auf die Rechtslage des Antragſtellers 
ausüben und das künftige Verhalten des Antragſtellers weſent⸗ 
lich beeinfluſſen, ohne daß noch irgendwelche Entſchließungen 
von dritter Seite erforderlich find. Ein folder Fall iſt dann „. . 
gegeben, wenn der Gläubiger des Bauern mit feinem Feſtſtel⸗ 
lungsantrage die Verneinung der Erbhofeigenſchaft des Hofes 
verfolgt, weil er im Falle einer für ihn günſtigen Entſch. ohne 
weiteres die Zwangsvollſtreckung in den Hof betreiben kann 
Ein ſolches rechtliches Intereſſe hat der BeſchwF. nicht nach? 
gewieſen. 

Die Beſitzung des Bauern ſteht in der Erbhöferolle ein“ 
getragen. Durch dieſe Eintragung wird nach § 32 Ef VfO die 
Vermutung begründet, daß die Beſitzung Erbhofeigenſchaft be. 
ſitzt. Dieſe Erbhofeigenſchaft, die vorliegendenfalls am 1. Okt. 
1933 erworben iſt, verliert die Beſitzung nicht dadurch, daß ihr 
Eigentümer die Bauernfähigkeit nachträglich einbüßt. Der Ver 
luſt hat u. a. wohl zur Folge, daß der Eigentümer ſich nich 
mehr Baner nennen darf, er berührt aber nicht die Erbho⸗ 
eigenſchaft der Beſitzung (816 REG). Durch die begehrte Fell 
ſtellung der Bauernunfähigkeit des Bauern wird daher die 
Rechtslage des Beſchwe nicht verändert; fie berührt den recht⸗ 
lichen Beſtand des zwiſchen beiden beſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes in keiner Weiſe. Der für den Erbhof gegebene Vollſtrek 
kungsſchutz bleibt hinſichtlich der Anſprüche des BeſchwF. na 
wie vor beſtehen. Auch die von dem BeſchwF. tatſächlich er 
ſtrebte wirtſchaftliche Kaltſtellung feines Bruders iſt keine un 
mittelbare oder notwendige Folge der Feſtſtellung der 
Bauernunfähigkeit ſeines Bruders. Denn die Anordnung de 
Wirtſchaftsüberwachung durch einen Vertrauensmann oder der 
Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder oder die Entzie? 
hung des Eigentums am Erbhof hängt beim Verluſt der Bauern 
fähigkeit des Eigentümers allein vom Antrage des LBß un? 
vom Ermeſſen des AEcꝭ ab (vgl. 88 73, 74, 77, 85 und 95 
EHBfO). Die begehrte Feſtſtellung hat daher die bezeichneten 
Maßnahmen nicht unmittelbar zur Folge; fie kann den L 5 
anregen, Anträge obiger Art zu ſtellen, und das AEB ber 
anlaſſen, über ſeine Anträge zu entſcheiden. Er braucht es aber 
nicht; es braucht auch das AEG feinem Antrage nicht zu ent⸗ 
ſprechen. Der BeſchwF. hätte auch keinen Anſpruch oder leine 
begründete Ausſicht darauf, als Vertrauensmann oder Treu 
händer oder Nutzverwalter beſtellt zu werden (88 74, 77, 8 
REG). Denn einerfeits ift er Kaufmann und als folder wenig 
für die Bewirtſchaftung des ſtark verſchuldeten Hofes geeignet, 
andererſeits hat der Bauer Vater, Ehefrau und vier Kinder, 
insbeſ. einen Sohn, die in erſter Linie als Nutzverwalter in 
Frage kämen (88 74, 77, 86 EHVfO). Es find auch keinerlet 
Anhaltspunkte dafür gegeben, daß der LBE ihn im Falle 2 7 
895 a. a. O. als Nachfolger ſeines abgemeierten Bruders vor 
ſchlagen würde. 

Würde man vorliegendenfalls das rechtliche Intereſſe an 
der Feſtſtellung bejahen, dann könnte jeder Gläubiger, der au 
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dur eine ganz geringe Forderung gegen den Bauern beſitzt, ein 


verfahren nach 8 18 NEG einleiten und den Bauern damit 
überziehen, um ein völlig ungewiſſes Abmeierungsverfahren 
zorzubereiten. Damit würde Mißbräuchen Tor und Tür ge⸗ 
offnet; es beſtünde die Gefahr, daß der Bauer Intrigen, Schi⸗ 
kanen und eigenſüchtigen Intereſſen einzelner Perſonen aus⸗ 
geſetzt wäre; es würde der Würde des Gerichts nicht entſpre⸗ 
en, auf derartige Anträge eine Entſch. zu fällen. Es muß 
aher in erſter Linie den Organen des Reichsnährſtandes, 
welche das Gebaren des Bauern zu überwachen und das Ge⸗ 
meinwohl zu vertreten haben, überlaſſen bleiben, gegen einen 
Bauern nach 818 REG, 88 78 ff. EH VfoO vorzugehen, wenn 
Ne ſich davon überzeugt haben, daß dies zur Reinhaltung des 
rh dt. blondes und im Intereſſe des Volksganzen erforder⸗ 
iſt. 
(Erbhcger. Celle, Beſchl. v. 4. Febr. 1937, 3 (5) We a 
(En. 


* 


42. Hat bei einem Übergabevertrage der 
Bauer bei beſtehendem freien Beſtimmungs⸗ 
recht von dieſem Gebrauch gemacht, ſo hat der 

ergangene nächſte geſetzliche Anerben⸗ 

erechtigte kein Beſchwerderecht. 


Die Witwe Emma N., die jetzt 61 Jahre alt tft, iſt Eigen⸗ 
tümerin eines Erbhofes zur Größe von 7,56, 82 ha. Aus ihrer 
che ſind zwei Sohne und drei Töchter hervorgegangen. Der 
Ateſte Sohn Heinrich N. iſt Bauarbeiter. Er hat einen ein⸗ 
Agen Sohn, namens Horſt, der 7 Jahre alt iſt. Der zweite 
Sohn, Otto N., iſt von Beruf Schloſſer und hat zwei Töch⸗ 
ter. Die drei Töchter der Witwe N. ſind ſämtlich verheiratet. 
Die Witwe N. beabſichtigt, ihren Hof durch Übergabevertrag auf 
ihren Enkel Horſt N., den Sohn ihres älteſten Sohnes Heinrich 
zu übertragen. Zu dieſem Zwecke hat fie einen Übergabever- 
trag im Entwurf dem AEC® überreicht und gebeten, den Ver⸗ 
kagsentwurf zu genehmigen. In dieſem Entwurf, nach wel⸗ 
chem die Witwe N. und ihr Enkel Horſt N. — dieſer vertre- 
ten durch ſeinen Vater Heinrich N. — als Kontrahenten auf⸗ 
treten, verzichtet Heinrich N. zunächſt ausdrücklich auf ſeine An- 
erbenrechte zugunſten ſeines Sohnes Horſt. Es überträgt ſo⸗ 
zann in 81 die Witwe N. das Eigentum an ihrem Erbhof auf 
ihren Enkel Horſt. 

„Durch Beſchl. v. 26. Okt. 1936 hat das AEG die Ver⸗ 
dußerung an Horſt N. gemäß dem vorgelegten Vertragsentwurfe 
genehmigt. 


Bar Gegen dieſen Beſchluß hat der Schloſſer Otto N. ſofortige 
eſchw. eingelegt. 

Die Beſchw. iſt nicht zuläſſig. 

In Ziff. 1 des angefochtenen Beſchluſſes iſt die Genehmi⸗ 
gung zur Veräußerung des Hofes an Horſt N. gemäß dem vor⸗ 
gelegten Vertragsentwurf erteilt. Dieſe Entſch. bedeutet, daß 
ae Genehmigung nur für den Fall erteilt fein fol, daß alle 

breden, welche in dem Entwurf vorgeſehen ſind, einſchließlich 
ges Verzichtes des Heinrich N. auch zu einem endgültigen die 
ertragsteile bindenden Vertrage führen werden. Die Ver⸗ 
pflichtung zur Übertragung des Eigentums an dem Erbhofe be⸗ 
darf aber der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung ($ 313 
GB.), ebenſo der Anerbenverzichtsvertrag, welcher zwiſchen 
Heinrich N. und feiner Mutter abgeſchloſſen werden ſoll 
(88 2846, 2347, 2348 86 B.). Auch die übrigen im Vertragsent⸗ 
wurf vorgeſehenen Abreden bedürfen der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung, weil ſie untrennbare Beſtandteile des 
Geräußerungsgeſchäftes find. Dies iſt ſchon deshalb erforder⸗ 
ich, weil nach 8 2 VO. v. 11. Mai 1934 (RGBl. I, 378) die 
Erklärung einer Auflaſſung vom Grundbuchrichter nur ent⸗ 
gegengenommen werden ſoll, wenn die nach 8 313 BGB. erfor⸗ 
erliche Urkunde über das Veräußerungsgeſchäft vorgelegt oder 
gleichzeitig errichtet wird. Die Genehmigung iſt alſo unter der 
ſelbſtverſtandlichen Vorausſetzung erfolgt, daß die in dem Ver⸗ 
kagsentwurf vorgeſehenen Abreden in gerichtlicher oder nota⸗ 
rieller Form wiederholt und damit Vertrag werden. Iſt das 
aber geſchehen, dann iſt Heinrich N. auf Grund des mit ſei⸗ 


ner Mutter in wirkſamer Weiſe abgeſchloſſenen Verzichtsver⸗ 
trages von der Anervenfolge ausgeſchloſſen, und zwar ſo, als 
wenn er zur Zeit des Erbfalles nicht mehr lebte (§ 2346 Abſ. 1 
Satz 2 BGB.). An ſeine Stelle iſt ſein Sohn Horſt getreten, 
der nunmehr neben dem BeſchwF. in der erſten Ordnung als 
Anerbe berufen iſt (§ 20 Ziff. 1 RES) Es herrſcht nun unter 
allen Beteiligten Einigkeit darüber, daß in der Gegend von D., 
wie auch das AGE feſtgeſtellt hat, am 1. Okt. 1933 Anerben⸗ 
ſitte geherrſcht hat, daß aber weder Alteſtenrecht noch Jüng⸗ 
ſtenrecht Brauch geweſen iſt, ſondern daß freie Beſtimmung des 
Anerben durch den Bauern üblich geweſen iſt. Dies wird auch 
durch die beiden in der BeſchwInſt. vernommenen Altbauern 
Sp. und R. eindeutig beſtätigt. Nach ihren Ausſagen war 
es üblich, daß der Bauer unter ſeinen Kindern die Wahl zum 
Hofesnachfolger ſo traf, wie er es für richtig hielt, ohne daß 
er ſich bei dieſer Auswahl durch irgendwelche Bräuche behin⸗ 
dert fühlte. Iſt alſo am 1. Okt. 1933 freies Beſtimmungsrecht 
durch den Bauern üblich geweſen, dann kann die Witwe N. 
innerhalb der erſten Ordnung den Anerben frei beſtimmen, 
ohne daß zu dieſer Beſtimmung die anerbengerichtliche Geneh⸗ 
migung erforderlich iſt (§ 25 Abſ. 1 Ziff. 2 RES). Dieſe Wahl 
1 ihren Enkel Horſt gefallen, dem ſie den Hof übergeben 
will. 

In 861 Abſ. 1 EHVFO heißt es nun: Hat der Bauer bei 
der Beſtimmung eines Anerben näher berufene Anerbenberech⸗ 
tigte übergangen, zu deren Übergehbung die Zu⸗ 
ſtimmung des AEG erforderlich iſt, fo iſt gegen⸗ 
über der dieſe Zuſtimmung erteilenden Entſch. unter den Über⸗ 
gangenen nur der Nächſtberufene beſchwerdeberechtigt. 

In Abf. 3 iſt weiter beſtimmt: Die Vorſchriften der Abſ. 1 
und 2 gelten entſprechend bei Genehmigung 
eines Übergabevertrages. 

Aus der Beſtimmung des Abſ. 3 ergibt ſich, daß jeden⸗ 
falls bei Prüfung des Beſchwerderechtes die Beſtimmung eines 
Anerben in einem Übergabevertiäige ebenſo zu behandeln iſt, 
als wenn ſie anderweitig, insbeſ. in den Formen der 828 
NEO, 8 13 EH R erfolgt wäre. Wenn der BeſchwF. auch der 
näher berufene geſetzliche Anerbenberechtigte iſt, weil nach 8 21 
Abſ. 3 RES in D. geſetzlich Jüngſtenrecht deshalb gilt, weil 
weder Alteſtenrecht noch Jüngſteurecht, ſondern freie Beſtim⸗ 
mung des Anerben Brauch geweſen iſt, ſo ſteht ihm dennoch 
kein Beſchwerderecht zu. Denn überall, wo freies Beſtimmungs⸗ 
recht des Anerben Brauch iſt, braucht das AEG, wenn der 
Bauer ſeinen Anerben kraft dieſes freien Beſtimmungsrechtes 
auswählt, nicht mitzuwirken. Für ſolche Fälle iſt aber gerade 
aus der neuen EH VfO im 861 Abf. 1 zu ſchließen, daß dann 
dem nächſten geſetzlichen Anerben — hier dem jüngſten Sohn 
Otto — kein Beſchwerderecht zuſtehen ſoll. Setzt man alſo, wie 
es hier geſchehen muß, voraus, daß der Vertragsentwurf in 
gerichtlicher oder notarieller Form getätigt iſt, ſo iſt der 
0 hinſichtlich der Hofesübertragung nicht zur Beſchw. 
befugt. 

Das REHG hat nun allerdings in feiner Entſch. v. 16. Dez. 
2936, die mithin vor Erlaß der neuen EHVfO gefällt iſt, bei 
Geltung des freien Beſtimmungsrechtes dem geſetzlichen An⸗ 
erbenberechtigten, nämlich dem jüngſten Sohne bei Übertra⸗ 
gung des Hofes an einen Enkel, ein Beſchwerderecht zu⸗ 
erkannt und dies damit begründet, daß in ſolchem Falle die erſte 
Generation vollſtändig übergangen und die nach 88 20 Ziff. 1, 
21 Abſ. 3 S. 2 REG begründete Anwartſchaft der erſten Gene⸗ 
ration beeinträchtigt werde (vgl. REC Bd. III S. 368 Nr. 53). 
Der vorl. Fall liegt indes grundlegend verſchieden von dem 
Sachverhalt, über den das REH® zu entſcheiden hatte. In dem 
Übergabevertrag, gegen den der BeſchwF. Otto N. ſich wendet, 
verzichtet der Vater des Übernehmers, Heinrich N., auf ſein 
Anerbenrecht durch formellen Erbverzicht zugunſten ſeines Soh⸗ 
nes Horſt. Heinrich N. ſcheidet damit aus der Reihe der als 
Anerben in Betracht kommenden Perſonen ſo aus, als wenn 
er nicht vorhanden wäre, und an ſeine Stelle tritt ſein Sohn 
Horſt (vgl. § 2346 Abſ. 1 Satz 2 BOB.) Die Witwe N. hatte 
daher, als ſie von ihrem freien Beſtimmungsrecht Gebrauch 
machte, unter den beiden Anwärtern auf den Hof, zwiſchen 
dem Enkel Horſt N. und ihrem Sohne Otto N. frei zu wählen. 


199 


1586 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Indem ihre Wahl auf den Enkel Horſt gefallen iſt, hat ſie keine 
Generation wie in dem oben vom REH entſchiedenen Falle 
überſprungen, insbeſ. liegt der Fall des Überſpringens 
eines noch nicht durch Erbverzicht Weggefallenen i. S. des 89 
ER hier gerade nicht vor. 

Das Beſchwerderecht des Otto N. kann ferner nicht aus 
862 EHIVFD hergeleitet werden. Hier wird ausgeſprochen, daß 
„der nächſtberufene geſetzliche“ Auerbenberechtigte gegenüber der 
Genehmigung der Veräußerung des ganzen Erbhofes beſchwerde— 
berechtigt ſei. Durch einen Übergabevertrag wird allerdings auch 
eine Veräußerung des ganzen Erbhofes erreicht. Der Geſetz⸗ 
geber wird aber hier wohl in erſter Linie nur an die Fälle der 
Veräußerung des Erbhofes an einen Familienfremden gedacht 
haben und weniger an die Fälle des Übergabevertrages an einen 
Sippenangehörigen, weil bereits im 861 A bſ. 3 EHVfO die 
Fälle geregelt worden ſind, in denen bei einem Übergabever 
trage ein Anerbenberechtigter zur Beſchw. berechtigt ſein ſoll. 

Jedenfalls muß bei Veräußerung des ganzen Erbhofes 
durch Übergabevertrag an einen Sippenangehörigen, der von 
dem Bauern zum Anerben beſtimmt werden kann, an⸗ 
genommen werden, daß dem nach dem Geſetz näher berufenen, 
aber übergangenen Anerben auf keinen Fall nach 8 62 Abſ. 2 
Ziff. 1 EHVfoO ein Beſchwerderecht in weiterem Um⸗ 
fange eingeräumt werden ſollte, als dies bereits in 8 61 
EHBFO geſchehen iſt. 

Aus Vorſtehendem folgt, daß dem Sohne Otto, dem 
BeſchwF., kein Beſchwerderecht zur Seite ſteht und daß feine 
Beſchw. unzuläſſig iſt. 

(ErbhGer. Celle, Beſchl. v. 25. Febr. 1937, 5 We 56/37.) 
An.) 


* 


43. §§ 31, 37 REG. Die Entrichtung eines 
Leibgedings iſt ſolange nicht gerechtfertigt, 
als die Übergeber noch ſelbſt im Beſitz eines 
Erbhofes find. 


Die in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute 
J. und M. K. waren zur Zeit des Inkrafttretens des REG 
Eigentümer der Anweſen Haus Nr. 20 und 22 in R. Das elter⸗ 
liche Anweſen Haus Nr. 20 hat J. K. 1903 übernommen. 1931 
kauften die Eheleute das Nachbaranweſen Haus Nr. 22 mit etwa 
vier Tagwerk Grund. Das Hauptanweſen Haus Nr. 20 wurde 
in das gerichtliche Verzeichnis der Erbhöfe aufgenommen. Ein 
Einſpruch wurde dagegen nicht eingelegt, alſo iſt das Anweſen 
Erbhof. Der geſamte Grundbeſitz umfaßt etwa 100 Tagwerk. 

Mit Übergabevertrag vom 18. Juli 1934 des Notariats O. 
übergaben die Bauerseheleute ihrem Sohne das Anweſen Haus 
Nr. 22. Außer den zu dieſem Anweſen gehörenden vier Tagwerk 
Grund übergaben ſie ihm noch weitere 36 Tagwerk. Das Haupt⸗ 
anweſen Haus Nr. 20 umfaßt jetzt noch 59 Tagwerk. Auf ihm 
werden zur Zeit noch zwölf Stück Vieh gehalten. Dieſer Hof 
iſt zweifelsohne noch Erbhof. 

Bis zur Übergabe im Juni 1934 wurde das Anweſen 
Haus Nr. 22 vom Hauptanweſen aus mitbewirtſchaftet. 

Im Übergabevertrag iſt ein Wohnungsrecht nicht ausbe⸗ 
dungen, jedoch ein mäßiges Leibgeding. 

Die Eheleute X. haben Antrag auf Genehmigung der Ver— 
äußerung der bisher zum Erbhof Haus Nr. 20 gehörenden 
Grundſtücke geitellt. 

Das Anerb®. hat dieſe Veräußerung genehmigt. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der KrBß ſofortige Beſchw. 
eingelegt mit der Begründung, daß die vom Übernehmer zu 
tragenden Leiſtungen zu hoch ſeien. 

Die Beſchw. iſt begründet. 


Die Veräußerung von Grundſtücken aus einem Erbhof be⸗ 
darf der Genehmigung des AEG. Sie ſoll genehmigt werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt ($ 37 RES). Dieſer iſt, wie 
das AEG zutreffend ausgeführt hat, hier gegeben. Jedoch be⸗ 
darf der Übergabevertrag inſofern der Abänderung, als er auch 
Verſorgungsleiſtungen für die Übergeber vorſieht. 


Der Zweck der Altenteilsreichniſſe iſt der, dem Übergeber 
und ſeiner Ehefrau einen angemeſſenen Unterhalt und ſorgen⸗ 
freien Lebensabend zu ſichern, ihnen aber nicht darüber hinaus 
Vermögenswerte aus dem Ertrage des Erbhofes zuzuführen. 


Eine Entrichtung des Leibgedings iſt — berückſichtigt man 
dieſen Zweck der Einrichtung — ſolange nicht gerechtfertigt, 
als die Übergeber noch ſelbſt im Beſitze eines 
Hofes find. Bis zur Übergabe dieſes zweiten Hofes ſteht 
daher den Eheleuten X. kein Anſpruch auf das vereinbarte Leib’ 
geding zu. 


(EIG Nürnberg, Beſchl. v. 14. Okt. 1936, We 362/35.) 
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44. Die Genehmigung eines Pachtvertra⸗ 
ges kann nicht allein aus dem Grunde det“ 
jagt werden, weil der Bauer dem jdrift‘ 
lichen Pachtvertrage trotz mehrfacher Auf 
forderungen durch das AEG nicht die 
Reichsnährſtande herausgegebenen 
linien zugrunde gelegt hat. 

Der Bauer L. iſt Eigentümer des im Grundbuche von C. 
eingetragenen Erbhofs zur Größe von insgeſamt 29,02, 29 ha. Er 
hat im Herbſt 1935 auf den Hof Nr. 6 in Th. geheiratet und 
bewirtſchaftet dieſen Hof nebſt einem Teil feines eigenen Erb 
hofs von der Hofſtelle in Th. aus. Da er den eigenen Hof 
nicht ganz mitbewirtſchaften kann, hat er einen Teil der Ge“ 
bände und Ländereien zur Größe von insgeſamt 37 Morgen 
an den Landwirt Auguſt G. und an eine Reihe anderer Land 
wirte verpachtet. Die Pachtverträge ſind durch Vermittlung de 
Auktionators L. abgeſchloſſen. 


Der Antrag des Bauern auf Genehmigung dieſer Pacht 
verträge iſt vom AEG auf Koſten des Antragſtellers abgelehnt, 
weil ſich der Antragſteller trotz ſchriftlicher und wiederholter 
mündlicher Aufforderungen durch das AE beharrlich gemet’ 
gert habe, ſeinen Pachtverträgen die von dem Reichsnährſtand 
hierfür herausgegebenen Richtlinien zugrunde zu legen. 


Gegen dieſen Beſchluß hat der Bauer ſofortige Beſchw. 
eingelegt. Dieſe Beſchw. mußte Erfolg haben. Der Grund, den 
das AES für die Ablehnung der Genehmigung der Pachtver⸗ 
träge angeführt hat, greift nicht durch. Nach den erbhofrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen kann der Bauer nicht gezwungen werden, 
ſeinen Pachtverträgen beſtimmte Grundſätze oder Richtlinien 
zugrunde zu legen. Vielmehr beſteht inſoweit Vertragsfreiheit. 
Die AES haben bei der Genehmigung des Pachtvertrages nur 
darüber zu wachen, daß die Beſtimmungen des Pachtvertra⸗ 
ges im Intereſſe des Erbhofs liegen und nicht gegen öffent⸗ 
liche Intereſſen verſtoßen. Ergibt die Prüfung, daß der Pacht 
vertrag dieſen Anforderungen genügt, ſo iſt der Vertrag ohne 
Rückſicht darauf zu genehmigen, durch weſſen Vermittlung er 
zuſtande gekommen iſt und ob beſtimmte Grundſätze und Nicht 
linien zugrunde gelegt worden find. Nach dem schriftlichen Pacht, 
vertrage, den der Bauer vorgelegt hat, dürfte der vom Ac 
dem Bauer gemachte Vorwurf, ſein Verhalten zeige, daß ihm 
die erforderliche Verbundenheit mit der vom Reichsnährſtande 
geſchaffenen und geſetzlich verankerten Organiſation fehle, kaum 
gerechtfertigt fein. Die Ermittlungen bei der Landesbauern 
ſchaft haben außerdem ergeben, daß vom Reichsnährſtand Rich 
linien in beſtimmter Form an die nachgeordneten Dienſtſteilel 
nicht erlaſſen worden ſind. Es iſt nur durch Aufklärung un? 
Lieferung von Vertragsmuſtern auf eine einheitliche Behand 
lung der Pachtfälle hingearbeitet worden. Von einem Verſtoße 
gegen die Standesdiſziplin, den das AEG dem Bauern weites 
vorgeworfen hat, kann deshalb hier nicht gut geſprochen werden, 


Da hiernach der vom AEG angeführte Grund für DE 


Ablehnung der Genehmigung nicht durchgreift, war die An 


hebung des angefochtenen Beſchluſſes und die Zurückverwo, 
jung der Sache geboten, damit das AEG nunmehr prüft, 9, 
der Pachtvertrag im Intereſſe des Erbhofs liegt und ſeine 
Durchführung öffentliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. 


(SErbhcher. Celle, Beſchl. v. 17. Febr. 1997, 3 We dorch 
ek 
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45. § 98 L VG.; 88 1-4 Verunſtaltungs G. v. 
15. Juli 1907; Art. 4 $ 1 Ziff. 4 Wohnungs G. v. 
8. März 1918; BO. über Baugeſtaltung vom 
10. No v. 1936. Warenautomaten ſind i. S. des 
Verunſtaltungsrechts als Reklamezeichen zu 
behandeln. Reklamevorrichtungen, die an 
der Außenwand eines Gebäudes angebracht 
find, unterliegen grundſätzlich den auf 
Grund des Wohnungs G. ergangenen Verun 
ſtaltungsvorſchriften der Bau ordnungen, 

ofern dieſe nicht ſelbſt ihren Geltungs⸗ 
bereich entſprechend einſchränken. f) 

Im Febr. 1935 beantragte der Kl. bei der Ortspolizei⸗ 
behörde (Baupolizeiamt) in H., ihm die Anbringung eines Zi⸗ 
garettenantomaten vor feinem Zigarrengeſchäft in H. zu geneh⸗ 
migen. Durch Vfg. v. 2. März 1935 wurde der Antrag ab 
gelehnt, da bereits ein anderer Automat vorhanden fei, und zu- 
gleich gefordert, daß der beantragte Automat, der inzwiſchen be- 
reits angebracht worden war, wieder entfernt wurde. Die vom 

l. dagegen erhobene Beſchw. wurde von dem bekl. RegPräſ als 
1 1 auundel zurückgewieſen, da der Automat verunſtaltend 
irke. 

Das BezVerwGer. wies die gegen den Beſchwerdebeſcheid 
erhobene Klage mit der Maßgabe ab, „daß dem Kl. geſtattet 
wird, den in Rede ſtehenden Zigarettenautomaten abends, nach 
Geſchäftsſchluß, in der Ladentürniſche zu befeſtigen“. 

Die Rev. des Kl. war erfolglos. 

Das BezVerwcGer. iſt davon ausgegangen, daß der ſtrei⸗ 
tige Automat in der beantragten Anbringungsart das Stra⸗ 
zenbild beeinträchtige und daher gegen 83 der Ortsſatzung der 
tadt H. zum Schutze gegen Verunſtaltung v. 1. Nov. 1930 
derſtoße. Die angezogene Vorſchrift lautet: 

„Die Anbringung, Erneuerung und Anderung von Re⸗ 
klamezeichen aller Art (Reklameſchildern, Schaukäſten, Aufſchrif⸗ 
ten und Abbildungen, Lampen, Transparenten, Lichtreklamen 
u. a.) iſt zu verſagen, wenn durch Maßnahmen dieſer Art in 
Geſtalt, Größe und Farbe Straßen und Plätze der Ortſchaft 
oder das Ortsbild beeinträchtigt werden würden. Es iſt ins⸗ 
beſ. auch das Anbringen von Reklamezeichen, Plakaten u. dgl. 
an allen Stellen (Häuſern, Einfriedigungen uſw.), die nicht 
ausdrücklich für dieſen Zweck auf Anordnung oder Antrag frei- 
gegeben ſind, verboten.“ 

Daß das BezVerwGer. einen Automaten unter den Begriff 
don „Reklamezeichen aller Art“ einreiht, iſt nicht zu beanſtan⸗ 
den. Denn wenn auch der Hauptzweck der Automaten nicht die 
Werbung, ſondern der Verkauf iſt, ſo iſt doch die Werbung, d. h. 
der Hinweis auf die zu verkaufende Ware, mit dem Verkauf 
untrennbar verbunden: Nur durch Schrift, Bild oder Zur 
ſchauſtellung läßt ſich ein Umſatz erzielen, da beim Automa⸗ 
ten weder die Ware noch der Preis auf andere Weiſe als durch 
g eklame dem Publikum angeboten oder mitgeteilt werden 
ann. 

Auch der hier ſtreitige Automat weiſt, wie die vom Kl. 
überreichten Abbildungen erkennen laſſen, Aufſchriften und 
Schaukäſten auf. Es iſt deshalb nicht nur unbedenklich, ſondern 
entſpricht dem Sinn und Zweck des VerunſtaltungsG., wenn 
m als Träger dieſer Reklameinrichtungen nach $3 der Dris- 
jatzung behandelt wird. 

a Bedenken ergeben ſich aber gegen die Gültigkeit der Orts⸗ 
ſatzung ſelbſt. Die Ortsſatzung iſt nach ihren Eingangsworten 
auf Grund der 88 2—4 Geſ. gegen die Verunſtaltung von Ort 
ſchaſten und landſchaftlich hervorragenden Gegenden v. 15. Juli 
a (GS. 260) erlaſſen. Nach 8 3 dieſes Geſetzes kann durch 
Ortsſatzung vorgeſchrieben werden, daß die Anbringung von Re- 
klameſchildern, Schaukäſten, Aufſchriften und Abbildungen der 
Genehmigung der Baupolizeibehörde bedarf. Die Genehmigung 
iſt unter den gleichen Vorausſetzungen zu verſagen, unter denen 
nach den 88 1 und 2 die Genehmigung zu Bauausführungen zu 
Derfagen iſt. Dieſe Vorausſetzungen find nach § 1: daß Straßen 


oder Plätze der Ortſchaft oder das Ortsbild nicht gröblich ver⸗ 
unſtaltet werden durfen, nach § 2: daß die Eigenart des Orts⸗ 
oder Straßenbildes nicht beeinträchtigt werden darf. Die letztere 
Forderung erhebt auch 83 der Ortsſatzung; das BezVerwGer. 
hat aber überſehen, daß der weitergehende Schutz des § 2 des 
Geſetzes — ſchon gegen eine Beeinträchtigung — nur für be⸗ 
ſtimmte Straßen und Plätze von geſchichtlicher oder künſtleri⸗ 
ſcher Bedeutung ausgeſprochen werden durfte. Der „Wirkungs⸗ 
kreis“ der Ortsſatzung ſoll ſich jedoch nach der Vorſchr. ihres 8 1 
auf das geſamte Stadtgebiet von H. erſtrecken. 

Da das BezVerwGer. dies verkannt hat, ſo leidet feine 
Entſch, an einem Rechtsirrtum, der zur freien Prüfung des 
Sachverhalts durch das OVG. führen mußte (8 98 LVG.). Da⸗ 
bei ergabt ſich, daß die Ortsſatzung der Stadt H. zum Schutze 
gegen Verunſtaltung den Vorſchriften des VerunſtaltungsG. 
nicht entſpricht und daher rechtsungültig iſt. Allerdings iſt es, 
wie das OVG. wiederholt ausgeſprochen hat, nicht immer er⸗ 
forderlich, die einzelnen gegen eine Beeinträchtigung i. S. des 
82 Verunſtaltungs GG. geſchützten Straßen in der Ortsſatzung 
namentlich aufzuführen. Dem Erfordernis der Beſtimmtheit 
wird vielmehr auch dann Genüge geleiſtet, wenn das Gebiet, 
in dem die Straßen liegen, genau umgrenzt wird (OVG. 79, 
380; RVerwBl. 56, 557, 558). Das iſt hier aber nicht ge⸗ 
ſchehen. Außerdem müſſen in dem ſo bezeichneten Gebiete dann 
auch alle Straßen eine geſchichtliche oder künſtleriſche Bedeutung 
beſitzen (OVG. 79, 383, 384). Dieſe Vorausſetzung kann für das 
geſamte Gebiet einer Stadt, zu dem auch das Außengebiet zu 
rechnen iſt, nicht erfüllt ſein. Sie iſt im übrigen auch für die 
W.⸗Straße im beſonderen nicht erfüllt, wie aus den an Ort 
und Stelle getroffenen Feſtſtellungen des BezVerwGer. ohne 
weiteres hervorgeht. 

Aber die Ungültigkeit der Ortsſatzung hat nicht ohne wei⸗ 
teres auch die Ungültigkeit der angefochtenen baupolizeilichen 
Verfügung zur Folge. Es war vielmehr zu prüfen, ob ſie etwa 
in ſonſtigen geſetzlichen Beltinmmungen eine Stütze findet. Als 
ſolche kommt, wie der bekl. RegPräſ. in feinen Beſchwerde⸗ 
beſcheid geltend gemacht hat, $24 der Bauordnung für die 
Stadt H. v. 15. April 1923 in Betracht. Die Beſtimmung 
lautet: 

„Das Außere der baulichen Anlagen (bauliche Anlagen‘ 
im weiteſten Sinne des §1, alſo z. B. auch Denkmäler, 
Mauern, Tore, freiſtehende Reklametafeln jeder Größe uſw.) 
muß in bezug auf Bauart, Bauform, Bauſtoff und Farbe 
ſo beſchaffen ſein, daß es die einheitliche Geſtaltung des Stra⸗ 
ßenbildes nicht ſtört, insbeſ. find Eindeckungen, die nach 
Farbe, Muſterung und Stoff die einheitliche Geſtaltung des 
Straßenbildes ſtören, nicht zuläſſig. 

Bei der Errichtung baulicher Anlagen iſt auf den Schutz 
der Bau⸗ und Naturdenkmäler gegen Verunſtaltung und auf 
die heimiſche Bauweiſe Rückſicht zu nehmen. 

Eine ‚Erneuerung‘ oder ‚Veränderung‘ am Außeren vor⸗ 
handener Anlagen (Umbau, Verputz, Anſtrich, Ausfugen uſw.) 
einſchließlich Reklamezeichen iſt hinſichtlich des Erforderniſſes 
einer Baugenehmigung einer Neuausführung' gleichzuſetzen 
(vgl. § 1 A).“ 

Dieſe Beſtimmungen gründen ſich auf Art. 4 8 1 Ziff. 4 
Wohnungsch. v. 28. März 1918 (GS. 23) und find, wie das 
OVG. wiederholt entſchieden hat, rechtsgültig (vgl. OVG. 87, 
467, 469). Sie beziehen ſich nicht nur auf bauliche Anlagen im 
eigentlichen Sinne, ſondern auch auf ſolche Reklamevorrichtun 
gen, die, ohne ſelbſt ein Bauwerk zu ſein, lediglich mittels 
Haken, Dübel und ähnlicher Befeſtigungsmittel an der Wand 
befeſtigt und ohne beſondere Umſtände von ihr wieder gelöſt 
werden können, ohne daß dadurch der Bau als ſolcher verän⸗ 
dert wird (OVG. 93, 164/166). Solche nur äußerlich ange⸗ 
brachte Reklamevorrichtungen — zu denen, wie bereits bemerkt, 
auch Automaten unbedenklich gerechnet werden können — ſind 
für den äußeren Eindruck eines Gebäudes oft weſentlicher als 
die Bauart, Bauform, der Bauſtoff oder die Farbe des Gebäu⸗ 
des ſelbſt. Sie unterliegen daher nach der Rſpr. des OVG. 
grundſätzlich den auf Grund des Wohnungs®. erlaſſenen Ver⸗ 
unſtaltungsvorſchriften der Bauordnungen, ſofern dieſe ſelbſt 
nicht ausdrücklich ihren Geltungsbereich entſprechend einſchrän⸗ 


199 * 


1588 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchriſt 


ken (OVG. 96, 190, 194). Eine ſolche Einſchränkung iſt in der 
Bauordnung für die Stadt H. nicht enthalten. 

Allerdings find in dem Klammerhinweis des 824 Abſ. 1 
BauO. ausdrücklich nur freiſtehende Reklametafeln erwähnt, 
alſo ſolche, die unter den Begriff einer ſelbſtändigen baulichen 
Anlage fallen. Aber dieſe Erwähnung hat nur die Bedeutung 
eines Beiſpiels. Maßgebend bleibt allein die Verweiſung auf 8 1 
BauO., wo die genehmigungspflichtigen baulichen Anlagen all⸗ 
gemein des näheren beſtimmt find. Nach §1 4 à bedürfen der 
Baugenehmigung u. a. „freiſtehende Reklametafeln, freiſtehende 
Schaukäſten u. dgl. (vgl. $3 der Ortsſatzung gegen die Ver⸗ 
unſtaltung)“. Die hier angezogene Vorſchrift der Verunſtaltungs⸗ 
ſatzung v. 15. April 1923 bezog ſich aber auf „Reklamezeichen 
aller Art (Reklameſchilder, Schaukäſten, Aufſchriften und Ab⸗ 
bildungen, Lampen, Transparente, Lichtreklamen u. a.)“. Da in 
83 der Ortsſatzung die Verſagung der Baugenehmigung für 
dieſe Art von Schildern bei Beeinträchtigung des Straßenbil⸗ 
des vorgeſchrieben war, ſo muß der Klammerhinweis in 81 
Bau., trotz des irreführenden unmittelbar vorhergehenden 
Wortes: „freiſtehende“, jo aufgefaßt werden, daß auch in der 
BauO. für nicht freiſtehende Reklamevorrichtungen die Bau⸗ 
genehmigung vorgeſchrieben werden ſollte. Das gleiche ergibt 
ſich aus §1 B e BauO, wo „die Errichtung von flachen, anlie⸗ 
genden Reklamezeichen ohne Leuchtvorrichtung und unter 1 qm 
Größe, wenn ſie lediglich Namen, Stand oder Gewerbe von 
Perſonen und Firmen enthalten, die auf demſelben Grundſtück 
anſäſſig find“, von dem Genehmigungszwang ausgenommen iſt, 
der Genehmigungszwang für größere und für nicht flache, an⸗ 
liegende Vorrichtungen dieſer Art alſo vorausgeſetzt wird. Je⸗ 
denfalls iſt aus dem Zuſammenhang dieſer Beſtimmungen zu 
ſchließen, daß die BauO. ihre Geltung nicht auf freiſtehende 
Reklametafeln allein hat beſchränken wollen. 

Gemäß § 24 Abſ. 1 BauO. war daher die ſtreitige bau⸗ 
polizeiliche Verfügung gerechtfertigt, wenn der Automat durch 
Bauart, Bauform, Bauſtoff oder Farbe die einheitliche Geſtal⸗ 
tung des Straßenbildes ſtörte. Unter „Störung“ i. S. dieſer 
Beſtimmung iſt nichts anderes zu verſtehen, als was in 82 
VerunſtaltungsG. als „Beeinträchtigung“ bezeichnet wird. Ob 
eine ſolche vorliegt, iſt nicht nach dem Urteil eines Durch⸗ 
ſchnittsbeſchauers zu entſcheiden, ſondern nach einem feiner aus⸗ 
gebildeten äſthetiſchen Maßſtab (OVG. 82, 438, 441). Es ent⸗ 
ſpricht dem Sinn und Zweck des WohnungsG. ebenſowohl wie 
den auf eine allgemeine Hebung der Baukultur gerichteten Maß⸗ 
nahmen der Reichsregierung (vgl. VO. über Baugeſtaltung v. 
10. Nov. 1936 RG Bl. I, 938]), wenn an die Geſtaltung des 
Straßenbildes die ſich hieraus ergebenden höheren Anforderun⸗ 
gen geſtellt und allmählich auch durchgeſetzt werden. 

Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten ausgehend hat ſich 
der Senat der Beurteilung des Sachverhalts durch das DBez- 
VerwGer. angeſchloſſen. Dieſes hat auf Grund örtlicher Ver⸗ 
handlung einwandfrei feſtgeſtellt, daß der ſtreitige Automat an 
einem ſchmalen Mauerſtück ſo angebracht iſt, daß er zu etwa 
zwei Dritteln ſeiner Größe vor der Schaufenſterſcheibe ſchwebt, 
und daß dieſe Anbringungsart ſehr unſchön wirkt und das 
Straßenbild beeinträchtigt. Dieſe Feſtſtellung wird durch das 
bei den Akten befindliche Lichtbild beſtätigt. 

Daß die W.⸗Straße eine reine Geſchäftsſtraße iſt und 
irgendwelche baulichen oder geſchichtlichen Beſonderheiten nicht 
aufweiſt, hat das BezBerwGer. in der örtlichen Verhandlung 
ſelbſt zum Ausdruck gebracht. Wenn der Kl. meint, eine Beein⸗ 
trächtigung des Straßenbildes ſei in ſolchen Straßen grund⸗ 
ſätzlich nicht denkbar, ſo iſt er im Irrtum. Das OVG. hat be⸗ 
reits aus anderem Anlaß ausgeſprochen, daß die Verunſtal⸗ 
tungsvorſchriften den Baupolizeibehörden die Möglichkeit geben, 
durch die Handhabung des Genehmigungsrechts nicht nur einen 
vorhandenen Zuſtand zu erhalten, ſondern auch auf die all⸗ 
mähliche Beſſerung eines beſtehenden unbefriedigenden Zuſtan⸗ 
des hinzuwirken, und daß ſich gegenüber einer derartigen Maß⸗ 
nahme niemand auf andere noch vorhandene Verunſtaltungen 
berufen kann. Hier hat aber die Baupolizeibehörde nicht einmal 
von dieſem Recht der Verbeſſerung des vorhandenen Allgemein⸗ 
zuſtandes Gebrauch gemacht, ſondern ſie iſt eingeſchritten, weil 
die Anbringungsart des beantragten Automaten ſelbſt gegen⸗ 


über dem beſtehenden, wenig anſprechenden Charakter des Stra⸗ 
ßenbildes noch eine weitere Verſchlechterung darſtellen würde. 

Die Rechtmäßigkeit dieſes baupolizeilichen Vorgehens wird 
auch durch die vom Kl. angeführten Richtlinien des R. und 
PrArbMin. für die Aufſtellung von Warenautomaten nicht in 
Frage geftellt. In dieſen Richtlinien ift lediglich entſprechend 
der Geſetzeslage zutreffend darauf hingewieſen, daß Warenauto⸗ 
maten nicht von vornherein grundſätzlich, d. h. ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Beſonderheiten des Einzelfalls, von der Polizei⸗ 
behörde als verunſtaltend abzulehnen ſind. Ein ſolches allge⸗ 
meines Verbot kann in der Tat nur ausnahmsweiſe in einer 
Straße von beſonderer künſtleriſcher oder geſchichtlicher Bedeu⸗ 
tung gerechtfertigt ſein. Im vorl. Falle iſt aber die Genehmi⸗ 
gung, wie die zahlreichen ſonſt in der W.⸗Straße vorhandenen 
Automaten und die Belaſſung des anderen dem Kl. gehörigen 
Automaten zeigen, keineswegs aus grundſätzlichen Erwägungen 
verſagt worden, ſondern wegen der beſonders unſchönen An⸗ 
bringungsart im einzelnen Fall. 

Hiernach erweiſt ſich die angefochtene baupolizeiliche Ver⸗ 
fügung als gerechtfertigt. Die auf ihre Aufhebung gerichtete 
Klage wäre daher in vollem Umfange als unbegründet abzuwei⸗ 
ſen, wenn nicht das BezVerwGer. dem Kl. die Anbringung des 
Automaten an anderer Stelle während der Nachtzeit geftattet 
hätte. Mit dieſer Anordnung hat das BezVerwGer. feine Zi 
ſtändigkeit überſchritten. Es war grundſätzlich nur dazu berufen, 
die ſtreitige Verfügung auf ihre Rechtmäßigkeit hin nachzu⸗ 
prüfen, es war aber nicht befugt, ſie abzuändern, d. h. ſie dur 
eine neue Verfügung mit anderem Inhalt zu erſetzen. Da je’ 
doch nur der Kl., nicht der Bekl., gegen das Urteil des Bei 
Verweger, ein Rechtsmittel eingelegt hat, fo konnte das Urteil 
nicht mehr zum Nachteil des Kl. abgeändert werden. Vielmehr 
war, da der Kl. die mit der Rev. bezweckte Aufhebung der 
ſtreitigen Verfügung nicht erreichen konnte, lediglich auf Zu⸗ 
rückweiſung der Rev. zu erkennen. 


(PrOVG. v. 21. Dez. 1936, IV C 12/36.) 


Anmerkung: Die Entſch. des OV. beſchäftigt ſich ſehr 
eingehend mit der Beurteilung von Warenautomaten in ihrem 
Verhältnis zum Straßenbild. Der Entſch. wird für den Ein⸗ 
zelfall zuzuſtimmen fein, jedoch beſtehen gegen eine Verallgemei⸗ 
nerung grundſätzliche Bedenken. 

In dem in der Entſch. erörterten Fall wirkte der auf 
geitellte Warenautomat deshalb unſchön, weil er zu zwei Drit⸗ 
teln feiner Größe vor der Schaufenſterſcheibe ſtand und in⸗ 
folge ſeiner Anlehnung an ein nur ſchmales Mauerſtück eine 
Beeinträchtigung des Straßenbildes hervorrufen mußte. Die⸗ 
ſer Sachverhalt zeigt, daß die Entſch. es nur auf die Anbrin⸗ 
gungsart, nicht aber auf die ſtraßenbildmäßige Wirkung von 
Warenautomaten abſtellt. Es mag durchaus richtig fein, daß 
eine unſchöne Aufſtellung oder eine ungünſtige Lage eines Bau⸗ 
werkes das Straßenbild beeinträchtigt. Hiergegen wird im In⸗ 
tereſſe einer geſchmackvollen Ausgeſtaltung des Ortsbildes vor⸗ 
gegangen werden müſſen. Nicht aber darf man aus der Entſch. 
folgern, daß Warenautomaten ſchlechthin zur Beeinträchtigung 
des Straßenbildes geeignet ſind. Die Gleichſtellung, die das 
OVG. zwiſchen jeder beliebigen Reklamevorrichtung wie Blech⸗ 
ſchild und ähnlichem und den Warenautomaten vornimmt, I! 
außerordentlich intereſſant, jedoch auch gefährlich. 

Wir ſtehen heute immer noch nicht vor einer einheitlichen 
Handhabung des Schutzes von Landſchaft und Straßenbild. In 
geſchloſſenen Ortsteilen finden nebeneinander Vorſchriften des 
WohnungsG., des VerunſtaltungsG., der VO. über Baugeſtal⸗ 
tung und Ortsſtatute Anwendung. Hinzu kommt noch, daß der 
Werberat der deutſchen Wirtſchaft in der 9. Bek. v. 1. Juni 1934 
ebenfalls eine Regelung der Anſchlagswerbung gegeben hat. 
Alle dieſe Vorſchriften überſchneiden ſich zum Teil, vermitteln 
jedenfalls dem wirtſchaftenden Volksgenoſſen, der Werbung 
durch Bauwerke oder an Bauwerken treiben will, keinen klaren 
Überblick darüber, was er alles zu beachten hat. So ſchützt ihn 
die einmal erteilte baupolizeiliche Genehmigung keineswegs dA 
vor, daß er kurze Zeit ſpäter aus einem anderen Geſichtspun 
auf Beſeitigung des Bauwerkes in Anſpruch genommen wird 
Gerade in letzter Zeit ſind jo unzählige Daueranſchläge, Licht 


66. Jahrg. 1937 Heft 24/25 


Rechtſprechung 


1589 


Gelder, Firmenſchilder, die den Werbungtreibenden gutes 
I gekoſtet haben, trotz Genehmigung im Wege des polizei⸗ 
chen Zwanges entfernt worden. 
hab Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß eine allzu lockere Hand⸗ 
St EN der Verunſtaltungsvorſchriften in manchen Straßen und 
aue dgegenden ein denkbar unſchönes Bild erzeugt hat. Wir 
5 kennen das kleine Kellergeſchäft, deſſen Umgebung mit 
Gegenden von Werbeſchildern, meiſt ſehr aufdringlicher und im 
Ba zueinander ſtehender Farbgeſtaltung verziert war. Die 
dazu zung dieſer unerfreulichen Erſcheinung darf aber nicht 
Sies führen, daß ganz ſyſtematiſch jede Werbemöglichkeit im 
Straßenbild abgeſchnitten wird. 
lor TR wirtſchaftende Volksgenoſſe, der ſich ein Geſchäfts⸗ 
ſach. gemietet hat, hat einen Anſpruch darauf, über dieſe Tat⸗ 
hin und auch über die von ihm vertriebenen Waren nach außen 
105 Kenntnis zu geben. Wie das im einzelnen zu geſchehen hat, 
iſt 8 Gegenſtand einer Erörterung ſein, ebenſo wie es unſtreitig 
lei, daß die Ausgeſtaltung der Außenwerbung geſchmackvoll zu 
ein hat. Ein Verbot jeder Außenwerbung aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Verunſtaltungsvorſchriften kann aber nicht rechtens 
1 Nicht der immer wieder und mit Recht vorgetragene Ge⸗ 
delt punkt der volkswirtſchaftlich wertvollen Beſchäftigung in 
3 Werbemittelinduſtrie ſoll hier ins Feld geführt werden, 
nic entſcheidender iſt es, daß wir von unſerem Straßenbild 
wien erwarten, daß in ihm nur völlig einförmige glatte Haus⸗ 
N vorhanden ſein ſollen. Bei geſchmackvoller Einrichtung 
teil guter Beleuchtung werden Werbehinweiſe nur von Vor⸗ 
Unt für die Straße und die Hausfront ſein. Natürlich ſind 
1 erſchiede zwiſchen Geſchäftsſtraßen und Wohnſtraßen zu 
Gerben. In einer landſchaftlich ſchönen Wohngegend wird ein 
ewerbezeichen eher ſtören können als in einer Kaufſtraße. Wir 
elwundern heute immer wieder die künſtleriſch hochſtehenden 
dieſchäfts⸗ und Gewerkzeichen des Mittelalters. Auch ſie haben 
110 Enge der damaligen Straßen für ſich in Anſpruch genom⸗ 
111 Sie waren auffällig und ſie ſollten es auch ſein; ebenſo 
0 ich heute, aber eine andere Zeit fordert andere Werbemittel. 
nch wird alſo auch heute dem Gewerbetreibenden grundſätz⸗ 
all das Recht einräumen müſſen, ſich auch nach außen hin 
54 nur denkbaren Werbemittel zu bedienen. Hierzu gehören 
an in neueſter Zeit immer ſtärker in Erſcheinung tretenden 
ſeiner automaten. Sie find, wie in dem Automaten®. und in 
Wr Erläuterungen feſtgehalten wird, eine zuſätzliche Ver⸗ 
und anöglichteit für den mittelſtändiſchen Einzelhandel. Form 
te Geſtaltung der Automaten find meiſt, wie der Augenſchein 
hrt, durchaus unaufdringlich und geſchmackvoll. In vielen 
ſchören ziert der abends beleuchtete ſaubere, farb⸗ und form⸗ 
cone Gegenſtand die ſonſt tote Geſchäftsfront. 
fie al Entſch. des OVG. ift inſoweit nicht zuzuſtimmen, als 
20 eklamezeichen und Warenautomaten ohne weiteres in einen 
ein wirft. Es iſt ein Unterſchied zwiſchen der Maſchine, die 
auch Verkaufshandlung vermittelt und dem toten Schild. Mag 
n der Anblick vieles Gemeinſames aufweiſen, der Straßen⸗ 
gewößere wird mit einer anderen inneren Einſtellung an das 
Ebenpenliche Reklamezeichen und an den Automaten herangehen. 
SI nſowenig wie man die gewiß auffälligen und nicht in jedes 
Straßenbild paſſenden Briefkäſten, Feuermelder und ähnliche Ein⸗ 
i tungen abſchaffen kann, weil ſie einem überſteigerten äſthe⸗ 
re Empfinden vielleicht peinlich find, ebenſowenig darf man 
en ennen, daß die Befriedigung des Lebensbedarfs in Geſchäft⸗ 
ie durch eine Verkaufstätigkeit vor ſich geht, und daß 
N Tätigkeit Einrichtungen zur Folge haben muß, bei denen 
licherſter Linie Zweckmäßigkeit und in zweiter Linie die mög- 
he Verbindung zum Schönen geſucht werden muß. 
ber Eine ſchematiſche Anwendung der vorl. OVGEntſch. würde 
N Recht von allen Seiten bekämpften „Bilderſtürmerei“ 
trieb weiteren, im übrigen gar nicht mehr erforderlichen Auf⸗ 
geben. So wie die Straßen dem Verkehr gehören und 
aher nicht eine blumige Wieſe ſein können, die äſthetiſch 
; ſchöner iſt als ein Stein⸗ oder Aſphaltſtreifen, ſo dient 
zor: Geſchäftsſtraße dem Verkauf und kann daher nicht die 
15 DE einer hervorragenden Architektur aufweiſen, wenn dies 
erkaufstätigkeit abträglich ſein muß. 
Wenn der Warenautomat, wie in der vorl. Entſch., un⸗ 


geſchickt angebracht iſt, dann ſoll dies gewiß verhindert wer⸗ 
den. Daß er aber angebracht werden darf, und daß er nicht 
nur ein Schattendaſein abends in der Niſche der geſchloſſenen 
Ladentür führen ſoll, muß immer wieder betont werden. Nur 
wenn man mit dieſem Grundſatz an die Auswertung der vorl. 
Entſch. herangeht, wird ſie den Bedürfniſſen des täglichen 
Lebens Rechnung tragen. 
RA. Dr. Günter Hecht, Berlin. 


* 


46.8 94 LVerw G.; Art. 5 § 3, A ct. 6 88 1und 3 
Pr Wohnungs G. v. 28. März 1918. Der geſetzliche 
Wirkungskreis der Wohnungsaufſichtsbe⸗ 
hörde iſt weiter als derjenige der Polizei⸗ 
behörde. Die Wohnungsaufſichtsbehörde hat 
ſich von Amts wegen über die Zuſtände i m 
Wohnungsweſen auf dem laufenden zu hal⸗ 
ten und hat von Amts wegen nötigenfalls auf 
die Beſeitigung von Mißſtänden hinzuwir⸗ 
ten. 1) 

Bei einer Beſichtigung durch den Beauftrag ı des Woh⸗ 
nungsamts wurden im Mai 1934 in dem Hauſe der Kl., auf 
deren Grundſtück ſich auch eine Viehſtallung befindet, eine 
große Anzahl von Mängeln feſtgeſtellt. Nachdem die am 25. Mai 
1934 ausgeſprochene Mahnung vergeblich geblieben war, ord⸗ 
nete das Bezirksamt B. (Wohnungsamt) am 12. Juli 1934 an, 
daß die Mängel, die nochmals mitgeteilt wurden, unter an⸗ 
derem das Vorhandenſein von Ungeziefer (Schwaben), binnen 
vier Wochen zu beſeitigen ſeien. 

Nach vergeblicher Beſchw. erhob die Kl. die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren und trug vor, ſie habe in den letzten 
Jahren ſchon über die aus dem Haus erzielbaren Einnahmen 
hinaus Gelder für Verbeſſerungen ausgegeben; eine Anzahl 
der jetzt verlangten Arbeiten ſei inzwiſchen ausgeführt worden, 
andere ſeien nicht dringlich, wieder andere lägen als Schön⸗ 
heitsreparaturen den Mietern ob. Da das Haus räumlich mit 
Viehhaltungen zuſammenhänge, ſei es von Ungeziefer niemals 
ganz frei zu halten. 

Das BezVerwGer. wies die Klage ab. 

Die Rev. der Kl. hatte keinen Erfolg. 

Sie kann nach § 94 LVerwG. nur darauf geſtützt werden, 
daß die angefochtene Entſch. auf einem Rechtsirrtum beruht 
oder daß ein weſentlicher Verfahrensmangel vorgekommen iſt. 
Keine dieſer beiden Vorausſetzungen liegt hier vor. 

Der Hinweis der Kl., das BezVerwöer. habe nicht be⸗ 
achtet, daß ein Teil der Mängel inzwiſchen bereits behoben 
und die Anordnung daher inſoweit gegenſtandslos geworden 
ſei, kann die Rev. nicht ſtützen. Denn der Verwaltungsrichter 
hat lediglich zu prüfen, ob die angefochtene Anordnung zu der 
Zeit ihres Erlaſſes rechtmäßig war. Ob die Anordnung ſpäter 
ganz oder teilweiſe ausgeführt worden iſt, kommt für ſeine 
Entſch. nicht in Betracht. 

Wenn die Kl. mit ihrem Vorbringen, daß die Wohnungs⸗ 
aufſichtsbehörde ſich lediglich von geſundheitlichen und ſicher⸗ 
heitspolizeilichen Rückſichten leiten laſſen dürfe, etwa zum Aus⸗ 
druck bringen will, daß die Wohnungsaufſichtsbehörde ſich mit 
ihren Anordnungen nur innerhalb der ſonſt für die Polizei 
gezogenen Grenzen bewegen dürfe, ſo iſt dieſe Annahme nicht 
zutreffend. Denn der im Art. 6 PrWohnungsG. v. 28. März 
1918 (GS. 23) dem Gemeindevorſtand als Wohnungsaufſichts⸗ 
behörde zugewieſene Wirkungskreis iſt erheblich weiter als der⸗ 
jenige der Polizeibehörde. Allerdings ſind die Wohnungsord⸗ 
nungen Polizeiverordnungen. Sie ſind erlaſſen auf Grund der 
im Art. 5 8 1 WohnungsG. gegebenen Ermächtigung, wonach 
„die Benutzung der Gebäude zum Wohnen und Schlafen durch 
allgemeine Vorſchriften (Wohnungsordnungen) im Wege der 
Polizeiverordnung geregelt werden“ kann. Neben dem in $ 2 
als weſeutlich vorgeſchriebenen Inhalt derartiger Wohnungs⸗ 
ordnungen (der hier nicht in Betracht kommt) gibt $ 3 eine Auf⸗ 
zählung ſonſtiger Beſtimmungen, die in einer Wohnungsord⸗ 
nung („ferner insbeſondere“) getroffen werden können; zu 
dieſen gehören unter anderem „Vorſchriften über eine den ge⸗ 
ſundheitlichen Anforderungen entſprechende bauliche Beſchaffen⸗ 
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heit und Inſtandhaltung der Wohn- und Schlafräume, der 
Hausflure, Treppen, Höfe und ſonſtigen der gemeinſamen Be⸗ 
nutzung der Hausbewohner dienenden Teile des Hauſes“. In 
dem vom Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen am 6. Dez. 
1918 herausgegebenen Entwurf zu einer ſolchen Wohnungs⸗ 
ordnung iſt im § 2 Abſ. 2 Ziff. 11 unter anderem vorgeſehen, 
daß die Decken, Wände, Türen, Fenſter und Fußböden der 
Wohnräume und des Zubehörs (Zugänge, Treppen uſw.) in 
baulich gutem und ſauberem Zuſtande zu erhalten ſind und 
daß die Erneuerung von Anſtrich und Tapezierung in vorge⸗ 
ſchriebenen Friſten angeſtrebt werden ſoll. Auch dieſer amt⸗ 
liche Entwurf betrachtet alſo die Sauberhaltung und regel- 
mäßige Erneuerung des Anſtrichs der Wände uſw. als im 
Rahmen der im Geſetze vorgeſehenen Wohnungsordnungen 
liegend. Dem iſt beizutreten. Es ſind daher keine Bedenken 
gegen die Vorſchrift in § 5 Abſ. 1 Ziff. 2 und 4 der Berliner 
Wohnungsordnung v. 14. Aug. 1928 zu erheben, wonach die 
Wände und Decken ordentlich verputzt, gut tapeziert, geweißt 
oder geſtrichen ſein und die erwähnten Räume ſo beſchaffen 
fein muſſen, daß ſie ordnungsmäßig benutzt und ſauber ge⸗ 
halten werden können und gegen das Einniſten von Ungeziefer 
geſchützt ſind. Dieſe Beſtimmungen find nicht, wie die Kl. 
glaubt, nur äſthetiſche Forderungen, ſie liegen vielmehr auf 
dem Gebiet der Geſundheitspflege (Hygiene) und ſind mithin 
rechtsgültig. 

Wenn der vorſtehend erörterte Art. 5 Wohnungs®. feiner 
berſchrift entſprechend die Benutzung der Gebäude regelt, jo 
ordnet der ihm folgende Art. 6 Abſ. 1 das Weſen der örtlichen 
Wohnungsaufſicht, die nicht eine Angelegenheit der Polizei⸗ 
behörde, ſondern eine ſolche der Gemeinde iſt ($ 1). Die Woh⸗ 
nungsaufſichtsbehörde hat ſich hiernach von den Zuſtänden im 
Wohnungsweſen fortlaufend Kenntnis zu verſchaffen. Sie hat 
das Recht, aber auch die Pflicht, auf die Fernhaltung und Be⸗ 
ſeitigung von Mißſtänden ſowie auf die Verbeſſerung der Woh⸗ 
nungsverhältniſſe hinzuwirken; ſie kann Anordnungen in dieſer 
Hinſicht erlaſſen, ſoweit ſich herausſtellt, daß eine Wohnung 
hinſichtlich ihrer Beſchaffenheit oder Benutzung den an ſie zu 
ſtellenden Anforderungen nicht entſpricht (Art. 6 § 3). Dieſe 
Worte des Geſetzes enthalten die der Tätigkeit der Wohnungs⸗ 
aufſichtsbehörde gezogene Grenze. Wann eine Wohnung den 
an ſie zu ſtellenden Anforderungen entſpricht und wann nicht, 
das iſt i. S. des Geſetzes nach objektiven Merkmalen zu beſtim⸗ 
men, die ſich aus der herrſchenden allgemeinen Auffaſſung er⸗ 
geben (OVG. 86, 413/416). Auch an dieſem Maßſtab gemeſſen, 
halten ſich die im vorl. Fall getroffenen Anordnungen der 
Wohnungsanfſichtsbehörde — wie das BezVerwöGer. mit Recht 
feſtgeſtellt hat — im zuläſſigen Rahmen. Es ſei jedoch darauf 
hingewieſen, daß die Wohnungsaufſichtsbehörde auf Grund 
ihrer erörterten allgemeinen Pflicht, ſich über die Zuſtände im 
Wohnungsweſen auf dem laufenden zu halten und auf die 
Beſeitigung von Mißſtänden hinzuwirken, ſich auch über die 
von der Kl. gerügten Zuſtände der Nachbargrundſtücke (angeb⸗ 
lich Einwanderung von Ungeziefer von dort) zu vergewiſſern 
haben wird. 

Die Kl. hat weiter ausgeführt, die Anordnungen der Woh 
nungsaufſichtsbehörde dürften nicht derartige ſein, daß dar⸗ 
unter die Wirtſchaftlichkeit des Grundſtücks leide, ſie müßten 
daher gegebenenfalls auf eine Reihe von Jahren verteilt wer⸗ 
den. — Die Frage der Wirtſchaftlichkeit unterliegt jedoch nicht 
der Prüfung und Entſch. der Verwaltungsgerichte, denn dieſe 
haben ſich nur mit der Rechtmäßigkeit der angefochtenen An⸗ 
ordnung zu befaſſen; dieſe aber wird durch derartige rein 
privatwirtſchaftliche Erwägungen nicht berührt. Wenn die Kl. 
in der mündlichen Verhandlung dieſe Ausführungen noch da⸗ 
hin erweitert hat, daß die angeordneten Inſtandſetzungsarbeiten 
unmöglich innerhalb der dafür geſetzten Friſt von vier Wochen 
vorgenommen werden könnten, ſo iſt das eine neue Behaup⸗ 
tung tatſächlicher Art, die zur Begründung der Rev. nicht ge⸗ 
eignet iſt (§ 94 LVerwG.). 

Daß die Forderung der Ungezieferbeſeitigung deswegen 
auf eine unmögliche Leiſtung gehe, weil auf demſelben Grund⸗ 
ſtück Vieh gehalten werde und weil neues Ungeziefer von den 
Nachbargrundſtücken herzuwandere, iſt nicht anzuerkennen, 


wenn auch infolge dieſes Umſtandes die Bekämpfung der 
Schwabenplage erſchwert fein mag. Die angefochtene Vfg. geht 
auch nur auf Beſeitigung des auf dem Grundſtück der Kl. vor 
handenen Ungeziefers. Dieſe aber iſt, wie die Kl. ſelbſt nicht 
beſtritten hat, an ſich möglich. 

Schließlich hat die Kl. beanſtandet, daß die Beſeitigung 
des Ungeziefers nur ihr als der Vermieterin aufgegeben jet 
und nicht den Mietern des Viehſtalles und der anderen Räume. 
In dieſer Beziehung hat ſich auf dem gleichartigen Gebiete des 
Polizeirechts ſchon lange eine feſtſtehende Rſpr. gebildet, die 
für die Beurteilung des hier vorl. Falles heranzuziehen il 
(OVG. 77, 486). Hiernach ſind ſowohl der Eigentümer als auch 
die Mieter der Polizei gegenüber nebeneinander und gleicher⸗ 
weiſe verpflichtet, ſo daß dieſe ſich an jeden von ihnen halten 
kann (Scholz, „Handbuch des geſamten öffentlichen Grund⸗ 
ſtücksrechts“, Bd. 1, S. 45, 46 und die dort angeführte Rſpr.). 
Da der Grundſtückseigentümer für ſein Eigentum ſtets ſelber 
verantwortlich bleibt, jo kann die Polizei und die Wohnungs 
aufſichtsbehörde ſich kraft öffentlichen Rechts immer an ihn 
halten, ohne Rückſicht auf privatrechtliche Mietverhältniſſe, es 
jet denn, daß die geforderte Leiſtung für ihn unmöglich N 
(Drews, „Preußiſches Polizeirecht“, Bd. 1, 4. Aufl., S. 49). 

Zu dieſer Frage hat das OVG. in der auch von der Kl. 
angeführten Entſch. (OVG. 95, 121; RVerwBl. 56, 921) weiter 
ausgeführt, daß eine Forderung, deren Erfüllung nicht allein 
von dem Willen des Pflichtigen abhängt und auf deren Er 
füllbarkeit durch den Pflichtigen nach den Erfahrungen des 
täglichen Lebens nicht mit hinreichender Sicherheit gerechnet 
werden kann, unſtatthaft iſt. Die von der Kl. in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vorgebrachte Behauptung, daß die Mieter 
ihren Bemühungen, in den Wohnungen Maßnahmen zur Un 
geziefervertilgung zu treffen, ſich widerſetzen würden, unterliegt 
als neue tatſächliche Angabe ebenfalls nicht der Prüfung durch 
das OVG., und zwar um fo weniger, als die Kl. nichts vor 
getragen hat, was ſie zu ſtützen geeignet ſein könnte. Da die 
Wohnungsaufſichtsbehörde aber gerade durch Beſchw. der 
Mieter über die Ungezieferplage zum Einſchreiten veranlaßt 
worden iſt, ſo kann erwartet werden, daß die Mieter den Maß 
nahmen zur Vertilgung in ihren Wohnungen keine Hemmun 
gen bereiten werden. Sollte dies doch der Fall ſein, ſo kann die 
Kl. dies dem Wohnungsamt anzeigen, daß ſeinerſeits den 
Widerſtand durch geeignete Maßnahmen zu brechen haben wird. 


(PrOVG., Entſch. v. 26. Nov. 1936, IV C 132/35.) 


Anmerkung: Die Befugniſſe der Wohnungsaufſichtsbehör 
den in Preußen, regelmäßig alſo der ſtädtiſchen Wohnungs⸗ 
ämter, find ſeit Erlaß des PrWohnungsG. v. 28. März 1918 
(GS. 23) lebhaft umſtritten. Insbeſ. wird immer wieder von 
den Organiſationen des Haus⸗ und Grundbeſitzes gegen die 
Handhabung der Wohnungsaufſicht durch die Wohnungsämter 
erregter Widerſpruch laut. Die Fachzeitſchriften dieſer Verbände 
geben dem genannten Thema laufend durch Abdruck von Auf: 
ſätzen und gerichtlichen Entſch. Raum. Erſt kürzlich brachte 
„Das Grundeigentum“ (Nr. 3 v. 17. Jan. 1937, S. 64 ff.) eine 
umfaſſende Abhandlung von SenPräſ. Dr. Weber, Berlin, 
über „Die Befugniſſe der Wohnungsämter bei der Wohnungs 
aufſicht und Wohnungspflege“, die eine gute Überſicht über den 
Stand der einſchlägigen Fragen gibt und den Verſuch unter 
nimmt, die praktiſche Verwaltungshandhabung der ſtädtiſchen 
Wohnungsämter und die Rſpr. der VerwGer. in Wohnungs⸗ 
aufſichtsſachen zu einer Umkehr i. S. der Forderungen des 
Haus⸗ und Grundbeſitzes zu bewegen. Auf dieſe Abhandlung 
ſeien die Leſer der JW., beſonders aber die Anwälte, nach 
drücklichſt hingewieſen. 

Es handelt ſich vor allem um zwei Fragen, die der Haus 
und Grundbeſitz abweichend von der bisherigen Praxis gehand⸗ 
habt wiſſen möchte: die Frage der fait ausſchließlichen Inan⸗ 
ſpruchnahme der Hauseigentümer ſeitens der Wohnungsämter 
und die Frage der Begrenzung der Anforderungen der Woh⸗ 
nungsämter durch die Wirtſchaftlichkeit des Haus⸗ und Grund‘ 
beſitzes und die Zahlungsfähigkeit der Eigentümer. 6 

Die Praxis der Wohnungsämter, vor allem in Berlin, 
geht dahin, in Ausübung der Wohnungsaufſicht zur Beſeit! 
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gung von Mißſtänden auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
regelmäßig die Hauseigentümer heranzuziehen, ſelbſt wenn die 
Wirdbafte Verurſachung des gerügten Mißſtandes durch einen 
ze des Hauſes offen zutage liegt. Wie Weber a. a. O. 
b ſoll es ſogar oft vorkommen, daß aſoziale Mieter bös⸗ 
eig Schäden ſelbſt verſchulden, ſich dann an das Wohnungs⸗ 
— wenden und mit deſſen Hilfe die Abſtellung der Mängel 
urch den Hauseigentümer erzwingen; wenn dann der Haus- 
eigentümer von dem ſchuldhaft handelnden Mieter Erfah feiner 
wal wendungen verlange, erweiſe ſich dies wegen Inſolvenz des 
1 als ein hoffnungsloſer Verſuch. Mit Recht ſagt We 
175 (a. a. O.), daß die Hauseigentümer dieſes Verfahren als 
an erecht empfinden und der Meinung ſind, die Wohnungs⸗ 
eee ſeien verpflichtet, ſich gegebenenfalls unmittelbar an die 
uldigen Mieter zu halten. Mit Recht hat auch das PrOVG. 
flegentlich ausgeſprochen, daß der von den Wohnungsämtern 
5 der Praxis regelmäßig gewählte Weg „unter Umſtänden zu 
ihnhaltbaren Zuſtänden für die der Willkür und Böswilligkeit 
en Mieter preisgegebenen Hausbeſitzer führen kann“ (OVG. 
8 484, 486). Gleichwohl geht die Kſpr. der Verwcher. dahin, 
l es eine richterlich nicht nachprüfbare Frage des behörd⸗ 
Fe Ermeſſens ſei, ob ſich das Wohnungsamt an den Eigen- 
—5 des Hauſes oder an den ſchuldigen Mieter halten wolle. 
e Nachprüfung dieſer Ermeſſensfrage ſtehe nicht dem Ge⸗ 
dust, ſondern allein der Aufſichtsbehörde zu. Auch wenn ſich 
175 Wohnungsamt bei offenſichtlichem Verſchulden eines Mie⸗ 
10 nicht an dieſen, ſondern an den Hauseigentümer wendet, 
gran der Verwaltungsrichter nur feſtſtellen, daß der gewählte 
eg dem Recht nicht widerſpricht“ (OVG. a. a. O.). 
Worauf beruht dieſe Rſpr.? Die Wohnungsaufſicht iſt 
Selbſtverwaltungsangelegenheit der Gemeinden (vgl. Pe⸗ 
he , „Grenzen der kommunalen Selbſtverwaltung in Preu⸗ 
76 „S. 77 Fußnote 4; ebenſo Reuß: JW. 1936, 3022; OVG. 
g 470). Während § 1 PrPol Verw. die Polizei als eine „An⸗ 
15 egenheit des Staates“ bezeichnet, nennt Art. 6 § 1 PrWoh⸗ 
ein 980. die Aufficht über das Wohnungsweſen ausdrücklich 
t „Gemeindeangelegenheit“. Dieſer Bezeichnung gemäß über⸗ 
. PrWohnungsG. die Ausübung der Wohnungsaufſicht 
a ttelbar dem „Gemeindevorstand“ oder einer beſonderen 
numeindebehörde, dem Wohnungsamt. Auf dem Gebiet der Woh⸗ 
im gsaufſicht wird die Gemeinde ſomit in ihrem eigenen, nicht 
a. og. „übertragenen“ Wirkungskreis tätig. Das hindert 
natürlich nicht, daß auch die der Gemeinde zu Zwecken der 
get onungsaufſicht zugebilligte Zwangsgewalt, ebenſo wie die 
abſante übrige „Herrſchaftsgewalt“ der Gemeinden, vom Staate 
abgeleitet iſt (Peters a. a. O., S. 54/55). Nach Art. 6 8 3 
Wohnungs. iſt die Gemeinde bei der Ausübung der Woh⸗ 
ungsaufſicht befugt, nach obligatoriſchen gütlichen Einwir⸗ 
zu gswerſuchen die zur Abhilfe „erforderlichen Anordnungen 
0 erlaſſen“. Hier wird der Gemeinde ſomit im Intereſſe der 
fuahnungsaufſicht eine Befehlsbefugnis beigelegt, die der Be⸗ 
Es der Polizei zum Erlaß polizeilicher Verfügungen in 
hi 1 Maße ähnlich iſt. Die Ahnlichkeit der Wohnungsauf⸗ 
ditt fehle der Gemeinden mit den polizeilichen Verfügungen 
geült auch noch dadurch in Erſcheinung, daß Art. 6 § 3 Pr⸗ 
ie nungsG. die erwähnten Anordnungen der Gemeinden hin⸗ 
es ihrer formellen Anfechtbarkeit den Beſtimmungen über 
Pepondechtung polizeilicher Verfügungen unterwirft (SS 45 ff. 
Herr 0BermG.). Die Rſpr. ift aber über dieſe formelle Gleich⸗ 
ge ung aus wohlüberlegten und zutreffenden Gründen hinaus⸗ 
gangen: auch die Vorſchriften über die materiellen Erfor⸗ 
f e einer Pol Vfg. find in ſtändiger Rſpr. vom PrOVG. 
in befehlsmäßige Anordnungen der Wohnungsaufſichtsbehör⸗ 
des für anwendbar erklärt worden (vgl. Scholz, „Handbuch 
So geſamten öffentlichen Grundſtücksrechts“, Bd. 1, S. 229). 
& werden insbeſ. auch die Vorſchriften über die polizeipflich⸗ 
Aden Perſonen, alſo die Beſtimmungen über den richtigen 
„ellaten der Pol Vfg. (88 18-21 PrPol Verw.), auf die 
der benungen der Wohnungsämter angewandt. Hier bietet dann 
1 en $ 20 Abſ. 1 PrBolVeriw®. die tägliche Handhabe 
Kant 5 Heranziehung des Hauseigentümers. Dieſe Vorſchrift 
i et: „Für den polizeimäßigen Zuſtand einer Sache iſt deren 
gentümer verantwortlich“. Es handelt ſich hier um die ſoge⸗ 


eine 
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nannte „Zuſtands⸗“ oder „Gewalthaberhaftung“, die unab⸗ 
hängig davon begründet iſt, ob etwa auch eine andere Perſon 
aus dem Geſichtspunkt der „Handlungs⸗ oder „Verurſachungs⸗ 
haftung“ polizeipflichtig iſt. Sind aus beiden Haftungs⸗ 
geſichtspunkten geeignete Befehlsadreſſaten vorhanden, jo haf⸗ 
ten dieſe nicht alternativ, ſondern grundſätzlich neben ein⸗ 
ander; ihre Auswahl ſteht im freien — wenn auch ſachlich, 
alſo pflichtmäßig, zu übenden — Ermeſſen der Behörde. Das 
iſt die Rechtsgrundlage der Übung der Wohunngsaufſichts⸗ 
behörden, kraft welcher dieſe nach herrſchender Anſchauung in 
freier Ermeſſensübung den Hauseigentümer ebenſo wie den 
Mieter heranziehen konnen. Daß dieſe Wahl in der Regel 
den Hauseigentümer trifft, dürfte in der größeren Sicherheit 
begründet ſein, die dieſer für die Ausführung der angeordneten 
Maßnahmen bietet. 

Wie bereits erwähnt, verſucht Weber (a. a. O.) dieſe 
Verwaltungshandhabung der Wohnungsämter und die ent⸗ 
ſprechende Rſpr. der VerwGer. untzuſtoßen. Seine Argumenta⸗ 
tion iſt jedoch m. E. nicht überzeugend. Es iſt hier nicht der 
Ort, den Ausführungen Webers im einzelnen entgegenzu⸗ 
treten, ſo ſehr dieſe auch einer kritiſchen Widerlegung bedürftig 
ſind. Statt deſſen mag jedoch auf einen von Weber und auch 
ſonſt nirgends berührten Geſichtspunkt hingewieſen werden, 
der vielleicht geeignet iſt, die mit Recht allſeits als unbefrie⸗ 
digend bezeichneten Zuſtände auf dent Gebiet der Wohnungs⸗ 
aufſicht in neuer rechtlicher Beleuchtung zu zeigen. Der er⸗ 
wähnte § 20 PrPol Verw. erklärt in Abſ. 2 Satz 2 ausdrück⸗ 
lich, daß die polizeiliche Eigentümerhaftung entfällt, wenn ein 
anderer Gewalthaber vorhanden iſt, der „die tatſächliche Ge⸗ 
walt gegen den Willen des Eigentümers ausübt“. Die Trag⸗ 
weite dieſer Vorſchrift iſt m. E. noch nicht genügend erkannt. 
Ste wird üblicherweiſe fo angewandt, als ob in ihr nicht 
eine unbefugte Ausübung, ſondern eine unbefugte Innehabung 
der tatſächlichen Gewalt auf ſeiten des anderen Gewalthabers 
vorausgeſetzt würde. Das widerspricht aber zunächſt mindeſtens 
dem Wortlaut des Geſetzes: ihm iſt genügt, wenn ein polizei⸗ 
pflichtiger Nichteigentümer vorhanden iſt, der die ihm — befugt 
oder unbefugt — zuſtehende tatſächliche Gewalt unbefugt, näm⸗ 
lich „gegen den Willen des Eigentümers“, ausübt. Es kommt 
alſo bei dem anderen Gewalthaber nicht auf das unbefugte 
Innehaben, ſondern auf die unbefugte Ausübung der 
tatſächlichen Gewalt an. Einer unbefugten Ausübung der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt kann ſich auch jemand ſchuldig machen, der 
an ſich befugterweiſe — alſo mit dem Willen des Eigen⸗ 
tümers — die tatſächliche Gewalt innehat. Eine unbefugte 
Ausübung der tatſächlichen Gewalt liegt alſo nicht nur dann 
vor, wenn jemand die tatſächliche Gewalt überhaupt — ihrer 
Subſtanz nach — unbefugt, d. h. gegen den Willen des Sach⸗ 
eigentümers, innehat, ſondern auch, wenn der an ſich zur Inne⸗ 
habung der tatſächlichen Gewalt befugte Gewalthaber den Rah⸗ 
men des ihm vom Eigentümer zugeſtandenen Beſitzrechts über⸗ 
ſchreitet. Jede Einwirkung des befugten Gewalthabers auf die 
in ſeinem Beſitz befindliche Sache, die den Rahmen ſeines 
Beſitzrechts überſchreitet, iſt eine unbefugte Ausübung der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt. Bei dieſer Deduktion handelt es ſich keines⸗ 
wegs um eine konſtruktive Willkür, um eine Art „Zweck⸗ 
konſtruktion“, ſondern um einen Gedanken, an den ſich auch im 
bürgerlichen Recht im Zuſammenhang mit den SS 989—992 
BGB. Anklänge finden (vgl. RG. 101, 310; 106, 152; 
Planck, „BGB“. 1b zu 8 993). Es iſt alſo zu erwägen, ob 
man dem Ziel der materiellen Gerechtigkeit nicht auf dem hier 
entwickelten Weg zuſtreben, alſo den Eigentümer immer dann 
von ſeiner Polizeipflicht freiſprechen ſoll, wenn der polizei⸗ 
widrige Zuſtand der Sache auf eine Einwirkung eines anderen 
Gewalthabers, insbeſ. des Mieters, zurückzuführen iſt, die in 
überſchreitung eines etwa vorhandenen Beſitzrechts dieſes Ge⸗ 
walthabers, alſo in unbefugter Gewaltausübung, vorgenom⸗ 
men worden iſt. 

Dieſes Ergebnis wird überdies nicht nur dem — kritiſch 
zu leſenden ()) — Wortlaut des § 20 Abſ. 2 S. 2 PrPolVerwG. 
gerecht, ſondern befindet ſich m. E. auch in vollem Einklang mit 
den tragenden Grundgedanken des polizeilichen Haftungsrechts 
überhaupt. Ich habe dieſe Grundſätze des polizeilichen Haftungs⸗ 
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rechts, d. h. die letzten Grundgedanken der geſetzlichen Regelung der 
Polizeipflicht, in meinem Aufſatz „Die polizeiliche Haftung des 
früheren Eigentümers“ (JW. 1933, 2565) eingehend geprüft 
und verweiſe inſoweit auf meinen erwähnten Aufſatz. Aus ihm 
ergibt ſich, daß den verſchiedenen Erſcheinungsformen der nor- 
malen Polizeipflichtigkeit, alſo abgeſehen vom Fall des polizei⸗ 
lichen Notſtandes, ein einheitliches Haftungsprinzip, nämlich 
eine beſtimmt geartete Beziehung zur Entſtehung der Gefahr, 
zugrunde liegt. Dieſe Vorausſetzung der polizeilichen Haf⸗ 
tung iſt nicht mehr vorhanden, wenn der Wille des Eigen- 
tümers einer Sache durch einen entgegengeſetzt gerichteten Wil- 
len des unmittelbaren Gewalthabers mediatiſiert wird. Da⸗ 
mit entfällt, wie ich a. a. O. in eingehender Kritik der Rſpr. 
und des Schrifttums gezeigt habe, der immaneute Grund— 
gedanke der polizeilichen Haftung des Eigentümers, der dem 
Geſetz letzten Endes zugrunde liegt. 


Es wäre begrüßenswert, wenn das PrOVG. zu gegebener 
Zeit Gelegenheit nähme, zu dieſen Erwägungen Stellung zu 
nehmen. Gewiß gehört eine „Portion wiſſenſchaftlichen Mutes“ 
dazu, ſich zur dargelegten Rechtsauffaſſung zu bekennen, aber 
es handelt ſich dabei nicht um den Mut zu einer ſpekulativen 
Konſtruktion, ſondern um den Mut zur Selbſtüberwindung 
und zum Abſtand von einer überkommenen Tradition. 


Was die zweite Frage, alſo den Umfang der zuläſſigen 


Anforderungen der Wohnungsaufſichtsbehörden im Hinblick auf 


die finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Hauseigentümer anbe⸗ 
langt, ſo erſcheinen mir auch inſoweit die oben zitierten Aus 
führungen Webers nicht durchſchlagend. Es wäre dagegen 
zu prüfen, ob etwa die in der Rſpr. des PrOVG. für den 
Umfang der Wegebau⸗ und Wegeunterhaltungslaſt entwickelten 
Grundſätze, in denen dem Wegebau⸗ und -Unterhaltungspflich⸗ 
tigen ein Rechtsanſpruch auf Berückſichtigung feiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit zugebilligt wird (vgl. Germershauſen⸗Sey⸗ 
del, „Wegerecht und Wegeverwaltung in Preußen“, 4. Aufl., 
Bd. 1, S. 28/29), auch außerhalb des Wegerechts allgemeine 
Bedeutung haben. Der Wegebaupflichtige „hat Anſpruch dar⸗ 
auf, daß das Maß der polizeilich zu fordernden Leiſtung ſeine 
Kräfte nicht überſteigt. Es gelten nicht die Grundſätze des 
Zivilrechts, wonach der Schuldner zahlen muß, ſolange er etwas 
beſitzt, auch wenn er dadurch ruiniert wird“ (Germers⸗ 
hauſen⸗Seydel a. a. O.). Es iſt nicht einzuſehen, weshalb 
dieſe im Wegerecht entwickelten Grundſätze nur auf einem 
Sondergebiet des Verwaltungsrechts, nicht aber allgemein Gel⸗ 
tung beanſpruchen ſollten. Hinzu kommt, daß der erwähnte 
„Grundſatz des Zivilrechts“, der in der Regelung des § 279 
BGB. ſeinen Niederſchlag gefunden hat und nur aus der man⸗ 
cheſterlichen Geiſteshaltung der Entſtehungszeit des BGB. mit 
ihrem unbegrenzten Konjunkturoptimismus (Gründerzeit!) zu 
erklären iſt, auch auf dem Gebiet des materiellen bürgerlichen 
Rechts — vom Vollſtreckungs⸗ und Vollſtreckungsſchutzrecht gauz 
zu ſchweigen — ſtark ins Wanken geraten iſt. Unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt iſt die Berufung auf die wirtſchaftliche Untragbar⸗ 
keit der Anordnungen der Wohnungsämter — ebenſo wie im 
entſprechenden Fall des Wegerechts — als Beſtreiten der Recht⸗ 
mäßigkeit des behördlichen Verlangens zu würdigen. Selbſt⸗ 
verſtändlich ſoll hier nicht abſchließend behauptet werden, daß 
die angeführten Grundſätze des Wegerechts unzweifelhaft allge⸗ 
meine Bedeutung beſitzen, aber es wäre immerhin zu prüfen, 
weshalb dieſe Grundſätze nur auf dem Sondergebiet des Wege⸗ 
rechts Bedeutung haben ſollten. 


Was ſchließlich noch den geſetzlichen Wirkungskreis der 
Wohnungsaufſichtsbehörden überhaupt und das wechſelſeitige 
Zuſtändigkeitsverhältnis von Wohnungsamt und Polizei an 
betrifft, ſo ſei hierzu auf meine Ausführungen: JW. 1936, 
3022 verwieſen. 


RA. Reuß, Berlin. 


47. 8 12 A bſ. 2, § 2 Ziff. 1 Gaſtſtätt G. 


1. Die Tatſache allein, daß der Inhaber 
er Scha nk ek schee müßt seinen Steuer 
ſchulden rückſtändig geblieben iſt, rechtfertigt 
noch nicht den Schluß auf ſeine allgemeine 
gewerbliche Unzuverläſſigkeit. Nur wenn er 
böswillig feinen ſteuerlichen Verpflichtun⸗ 
gen nicht nachkommt, iſt der Vorwurf der Un’ 
zuverläſſigkeit und damit die Klage auf Zu⸗ 
rücknahme der Schankerlaubnis begründet. 


ee ee e ee een ee e 
beitnehmeranteile zur Sozialverſicherung 
durch den Inhaber einer Schank⸗ (Gaſt⸗ 
Wirtſchaft bildet für ſich einen genügenden 
Grund zur Zurücknahme der Schank⸗ (Gaſt⸗ 
Wirtſchaftserlaubnis wegen Unzuverläſſig⸗ 
keit des Inhabers. 


(Pr OG., 3. Sen., Urt. v. 3. Dez. 1936.) 
(Ausführlich mit Anm. veröff.: Akad. 1937, 219.) 
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48. Deutſch⸗Schweizeriſches Verrechnungs⸗ 
abkommen. Durch die Zahlung an die Schweizer 
Nationalbank entftcht kein Anſpruch des deut⸗ 
ſchen Gläubigers, der verarreſtiert werden kann. 


Der ſchweizer. Schuldner zahlte an die Schweizer National- 
bank und verarreſtierte dann den Anſpruch des deutſchen 
Gläubigers an die Bank, um in der Schweiz einen Schadens‘ 
erſatzprozeß gegen denſelben durchzuführen. Der Einzelrichter 
des Bezcßer. Zürich hat den Arreſt mangels eines Arreſt⸗ 
objektes aufgehoben. 


Aus der Begründung: Die Einzahlung clearing 
pflichtiger Forderungen an die Schweizer Nationalbank, welche 
die Funktion der Kaſſe oder Zahlſtelle der Verrechnungsſtelle 
ausübt, erfolgt auf Grund öffentlichen Rechts — Ven 
rechnungsabkommen Schweiz, Deutſchland. Die Einzahlung 
ſchafft daher zwiſchen dem Einzahlenden und der Schweizer 
Nationalbank auch kein obligatoriſches Verhältnis, was auch 
außerhalb des Zwecks des Abkommens liegt, welches die wirt“ 
ſchaftlichen Auswirkungen der deutſchen Deviſengeſetzgebung 
zum Nachteile Schweizer Gläubiger im Rahmen der gegebenen 
wirtſchaftlichen Möglichkeiten ausgleichen will. Im Abkommen 
iſt auch nirgends von der Schaffung eines ſolchen privatrecht— 
lichen Verhältniſſes die Rede. Der Zahlungsverkehr ſoll aus“ 
ſchließlich durch Vermittlung der beidſeitig dafür bezeichneten 
Banken erfolgen. Die Schweizer Nationalbank iſt alſo durch 
die Einzahlung weder Mandatarin noch Depoſitarin des ein“ 
zahlenden Schuldners geworden, noch hat ſie deſſen Schuld 
übernommen. Dann kann aber auch von einem Privatrechts“ 
verhältnis zwiſchen der Schweizer Nationalbank und dem 
deutſchen Gläubiger keine Rede ſein, und es iſt ſomit keine 
Forderung desſelben an die Bank entſtanden. Der Einzahlung 
kommt lediglich die Bedeutung des Verſuchs der Erfüllung zu. 
Der deutſche Gläubiger hat aber auch gegenüber der Schweizer 
Nationalbank keinen Auſpruch auf Auszahlung in Form eines 
ſubjektiven öffentlichen Rechts, ſondern ein ſolcher Anſpruch 
beſteht nur gegenüber der deutſchen Reichsbank (Beſtätigung 
der Theorie, vgl. IW. 1936, 2905 und 1116). 


(Bezßer. Zürich, U. v. 2. Febr. 1937.) 
Mitgeteilt durch RA. Dr. H. Meyer-Wild, Zurich. 
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